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Theils die Vorarbeiten für die letzte Abthei— 
lung meines Werkes über Philoſophie des Rechts, 
theils meine Vorleſungen über Kirchenrecht führ— 
ten mich auf das genauere Studium der prote— 
ſtantiſchen Kirchenverfaſſung, deſſen Reſultate ich 
hier mittheile. Daß dem Gegenſtande das In— 
tereſſe nicht entſtehen werde, darüber kann ich 
kaum einen Zweifel hegen. Mit der Rückkehr 
des Glaubens in unſern Tagen iſt auch die Sehn— 
ſucht nach einem feſten und befriedigenden kirchli— 
chen Beſtande erwacht, und es ſind darum die 
Fragen über die wahren Rechtsgrundſätze der be— 
ſtehenden Kirchenverfaſſung, über das Ziel ihrer 
Fortbildung, über die Bürgſchaften für die Selbſt— 
ſtändigkeit der Kirche in weitern Kreiſen lebhaft 
angeregt worden. Das ſind aber die Fragen, 


VI Vorrede. 


über welche ſich dieſe Arbeit verbreitet. Möge 
ſie nur auch dem Intereſſe ihres Gegenſtandes 
entſprechen! 

Ihre Aufgabe erſtreckt ſich zunächſt und Haupt: 
ſächlich nur auf die richtige Erkenntniß 
des Beſtehenden, auf die gegebene poſitive 
Lehre, das gegebene poſitive Recht der Prote— 
ſtanten. Doch konnte ich nicht umhin, durch Ent— 
wicklung aus dem Weſen der Kirche die innern 
Gründe und den Sinn jener Lehre und jenes 
Rechtes aufzuzeigen. Auch iſt an manchen Orten 
die Frage nach der nächſten Fortbildung der Ein— 
richtungen, ſowie auch, beſonders in den beiden 
Anhängen, die weitere Frage nach den allgemein 
richtigen Grundſätzen über Kirchenverfaſſung nicht 
ohne Erörterung geblieben. 

Ferner hat ſie zu ihrem Gegenſtande nur die 
Verfaſſung der lutheriſch evangeliſchen Kir— 
che. Daher wurden die reformirten Schriftſteller, 
auch wo es nur die Lehre und die kirchlichen 
Principien betraf, wenig berückſichtigt. Denn ſie 
bewegen ſich auf einem ganz andern Boden recht— 
licher Einrichtungen, und hatten keinen direkten 
Einfluß auf Lehre und Recht der lutheriſch evan— 
geliſchen Kirche. Lutheriſche und reformirte Berz 
faſſungslehre wie lutheriſches und reformirtes Ver— 
faſſungsrecht (Konſiſtorial- und Presbyterialver— 
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faſſung), obwohl ſie die gemeinſame Grundlage 
der evangeliſchen Erkenntniß von der Kirche ha— 
ben, müſſen dennoch geſondert und jedes als ein 
in ſich geſchloſſenes Ganzes wiſſenſchaftlich behan— 
delt werden, wenn rechte Einſicht in beide ge— 
wonnen werden ſoll. Für eine ähnliche Darſtel— 
lung der reformirten Kirchenverfaſſung wie der 
lutheriſchen fehlen mir aber bis jetzt die vollſtän— 
digen Studien und hier zu Lande ſelbſt das nö— 
thige Material. 

Mit Thomaſius iſt unter den Proteſtan— 
ten ein großer Abfall von allem Kirchthum einge— 
treten, der ſeine mächtige Wirkung fortſetzte, und 
zu unſern Zeiten in der Denkart wie in den Zu— 
ſtänden ſein Aeußerſtes erreicht hat. Durch ihn 
ſind die unterſten Grundlagen der Verfaſſung zer— 
ſtört worden. Seit J. H. Böhmer wurde ſelbſt 
die Geſchichte getrübt. Dieſem großen Forſcher 
fehlte ungeachtet ſeiner enormen Gelehrſamkeit 
und ſeiner geſchichtlichen Richtung dennoch ver— 
möge ſeiner Thomaſius'ſchen Ideen der unbefan— 
gene Sinn gerade für die Epoche vor ihm. Ihm 
ſelbſt fällt mehr eine einſeitige Auffaſſung und 
Deutung bei genauer Kenntniß zur Laſt. Von 
ihm an aber datirt ſich ein allgemeines Mißver— 
ſtändniß der frühern Anſichten und Begriffe und 
dadurch auch vielfach der Inſtitute felbft.! Hier 
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durch und durch die raſche Aufeinanderfolge der 
drei Syſteme, von denen jedes, auch das letzte, 
in Einſicht ſeiner Unhaltbarkeit wieder aufgegeben 
werden mußte, erfolgte ein Zuſtand der Verwir— 
rung über die oberſten Grundſätze der Kirchen— 
verfaſſung ſelbſt, wie über den Sinn der ältern 
Doktrin. — Eichhorn's Kirchenrecht, ſeit Böh— 
mer die hervorragendſte Erſcheinung auf dieſem 
Gebiete, hat zwar ſowohl überhaupt die poſitive 
und geſchichtliche Behandlung des Stoffes einge— 
führt, als insbeſondere auch für das Verfaſſungs— 
recht wieder die richtige Erkenntniß angebahnt; aber 
die prinzipielle Seite dieſes Werkes iſt gerade die 
minder ausgebildete, und in manchen weſentlichen 
Punkten, wie ich überzeugt bin, minder haltbare. — 
Als das Ziel jetziger Bearbeitung erſchien mir 
daher vor allem: die Wiederherſtellung 
der alten proteſtantiſchen Verfaſſungs—⸗ 
lehre, die durch alle die in Mitten liegenden 
willkührlichen und einſeitigen Standpunkte ent⸗ 
ſtellt worden, jedoch gemildert im Geiſte Spe— 
ner's, und berichtigt, tiefer begründet, ſyſtemati— 
ſcher aufgefaßt durch Hilfe der wiſſenſchaftlichen 
Mittel, welche der Fortſchritt der Zeit uns bie— 
tet. Neue Begriffe, neue geſchichtliche Unterſu— 
chungen durften und konnten auch auf dieſem Wege 
nicht fehlen. 
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Die Stellung des Fürſten zur Kirche 
iſt der Kardinalpunkt der proteſtantiſchen Kirchen— 
verfaſſung, ihr iſt daher auch dieſe Abhandlung 
vorzugsweiſe gewidmet. Die territorialiſtiſche Rich— 
tung, die von Hugo Grotius und Thomaſius 
an bis auf die Nachfolger Hegel's wie ein Pro— 
teus in den mannigfachſten Geſtalten auftritt, 
aber überall die völlige Aufhebung der Kirche mit 
ſich führt, mußte mit aller Entſchiedenheit be— 
kämpft werden. Auf der andern Seite konnte ich 
auch dem entgegengeſetzten Streben, das in unſern 
Tagen ſich zeigt, die Kirche vom Staate zu lö— 
ſen, oder doch jeden Einfluß weltlicher Obrigkeit 
auf die innern Kirchenangelegenheiten zu beſeiti— 
gen, mich nicht anſchließen. Jenes iſt ſchlechthin 
widerkirchlich, dieſes zum mindeſten unproteftanz 
tiſch. Eine rechte Mitte glaubte ich auf eben 
jener Baſis der alten proteſtantiſchen Doktrin zu 
finden, von der abzugehen ich hier wie überall 
Bedenken nahm. Diejenigen, welche auch an den 
ihr gemäß der weltlichen Macht eingeräumten 
Rechten über die Kirche noch Anſtoß nehmen, mö— 
gen bedenken, daß hiebei immer Ehrfurcht der 
Fürſten vor der Kirche als einer göttlichen An— 
ſtalt und ein Gebrauch ihrer Rechte in dieſem 
Geiſte vorausgeſetzt werden, und im geſunden Zu— 
ſtande vorausgeſetzt werden müſſen. 
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Der Maſſe nach wird die gegenwärtige Bil— 
dung bei weitem am meiſten wie für den Staat 
vom Liberalismus, ſo für die Kirche von deſſen 
Gegenſtück, dem Kollegialſyſtem, beherrſcht. 
Ja für die Kirche iſt das noch bei weitem pro⸗ 
babler als für den Staat. Es iſt darum an der 
Zeit, daß dieſer Lehre, welche die Kirche aller 
Weihe und Autorität entkleidet und in ein Aggre— 
gat beliebig paciſeirender Menſchen zerſetzt, gründ- 
liche Widerlegung werde. 

Vielleicht macht man auch dieſem Buche 
wieder den Vorwurf des Katholiſirens, vielleicht 
geſellt ſich dazu noch der andere einer Hinnei— 
gung zur verrufenen proteſtantiſchen Orthodoxie. 
Ich bin mir bewußt, auf rein evangeliſchem Bo— 
den zu ſtehen, und die Ueberzeugung, daß die 
Kirche nicht im bloß äuſſerlichen ſchulgerechten 
Bekenntniß, ſondern im innern lebendigen Glauben 
und der freien geiſtigen Aneignung beſteht, durch— 
dringt mich nicht minder, als die Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit geſicherter kirchlicher Ger 
meinſchaft, die ohne bindende Symbole unmög— 
lich iſt. — Die Mehrzahl der Proteſtanten wird 
bewußt oder unbewußt überall von der Voraus- 
ſetzung geleitet, daß Luther nicht proteſtantiſch, 
daß Spener nicht pietiſtiſch genug geweſen, d. i. 
daß Luther nur der Anfänger im Kampfe gegen 
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die geſchloſſene Hierarchie, daß Spener nur 
der Anfänger im Kampfe gegen das feſtbeſtimmte 
Bekenntniß geweſen, von den Nachfolgern deßhalb 
die Richtung beider immer weiter getrieben wer— 
den müſſe bis zur Vollendung. Dieſe Vollen— 
dung, wenn ſie wirklich einträte, wäre dann aber 
in Wahrheit eine Kirche ohne Bekenntniß und 
ohne Verfaſſung. Ich läugne es nicht, mich be— 
herrſcht eine vorgefaßte Meinung gerade der ent— 
gegengeſetzten rt. Wo immer Menſchen (nicht 
der Sohn Gottes ſelbſt) Begründer einer neuen 
Epoche waren, da iſt, wenn ſie auch den ent— 
ſchiedenſten höhern Beruf hatten, und in der 
lauterſten Weiſe ihn ausführten, doch immer die 
Vermuthung dafür, daß ſie in dem Werke, das 
ihnen zukam, eher zu weit gingen, und von den 
drückenden Uebeln des Beſtehenden erfüllt, jene 
Uebel nicht wahrnahmen, welche abzuhalten ge— 
rade der Werth des Beſtehenden bisher geweſen, 
und die dann ſofort zugleich mit der Verbeſſe— 
rung überall mehr oder minder hereinbrachen. 
Von dieſer Erwägung aus wird man ſich geneigt 
fühlen, die Richtung Luther's in Hinſicht auf 
Verfaſſung, die Richtung Spener's in Hinſicht 
auf Bekenntniß zwar nimmermehr zu verlaſ— 
ſen, wohl aber eher zu mildern, als höher zu 
ſteigern. b 
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Werde ich ähnliche vorbereitende Studien, 
wie dieſe über die proteſtantiſche Kirchenverfaſ— 
ſung, beendigt haben, dann erſt will ich, wenn 
Gott mir ſo lange Leben und Geſundheit giebt, 
die allgemeinere und umfaſſendere Lehre von der 
Kirche, welche den Schluß meiner Philoſophie des 
Rechts bilden ſoll, zu unternehmen wagen. 


Erlangen, 15. Jan. 1840. 
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Es iſt die Eigenthümlichkeit des Kirchenrechts, 
daß es im Ganzen auf einer dogmatiſchen Grundlage 
ruht, und in einzelnen, gerade den weſentlichſten, Thei— 
len gar nichts anderes iſt, als die äußere Fixirung der 
durch die Lehre ſchon beſtimmt vorgezeichneten Verhält— 
niſſe. Deshalb kann es auch nicht anders richtig er— 
kannt werden, als in ſeinem Zuſammenhange mit der 
Lehre und in der ſichern Unterſcheidung, welche ſeiner 
Sätze aus dieſer mit Nothwendigkeit und unabänderlich 
hervorgehen, welche dagegen ihre eigne Wurzel in ſich 
ſelbſt haben. Beides aber, die Ermittlung ſowohl, was 
die Lehre, als was unabhängig von der Lehre das Recht 
ſey, iſt für die proteſtantiſche Kirchenverfaſſung von 
beſondrer Schwierigkeit. Denn was die Lehre anlangt, 
fo beſteht hier nicht wie in der katholiſchen und ſelbſt 
auch der reformirten ein ausgebildetes Dogma über die 
Verfaſſung, ja das was den Grundſtein der jetzigen 
Verfaſſung ausmacht, die landesfürſtliche Kirchengewalt, 
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iſt in den urkundlichen Bekenntniſſen der Kirche gar nicht 
erwähnt, und wirklich auch damals noch gar nicht als 
dauernde kirchliche Einrichtung gedacht. Was aber das 
Recht, abgeſehn und gelöſt von der Lehre, anlangt, ſo 
fehlt es auch in dieſer Hinſicht an beſtimmten Geſetzen 
über die Verfaſſung, dieſe beruht auf ungeſchriebenem 
Rechte, auf Gebrauch und Uebung, und nur die innere 
Würdigung, welche dieſen Gebrauch in den verſchiede— 
nen Landeskirchen auf gleiche Weiſe beſtimmt hat, kann 
als die Quelle der wirklichen Rechtsgrundſätze gelten. 
Dadurch iſt es überall ſchwankend, was von der gege— 
benen Einrichtung dem Principe der Kirche, was den 
äußern Umſtänden zugeſchrieben, eben ſo was als eine 
wohlbegründete Uebung, was als widerkirchlicher unrecht— 
mäßiger Mißbrauch betrachtet werden müße, und es 
wird das alles um ſo ungewiſſer, als die philoſophiſche 
Theorie ſeit dem Ende des ſiebzehnten Jahrhunderts 
hier vielfach eingewirkt und die allein wahre Baſis des 
Rechts, die kirchliche Lehre, verdrängt hat. 

Bei dieſer Beſchaffenheit des Gegenſtandes iſt es 
vor allem erforderlich, daß auf die Geſchichte der An⸗ 
ſicht zurückgegangen werde, wie über die Kirchenverfaſ— 
ſung von den Proteſtanten von Anbeginn bis auf die 
Gegenwart gedacht worden iſt. Das führt uns denn 
auf die bekannten drei Syſteme: das Epiſkopal⸗„ 
Territorial⸗ und Kollegialſyſtem, da in ihnen 
das Urtheil hierüber je nach den verſchiedenen Zeiten 
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niedergelegt iſt. Die herrſchende Darſtellung dieſer Sy- 
ſteme iſt jedoch nicht genügend, wenigſtens nicht für 
dieſen Zweck. Sie faßt nemlich dieſelben nur von ih— 
rer äußerlichſten Seite auf, als bloße Erklärungsver— 
ſuche über den Rechtsgrund der landesherrlichen Ge— 
walt, ob dieſelbe aus einer Devolution der, bifchöflichen 
Gewalt, ob aus der Landeshoheit ſelbſt, ob aus einer 
Uebertragung der Kirchenglieder abzuleiten ſey, und 
entwickelt weder die praktiſchen Reſultate noch die in⸗ 
nern Motive und leitenden Grundgedanken eines je— 
den.) In dieſer Weiſe iſt die Darſtellung der— 
ſelben faſt nur eine theoretiſche Verzierung ohne Ein— 
fluß auf den Inhalt des Kirchenrechts. — In Wahr⸗ 
heit ſind aber dieſe Syſteme Anſichten nicht blos über 
den Rechtsgrund des landesherrlichen Kirchenregimentes, 
ſondern auch über die Grenzen deſſelben und die Art 
ſeiner Ausübung; noch mehr, es ſind Anſichten über 
Aufgabe und Umfang des Kirchenregiments überhaupt 
und damit ſogar über die Natur der ſichtbaren Kirche; 


*) Nettelbladt obs. juris eceles. VI. de tribus systema- 
tibus. 1783, den man als den eigentlichen Autor über dieſe 
Syſteme zu betrachten pflegt, bezeichnet fie $. 1. als An⸗ 
ſichten über Natur und Beſchaffenheit (natura et 
indole) des landesherrlichen Kirchenregiments; in der gan— 
zen Durchführung iſt aber blos von dem Rechtsgrunde 
derſelben die Rede. Es ſind ihm deswegen auch nur ſo— 
genannte (sie dieta) Syſteme. Unſere Darſtellung aber 
wird zeigen, daß es wahrhaft Syſteme ſind. 
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fie durchdringen deshalb das ganze Kirchenrecht, fo daß 
die Kardinalpunkte der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung 
in den verſchiedenen Zeiten von den kirchenrechtlichen 
Autoritäten ganz anders, ja entgegengeſetzt entſchieden 
werden, je nachdem ſie ſich zu dem einen oder dem 
andern dieſer Syſteme bekennen. Es iſt daher eine neue 
Darſtellung dieſer drei Syſteme zu verſuchen, die es 
ſich zum Ziele ſetzt, ſie aus ihrem innerſten Principe 
und nach dem ganzen Umfang ihrer Folgen aufzuhellen. 
Sie iſt die Aufgabe des erſten Abſchnittes. Durch ſie 
werden zum Theil ſchon die wahren Grundlagen und 
Anhaltspunkte der Verfaſſungslehre, jedenfalls aber 
die Abwege klar werden, welche zu meiden ſind. 


Erſter Abſchnitt. 
Geſchichte der Anſicht. 


Erstes Kapitel. 
Die ältere Verfaſſungslehre (das Epiſkopalſyſtem) 1). 


Die ältere Lehre über die Kirchenverfaſſung beruht 
auf der Vorausſetzung: das Kirchenregiment Gurisdictio 
ecclesiastica) iſt etwas Eigenthümliches, von dem 
weltlichen Regimente Gurisdictio secularis) Ver⸗ 
ſchiedenes, und die Hauptaufgabe desſelben iſt die 
Erhaltung der reinen Lehre. Zu dieſem Zwecke 


1) Die Bezeichnung: „Epiſkopal⸗, Territorial- und Kollegial⸗ 
foftadg” rührt, fo viel ich befinde, von J. H. Böhmer 
her, der in dem Praeloguium zum V. Bande ſeines Jus 
eleles. prot. 1744 de vario systemate etc. pag. 17 zuerſt 
dis Ausdrücke systema episcopale und collegiale gebrauchte. 
Vor dieſer Abhandlung führten die Autoren: Thomaſius, 
Pfaff und Böhmer ſelbſt nur die Anſichten ihrer Vorgänger 
an, ohne ihnen einen Namen zu geben. Sein eignes Sy— 
ſtem nennt Böhmer daſelbſt nicht das territorialiſtiſche, ſon— 
dern ſchlechthin das proteſtantiſche. Auch werden noch an: 
dere Syſteme z. B. das chriſtokratiſche daneben abgehandelt. 
Die jetzige Klaſſifikation in die drei Syſteme brachte Net— 
telbladt a. a. O. auf. Eben fo den Namen „Territorial: 
ſyſtem.“ 


6 I. Abſchn. Geſchichte der Anſicht. 


muß eine Aufſicht über die Predigt, eine Zurechtweiſung 
der Irrlehrer, eine Entſcheidung über Glaubensſtreitig⸗ 
keiten beſtehen. Dies iſt die herrſchende Betrachtungs— 
weiſe von den erſten Zeiten nach der Reformation bis 
zum Schluſſe des ſiebzehnten Jahrhunderts 2). Von ihr 
aus konnte es nicht als ſich von ſelbſt verſtehend, 
ſondern mußte im Gegentheil als auffallend und zwei— 
felhaft erſcheinen, daß der Landesherr, ein Laye, 
das Kirchenregiment inne habe. Man mußte deßwegen 
für dieſen Zuſtand, der faktiſch geworden, und von deſ— 
ſen Rechtmäßigkeit man ſich im Herzen überzeugt hielt, 
auch einen deutlichen Grund der Statthaftigkeit oder 
Nothwendigkeit darlegen. Da es ſich um einen kirchli— 
chen Zuſtand handelte und um eine Rechtfertigung vor⸗ 


* 


2) So z. B. heißt es bei dem Theologen Gerhard locus 25 
de magistr, polit. $. 181. „Finis — (sc. curae circa 
sacra) esse debet cultus divinae ac verae religionis 
propagatio.“ „Curet (princeps) ut verae religionis i n- 
tegritas et cultus divini sinceritas vigeat. Ferner 
$. 194. Visitationes instituere debet, ut in doctrinam 
et vitam tam pastorum quam auditorum diligens inqui- 
sitio fieri possit. Ins Bereich des Kirchenregimentes zählt 
er $. 196. In haereticos inquisitio et eorum coercitio. 
In gleicher Weiſe bei dem Rechtsgelehrten Reinkingk de 
reg. sec. et eccles. I. III. cl. 1. cap. 4. wird geſagt, daß 
Koncilien nothwendig find, damit nicht „pur us dei cultus 
impediatur“ und: „finis conciliorum est, ut errores et 
Schismata exorta eradicentur, et membra ecclesiae ad 
piam fidei concordiam reducantur.“ Eine der wichtigſten 
Sorgen ſey die Viſitation, per quam iaprimis in 
doctrinam inquiratur u. ſ. w. 
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züglich den Katholiken gegenüber, ſo kam es zunächſt 
auf eine dogmatiſche Begründung an. Man fand ſie 
in der Stellung chriſtlicher Obrigkeit, daß dieſe Wäch⸗ 
ter beider Tafeln (der Gebote gegen Gott nicht min— 
der als der für die Menſchen gegen einander) ſey, daß 
ſie als vorzügliches Glied der Kirche mit den andern 
die Lehre zu prüfen, und darnach die Irrlehrer abzuhal— 
ten habe. Man ſchrieb ihr aber eben deßhalb, an einen 
Ausſpruch Konſtantins ſich anſchließend, nur eine äußere 
Gewalt (potestas externa) zu, ohne ſich gerade noch 
der Gränze dieſes Begriffs deutlich bewußt zu ſeyn. 
Dies alles findet ſich ſchon bei Melanchthons), und 


3) „— — tibi pingito magistratum, cui de collo pendent 
tabulae legis Moysi. Harum custos esse debet politi- 
cus gubernator, quod ad externam disciplinam pertinet.“ 
Melanchthon loci (Corpus doctrinae Lips. 1561) p. 640 
folgt dann die nähere Ausführung. Dann heißt es wieder 
p. 641: „pertinere emendationem Ecclesiarum ad Ma- 
gistratus oflicium praesertim cessantibus Episcopis aut 
adversantibus Evangelio. Quod enim aliqui dicunt: 
magistratum profanum non esse judicem controversia- 
rum de dogmatibus, vera et explicata responsio est: 
Ecclesiam esse judicem et sequi normam Evangelii in 
judicando. Cum autem magistratus pius vere sit mem- 
brum Ecclesiae, judicet et ipse cum aliis piis et erudi- 
tis juxta normam, quam dixi. Omnibus Ecclesiae mem- 
bris dictum est: Cavete a pseudoprophetis etc. quare 
ut ceteri pii, ita Magistratus considerent dogmata, et 
si quis falsas et impias opiniones gerit aut, defendit, 
hunc judicent esse anathema aut compescant. Valde 
errant Prineipes ‚si hanc curam non pertinere ad se ar- 


bitrantur. Der Ausſpruch Konſtantins, den auch alle Spä⸗ 
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damit find die Elemente der Anſicht gegeben, die nach- 
her nur ſchärfer und ſyſtematiſcher durchgebildet wurde 
und bis auf Thomaſius beſtand. 

Mit Stephani) kam aber ein neues Moment 
hinzu. Als der erſte Juriſt, der das proteſtantiſche 
Kirchenrecht wiſſenſchaftlich darzuſtellen unternahm, und 
gebildet an den katholiſchen kanoniſchen Quellen, über⸗ 
geht er jene dogmatiſche Begründung, und ſucht einen 
juriſtiſchen Grund für die landesherrliche Kirchenge— 
walt. Dieſen findet er an einem hiſtoriſchen Vorgange 
und dem ſie begleitenden ſtaatsrechtlichen Akte. Nem⸗ 
lich durch den Religionsfrieden (1555) zwiſchen den 
proteſtantiſchen Reichsſtänden und dem Kaiſer war die 
kirchliche Gewalt der Biſchöffe über die proteſtantiſchen 
Länder einſtweilen, bis zu einer Ausgleichung des Re— 
ligionsſtreites, ſuspendirt worden. Durch dieſes Frie— 
densinſtrument nun, alſo mit Umgehung jener dogmati— 
ſchen Gründe, ſagt Stephani (gleichwie ſchon die Ju⸗ 
riſten vor ihm), ſey ſie auf die proteſtantiſchen Lan⸗ 
desherren übertragen (devolvirt). Hieraus zieht 
aber Stephani Folgerungen. Er unterſcheidet im Für⸗ 
ſten zwei Perſonen, den Fürſten als Fürſten und als 


tern anführen, lautet „vos quidem intra Ecelesiam, ego 
vero extra ecclesiam a Deo constitutus sum Episcopus“ 
nach Euseb. vit. Const. 4. 24. 

4) Stephani tract. de jurisd. 1611. Frühere Schriftſteller 
wie Knichen, Roſakorp u. ſ. w. führen nur die fürſt⸗ 
liche Kirchengewalt als eine nach den Reichsgeſetzen beſte⸗ 
hende ſchlechthin ohne weitere Entwickelung an, ſ. Nettel⸗ 
bladt L. c. 5. 6. 
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einſtweiligen Vertreter der Biſchöffe. Er ſchreibt ihm 
die Staatsgewalt aus eigenem Rechte Jure proprio), 
die biſchöffliche oder Kirchengewalt aber nur aus be— 
ſonderem Zugeſtändniſſe des Kaiſers (concessione im- 
peratoris) zu; jene deswegen als ein immerwährendes 
Recht (perpetua), dieſe nur als eine proviſoriſche 
cad interim) Gewalt, die gleichſam bei ihm deponirt 
(instar depositi) ſey bis zur Beilegung des Religions— 
ſtreites. Weltliches und geiſtliches Regiment ſind alſo 
nach ſeiner Anſicht völlig geſchieden, und konkurriren hier 
nur zufällig in demſelben Subjekte. Die Statthaftig⸗ 
keit ſolcher zufälligen Konkurrenz ſucht er unter Ande— 
rem durch das umgekehrte Beiſpiel der katholiſchen geiſt— 
lichen Fürſten zu unterſtützen 5). 
Dieſe juridiſche Begründung, die man jetzt mit dem 
Namen „Epiſkopalſyſtem“ bezeichnet, wurde von 
den nachfolgenden Kirchenrechtslehrern und Theologen 
angenommen; allein mit dem weſentlichen Unter- 
ſchiede von Stephani, daß fie zugleich auch jene äl⸗ 
tere dogmatiſche Begründung beibehalten und 
weiter ausbilden. Sie leiten deßhalb die Kirchenge— 
walt der Landesherren nicht allein aus dem Religions- 
frieden, ſondern auch aus inneren Gründen ab, aus der 


5) L. c. lib. III. p. 1. cap. 1. — Der Ausdruck „Devolution“ 
findet ſich übrigens bei Stephani nicht, ſondern geradezu die 
„kaiſerliche Verleihung.“ Er findet ſich bei Frühern und 
Spätern. Er bezeichnet aber der Sache nach ſeine Anſicht 
inſoferne treffend, als er das rein Zufällige, das an ſich 
nicht ſeyn ſoll, ausdrückt. Die Spätern gebrauchen ihn für 
ihre Anſicht eigentlich unpaſſend. 
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Natur der Sache, nemlich aus jener Stellung chriſtli⸗ 
cher Obrigkeit, aus beſonderer göttlicher Ordnung nach 
Schriftſtellen, aus den Vorgängen der jüdiſchen Kö— 
nige, der griechiſchen Kaiſer und ſelbſt der heidniſchen 
Herrſcher 6). Danach betrachten fie dann aber die Ju— 
risdiction der Biſchöffe bis zum Religionsfrieden viel⸗ 
mehr als eine widerrechtliche Uſurpation und die Wir⸗ 
kung dieſes Friedens nicht ſowohl als eine Ertheilung, 
denn vielmehr als eine Zurückſtellung (Reſtitution) der 
Kirchengewalt an die Landesherren ). Die Verbindung 
der älteren dogmatiſchen und der Stephaniſchen juridi⸗ 


6) Reinkingk de regim. secul. et eccles. 1619. lib. III. 
class. I. cap. 1. — Gerhardus loci: locus de ma- 
gist. polit. $. 166. Car pzov jurispr. eccles. Lib. I. 
def. 1 u. 2. und viele andere. Ausdrücklich unterſcheidet 
der jüngere Carpzov in der unten citirten Diſſertation, 
die kirchliche Gewalt der Obrigkeit gründe ſich einestheils 
auf menſchliches Recht, nemlich den Religionsfrieden, 
anderntheils aber auf göttliches Recht, nemlich obige 
Gründe. 

7) Zuerſt iſt dieſe Anſicht aufgeſtellt von Reinkingk I. c. 
cap. 10. „non tam data quam restituta fuit.“ Ihm fol⸗ 
gen alle. So Gerhard loc, de magist. polit. $. 180. 
„quae per Passoviensem pacificationem ipsis (den Bi⸗ 
ſchöffen) velut injustis possessoribus erepta et christiano 
et pio magistratui restituta sunt.“ So Schilter instit. 
jur. canon. lib. I. tit. 7. $. 6. quod jus ecclesiis evang. 
per pac. relig. redditum, Daher konnte mit Recht 
Stryk de jure papali princ. evangel. 1694. cap. 1. 
§. 10 ſagen: „Communis haec doctorum opinio est, 
non accepisse, sed recepisse id principes.“ 


U 
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ſchen Begründung in dieſer Weiſe geſchah durch Rein— 
kingk. Die Späteren folgen nur ſeiner Darſtellung, 
ſie iſt von da an die ſtehende Anſicht. Das hat nun 
aber die Wirkung, daß von ſämmtlichen Nachfolgern, 
Reinkingk an der Spitze, dem Landesherrn die Kir— 
chengewalt aus eignem Rechte (jure proprio, vigore 
superioritatis territorialis) nicht aus beſonderer Kon— 
ceſſion des Kaiſers zugeſchrieben, und deßhalb auch die 
Folgerung Stephani's, die Kirchengewalt des Landesherrn 
ſey nur pro viſoriſch, von allen, obwohl gegen die Be— 
ſtimmung des Religionsfriedens, aufgegeben wird. — 
Jenem Grundgedanken aber, daß das kirchliche Regi— 
ment vom weltlichen weſentlich verſchieden iſt, huldigen 
auch ſie alle, auch die doppelte Perſon im Landesherrn 
nehmen ſie meiſtens mit Stephani ans), und ſchreiben 
alle das Kirchenregiment nur dem chriſtlichen Landes— 
herrn zu. Das alſo iſt das allgemein Angenommene 
und Bleibende des Stephaniſchen Epiſkopalſyſtems. 
Jene eigenthümlichen Behauptungen Stephani's — die 
reine Devolutionstheorie oder Theorie der zufälligen Kon— 
kurrenz — dagegen ſind von gar keiner Bedeutung für die 
Entwicklung der proteſtantiſchen Verfaſſungsanſicht. Denn 


25 


fürs erſte haben ſie keine Annahme gefunden und wurden 


8) Carpzov 1. c. def, 2. gebraucht anch den Ausdruck: „dupli- 
cem repraesentant personam“ obwohl er def. 3. mit 
Reinkingk behauptet, jura episcopalia competunt vigore 
superior. territ,, was dem offenbar widerſpricht. — Rein: 
kingk hat dieſen Ausdruck nicht, wohl aber jene Schei— 
dung. — — „imperii et sacerdotii curam sustineant — — — 
cavere debent, ne confundantur ea, quae vel ipsa Dei 


ordinatio et negotii qualitas separavit.“ 


12 I. Abſchn. Geſchichte der Anficht. 


ſchon nach acht Jahren durch das überwiegende Anſehen 
Reinkingk's verdrängt, fürs zweite legt Stephani ſelbſt 
kein großes Gewicht auf ſie als ſolche; ſondern ſtellt ſie 
nur auf, um zu beweiſen, daß der Landesherr die Kir- 
chengewalt getrennt von der weltlichen und nicht auf 
dieſelbe Weiſe ausüben müſſe, was ſich eben fo gut 
aus der Reinkingk'ſchen Theorie ergibt. 

Die juridiſche Begründung der fürſtlichen Kirchen⸗ 
gewalt durch den Religionsfrieden iſt nun aber nicht der 
ganze Inbegriff, ja nicht einmal das Hauptmoment der da⸗ 
maligen Lehre und ihres Gegenſatzes gegen die ſpätere; 
ſondern dieſes liegt vielmehr einmal in der ſchon erwähn⸗ 
ten Annahme, daß weltliches und geiſtliches Regiment, 
wenn auch demſelben Subjekt zuſtändig, doch in der Sache 
(objektiv) und zwar durch göttliche Anordung ſchlech⸗ 
terdings geſchieden ſeyen, ſodann als Folge davon in 
der Art der Berechtigung, welche dem Landesherrn zu— 
geſchrieben wurde. Wie nemlich dieſe Gewalt über die 
Kirche nicht als in der Staatsgewalt begriffen ſondern 
aus beſonderen Gründen abgeleitet wurde, ſo konnte ihm 
auch die Ausübung derſelben nicht nach der ſonſtigen 
Weiſe der landesherrlichen Gewalt, ſondern nur nach 
beſonderen Bedingungen beigelegt werden. Der Lan— 
desherr muß ſie nach dem Urtheile der Kirche und 
zwar, da der Lehrſtand vorzugsweiſe das Urtheil der 
Kirche repräſentirt, nach dem Urtheile des Lehr— 
ſtandes (ministerium) ausüben. Dies iſt der 
Kern und unterſcheidende Charakter der Lehre der Epiſ— 
kopaliſten. a 

Schon der Urheber des Epiſkopalſyſtems, Ste: 
phani, ſtellt dieſe Behauptung entſchieden auf. — 
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Aus dem Satze, daß die weltliche und geiſtliche Gewalt 
ganz verſchiedene Dinge ſind und deswegen dem Lan— 
desherrn auch aus ganz verſchiedenem Grunde zukom— 
men, leitet er als nothwendige Folge ab, daß ſie des— 
wegen der Landesherr auch durch verſchiedene und 
getrennte Gerichte und Behörden ausüben 
müſſe ). Von den Behörden für die geiſtliche Gewalt, 
den Konſiſtorien, behauptet er dann weiter, daß ſie eine 
vom Landesherrn unabhängige Stellung haben, na— 
mentlich, daß der Landesherr weder die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit von den Konſiſtorien an 
ſich zurücknehmen, noch eine Streitſache von 
ihnen avociren könne, und vergleicht ſie hierin 
den ehemaligen Archidiakonen der katholiſchen Kirche; 
alles aus dem Grunde, weil weltliche und geiſtliche 
Gewalt nicht mit einander vermiſcht (conturbari et 
confundi) werden dürfen 9, Eben fo ſteht ihm das 
feſt, daß bei Streit und Zweifel über den Glau⸗ 
ben nie die bürgerliche Obrigkeit, ſondern 
nur der geiſtliche Stand entſcheiden könne m), 
und das iſt ihm eben mit ein Beweis für die nothwen— 
dige Unterſcheidung und getrennte Ausübung der beiden 
Gerichtsbarkeiten. — Entwickelter und zuſammenhän⸗ 
gender iſt aber dieß alles bei Reinkingk, der das 
Epiſkopalſyſtem eigentlich durchführte, und bei Car p⸗ 


9) Stephani de jurisdict. lib. II. pars l. Ca 1. Nr. 37. 

10) Ebendaſelbſt Kap. 15. Nr. 9. 

11) Ebendaſelbſt Kap. 1. Nr. 14. „Nam si de rebus in reli- 
gione obscurioribus dubitatio est, sacerdotum coghitio 
est, non magistratuum civilium“. 
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zov, welcher als Repräſentant der kirchenrechtlichen 
Bildung ſeiner Zeit ohne Anſtand wird gelten dürfen, 
und meiſtens dem Reinkingk folgt. Die Späteren nach 
Stephani konnten überhaupt nur hierin die Rechtferti- 
gung für ihre Behauptung finden, daß die Kirchenge- 
walt dem Landesherrn aus innerlich nothwendigen Grün⸗ 
den und definitiv zukomme. Nach Carpzov hat der Lanz 
desherr über die Kirche nur eine äußere Gewalt 
(potestas externa) und iſt deßhalb nur dem Namen oder 
Titel nach (nominetenus — titulotenus) Biſchoff 2). — 
Sie enthält das Recht, die Synoden zu verſammeln, 
die Kirchengeſetze zu promulgiren, die Pfarrer zu wäh— 
len und zu berufen, das Kirchengut zu verwalten, durch 
die Konſiſtorien die kirchliche Jurisdiction auszuüben. 
Die innere Gewalt aber ſteht nicht ihm, ſondern 
dem Lehrſtande zu, und deßwegen handhabt ein chriſtli⸗ 
cher Regent die Kirchengewalt mit Zuſtimmung der 
Kirche 13), das iſt, insbeſondere des Lehrſtandes. 
Nemlich Anordnungen über die Lehre und die Liturgie 
kann der Landesherr nicht treffen außer unter Zuſtim⸗ 
mung (consensus) der Kirche 5). Die Kirche beſteht 


12) Carpzov jurispr. eeclesiast. 1645. lib. I, def. 2. n. 13. 
u. def. 63. n. 5. lib. IM. def. 2. n. 5. Nach Reinkingk 
cap. 6. hat der Fürſt nur potestatem aliquam über die 
Kirche, er iſt nicht dominus, ſondern nutricius ecclesiae 
nach Eſaia 49, 23. „Und die Könige ſollen deine Pfleger, 
die Fürſten deine Säugammen ſeyn“ — eine Fade be 
traditionelle Beweisſtelle. 

13) def. 2. cit. Reinkingk eod. 

14) Rückſichtlich der Liturgie iſt dieß ausdrücklich geſagt in lib. uU. 
def. 247; rückſichtlich der Lehre wird es ebendaſelbſt, wie 
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nun aus den drei Ständen, dem Landesherrn, Lehr— 
ſtand und dem Volke; das Volk aber wird durch den 
Landesherrn ſelbſt repräſentirt der Ordnung halber 5). 
Solche Anordnungen fordern daher den Beirath oder 
die Zuſtimmung des Lehrſtandes in feinen Synoden 16), 
Ferner die Verwaltung der Kirche muß der Landesherr 
durch die Konfiftorien („personas ecclesiasticas 
in consistoriis“) ausüben laſſen; dieſe haben zwar 
nur eine übertragene Gewalt unter dem Landesherrn, 
von dem ſie dieſelbe ableiten, allein in den wichtigſten 
Theilen kirchlicher Jurisdiktion haben ſie eine gewiſſe 
Selbſtſtändigkeit und es darf der Landesherr nicht in 
Perſon handeln; nemlich in Prüfung der Kandidaten “), 
in der Kirchenviſitation und ebenſo in der eigentlichen Ge— 
richtsbarkeit (Eheſachen, Zehntſachen u. dgl.“), wo wenig⸗ 


die Berufung auf Luther zeigt, als von ſelbſt ſich verfte- 
hend vorausgeſetzt. 

15) „quo omnis evitetur confusio omniaque decenter fiant 
- et ordine. lib. I. def. 12. u. lib. II. def. 247. Nicht fo 
Reinkingk 1. c. cap. 4. Nr. 26. 

16) „consensu ordinis ecclesiastici mutatio rituum 
suscipienda‘ heißt es in der Weberfchrift der cit. def. 247. 
Ebenſo bei Reink. cap. 4. Der Fürſt darf nicht „temere 
aut propria auctoritate sine consilio Theologorum 
recte sentientium et auctoritate scripturae in religionis 
negotio statuere vel immutare.“ 

17) Horum exercitium ita temperant, ut quaedam capita i p- 
simet non attingant, sed ecclesiae ministris relin- 
quant, utpote praedicationes verbi — — examen 
eligendorum — — — lib. I. def. 11. 

18) Quaedam per consistoriales et Superintendentes pera- 
gunt, utpote ecclesiarum visitationem et causa- 
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ſtens nicht leicht eine Avokation Statt habe 10). Ja ſogar 
was die Berufung der Pfarrer anbelangt, ſoll ſie nicht 
ohne Zuſtimmung der Kirche, insbeſondere des Lehr— 
ſtandes, geſchehen “). Wenn nun Anordnungen im 
Betreff der Lehre und Liturgie nur mit Zuziehung der 
geiſtlichen Synoden erlaſſen werden können, wenn geiſt⸗ 
liche Behörden die Kirchenviſitation und die Prüfung 
der Kandidaten beſorgen, durch welche beiden Stücke 
alle Ueberwachung der öffentlichen Predigt in ihre Hand 
gelegt iſt, da doch namentlich die Kirchenviſitation nach 
der Anſicht der Zeit hauptſächlich die Unterſuchung der 
Lehre und des Wandels der Geiſtlichen zur Aufgabe 
hat, wenn ſie endlich auch die Gerichtsbarkeit ſelbſtſtän⸗ 
dig ausüben, ſo wird unbeſtreitbar die Kirchengewalt 
innerlich vom Lehrſtande beſtimmt, wenn ſie auch äußer⸗ 
lich dem Landesherrn zuſteht. Deshalb bezeichnen auch 
Reinkingk und Carpzov die Verfaſſungsform der protes 
ſtantiſchen Kirche als „ariſtokratiſch“. 

Ganz dieſelbe Auffaſſung, wie bei den Kirchen⸗ 
rechtslehrern, herrſcht nun auch bei den Dogmatikern. 
Nehmen wir als Einen für viele Gerhard. Er ſpricht 
es nicht minder entſchieden aus, daß der Landesherr 
die Kirchengewalt nicht nach eigenem Ermeſſen ausüben 
darf, ſondern nur mit Beirath und Zuſtimmung des 


rum ecclesiasticarum dijudicationem etc, lib. III. 
def. 2. Reink. cap. 7. 
19) usque adeo, ut avocationi causarum non facile sit lo- 
cus. lib. III. def. 14. 
20) Carpz. 1. I. def. 11. I. III. def. 2. Reink. I. 1. cl. 1. 
cap. 6. 
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Lehrſtandes 21). Am ausführlichſten und ſchärfſten aber 
unter den Dogmatikern hat dieſe Lehre ausgebildet der 
Theologe Carpzo v? ohne daß man deshalb feine Dar— 
ſtellung im Weſentlichen als etwas Individuelles be— 
trachten dürfte. In ihm kulminirt die kirchenrecht— 
liche Anſicht dieſer Periode in Beziehung auf Feſtſtel— 
lung des Dogmas, und beſonders ihm gegenüber ſtellte 
Thomaſius das Territorialſyſtem auf; ſeine Darle— 
gung kommt daher ganz beſonders in Betracht. Die 
Grundlage iſt auch ihm die, daß die Kirchengewalt zu 
ihrer hauptſächlichen Aufgabe die Erhaltung der reinen 
Lehre habe. Was er aber von dieſer Vorausſetzung 
aus beſonders hervorhebt, iſt die Nothwendigkeit, des— 
halb theologiſche Streitigkeiten definitiv zu 
entſcheiden, zu dem Zwecke, vor Allem um die Wahrs 
heit vom Irrthume zu ſondern (doctrinae verae fal- 
saeque discretio), außerdem noch um die Mißhelligkeiten 
zu beendigen (litium inter theologos gliscentium 
terminatio), und um der Kirche den Frieden zu geben 
(ecelesiae turbatae tranquillatio). — Die Entſchei⸗ 
dung dieſer Streitigkeiten ſey Sache und Recht des h. 
Geiſtes, von ihm aber der Kirche übertragen. Die 
Kirche nun iſt ihm nach der allgemeinen Annahme ein 
Inbegriff (aggregatum) der drei Stände, der bürger⸗ 


21) Caveat, ne ecclesiasticas leges proprio ferat arbitrio 
inconsulto ministerio ecclesiastico. — convenit eorum 
consilium et adsens um inquirere, qui sunt divi- 
norum mysteriorum oeconomi et quibus ecelesiae 
cura incumbit vel maxime. $. 190. Ebenſo 194. 

22) Jarpzo diss. de jure decid. theol. controv, 1695. 

Stahl's prot. Kirchenverf. 2 
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lichen Obrigkeit, des Lehrſtandes und des Volkes; je⸗ 
dem dieſer Stände komme demnach ein verſchiedener 
Antheil an der Kirchengewalt und insbeſondere an der 
Entſcheidung über das Dogma zu. Die Obrigkeit (Lan⸗ 
desherr) habe eine äußere Gewalt d. i. die Anord⸗ 
nungen in Wirkſamkeit zu ſetzen, der dogmatiſchen Ent⸗ 
ſcheidung die Geltung zu verſchaffen, jedoch nicht ohne 
eigene innere Prüfung der letztern. Der Lehrſtand da— 
gegen habe die eigentliche, die innere Gewalt (pote- 
stas interna) in der Kirche, ihm komme es nemlich 
zu, die Anordnung und insbeſondere die Entſcheidung 
dogmatiſcher Streitigkeiten aus der Schrift zu ſchöpfen 
und zu verkünden; er nehme den erſten Rang in der 
Kirche ein nach allgemeiner Anſicht der rechtgläubigen 
Dogmatiker. Das Volk endlich habe die allen gemein⸗ 
ſame Macht (potestas communis), nemlich das Recht 
in der Schrift zu forſchen und darnach jeder feinen eiges 
nen Privatglauben zu beſtimmen Gudicium privatum 
seu discretivum), im Gegenſatze zur Feſtſetzung der 
öffentlichen Lehre Judicium imperativum), und das 
Recht der Zuſtimmung (consentiendi) zu dem, was der 
Lehrſtand geſprochen und die Obrigkeit angeordnet. 
Ob dieſes Zuſtimmungsrecht auch ein Verwerfungs— 
recht in ſich ſchließe, wird nicht geſagt; gewiß aber iſt 
es die Anſicht Carpzovs, daß ein ſolches ihm nicht zu— 
ſtehe. Denn nach ihm iſt dem Volke das Recht der 
Prüfung nur dazu gegeben, damit es nicht blind ge— 
horche, ſondern Rechenſchaft über feine Zuſtimmung ab— 
legen könne (rationem assensus sui reddere possit), 
und es iſt zwar nicht von dem Rechte der Kirchenge— 
walt (jus sacrorum), wohl aber von der Ausübung 
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desſelben ausgeſchloſſen, um der Ordnung und Ehrfurcht 
willen, damit es in allem Erlaubten ſich denen unter— 
werfe, welchen Gott die höhere Gewalt gewährt hat 
(submittat iis, quibus Deus superiorem indulsit po— 
testatem), ihm iſt der Ruhm des Gehorſams hinter— 
laſſen. Die Lehre Carpzovs iſt demnach die: die Kir— 
chengewalt und insbeſondere die Gewalt für Aufrecht⸗ 
haltung der wahren Lehre iſt vorzugs weiſe beim 
Lehrſtande, das Volk hat keinen Einfluß auf die 
Kirchengewalt und auf Feſtſtellung der öffentlichen 
Doktrin 23), aber auch der Landesherr nur einen äuße— 
ren, als welcher zur Erhaltung der Religion, Beſtellung 
des Lehramtes, Berufung der Synoden, Unterdrückung 
(eoereitio) der Ketzer und anderen Akten der Kirchen— 
regierung nur äußerlich mitwirkt (extrinsecus 
concurrit), „der Landesherr habe deswegen das zu 
beobachten, fürs erſte, daß er bei der äußern Seite der 
Kirchengewalt ſich beſcheide und nicht einmiſche in die 
innere, welche des Lehrſtandes iſt (ut in externis ma— 
gistratus acquiescat, neque ad interiora, quae Mi- 
nisterii sunt, se intromittat), für's andere, daß er 
ſelbſt wo es die äußere Seite betrifft, bei ſchwierigen 
Dingen den Lehrſtand befrage (ministerium eeclesiasti— 
cum consulat).“ Es iſt nach einer laudirten Stelle 
nicht Sache der Könige, der Kirche Geſetze vorzuſchrei— 
ben, d. h. nach ihrem Ermeſſen ohne Berathung durch 
Theologen und ohne Abſtimmung und Beipflichtung der 


— 


23) Doch zum Koncil ſollen auch einige Gläubige aus dem 
Volke zugelaſſen werden (thes. 12. F. 2.) Vergl. v. 
Note 15. - 


2 >= 
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Kirchendiener “). — Dieſe ganze Darftellung des 
Carpzov darf, wie erwähnt, nicht als eine individuelle 
Anſicht betrachtet werden; ich hebe ſie aus, weil ſie am 
vollſtändigſten dargelegt und weil die Lehre des Tho— 
maſius unmittelbar gegen ſie gerichtet iſt; aber es iſt, 
wie Carpzov mit Recht behauptet, die allgemeine Lehre 
der Dogmatiker. 

Die Summe der Anſicht, die bis auf 
Thomaſius herrſcht, iſt alſo dieſe: 

1) Das Kirchenregiment iſt vom weltlichen Regis 
mente ſtrenge zu ſondern. 

2) Es hat zu ſeiner Aufgabe beſonders die Erhaltung 
der reinen Lehre, und es liegt ihm zu dem Zwecke ob, 
die öffentliche Predigt zu beaufſichtigen und theologiſche 
Streitfragen zur Entſcheidung zu bringen. 

3) Das Kirchenregiment ſteht ſchon nach göttlicher 
Ordnung der Kirche und daher dem Landesherrn als 
erſtem Gliede der Kirche zu, und iſt rechtlich durch den 
Religionsfrieden von den Biſchöfen auf die evangeliſchen 
Landesherren übergegangen (devolvirt oder reſtituirt). 

4) Es ſteht aber dem Landesherrn nur nach ſeiner 
äußerlichen Seite (potestas externa) zu, die Ausübung, 
der Inhalt der Anordnungen ſoll oder muß ſich nach 
dem Urtheile des Lehrſtandes beſtimmen. Dazu gebührt 
noch dem Volke das Recht der Beipflichtung und (darüber 
iſt Divergenz) der Verwerfung — die Lehre von den 
drei Ständen. - 


24) Regum non est praescribere leges Ecclesiae, nempe pro 
arbitrio, et non consultis ante Theologis atque sine 


suffragio et consensu Ministerii Ecclesiastici. 
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5) Der Landesherr beſitzt daher weltliches und 
kirchliches Regiment in verſchiedener Weiſe, aus ver— 
ſchiedenem Rechtsgrunde oder in verſchiedener Qualität, 
und mit verſchiedener Berechtigung. 

Dieſe Anſichten hängen aufs engſte mit einander 
zuſammen, ſie ſind ein Syſtem, und will man anders 
nicht eine bloße Redensart ſondern die Sache treffen, 
ſo kann man unter dem Epiſkopalſyſtem nur ihren In⸗ 
begriff verſtehen, und nicht die Devolutionshypotheſe 
für ſich allein, die ja überdieß in ihrer Schärfe gar 
keine Annahme gefunden hat. Es iſt auch nicht dieſe 
Devolutionshypotheſe, ſondern jene ganze Summe der 
Anſicht, welcher Thomaſius ſein Territorialſyſtem gegen— 
über ſtellt, und in welcher das praktiſche Motiv und 
Ziel desſelben ſeinen Sitz hat; ans der Bekämpfung 
aber erhellt am deutlichſten, was die Kraft und Weſen— 
heit einer Lehre geweſen. So ſchildert denn auch J. 
H. Böhmer, der ſchon als Urheber der Benennung 
kein ſchlechter Gewährsmann iſt, das Epiſkopalſyſtem 
als dasjenige, deſſen Grundcharakter Entſcheidung theo— 
N logiſcher Streitigkeiten und Herrſchaft des Lehrſtandes 

iſt 5). In dieſer Vollſtändigkeit aufgefaßt 
kann man das Epiſkopalſyſtem als das kir— 
chenrechtliche Syſtem der proteſtantiſchen 
Orthodoxie bezeichnen 28). Daß es dem Landes— 


25) Tom. V. praef. p. 17. Etenim quidam ecclesiis prote- 
stantium systema episcopale convenire arbitrati sunt, 
concilia anxie desiderarunt, jus decidendi controver— 
sias theologicas ministris ecclesiae, ut olim episcopis, 
assignarunt, 


26) Paſſender als „Epiſkopalſyſtem“ würde man es „Mini⸗ 
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herrn die im katholiſchen Syſteme den Biſchöfen zu⸗ 
ſtehenden Rechte (ſchlechthin, oder auch nur ſoweit ſie 
zur proteſtantiſchen Kirchengewalt überhaupt noch ge⸗ 
hören) zuſpreche, iſt gänzlich falſch. Nicht die Vin— 
dikation der biſchöflichen Rechte für den Landesherrn, 
ſondern die Trennung der geiſtlichen Gewalt von der 
weltlichen iſt ſein Motiv. 

Die forgfältige Ausarbeitung des Carpzov hatte zu 
ihrem nächſten praktiſchen Ziel die Unterdrückung der Pieti⸗ 
ſten nach Ausſpruch der orthodoxen Theologen. Als Verthei— 
diger der Pietiſten im Intereſſe der Gewiſſensfreiheit, 
aber keineswegs in der kirchlichen Geſinnung Spe— 
ners, ſondern größtentheils von ſeinen rationaliſtiſchen 
naturrechtlichen Principien aus raiſonnirend trat da 
Thomaſius gegen das herrſchende Epiſkopalſyſtem 
und insbeſondere gegen die Abhandlung Carpzovs auf, 
und gründete das Territorialſyſtem ). 


Zweites Kapitel. 
Das Territorialſyſtem. 


Thomaſius hatte in feinem Naturrecht den Grund— 
ſatz, der den früheren Naturrechtslehrern nur dunkel 
vorſchwebte, mit Evidenz und Entſchiedenheit aufge— 
ſtellt: äußere Gewalt (Zwang) ſey nur ſtatthaft zum 


ſterialſyſtem“ oder das „organiſch kirchliche“ Syſtem nen- 
nen. — 

27) Thomaſius, das Recht Evangeliſcher Fürſten in theologi⸗ 
ſchen Streitigkeiten. 1696. (Die fünfte Auflage 1713). 
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Zwecke des äußern Friedens, daß einer den andern 
nicht turbire, dagegen was auf den innern Frieden 
(Sittlichkeit, Religion, Seligkeit) ziele, ſey nicht Sache 
einer Gewalt, ſondern der Freiheit eines jeden zu über— 
laſſen. Durch dieſen Grundſatz beginnt er eine neue Epoche 
in der Ausbildung der Lehre des Naturrechts; er kann 
als zweiter, ja als eigentlicher Begründer dieſer falſchen 
Rechtsphiloſophie betrachtet werden*). Derfelbe Grund— 
ſatz nun iſt es, von dem Thomaſius bei feiner Lehre 
über die Kirchengewalt des Landesherrn ausgeht und 
das in der nachſtehenden Epoche herrſchende Syſtem 
gründet. 

Eine Kirchengewalt im eigentlichen Sinne, d. i. 
welche die poſitive Förderung der Kirche, die Erhal— 
tung des chriſtlichen Glaubens, den ihm entſprechenden 
Gottesdienſt, und den gemeinſamen chriſtlichen Wandel 
zur Aufgabe hätte, kann es nach dieſem Grundſatze nicht 
geben, daher keine Entſcheidung theologiſcher Streitig 
keiten 29), keine Aufſicht über die Predigt im Intereſſe 
der Kirche, daß die von der Kirche bekannte wahre 
Lehre 30) gepredigt werde; ſondern was ſich auf 
Glauben und Seligkeit bezieht, das gehört der unficht- 
baren Kirche an, d. i. Gott und dem Gewiſſen der Ein— 
zelnen und iſt in keiner Weiſe Sache einer äußern Ver— 
bindlichkeit und Gewalt und Feſtſetzung weder des Staa— 


28) Vergl. meine Philoſ. d. Rechts. Bd. I. S. 86. 

29) Satz VII u. VIII. 

30) „Libri Symbolici haben keine Autorität über andrer Leute 
Verſtand, ſondern können nicht anders betrachtet werden 
als andere Bücher, die von jemand geſchrieben.“ (Satz X. 
S. 139.) — ) 
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tes noch der Kirche 21). Der Gegenſtand der Kirchen 
gewalt, da ſie eine äußere Gewalt iſt, kann nichts ſeyn, 
als den äußern Frieden in Beziehung auf die Kirche 
zu erhalten d. i. zu verhüten, daß nicht um des Glau⸗ 
bens willen Feindſchaft, Verfolgung, Turbirung eins 
trete. Die wechſelſeitige Toleranz der ver⸗ 
ſchieden Glaubenden iſt die einzige Aufgabe, 
zu deren Durchſetzung die Kirchengewalt bes 
rechtigt iſt ?). Dies iſt aber offenbar nichts Eigen⸗ 
thümliches, was der Kirche als einem beſonderen Inſti— 
tut zukäme, ſondern es iſt mit in der allgemeinen Auf⸗ 


31) „Zum andern ſo läugne ich, daß das vermeinte Recht, ein 
Endurtheil zu machen, und jemanden mit Gewalt daſſelbe 
aufzudringen, von dem h. Geiſt der Kirche aufgetragen ſey. 
Die wahre chriſtliche Kirche iſt unſichtbar, und hat alſo keine 
ſichtbare äußerliche Gewalt, die doch bei dem vermeinten Ur⸗ 
theil ſeyn muß.“ Thl. II. 2. S. 211. 

32) Die Pflicht eines Fürſten iſt es, den äußern Frieden zu er⸗ 
halten (Satz III.), nicht aber ſeine Unterthanen tugendhaft 
zu machen (IV.), vielweniger für ihre Seligkeit zu ſorgen 
(V.). Seine Pflicht bei Führung des Kirchenregimentes iſt 
deswegen nicht die reine Lehre zu erhalten (VI.), ſondern 
zu verhindern, daß theologiſche „Streitigkeiten den äußer⸗ 
lichen Frieden turbiren“ (XI. S. 145.), zu verbieten, „daß 
ein Irrender aus der Gemeinde geſtoßen werde“ (XIII. 
S. 150.), zu verhindern, daß wenn jemand von der bis— 
herigen Schrifterklärung abgeht, das ministerium ihn darüber 
nicht beſchwere (XIV. S. 167.). Er hat den Vorſitz bei 
den Synoden, damit nicht „hitzige Köpfe die äußere Ruhe 
ſtören“ (IX S. 125.), „die Toleranz iſt das vornehmſte Re— 
gal“ (S. 167.) Dies iſt der Gedankengang in ueberſicht 
ungefähr mit den eignen Worten des Thomaſius. 
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gabe des Staates, für den äußern Frieden zu forgen, 
enthalten. Die Kirchengewalt, nachdem ihr dieſer Ins 
halt untergelegt worden, iſt nichts anderes, als ein 
Zweig der Staatsgewalt, und es iſt dann ganz natür⸗ 
lich und nothwendig, daß der Landesherr die Kirchen— 
gewalt hat, und daß er ſie vermöge ſeiner Staatsge— 
walt hat, und zwar folgt das „aus dem Naturrecht“ 
und wird daher gar nicht geändert, „der Landes— 
herr mag ſchriſtlich oder heidniſch ſeyn“ ). 

In dieſer Weiſe des Raiſonnements behauptet Tho— 
maſius ganz folgerichtig, der Landesherr habe die Kir— 
chengewalt nicht vermöge des Religionsfriedens und bes 
ſonderen Zugeſtändniſſes des Kaiſers, ſondern als Lan— 
desherr vermöge ſeines landesherrlichen Rechts; es ſeyen 
nicht zwei Perſonen im Landesherrn zu unterſcheiden, 
ſondern als ein und dieſelbe Perſon übe er die Staats— 
gewalt und das, was man Kirchengewalt nenne. Dieſe 
Unterſcheidung ſey nur aus dem Irrthume entſprungen, 
daß man die angebliche Kirchengewalt früher den Bi— 
ſchöfen beigelegt, während ſie ihrer wahren Natur nach 
nur eine weltliche Sache ſey; es ſey aber dieſe Unter— 
ſcheidung „eben ſo ungereimt, als wenn man ſagen wollte, 
daß ein Fürſt in Ausübung des Rechts Krieg zu füh— 
ren eine andere Perſon repräſentirte, als in dem Recht 
Geſetze zu machen“ 32). Da aber demnach das landes- 
herrliche Kirchenregiment nur ein Zweig der Staatsge— 
walt ſey, ſo habe es der Landesherr auch rein nach ſei⸗ 
nem Ermeſſen auszuüben und ſey dabei an die 


33) V. S. 40. 
34) v. b. 18. S. 53. 
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Meinung des Lehrſtandes ſo wenig gebunden, 
als er bei der Ausübung andrer Regentenrechte an die 
Meinung ſeiner Beamten gebunden iſt. Die Behaup⸗ 
tung, daß ein Fürſt nothwendig ein Konſiſtorium haben 
müſſe und nicht ohne ſolches die Kirche regieren könne, 
ſey daher irrig, nicht minder die, daß er nicht beliebig 
die Sachen vom Konſiſtorium avociren könne, das Kon— 
ſiſtorium ſey überhaupt kein geiſtliches oder kirchliches 
ſondern ein weltliches Gericht ). Dem Lehrſtande 
ſpricht Thomaſius überhaupt allen Antheil an der Kir⸗ 
chengewalt, allen Vorzug hinſichtlich des Urtheils über 
die Lehre ab 26). Die Macht des Lehrſtandes zu zer⸗ 
ſtören, ſo wie, im Zuſammenhang damit, die Faſſung 
des kirchlichen Lehrbegriffs und allen theologiſchen Streit 
gleichgültig zu machen, den innern unausſprechbaren 
Glauben auch in den äußern Zuſtänden der Kirche als 
das allein Geltende herzuſtellen — das gerade iſt das 
Hauptbeſtreben ſeiner Schrift, das zwar hauptſächlich 
der Konſequenz aus feinen naturrechtlichen Principien, 
daneben aber doch auch ſeiner Theilnahme für die Sache 
der Pietiſten angehört. 

Vergleicht man die Lehre des Thomaſius mit der 
frühern in Hinſicht auf die wiſſenſchaftliche Ableitung 
und Beurtheilung der fürſtlichen Kirchengewalt, ſo 
ſchreiben auch ſchon die Epiſkopaliſten, bloß Stephani 
ausgenommen, dieſelbe dem Landesherrn kraft ſeiner 


35) Ebendaſelbſt S. 54. 55. 

36) VIII. S. 92. „Docere iſt kein decidere“ ſagt Thomaſius. 
Dagegen nach der Augsburg. Konfeſſ. Art. 28. find lehren 
und „über Lehre urtheilen“ unzertrennlich, und gehören beide 
zum „biſchöflichen Amt nach göttlichen Rechten.“ 
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Landeshoheit („vigore superioritatis territorialis“) 
zu, ſchon fie haben den Wahlſpruch „‚cujus est regio 
illius est religio“ 37), den man jetzt fälſchlich als Schi⸗ 
bolet des Territorialſyſtems zu betrachten pflegt, ſchon 
ſie berufen ſich nicht auf den Religionsfrieden allein, 
ſondern zugleich auch auf innere Gründe, wie oben ge— 
zeigt worden. Die Eigenthümlichkeit des Thomaſius in 
dieſer Hinſicht beſteht daher nur darin, daß er den Re— 
ligionsfrieden gänzlich ignorirt und bloß aus innern 
Gründen deducirt, daß er dieſe innern Gründe gar 
nicht im Chriſtenthum und der Natur der Kirche, ſon— 
dern im Naturrecht ſucht, und deshalb die Berechtigung 
zur Kirchengewalt nicht wie die frühern in der Quali⸗ 
tät des chriſtlichen oder eigentlich des evangeli— 
ſchen Landesherrn, ſondern ſchlechthin des Lan— 
desherrn findet, endlich die Hauptſache, daß er eben 
deshalb dem Landesherrn dieſelbe nicht als eine vom 
weltlichen Regimente verſchiedene und darum ver— 
ſchieden auszuübende, ſondern als einen bloßen 
Zweig der Staatsgewalt?!“ zuſchreibt. 

Nach ihrer praktiſchen Bedeutung aber beſteht die 
Lehre des Thomaſius in den zwei durchgreifenden Ge— 
danken: fürs erſte, das Kirchenregiment hat 
keine andere Aufgabe als äußere Störung 


— ʒꝛ; —äñ——— 


37) Reinkingk lib. III. cl. 1. cap. 10. no. 2. Carpzov l. I. 
def. 3. und andere, namentlich auch alle Schriftſteller vor 
Stephani. Fälſchlich halten viele deshalb Reinkingk für 
einen Territorialiſten. Es gäbe dann vielleicht nur Einen 
Epiſkopaliſten. 

38) Letzteres iſt ſcharf hervorgehoben von Nettelbladt 1. c. $. 8. 


. 
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zu verhüten, namentlich nicht die, die reine 
Lehre zu erhalten; fürs zweite, der Landesherr 
hat es deshalb unumſchränkt, iſt ſchlechter- 
dings nicht an die Meinung des Lehrſtandes 
gebunden, ja nicht einmal zu deſſen Befra= 
gung gehalten. Dieſe beiden Gedanken ſtehen in 
unauflöslichem Zuſammenhange. J. H. Böhmer, der 
bedeutendſte Anhänger des Territorialſyſtems, hat 39) denn 
auch beide Gedanken, den erſtern nicht minder als den 
letztern, ſich angeeignet, und überall mit vollem Nach⸗ 
druck geltend gemacht. Zwar gibt er eine Entſcheidung 
theologiſcher Streitfragen zur Feſtſtellung der öffentli⸗ 
chen Lehre (doctrina publica) zu; aber er behauptet 
ganz im Sinne des Thomaſius, daß dieſe Entſchei⸗ 
dung nur im Intereſſe des Staates (intuitu reipubli- 
cae), damit die Ruhe desſelben nicht geſtört werde (tran- 
quillitas ejus turbetur), ſtatthaft ſey (!), nisımermehr 
aber im Intereſſe der Kirche zur Erhaltung des wahren 
Glaubens (veritatem investigare), und dann daß fie 
ebendeshalb allein vom Regenten (solo imperante) 
ohne Mitwirkung des Lehrſtandes (sine concursu ne- 
cessario Theologorum) (1) zu geſchehen habe ). — 


39) Zunächſt in feiner Diss, de jure episcopali princip. evang. 
Halae 1712. Dann in feinem Jus eccles. prot, Die er: 
ſtere Abhandlung berückſichtige ich hier nicht weiter, da fie 
meiſtens wörtlich, nur mit einigen Vermehrungen im jus 
eccles. lib. I. theils im tit. 28. theils im tit. 31 aufge⸗ 
nommen iſt. 

40) J. H. Boehmer jus eccles. prot. lib. I. tit. I. 5. 32 fl. — 
Folgerichtig müßte Böhmer auch behaupten, daß es gleich— 
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Das Territorialſyſtem in dieſem beſtimmten Charak— 
ter, wie es hier theoretiſch vorliegt, iſt zunächſt nicht 
eine Auslieferung der Kirchengewalt an den Landes— 
herrn, ſondern vielmehr eine Aufhebung derſelben, nicht 
eine Unterdrückung der Kirche durch den Staat, fons 
dern eine Zerſtörung und Leugnung der Kirche, die ja 
ohne Gemeinſchaft des Glaubens und ohne eine ge— 
meinſame Beherrſchung hiefür nicht beſtehen kann. Der 
Vorwurf der Cäſareopapie, d. i. daß der Regent zum 
Pabſte werde, ſcheint es, dürfte demſelben nicht gemacht 
werden, wenn man ſeinen eigenen Zuſammenhang im 
Auge behält. Denn darf der Landesherr vermöge ſei— 
ner Kirchengewalt nichts anderes thun, als die Befeh— 
dungen wegen des Glaubens abhalten, ſo iſt ja auch 
kein Eingriff desſelben in die Freiheit der Kirche und 
des Gewiſſens, keine poſitive Verletzung der Kirche 
möglich. In dieſer Weiſe ſucht denn auch J. H. 
Böhmer den Vorwurf der Cäſareopapie zu beſeitigen. — 
Allein die nähere Betrachtung zeigt, wie auch die ge— 
ſchichtliche Erfahrung es beſtätigt, daß dieſes Syſtem 
dennoch zur Cäſareopapie führt. Die Natur der Sache 
läßt es nemlich nicht zu, daß ſich die Kirchengewalt 
auf bloße Handhabung der Toleranz beſchränke 41). 
Das iſt deshalb eine ganz unausführbare Vorausſetzung. 
Iſt nun aber einmal aus dieſer unausführbaren Voraus: 
ſetzung dem Landesherrn die Kirchengewalt unumſchränkt 


gültig fey, ob für die wahre oder für die falſche Lehre, genug 
wenn nur für irgend eine entſchieden wird. 

41) Eben ſo wie ſie es nicht zuläßt, daß die Staatsgewalt auf 
bloßen Schutz der Freiheit des Einzelnen ſich beſchränke. 
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zugeſtanden, fo übt er fie natürlich auch da unum⸗ 
ſchränkt, wo ſie nach der Nothwendigkeit der Dinge 
den ganzen innern Kirchenbeſtand regelt. — Thomaſius 
ſelbſt fällt ſchon vollſtändig in dieſe Klippen. Fürs 
erſte kann er das Erforderniß von Vorſchriften für 
die Liturgie nicht wegbringen, obwohl dieſe nicht die 
Toleranz zum Zwecke haben. Sie dennoch dem Lan⸗ 
desherrn zu vindiciren, nimmt er die Wendung, ſie 
und alles Aehnliche ſeyen kirchlich gleichgültige Dinge 
(adıapoce), und in allen Dingen, die nicht dem Glau⸗ 
ben und Gewiſſen geradezu entgegen ſeyen, müſſe der 
Unterthan dem Landesherrn unbedingt gehorchen 22). 
Fürs andere muß Thomaſius ſelbſt vom äußerlichſten 
juridiſchen Geſichtspunkte aus zugeben, daß einem Pre- 
diger nicht geſtattet ſeyn könne, gegen die Konfeſſion 
ſeiner Gemeinde, auf die er angeſtellt worden iſt, zu 
predigen, und daß, wenn die Gemeinde ſich darüber 
beſchwert, Abhülfe, zuletzt Entfernung des Predigers 
eintreten müſſe. Dieſes Verhältniß ſtellt nun Thoma⸗ 
ſius nach ſeinem Standpunkte natürlich nicht als ein 
aus der Aufrechthaltung der wahren Lehre, ſondern aus 
dem Vertrage zwiſchen Prediger und Gemeinde Ents 
ſpringendes dar, und ſchreibt die Entſcheidung desſel— 
ben dem Landesherrn zu als eine weltliche Sache, ein 
Urtheil über Einhaltung des Vertrages, bei welchem 
der Lehrſtand auch nicht mitzuſprechen hat?). So wird 
alſo ſelbſt die Entſcheidung dogmatiſcher Streitigkeiten 


42) In ſeiner ſchon vorher erſchienenen Diss. de jure prince. 
circa adiaphora, 
43) Satz XII. 
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indirekt doch wieder hereingezogen, weil ſie ſich eben 
nicht vollſtändig entbehren läßt, aber dieſelbe dem Lanz 
desherrn eingeräumt. Dies iſt offenbar Cäſareopapie 
in der Durchführung, wenn gleich in der erſten Voraus— 
ſetzung mit der Aufhebung aller Kirchengewalt auch die 
Cäſareopapie ſcheinbar ausgeſchloſſen iſt. — Vollends 
aber bei den Nachfolgern und je weiter ſich in ſpäterer 
Zeit das Territorialſyſtem in der Anwendung und in 
der Anſicht der Staats- und Kirchenbehörden verbrei— 
tete, mußte der chimäriſche Gedanke, daß die Kirchen— 
gewalt ſich auf die Toleranz beſchränke, immer mehr 
verſchwinden, dagegen der praktiſche und ſehr leicht 
ausführbare Grundſatz, daß die Kirchengewalt dem Lan⸗ 
desherrn eben ſo wie die Staatsgewalt allein ohne 
Mitwirkung des Lehrſtandes zukomme, blieb ſtehen. 
Daraus haben ſich denn fürs erſte jene bedenklichen 
Lehrſätze feſtgeſtellt, die ſelbſt von den nachherigen Ans 
hängern des Kollegialſyſtems beibehalten wurden: daß 
der Landesherr gar nicht gehalten ſei, Konſiſtorien zu 
errichten, ſondern auch ohne ſie die Kirche regieren 
könne; daß er die Konſiſtorien nicht mit Theologen, 
ſondern, wenn er wolle, auch bloß mit weltlichen Rä⸗ 
then beſetzen dürfe: fo Böhmer, fo Wieſe h); 
fürs andere der Grundſatz, der alle Freiheit und Si— 
cherheit der Kirche zerſtört, daß der Landesherr ohne 
Zuziehung des Lehrſtandes die Liturgie abändern könne. 
Auch dieſen vertheidigt Böhmer, auf die angegebene 


44) J. H. Bochmer 1, c. Iib. I. tit. 28. F. 12 16. Wieſe 
Handbuch des Kirchenrechts. Bd. III. $. 227. 
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nichtige Argumentation des Thomaſius geſtützt ), gegen 
die einſtimmige frühere Doktrin, mit der erklärten 
Abſicht, auf daß dadurch die Macht des geiſtlichen 
Standes gebrochen werde “). Endlich vindicirt ja 
Böhmer, wie gezeigt worden, ſogar die Entſcheidung 
theologiſcher Streitigkeiten, wo ſolche nöthig werden 
ſollte, allein dem Landesherrn ohne Mitwirkung des 
Lehrſtandes. Was aber die Autorität eines mit Recht 
ſo gefeierten Gelehrten, wie Böhmer, wirken mußte, läßt 
ſich wohl abnehmen. So haben denn in der That 
Thomaſius und Böhmer die proteſtantiſche Kirche 
vollends in die Hände des weltlichen Regimentes ge— 
liefert. 

Dies iſt das Weſen des Territorialſyſtems. — Ob— 
wohl dasſelbe in der Darlegung des Thomaſius ſchon 
ganz den Charakter des Rationalismus an ſich trägt, 
namentlich in dem oberſten Grundſatze, von dem aus 
er es aufbaut, ſo iſt es doch nicht blos der augen— 
blicklichen Veranlaſſung, ſondern auch ſeinen innern 
Motiven und der ganzen Färbung nach pietiſt iſch. 
Das Zurückziehen des Chriſtenthums in das Innere des 
individuellen frommen Lebens, die daraus hervorgehende 
Gleichgültigkeit gegen den beſtimmten Lehrbegriff und 
noch mehr gegen die organiſche Geſtaltung der Kirchen— 
verfaſſung macht ſowohl dazu geneigt, die Einmiſchung 
des Kirchenregiments in die Lehre ſoviel als möglich 
auszuſchließen, als noch mehr die Kirchengewalt gedul— 


45) Dissert. praelimin. de jure liturg. eccl. $. 66 ff. Die 
liturgica feyen mere arbitraria u. dergl. 
46) Ebendaſelbſt $. 69. 
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dig dem Landesherrn zu überlaſſen, in der Hoffnung, 
daß er ſo wenig als möglich Gebrauch davon mache, 
weil von ihm ein dogmatiſcher Eifer am mindeſten zu 
befürchten, während auf der andern Seite die Rückſicht, 
welche allein entgegenſteht, nemlich das Bedürfniß öf— 
fentlich gemeinſamer Geſtaltung der Kirche und ſolcher 
Organe, in welchen das kirchliche Bewußtſeyn zur 
Aeußerung komme, gerade bei ſo ſubjektiver Richtung 
nicht in Betracht kommt. Wenn daher auch Thomaſius 
von der Lehre ſeines Naturrechts ausgeht, die aller— 
dings dem Pietismus wie allem Chriſtenthume fremd, 
ja entgegen iſt, ſo ziehen ſich doch durch ſeine ganze 
Darſtellung die in der pietiſtiſchen Richtung vorherrſchen— 
den Ideen: das Geltendmachen der unſichtbaren Kirche 
oder, richtiger aufgefaßt, der Einzelfrömmigkeit, die Gleich— 
gültigkeit gegen den Verband, gegen die äußere Ge— 
meinſchaft, gegen die beſtimmte Konzeption des Be— 
kenntniſſes. Auch iſt bei ſeiner exceſſiven Lehre, daß 
das Kirchenregiment gar nicht die Aufgabe habe, für 
Erhaltung der wahren Lehre zu ſorgen, doch immer in 
Erinnerung zu behalten, daß er nicht ſolche Gegenſätze 
im Auge hat, wie in unſerer Zeit der Kampf zwiſchen 
Unglauben und Glauben, Chriſtenthum und Antichri— 
ſtenthum ſie bietet, ſondern die auf jeden Fall weit 
untergeordneten Streitigkeiten ſeiner Zeit, als na— 
mentlich den Abendmahlsſtreit, die Streitigkeiten, ge— 
gen welche die Konkordienformel gerichtet iſt, dann 
den eben losgebrochenen Streit der Orthodoxen und 
Pietiſten, und daß der Fanatismus der Gegenpar— 
thei wohl zu ſolcher äußerſten Entgegenſetzung reizen 
konnte. J a 
Stahl's prot. Kirchenverf. 3 
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Spener ſelbſt, deſſen Streit mit der Hamburger 
Geiſtlichkeit (Meyer) dieſe ganze wiſſenſchaftliche Ver⸗ 
handlung veranlaßte und eröffnete, iſt weit entfernt 
von der Lehre des Thomaſius und Böhmer. Er macht 
nicht die Toleranz zum Principe der Kirche, ſondern 
erkennt die Einigkeit im Glauben als weſentliches Er— 
forderniß derſelben, und hält darum ein gemeinſames 
äußeres Bekenntniß und Beſchlüſſe über Glaubensſtrei⸗ 
tigkeiten für recht und nothwendig “). Sein Streben 
geht vielmehr nur darauf, innerhalb der Gränze der 
nothwendigen Gemeinſchaft eine weite Sphäre der 
Toleranz gegen Verſchiedenheiten und „Irrthümer“ zu 
geſtatten! ), und dem Lehrſtande die ausſchließliche 
Entſcheidung zu beſtreiten, um dadurch die innerliche 
Seite des Glaubenlebens gegenüber dem bloß äußerli— 
chen regelrechten Beſtande der Kirche geltend zu ma— 
chen. Er unterſcheidet ſich von der ältern Lehre mehr 
durch eine andere Betonung als durch eine direkte Ent— 
gegenſetzung, durch Ueberſehen gewiſſer kirchlicher Mo— 
mente und Motive, nicht durch deren Aufhebung. Aber 8 
er hat damit jene Richtung angeregt, die je mehr und 
mehr zur Untergrabung des Anſehens des Lehrſtandes 
und zur Scheu vor der Feſtigkeit des kirchlichen Be— 
kenntniſſes führte. Wenn man daher auch läugnen 
muß, daß das Territorialſyſtem in ſeiner Ausbildung 
bei Thomaſius und Böhmer pietiſtiſch ſey, fo muß man 
doch behaupten, daß es dem Geiſte des Pietismus in 


47) Spener, die Freiheit der Gläubigen. 1691. $. 12. 
48) z. B. Speners Bedenken über den neuen Religionseid. 
1690. Dritte Frage. - 
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feinen Motiven verwandt und bei einiger Ermäßigung 
auch völlig zuſagend iſt. Dieß beſtätigt ſich auch darin, 
daß der Verfaſſer der von Moſer herausgegebenen 
Briefe, der entſchieden der pietiſtiſchen Richtung zu⸗ 
gethan iſt, ihm huldigt. Fälſchlich wird er als An⸗ 
hänger des Epiſkopalſyſtems dargeſtellt. Er iſt in Wahr- 
heit ein Bekenner des Territorialſyſtems und zwar in 
rein pietiſtiſcher Weiſe ohne die rationaliſtiſche Beimi⸗ 
ſchung des Thomaſius. Er preiſt nemlich das Kirchen— 
regiment des Landesherrn; weil es dem chriſtlichen Le— 
ben am förderlichſten ſey, beſonders im Gegenſatze zu 
einem Regimente der Geiſtlichkeit: „Und in was für 
beſſere Hände wollten wir denn unſer evangeliſches 
Kirchenregiment bei jetzigen Umſtänden geben? Würden 
wir uns etwa mit einer demokratiſchen Regiments— 
Form verbeſſern? Das läßt ſich vernünftiger Weiſe gar 
nicht denken, oder ſollte etwa ein Synearium von der 
Geiſtlichkeit ein unumſchränktes Ruder des Kirchenſchiffs 
führen? Dafür behüt uns, lieber Herre Gott 49). 
Das Territorialſyſtem konnte indeſſen, wenn es 
auch für den Augenblick den Abſichten entſprach, doch 
für die Dauer nicht die Anforderungen befriedigen. — 
Zunächſt liegt eine handgreifliche Widerlegung desſelben 
darin, daß der Landesherr ja blos über die Unterthanen 
einer beſtimmten Konfeſſion (der evangeliſchen) die Kir— 
chengewalt beſitzt und beſitzen kann, während er ſie doch 
über alle Unterthanen (auch die Katholiken, Juden ꝛc.) 
in gleicher Weiſe beſitzen müßte, wenn ſie ein bloßer 


49) Elfter Brief. S. 157. Ihm folgt denn auch Jan j „die 
wahre evangeliſche Kirche.“ 1836. S. 35. 
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Ausfluß der Staatsgewalt wäre. Dann konnte man 
auch nicht verkennen, daß es, mag man den Umfang 
der Kirchengewalt auch noch ſo ſehr beſchränken, den— 
noch nothwendig zur Caeſareopapie führt. Endlich 
ſtützten die Vertheidiger dieſes Syſtems ſelbſt in ihrer 
Polemik gegen die Epiſkopaliſten ſich darauf, daß die 
Kirche eine freie Vereinigung auf inneren Glauben 
beruhend ſey, und es war dann ein Widerſpruch, eine 
gegebene Herrſchaft und Gewalt im Landesherrn zu 
ſtatuiren; es forderte vielmehr die Konſequenz, alle 
Gewalt als Ausfluß des Willens der Kirchenglieder 
ſelbſt zu betrachten '). Eben dazu nöthigt von ande⸗ 
rer Seite auch gerade die durch Thomaflus zur Gel 
tung gebrachte Lehre vom Staate, daß er nur die 
äußere Ruhe und Sicherheit zur Aufgabe habe; denn 
darnach muß jeder Verein, der die Religion zum Ger 
genſtande hat, nicht, wie Thomaſius inkonſequent es 
annimmt, dem Landesherrn, ſoweit es nicht Glauben 
und Gewiſſen verletzt, gehorchen, ſondern vielmehr völ— 
lig vom Staate und Regenten ſich löſen, und als eine 
für ſich beſtehende Privatgeſellſchaft erſcheinen, über 
welche der Staat und Regent, ſoweit ſie durch ihre 
Autonomie die Ruhe nicht ſtört, von Rechtswegen gar 
keine Gewalt und keinen Einfluß hat. So führte das 
Territorialſyſtem ſowohl durch ſeine augenfälligen Män— 
gel als durch ſeine eigenen Principien ſelbſt zum Kol- 
legialſyſtem. — Sein Begründer iſt Pfaff). 


50) Dieſe Motive ſtellen ſich deutlich heraus bei Pfaff. S. 100. 
51) Pfaff, akadem. Reden über das Kirchenrecht. 1742. 
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darin: die unſichtbare Kirche wird von ihrem Ober⸗ 


haupte Chriſtus regiert auf unſi chtbare Weiſe („das re— 
gimen Christocraticum iſt spirituale); die ſicht⸗ 
bare Kirche aber iſt eine freie Geſellſchaft, 
die unter keiner Macht ſtehet, als unter dem 
Willen der einzelnen frei verbundenen Ölies 
der 2). Dieſe „verſtehen und verbinden ſich über ihr 
Glaubensbekenntniß, ſie richten den Gottesdienſt nach 
ihrer Willkühr ein, ſie machen leges conventionales 
und biethen den aus, welcher wider gegebene parole 
ſich nicht dazu bequemen will u. |. w.“ 5). Alle Feſt⸗ 
ſetzung und alle Gewalt in der Kirche beruht alſo auf 


Uebereinkunft der Glieder, iſt eine vertragsmäßige, alle 


Verletzung der kirchlichen Anforderungen iſt Verletzung 
des Geſellſchaftvertrags, die Exkommunikation eine Aus— 
ſchließung wegen Nichterfüllung dieſes Vertrages. 

Das iſt das Princip, welches fchon mit Pfaff 
beſtimmt und ſcharf hervortrat, wenn gleich die voll 
ſtändigen Konſequenzen erſt ſpäter gezogen wurden. 

Wenn daher nach dem Epiſkopalſyſteme und in ge⸗ 
wiſſem Grade auch noch nach dem Territorialſyſteme 
alles als ein Nothwendiges, als geboten oder verboten, 
erſcheint, ſey es, daß das Kirchenregiment eine Aufgabe 
verfolgen müſſe oder daß es ſie gar nicht verfolgen 


— 


52) Pfaff a. a. O. S. 38. 39. 
53) S. 159. 
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dürfe, daß der Landesherr die Kirchengewalt haben 
müſſe oder daß er ſie nicht haben, reſp. nicht nach ſei⸗ 
nem Ermeſſen ausüben, dürfe, ſo erſcheint in dieſem 
Syſteme alles als willkührlich, es iſt in allen Stücken 
das eine und das andere ſtatthaft je nach Willen 5 
und Uebereinkunft der Kirchenglieder. 

Die Bewahrung der reinen Lehre als einer geoffen— 
barten, göttlichen, nothwendigen kann hier ſo wenig 
als nach dem Territorialſyſtem Aufgabe des Kirchen— 
regiments ſeyn; wohl aber kann es nach jenem ſchon 
von Thomaſius angedeuteten Gedanken, der hier erſt 
die rechte Stelle für ſeine Durchführung gewinnt, ſeine 
Aufgabe ſeyn, eine vertragsmäßig feſtgeſetzte Lehre 
(gleich als ein Geſellſchaftsſtatut) aufrecht zu halten. 
Auch außerdem beſteht hier nicht das Intereſſe, das Be— 
reich des Kirchenregiments ſo viel als möglich zu ſchmä— 
lern, wie im Territorialſyſteme, ſondern nachdem die 
Mitglieder ſelbſt als die Inhaber des Regiments er 
ſcheinen, verſchlägt es ihnen ja nichts, wie weit ſich 
dasſelbe auch ausdehne. 

Was nun aber die Stellung der Kirche zu Staat 
und Landesherrn anlangt, fo muß dieſe natürlich völlig 
dieſelbe ſeyn, wie die einer jeden andern „freien Geſell— 
ſchaft, Zunft, Kollegium 59. Die Kirche ſteht in der 
Anordnung der eigentlich kirchlichen Angelegenheiten 
nicht unter der Gewalt der Obrigkeit; aber dieſe hat 
im Intereſſe des Staates Rechte über die Kirche, wie 
ſonſt über „die in der Republique befindlichen freien 
Societäten und Kollegia.“ Man muß deswegen 


54) S. 90. 
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unterſcheiden die jura majestatica und die 
jura collegialia d. i. die Rechte der Obrig-⸗ 
keit und die Rechte der Kirchengeſellſchaft 
ſelbſt. Zu erſtern zählt Pfaff 55) alles das, was man 
auch jetzt zur Kirchenhoheit zählt, und er gebraucht 
auch bei der Anführung die jetzt gewöhnlichen Katego— 
rien des Reformationsrechtes (us reformandi), der 
Oberaufſicht (suprema inspectio) und der Schirm⸗ 
herrſchaft über die Kirche Cadvocatia ecclesiae), wenn 
auch nicht in ſo ſtreng ſchulgerechter Durchführung. 
Dieſe Rechte, als in der Stellung der Obrigkeit zu 
allen Korporationen begründet, müſſen dann natürlich 
dem Landesherrn und zwar eben nach ſeiner Qualität 
als Landesherr zukommen. Zu den Kollegialrechten da— 
gegen zählt Pfaff de) die (vertragsmäßige) Feſtſetzung 
des Dogmas, die liturgiſche Anordnung, die Beſtellung 
des Lehramtes, die (vertragsmäßigen) Geſetze und ihre 
Handhabung, namentlich durch Exkommunikation in obi— 
ger Bedeutung. Dieſe Rechte, alſo die eigentliche Kir— 
chen⸗Gewalt, kommen der kirchlichen Geſellſchaft zu und 
in keiner Weiſe dem Landesherrn, weder als angebli— 
chen Biſchof noch als Landesherrn. Der Landesherr 
kann an ihnen Theil haben als Mitglied der Geſell— 
ſchaft, aber nur eben ſo und nicht mehr wie jedes an— 
dere Mitglied, ſeine Eigenſchaft als Landesherr giebt 
ihm hierin keinen Vorzug vor den andern Gliedern. 
So liegt es in der Natur der Sache. — Nun kann aber 
die kirchliche Geſellſchaft, wie jede andere, ihre Gewalt 
55) S. 90. 
56) S. 159. 
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auf Jemanden übertragen 57), ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend, und eine ſolche Uebertragung ſey ſtillſchwei⸗ 
gend faktiſch auf den Landesherrn geſchehen zur Zeit 
der Reformation. Dieſe Uebertragung ſey keineswegs 
nothwendig, wie ſie ja auch vielfach z. B. in Holland 
nicht eingetreten ſey, fie ſey aber angemeſſen und ver- 
nünftig bei dem üblen Zuſtande der Kirchenmitglieder, 
nach welchem ſie nicht wohl im Stande ſind, ſich ſelbſt 
gut zu regieren, und insbeſondere in Deutſchland we 
gen der Größe der kirchlichen Geſellſchaft. 

Dieſe Unterſcheidung der Majeſtätsrechte und 
Kollegialrechte iſt ein charakteriſtiſcher Zug des Kolle— 
gialſyſtems. Sie iſt ihrem Inhalte nach nichts anderes 
als die jetzt allgemein angenommene Unterſcheidung von 
Kirchenhoheit us majestaticum circa sacra) 
und Kirchengewalt (Jus in sacra); aber ſie iſt 
keineswegs dasſelbe mit der oben erwähnten dem Epiſko— 
palſyſtem angehörigen Unterſcheidung der äußern und 
innern Gewalt (potestas externa und interna). 
Denn die äußere Gewalt, welche dieſes dem Landes— 
herrn als ſeinen nothwendigen Antheil beilegt, iſt doch 
immer eine Gewalt zur Lenkung der Kirche, eine Seite 
der Kirchengewalt ſelbſt, nicht eine Gewalt des Staa— 
tes gegenüber der Kirche. Daher enthält dieſe „äußere 
Gewalt“ des Landesherrn das Recht, aus ſeiner Auto— 
rität Kirchengeſetze zu verkünden, Bußtage auszuſchrei— 
ben, die kirchlichen Gerichte ſprechen zu laſſen, das 
Recht den Synoden zu präſidiren, das Kirchengut zu 
verwalten, Diſpenſationen zu ertheilen, die Pfarrer zu 


57) S. 93 u. 164. 
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berufen, ſo daß der Lehrſtand überall nur Rath und 
Zuſtimmung gibt; das alles iſt aber in dem Majeftäts- 
recht über die Kirche nicht enthalten, ſondern hier kann 
umgekehrt dem Landesherrn nur ein Beſtätigungsrecht 
deſſen, was die Kirche anordnet, zukommen s). 
Demnach iſt die Unterſcheidung zwiſchen Kirchen— 
hoheit und Kirchengewalt für die proteſtantiſche Kirche 
zuerſt durch das Kollegialſyſtem aufgeſtellt worden, und 
zwar aus dem Motive, die Selbſtſtändigkeit der Kirche 
dem Staate und Landesherrn gegenüber zu wahren. 
In der katholiſchen Kirche hatte ſich dieſelbe Unterſchei— 
dung fon früher (bei den gallikaniſchen Schriftſtellern) 
gerade aus dem entgegengeſetzten Motive ausgebildet, 
die Selbſtſtändigkeit des Staates gegenüber der Kirche, 
welche alle Gewalt an ſich gezogen, zu wahren. Sie 
iſt ein eigenthümlicher Zug in der kirchenrechtlichen Ent— 
wickelung des Abendlandes. Dieſe hängt aber keines- 


58) Weit näher der gegenwärtigen Unterſcheidung iſt die Ein: 
theilung in jus sacrorum und jus episcopale, welche von 
Stryck Addit. ad Brunnem, jus Ecel. lib I. c. 6. 
membr. 12. und von Linck de jure episcopali cap. 1. 
pag. 38. aufgeſtellt wurde. Sie bezeichnen das jus sacro- 
rum als dasjenige, was „ipsi majestati cohaeret.“ Allein 
abgeſehen davon, daß ſie ſchon bei der Aufzählung der ein— 
zelnen Rechte nach den beiden Kategorien von der jetzigen 
Theorie differiren, ſo behaupten ſie ganz in Widerſpruch 
mit dieſer, daß das jus episcopale (die Kirchengewalt) 
eine nothwendige und untrennbare Folge des Majeſtäts— 
rechtes (ejusdem consequens) ſey, und iſt das praktiſche 

Motiv ihrer Eintheilung bloß das, die Unterſcheidung der 
jura reservata und jura vicaria auf ſie zu gründen. 
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wegs mit dem eigentlichen Kollegialprincip zuſammen, 
d. i. damit, daß die von der Staatsgewalt zu ſondernde 
Kirchengewalt eine Geſellſchafts gewalt ſey, auf 
Willen und Uebereinkunft der Glieder beruhe. Im Ge— 
gentheil die Unabhängigkeit der Kirche leidet darunter; 
wenn man ſie alſo als eine bloße Privatgeſellſchaft in 
die Kategorie anderer Korporationen, Zünfte u. dgl. 
ſtellt, ſtatt den Charakter einer öffentlich nothwendigen, 
auf göttlicher Autorität beruhenden und daher dem 
Staate ſelbſt gleichen Anſtalt für ſie anzuſprechen. 

Die Folgen des Kollegialprincips ſtellen ſich bei 
Pfaff ſelbſt mehr in der Theorie und zum Theil nur in 
der Färbung dar, daß er den Lehrbegriff als eine Ueber— 
einkunft, die Kirchengewalt des Landesherrn als eine 
übertragene darſtellt. Denn er iſt noch vom poſitiven 
chriſtlichen Glauben erfüllt, und ſeine Abſicht geht 
darauf, die Kirche gegen die unbedingte Territorialge— 
walt zu wahren, nicht ihren Beſtand der Maſſe Preis 
zu geben 9). Bei den Nachfolgern aber kamen ſie allge—⸗ 
mach zur vollſtändigen theoretiſchen Entfaltung und zu 
praktiſcher Wirkung, ſo namentlich bei Wieſe und bei 
Schnaubert. Es bildete ſich ein neuer Rechtsſatz 
rückſichtlich der Anordnungen über die Liturgie. Wie 
oben erwähnt, hatten die Epiſkopaliſten behauptet, daß 


59) So erkennt Pfaff noch ein von Gott eingeſetztes Lehramt 
(ministerium verbi divini), ja ein von Gett eingeſetz⸗ 
tes Kirchenvorſteheramt (ministerium ecclesiasticum) an 
(S. 169 u. 172.). In gleicher Geſinnung behauptet G. 
L. Boehmer prine. jur. can. $. 4. daß die Identitat der 
Kirche auf ihrem Lehrbegriff beruht. 
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ſolche nur unter Beirath und Zuſtimmung der Sy— 
noden, insbeſondere des Lehrſtandes, ſtatthaft ſeyen, 
dagegen die Territorialiſten dieſelben lediglich dem 
Landesherrn zugeſchrieben. Die Kollegialiſten nun 
fordern Zuſtimmung jeder einzelnen Gemeinde, 
ja manche ſogar unter gewiſſen Umſtänden eines jeden 
einzelnen Mitgliedes ). Es wurde ferner der 
Grundſatz durchgeführt, wie die Kirchenlehre nur durch 
Wille und Uebereinkunft der Mitglieder beſteht, ſo muß 
es dieſen auch zuſtehen, die Kirchenlehre zu ändern, 
ohne daß ſie dadurch in rechtlicher Beziehung aufhören, 
dieſelbe Kirche zu ſeyn 1). Ferner wie die Kirchenge— 
walt des Landesherrn auf Uebertragung der Mitglieder 
beruht, ſo bleiben dieſe auch ſtets die höhere Macht 
über ihm; er ſteht bei Ausübung derſelben unter ihrer 
Aufſicht und iſt ihnen Rechenſchaft ſchuldig 2). Das 


60) Wieſe Handbuch des Kirchenrechts. Bd. III. S. 201. 
a und vorz. S. 208. Wieſe halt fi hierin ſonderbarer 
Weiſe für übereinſtimmend mit Carpzov, dem doch, wie 
der ganzen frühern Periode, dieſe Anſicht gänzlich fremd 
iſt. Auch Pacifikus Sincerus (Schleierma— 
cher) „über das liturgiſche Recht evangeliſcher Landesfür— 
ſten“ Gött. 1824. macht dieſe Anforderung. Er hat übers 
haupt denſelben kirchenrechtlichen Standpunkt wie Pfaff, 
ja wiederholt hierin nur deſſen ganze Gedankenfolge. Das 
Motiv dieſer Gelegenheitsſchrift iſt denn auch minder die 
(objektive) Freiheit der Kirche, als die (ſubjektive) Freiheit 
der Kirchenglieder gegen den Fürſten zu ſchützen. 
61) Wieſe, Bd. I. S. 54. Sie bleiben dieſelbe Kirche, weil 
ſie dieſelbe Geſellſchaft bleiben. 
62) Wieſe III. S. 194. Er tadelt deshalb eine Aeußerung 
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Lehramt verliert den Charakter des apoſtoliſchen, goͤtt— 
lich geſtifteten Amtes, die Hirten der Gemeinde werden 
als „Geſellſchafts-Beamte“ charakteriſirt 3). Endlich 
wird das Beſtreben mächtig, die Mitglieder der Kirche 
auch thatſächlich in die Gewalt einzuſetzen, die ihnen 
nach der Theorie gebührt, daher das Kirchenregiment 
den Synoden in die Hände zu geben, und zwar Syno⸗ 
den, an welchen die weltlichen Mitglieder wenigſtens 
keinen geringeren Antheil haben, als die geiſtlichen. Im 
Ganzen tritt auch jener Hintergrund der unſichtbaren 
Kirche, wie er bei Pfaff ſich findet, immer mehr 
zurück, und es bleibt als Begriff der Kirche nichts üb⸗ 
rig, als eine Geſellſchaft zu einer beliebigen Art der 
Gottesverehrung willkührlich vereint 69, 

Das Kollegialſyſtem iſt ein Ergebniß der ratio— 
naliſtiſchen Richtung. Die Aufhebung der höhern 
Autorität, der gegebenen Gewalt, die Rückführung aller 
Ordnung und alles Geſetzes auf den Willen der Ein- 
zelnen, das find eben die Charakterzüge des Rationa- 
lismus. Wenn nun gleich der Gründer dieſes Syſtems 
in Beziehung auf perſönliche religiöſe Geſinnung alle 
Anerkennung verdient, fo haben doch bald die Rationa— 
liſten ſich ſeines Syſtems bemächtigt, und zwar in dem 
Bewußtſeyn, daß es das ihrige iſt. Denn der Ratio— 


— 


der evangeliſchen Reichsſtände, daß ſie von ihrem Kirchen— 
regimente „nur Gott und ſeinem ſtrengen Richterſtuhl“ 
Rechenſchaft zu geben hätten. 

63) Wieſe J. S. 94 u. 103. 

64) Wieſe J. S. 51 u. 52. Schnaubert Kirchenrecht der 
Proteſtanten §. 5. 5 
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nalismus kann fich zwar auch mit dem Territorialſyſtem 
befreunden, ſchon wegen der Profanität desſelben, aber 
er kann doch bei völliger Konſequenz zu keiner andern 
Begründung der Kirchengewalt und keiner andern Form 
der Kirchenverfaſſung gelangen, als derjenigen, wie ſie 
das Kollegialſyſtem enthält. 

Das Kollegialſyſtem hat in mehreren Punkten eine 
Verwandtſchaft mit dem Epiſkopalſyſtem gegenüber dem 
Territorialſyſtem, nemlich die Abſicht, die Unabhängig— 
keit der Kirche von dem Landesherrn zu behaupten; 
allein mit dem Unterſchiede: im Epiſkopalſyſtem iſt es 
abgeſehen auf Unabhängigkeit der Kirche als ſolcher 
(der Gemeinſchaft im rechten Glauben, der Repräſen— 
tation des rechten Glaubens im Lehrſtande), im Kolle⸗ 
gialſyſtem dagegen auf Unabhängigkeit der Menſchen, 
welche die Kirche bilden. Das Epiſkopalſyſtem wider 
ſetzt ſich der (innern) Kirchengewalt des Landesherrn, 
weil der Landesherr ein Laye iſt; das Kollegialſyſtem, 
weil der Landesherr nur ein Mitglied iſt und deshalb 
nichts vor den andern voraus haben darf. Deswegen 
iſt ſie nach jenem ſchlechterdings unſtatthaft, nach dieſem 
ſtatthaft, wenn die andern Mitglieder damit einverſtan— 
den ſind. Mit dem rene dem theilt das Kolle— 
gialſyſtem die Widerſetzung gegen die vorherrſchende 
Stellung des Lehrſtandes, ebenſo das Princip der in— 
dividuellen Freiheit; aber mit dem Unterſchiede: je— 
nes hat hier mehr ein negatives Streben, daß die 
individuelle Freiheit des Glaubens und der Frömmig— 
keit nicht durch irgend eine Macht, namentlich eine 
über das Dogma entſcheidende Macht, geſtört werde, 
dieſes mehr das poſitive, daß die Mehrheit der 
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einzelnen Menſchen den ganzen Beſtand der Kirche bes 
ſtimme ©). 

Es zeigt ſich alſo unläugbar, daß dieſe drei Sy⸗ 
ſteme nicht bloße Erklärungsverſuche der landesherrli— 
chen Gewalt ſind, ſondern Anſichten über das Weſen 
der Kirchengewalt, ja der Kirche ſelbſt, und daß ſie 
nicht zufällige Verſuche Einzelner find, ſondern Aus— 
flüſſe der herrſchenden Anſicht einer Epoche und in dies 
ſem Charakter aufs genaueſte den drei Epochen der 
theologiſchen Entwickelung, der orthodoxen, pieti— 
ſtiſchen und rationaliſtiſchen entſprechen. Darauf 
aber braucht kaum aufmerkſam gemacht zu werden, wie 
ſie zugleich mit der politiſchen Richtung ihrer Zeit im 
Zuſammenhange ſtehen. Das ESpiſkopalſyſtem iſt noch 
eine Erſcheinung aus der Zeit, in welcher die Selbſt— 
ſtändigkeit der Inſtitution der Kirche, wie auch anderer 
Korporationen, im Staate galt; das Territorialſyſtem 
gehört der Periode an, in der die Gewalt der Landes— 
herrn die alleinherrſchende war; das Kollegialſyſtem 
endlich jener Periode, in welcher der Maſſe und ihrer 
Majorität alle Herrſchaft vindicirt wurde, es iſt in der 
Kirche das Analogon der Volksſouverainität 56). — 


65) Daher will der Pietismus und das Territorialſyſtem ent— 
weder kein bindendes Anſehen der Symbole oder doch Er— 
mäßigung desſelben. Der Rationalismus und das Kollegials 
ſyſtem wollen ein Symbol, aber als bloßes Vertragsprodukt, 
abänderlich nach dem Willen der Geſellſchaft, und folgerich— 
tig zuletzt ein Symbol der Vernunftreligion mit gänzlicher 
Ausſchließung des Chriſtenthums aus der Kirchengeſellſchaft. 

66) Meine Philoſ. d. Rechts. Bd. I. S. 202. 


Zweiter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfaſſungsprincipien. 


— 


Erstes Kapitel. 
Von der Kirche und Kirchenverfaſſung überhaupt. 

Einer der Irrthümer, die am meiſten zur Auflöſung 
des proteſtantiſchen Kirchenbeſtandes beitrugen, iſt jene 
Trennung von ſichtbarer und unſichtbarer Kirche, nach 
welcher jede als eine Sache für ſich ohne Zuſammen⸗ 
hang mit der andern erſcheint. Damit wird das gött— 
liche Wirken im Innern des Einzelnen beſchloſſen ohne 
Wirkung nach auſſen und für die Gemeinſchaft, dagegen 
der ganze Beſtand der Kirche der Willkühr der Men— 
ſchen preisgegeben. Es folgt dann entweder die 
Vorſtellung des Thomaſius, daß einerſeits die einzel— 
nen Glieder und Prediger bekennen und lehren dürfen, 
was ſie wollen, anderſeits der Landesherr die ſichtbare 
Kirche nach Gutdünken einrichten darf, ſo lange er nur 
nicht der Glaubensfreiheit jener zu nahe tritt; oder es 
folgt die Vorſtellung der Kollegialiſt en, daß die 
Kirchenglieder in ihrer Geſammtheit oder Mehrheit die 
Kirche errichten, und ſie als ihr Werk nach ihrem 
Willen einzurichten Fug haben. 

Die Kirche iſt allerdings nach proteſtantiſcher Lehre 
in ihrem eigentlichſten Weſen eine innere geiſtige Glau— 
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bens-Gemeinſchaft — („eine geiſtige Verſammlung der 
Seelen“ — Luther) in Chriſto geeinigt; nicht eine 
hierarchiſche Ordnung, ein geiſtlicher Staat. Allein 
ſolche geiſtige Gemeinſchaft muß nothwendig eine äußere 
Gemeinſchaft und Anſtalt wirken, ſowohl ihrer Natur 
nach, als vermöge göttlichen Gebotes, ſohin nach einer 
thatſächlichen und ſittlichen Nothwendigkeit. — Sie muß 
zunächſt ein gemeinſames Bekenntniß des Glau— 
bens wirken: denn es iſt ſchon thatſächlich unmöglich, 
daß Glaube und rechter Glaube vorhanden wäre, ohne 
daß er auch äußerlich bezeugt und bekannt würde, und 
es iſt das gemeinſame öffentliche Bekenntniß auch 
Pflicht und Gebot ſowohl zur Ehre Gottes als zur Er— 
weckung des Glaubens im Nächſten. Möge nun dieſes 
Bekenntniß bloß lebendig in öffentlicher Lehre und Pre— 
digt ſich darſtellen, oder möge es überdies noch, wie 
das nirgend ausbleiben kann, mit Abſicht ausdrücklich 
als Glaube der Kirche in beſtimmte Faſſung gebracht 
werden, immerdar muß es als Erkennungszeichen der 
Kirche, als gemeinſames Bewußtſeyn über den Glauben 
und als bindende Norm für die, ſo ihn im Namen der 
Kirche verkünden, beſtehen. — — Die geiſtige Ge— 
meinſchaft muß ferner auch eine gemeinſame Thäs 
tigkeit für die Bewahrung des Glaubens, für Erfül— 
lung des göttlichen Willens und Förderung ſeines Rei— 
ches wirken, und eine Ordnung dieſer Thätigkeit d. i. 
eine Kirchenverfaſſung. Die Kirche iſt nicht nur 
eine im Glauben verſammelte, ſondern auch eine 
für den Glauben ſammelnde Gemeinde, auch zu dies 
ſem Zwecke iſt fie von Chriſtus auf Erden beſtellt. Sie 
iſt darum nicht bloß eine Gemeinſchaft, ſondern auch 
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eine Anſtalt. Als ſolche bedarf ſie verſchiedener Ver— 
richtungen und Aemter und Gewalten, bedarf ſie orga— 
niſcher Geſtalt und Einrichtung. Auch dieſe kann nicht 
fehlen und muß in rechter Weiſe, wie ſie dem Willen 
Gottes entſpricht und zur Förderung ſeines Reiches 
dient, vorhanden ſeyn, wo immer der h. Geiſt wirklich 
die Gemüther erfüllt. — — Dabei darf aber nicht 
überſehen werden, daß nach proteſtantiſcher Anſicht das 
Bekenntniß das erſte und oberſte Moment der ſichtba— 
ren Kirche iſt, die Verfaſſung das ſekundäre; umgekehrt 
nach katholiſcher Anſicht. Das folgt aus der beiderſei— 
tigen Auffaſſung der Kirche. Der Proteſtantismus er— 
kennt, wie eben erörtert worden, die ſichtbare Kirche 
als das Ergebniß der unſichtbaren, er läßt die Kirche 
von innen heraus ſich bilden; darum muß das Bekennt— 
niß, weil es das dem innern Glauben näher ſtehende, 
unmittelbar von ihm erzeugte Moment iſt, ihm auch 
das höhere, urſprüngliche Moment ſeyn, dasjenige, an 
welchem die Aechtheit der Kirche gemeſſen wird. Der 
Katholicismus dagegen faßt die Kirche als eine hierar— 
chiſche Inſtitution nach Art des Staates auf, die Voll— 
macht zu Lehre und Gewalt iſt ihm die eigentliche 
Stiftung der Kirche. Da muß denn das äußerlichere 
Moment, die Verfaſſung, das erſte und höchſte, die Ba— 
ſis alles andern ſeyn; an ſie, an die äußere Einrich— 
tung, ſind die inneren Gnadenwirkungen gebunden. Wo 
die rechte Lehre iſt, da iſt die rechte Kirche, behauptet 
der Proteſtantismus; wo die rechte Kirche (d. i. die le— 
gitime Kirchengewalt) iſt, da iſt die rechte Lehre, be— 
hauptet der Katholicismus. 


Die ſichtbare Kirche — Bekenntniß und Verfaſ— 
Stahl 's prot. Kirchenverf. 4 
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fung!) — iſt alſo einerſeits die nothwendige Offenba— 
rung und Frucht und dadurch auch das Kennzeichen 
(„notae externae“) der unſichtbaren Kirche, anderer— 
ſeits iſt ſie der Träger und das Mittel für dieſelbe. 
Beide können daher nicht von einander getrennt werden, 
es iſt eben die Eine Kirche, nur von ihren verſchiede— 
nen Seiten. Zwar kann die äußere Gemeinſchaft in 
ihren Gliedern und ihren verfaſſungsmäßigen Häuptern 
vom wahren Glauben abfallen und Irrlehren als Be— 
kenntniß der Kirche aufſtellen (päbſtliche Kirche), oder 
fie kann bei Feſthaltung des rechten äußeren Bekennt— 
niſſes innerlich dem Glauben und ſeiner lebendigen Kraft 
abſterben (proteſtantiſche Orthodoxie), alſo die ſicht— 
bare Kirche von der unſichtbaren d. i. dem Geiſte Got— 
tes und ſeinem Wirken ſich ſcheiden. Es kann dann 
in Folge deſſen auch umgekehrt kommen, daß die Weni— 
gen, in welchen der wahre Glaube wieder lebendig wird, 
zu ſchwach und zerſtreut, nicht als eine Gemeinſchaft 
im öffentlichen Bekenntniß und befeſtigter Verfaſſung 
hervortreten, ſo daß die unſichtbare Kirche in ihnen 
beſteht, ohne ſich in einer ſichtbaren Anſtalt manifeſtirt 
und eine Stütze gegründet zu haben. Allein das ſind 
eben auch Zuſtände des Verfalls und der Verlaſſenheit 
der Kirche; im rechten natürlichen (das will durchaus 
nicht ſagen vollendeten) Zuſtande können innere und 
äußere Kirche nicht getrennt ſeyn. Die Grundſätze und 
Beſtimmungen über die ſichtbare Kirche können aber 


1) Es iſt hier nicht um vollſtändige Darlegung der Momente 
der ſichtbaren Kirche zu thun. Sakramente, Kultus, Kir— 
chenzucht ruhen auf jenen beiden als ihren Grundlagen. 

1 
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nur aus dem Weſen der Kirche, mithin aus der Kirche 
in jener ihrer natürlichen Einheit abgeleitet werden. — — 
Die proteſtantiſche Kirche nimmt auch entſchieden dieſe 
Einheit der unſichtbaren und ſichtbaren Kirche an, und 
iſt ihr jene Zerreißung fremd und entgegen. Das ers 
hellt ſchon daraus, daß die Definition der Kirche in 
den Symbolen beide Momente, das Moment der un— 
ſichtbaren: „Verſammlung der Heiligen,“ und das wich— 
tigſte Moment der ſichtbaren: „die rechte Lehre des Evan— 
geliums und die rechte Verwaltung der Sakramente,“ 
zuſammenfaßt, ſo daß damit unläugbar weder die un— 
ſichtbare Kirche für ſich allein, bei der es auf rechtes 
Lehren und Sakramentverwalten nicht ankommt, noch 
die ſichtbare Kirche für ſich allein, bei der es auf die 
Verſammlung der „Heiligen“ nicht ankommt, ſondern 
die Kirche in der Identität ihrer beiden Seiten ge— 
meint iſt. Ebenſo erklärt Luther gerade in jener 
Stelle, in welcher er am erſten und nachdrücklichſten 
die unſichtbare Kirche als eigentliche Kirche gegenüber 
der ſichtbaren geltend macht, dennoch ausdrücklich, daß 
die ſichtbare ſich zu ihr verhalte, wie Leib zu Geiſt, 
daß ſie zuſammen die Eine Kirche ſind 2). Dieſelbe 


2) Daß die Chriſtenheit ſey eine geiſtige Verſammlung 
der Seelen in einem Glauben. — Auf dieſe Weiſe 
redet die heilige Schrift von der h. Kirchen und Chriſten— 
heit und hat keine andere Weiſe zu reden. Ueber dieſel— 
bige iſt nun eine andere Weiſe von der Chriſtenheit zu re— 
den. Nach der heißet man die Chriſtenheit eine Verſamm— 
lung in ein Haus oder Pfarr, Bisthum, Erzbisthum, Pabſt⸗ 
thum, in welcher Sammlung gehen in äußerlichen Geber— 
den, als ſingen, leſen, Meßgewand. Und für allen heißet 
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Anſchauung haben die ältern Dogmatiker 3). — — Die 
wahre proteſtantiſche Lehre von der Kirchenverfaſſung 


man hie den geiſtlichen Stand, die Bifchöfe, Prieſter und 
Ordensleut, nicht um Glaubens willen, den ſie vielleicht 
nicht haben, ſondern daß fie mit äußerlichen Salben geſeg— 
net ſind, Kronen tragen, ſonderliche Kleider tragen, ſonder 
Gebet und Werk thun und Meß halten, zu Chor ſtehen, 
und alles desſelben äußerlichen Gottesdienſtes ſcheinen zu 
thun. — Von dieſer Kirchen, wo ſie allein iſt, ſtehet nicht 
ein Buchſtab in der heiligen Schrift, daß ſie von Gott 
geordnet ſey; — das geiſtliche Recht und menſchliche Ges 
ſetze nennen wohl ſolch ein Weſen eine Kirche. — Darum 
um wahren Verſtands und der Kürze willen, wollen wir 
die zwo Kirchen nennen mit unterſchiedlichen Namen. Die 
erſte, die natürlich, gründlich, weſentlich und wahrhaftig iſt, 
wollen wir heißen eine geiſtliche innere Chriſtenheit. Die 
andere, die gemacht und äußerlich iſt, wollen wir heißen 
eine leibliche äußerliche Chriſtenheit, nicht daß wir ſie von 
einander ſcheiden wollen, ſondern zugleich, als wenn ich von 
einem Menſchen rede, und ihn nach der Seelen einen geiſt— 
lichen, nach dem Leibe einen leiblichen Menſchen nenne, oder 
wie der Apoſtel pflegt, innerlichen und äußerlichen Men⸗ 
ſchen zu nennen. — Luther's Werke (Walch) Th. J. 
Seite 458. Vergl. Eichhorn Kirchenrecht I. 272. welcher 
ebendaf. S. 675. gleichfalls die ſichtbare Kirche als „noth⸗ 
wendige Folge“ der unſichtbaren darſtellt. 

3) „Ecclesia a protestantibus non geminatur, nam distin- 
guitur inter ecclesiam visibilem et invisibilem r0®@TWg 
qua diversam ecclesiae unius ejusdemque consideratio- 
nem, ÖEVTEEWG qua distinctam ejusdem ecclesiae exi- 
stendi rationem. Ibi per se dicitur visibilis et invisibi- _ 
lis diverso respectu, heic per accidens modo est visi- 
bilis, modo invisibilis.* Abr. Calov. exeg. A. C. 
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hat alſo dieſe Einheit der ſichtbaren und unſichtbaren 
Kirche zu ihrem Fundamente. Die Kirche iſt die ſicht— 
bare, offenbare Anſtalt für das Reich Gottes, und iſt 
zugleich ſelbſt ſchon das Reich Gottes, wie es hienieden, - 
nicht offenbar, befteht. Sie hat die ftete Wurzel ihres 
Lebens und die ſtete Erfüllung ihrer Aufgabe in dem 
Innern, Geiſtigen, das dahier ſchon ein Ewiges iſt, 
aber ihre Geſtaltung und ihre Wirkſamkeit treibt in 
den äußern irdiſchen Zuſtänden. Als die innere ge— 
ſammelte Gemeinde Gottes, ſammelt ſie zugleich in 
äußerlich geordneter Einrichtung für ſein Reich, und 
als ſammelnde äußere Anſtalt iſt ſie ſchon die geſam— 
melte von Gott erfüllte Gemeinde. Ihr Weſen beſteht 
eben in der Unauflöslichkeit dieſer beiden Beziehungen, 
durch welche fie die Vermittlerin des Ewigen und Zeit— 
lichen auf Erden iſt ). 

Sf nun die ſichtbare Kirche die nothwendige 
Bethätigung der unſichtbaren und der von Gott 
beſtimmte Träger und Leib derſelben, ſo ſteht ſie 
gleich jener als eine höhere Macht über den Mens 
ſchen, iſt nicht ihr Werk, auf ihren Willen gegrün⸗ 
det, durch ihren Willen beſtehend. Die ſichtbare 


art. VII. Ebenſo Gerhard Conf. Cathol. p. 717. 
Vergl. Hoefling diss, de Symbolorum natura etc. 
Erlangae 1835. p. 13. und die dort ausgeführte ähnliche 
Anſicht. 

4) Die Reformatoren in ihrer Oppoſition gegen die katholiſche 
Kirche heben allerdings die eine Seite, die Kirche als ge— 
ſammelte Gemeinde, vorherrſchend heraus, ohne aber des- 
halb die andere Seite, die Kirche als ſammelnde Anſtalt, 
aufzugeben. f 


* 
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Kirche ent ſteht nicht nach Art einer Geſellſchaft 
durch beliebigen Zuſammentritt der Menſchen, die zu— 
fällig derſelben religiöſen Ueberzeugung ſind, und ſie 
ruht in ihrem Beſtande nicht auf dem Willen der Men⸗ 
ſchen nach Art einer Geſellſchaft, ſo daß derſelbe von 
dem Willen der Geſammtheit, beziehungsweiſe Mehrheit, 
abhinge (Kollegialſyſtem). Sondern ſie entſtand 
als eine organiſche Inſtitution, die mit Nothwendigkeit 
aus dem Reiche Gottes hervorging, und bildet ſich als 
ſolche fort. Sie wurde zuerſt von Chriſtus ſelbſt und von 
den Apoſteln kraft unmittelbaren Auftrags Chriſti ge— 
gründet. Sie wurde, nachdem ſie in Verfall gerathen, 
durch Männer, die Gott innerlich dazu erweckte, wieder 
gereinigt. Immer war es eine höhere Sendung, welche 
die Menge anerkannte, und ſich den Berufenen und Er⸗ 
weckten folgſam anſchloß nach Nothwendigkeit und in 
ungleicher Stellung. Immer war es eine urſprüngliche 
Einheit und ein innerer, der Kirche als Ganzem ange— 
höriger Bildungsprozeß, wodurch ſie entſtand oder ſich 
erneuerte, nicht eine vertragsmäßige Vereinigung ge— 
ſonderter und gleich berechtigter Menſchen. Eben ſo iſt 
der Beſtand der Kirche der einer organiſchen Inſtitu⸗ 
tion, fie beſteht als eine höhere Einheit über den Men⸗ 
ſchen durch ihre eigne inwohnende Macht und ihr eig— 
nes inwohnendes Anſehen, und ſie beſteht deshalb kon— 
tinuirlich von der erſten Ausgießung des h. Geiſtes an 
bis ans Ende der Dinge, nicht ſporadiſch, wo die oder 
jene Schaar eine Kirche zu bilden ſich entſchließt. Die 
Menſchen werden Anhänger der Kirche nicht dadurch, 
daß ſie dieſelbe errichten, ſondern dadurch, daß ſie in 
dieſelbe berufen und aufgenommen werden. Es iſt auch 


— 
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nicht in ihr Belieben geſtellt, ſondern ihnen von Gott 
geboten, der Kirche anzugehören, und wenn ſie ihr nicht 
angehören wollen, wozu ſie allerdings Freiheit haben, 
ſo beſteht doch nichts deſto minder die Kirche. So 
wenig die unſichtbare Kirche um deswillen ein Werk 
der Menſchen iſt, weil die Menſchen nur aus freiem 
Willen ihr angehören, eben ſo wenig die ſichtbare Kirche. 
Die Möglichkeit des Widerſtrebens, der Verſtockung, 
des Austritts oder Nichteintritts, das iſt Sache der in— 
dividuellen Freiheit des Menſchen, aber das Werk Got— 
tes, die Kirche von ihrer ſichtbaren nicht minder als 
ihrer unſichtbaren Seite, beſteht unabhängig von dieſer 
Freiheit in ſich ſelbſt. Die Menſchen ſind alſo weder 
thatſächlich noch rechtlich eine Macht, welche über der 
Kirche ſteht, ſondern die Kirche iſt die Macht, unter 
welcher die Menſchen ſtehen. Nach ihrer unſichtbaren 
Seite iſt der h. Geiſt ſelbſt, der in allen wirkt, das ge— 
meinſame Band, die höhere Macht und Einheit über allen, 
nach ihrer ſichtbaren Seite iſt es die geordnete orga— 
niſche Anſtalt. Die Kirche iſt deswegen auch nicht rich— 
tig bezeichnet als die Geſammtheit oder Mehrheit der 
Kirchenglieder, ſondern ſie iſt dieſes geiſtige Reich und 
dieſe organiſche Inſtitution über ihnen, die Geſammtheit 
der Kirchenglieder ſind nur inſoferne die Kirche nach 
der innerlichen Seite, als ſie wirklich vom Glauben le— 
bendig durchdrungen ſind, nach der äußerlichen Seite, 
inſofern als ſie dem Bekenntniß der Kirche anhangen 
und in ihre Ordnung gefügt ſind s). — Sonach find 


5) Das Kollegialſyſtem wäre nur unter der Vorausſetzung 
haltbar, daß die religiöſe Ueberzeugung eine rein zufällige 
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die Vollmachten von Chriſtus der Kirche verliehen d. i. 
der geiſtigen Gemeinſchaft der Gläubigen und beziehungs⸗ 
weiſe der organiſchen Anſtalt, welche ihr Träger iſt, 
nicht aber den einzelnen Chriſten und der von ihnen bes 
liebig und auf ihren Willen hin gegründeten Geſell— 
ſchaft. Sonach kommt die Kirchengewalt der Kirche 
zu, nicht als unterſchiedloſer Maſſe, ſondern als einer 
gegliederten Anſtalt, in welcher für die Ausübung der 
ſelben ein Unterſchied der Aemter und Stände und eine 
beſtimmte über den Willen der Kirchenglieder erhabene 
Ordnung beſteht. Sonach gründet ſich Alles, was da 
in der Kirche gilt, das Symbol, die geſetzliche Ord— 
nung, das Lehramt, das Regiment, die Exkommunika— 
tion nicht auf eine willkührliche Uebereinkunft und 
Uebertragung der Kirchenglieder, ſondern auf das Anz 
ſehen der Kirche als beſtehender, aus der Glaubensge— 
meinſchaft hervorgegangener und ihr dienender Anſtalt. 

Dem entſprechend iſt denn auch die Art des 
kirchlichen Beſtandes eine nothwendige, nicht dem 
Belieben der Menſchen überlaſſen. Von ſelbſt verſteht 
ſich das von dem Bekenntniſſe. Mit der Verfaſſung 
hat es nun freilich eine andere Bewandtniß. Denn ſie 
iſt nicht, wie jenes, die unmittelbarſte Beurkundung des 
innern Glaubens, ſein Ausdruck ſelbſt; ſondern wie es 


iſt, die von den Menſchen ohne Zuthun Gottes, jedem ein— 
zeln für ſich gefunden wird; denn unter dieſer Voraus— 
ſetzung iſt es natürlich auch Sache der Einzelnen, ſich über 
dieſe ihre zufälligen Ueberzeugungen zu vereinigen, und dann 
eine Kirche zu gründen. Dieſe Vorausſetzung iſt aber im 
Widerſpruch mit den Grundlehren des Chriſtenthums. 
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noch mancherlei dazwiſchen liegender Bewerkſtelligungen 
und Einflüſſe und des Zuſammenwirkens vieler Men— 
ſchen bedarf, damit ſie in's Leben trete, alſo iſt auch 
die Art ihres Beſtandes nicht ein unmittelbares Ergeb— 
niß des Glaubens. Eine gleiche Nothwendigkeit, ein 
gleiches unmittelbares Vorhandenſeyn mit dem Glauben, 
wie das Bekenntniß, könnte daher die Verfaſſung nur 
in dem Falle haben, wenn eine ausdrückliche, göttliche 
Vorſchrift über ſie beſtände, wo denn der Glaube an 
die göttliche Offenbarung eben auch den Glauben an 
dieſe göttlich verordnete Verfaſſung untrennbar in ſich 
ſchlöße. Nun iſt das aber gerade ein Charakterzug 
der proteſtantiſchen Kirche, daß ſie eine ſolche göttliche 
Vorſchrift über die Verfaſſung läugnet. Während nems 
lich nach katholiſcher Lehre Chriſtus eine vollſtändige 
juridiſche Kirchenverfaſſung vorgeſchrieben und einge— 
richtet hat, und in dieſer Verfaſſung das Heil ruht, ſo 
daß es auſſer ihr nicht zu finden („extra ecelesiam 
nulla salus“), während auch nach mehreren reformir— 
ten Konfeſſionen eine beſtimmte Regierungsform der 
Kirche von Chriſtus ſanktionirt worden iſt, nach eini— 
gen die epiſkopale, nach anderen die presbyteriale; ſo 
erkennt die proteſtantiſche Kirche kein göttliches Geſetz 
über die Verfaſſung, ſondern behauptet die Freiheit, 
dieſelbe in mannigfacher Art einzurichten. Deswegen 
läugnen die Reformatoren den Unterſchied von Biſchof 
und Pfarrer nach göttlicher Satzung, und wollen doch 
die biſchöfliche Obergewalt als eine gute kirchliche Ord— 
nung beibehalten wiſſen; deswegen fordern ſie den Lan— 
desherrn auf, das zur Förderung der Kirche zu thun, 
was eigentlich nach göttlicher Weiſung den Biſchöfen 
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obgelegen hätte; deswegen halten ſie es für die alte 
rechte Weiſe, daß das Volk die Biſchöfe wähle, und 
ſind doch einverſtanden, daß auch fortan dieſe Wahlen 
uur von dem höheren Klerus ausgeült werden (1545); 
deshalb endlich konnte Melanchthon in der Unter⸗ 
ſchrift zu den ſchmalkaldiſchen Artikeln ſelbſt die Supre⸗ 
matie des Pabſtes als menſchlich kirchliche Einrichtung 
beizubehalten ſich bereit erklären, ohne dadurch gegen 
feine Konfeſſion zu verſtoßen. Allein durch ſolche Freis 
heit iſt keineswegs die Kirchenverfaſſung von dem in— 
nern göttlichen Geiſte der Kirche gelöſt und dem menſch— 
lichen Belieben preisgegeben, ſondern es bleibt noch ein 
reiches Maaß mit Nothwendigkeit beſtimmender Rück— 
ſichten als Baſis dieſer Freiheit: | 

Fürs erfte nimmt auch die proteftantifche Kirche 
gewiſſe Elemente und Direktiven der Kirchenverfaſſung 
an, die unmittelbar auf der Stiftung Chriſti 
beruhen, als vor Allem das Apoſtel- oder Hirtenamt, 
dann die Kirchenzucht, die in der Exkommunikation ſich 
äußert nach Matth. 18., die Aufſicht über die Lehre 
nach 1 Timotheus u. dgl. ). Wenn daher auch die Ges 
ſtaltung dieſer Elemente Sache der Freiheit iſt, ſo ſind 
ſie ſelbſt doch über menſchlicher Freiheit erhaben, und 
es iſt der oberſte Beſtimmungsgrund der Verfaſſung, 
daß ſie beſtehen und daß ſie im Geiſte ihrer Stiftung, 


6) S. z. B. das Gutachten der Wittenberger Theologen 
von 1545. bei Seckendorf. hist. Luther. p. 533. Epi- 
scopis praecipit Deus, ut sint inspectores doctri- 
nae .. „Deus praecipit exerceri judicia eccle- 
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wenn dieß auch auf mancherlei Weiſe geſchehen kann, 
beſtehen. N 

Fürs zweite erkennt die proteſtantiſche Kirche 
eine innere Nothwendigkeit für die Kirchenverfaſſung 
an, welche in dem Weſen und Bedürfniß der 
Kirche liegt, und welche ſie theils durch menſchliche 
Einſicht (auf den Grund der allgemeinen chriſtlichen 
Erkenntniß), theils durch Anleitung der göttlichen Vor— 
ſchriften und Vorbilder alten Teſtaments erkennt 7). 

Endlich drittens erkennt die proteſtantiſche Kirche 
die Rechtmäßigkeit alles beſtehenden Regiments, 
aller Obrigkeit, wie überhaupt ſo auch für die Kirche, 
an, und ihr entſprechend die Pflicht des Gehorſams, 
jedoch in Bezug auf die Kirche nur ſo lange, als das— 
ſelbe nicht von der göttlichen Wahrheit abfällt. Hier— 
nach iſt denn der gegebene Zuſtand, die Gewalt und 
die Rechte, welche er enthält, gleichſam nach dem 
Princip der Legitimität eine höhere Macht über 
den Gliedern der Kirche, ſo daß ſie ihn nicht abthun 
können wider Willen der Machthaber, auch wenn ſie 
einen beſſeren wüßten. Dies war auch das Verhalten 
der Reformation gegen die Hierarchie, bis endlich ge— 
wiß wurde, daß letztere ſich ſchlechterdings dem Evan— 
gelium, ſtatt ihm zu dienen, widerſetzen wolle. 


7) Daher die Berufung der alten Dogmatiker von Melanchthon 
an und der Kirchenrechtslehrer theils auf die Natur der 
Sache, theils auf das alte Teſtament, namentlich in Be— 
ziehung auf die Sorge der weltlichen Obrigkeit für Reli— 
gion und Kirche. — 
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Zweites Kapitel. 


Natur und Umfang der proteſtautiſchen Kirchen⸗ 
gewalt. 


Die Aufgabe der Kirche iſt nicht bloß, wie dies 
zuletzt im Geiſte des Kollegialſyſtems angeſehen zu wer— 
den pflegte), von der Vorausſetzung einer zufällig vor⸗ 
handenen Gleichheit der religiöſen Ueberzeugung aus 
die ihr entſprechende Religionsübung, ſondern vor al— 
lem die Bewahrung dieſer Ueberzeugung, richtiger der 
religiöſen Wahrheit ſelbſt, und zwar als einer ſolchen, 
die durch Gott den Menſchen mitgetheilt iſt, und durch 
ſeinen Beiſtand in der Gemeinſchaft erhalten werden 
ſoll. Schon alle vorchriſtliche Religionsgemeinſchaft 
hat die Bewahrung einer beſondern religiöfen Erkennt- 
niß zu ihrer vorzüglichſten Aufgabe: wie vielmehr die 
chriſtliche Kirche, die ſelbſt im klarſten Lichte Rechen- 
ſchaft gibt, wie und warum der Menſch aus ſich ſelbſt 
nicht Gott erkennen und ihm in rechter Weiſe dienen 
kann, wie es einer göttlichen Dazwiſchenkunft bedurfte, 
die verlorene Gotteserkenntniß ihm mitzutheilen, und 
fortwährend einer ſolchen bedarf, fie ihm zu erhalten. — 
Ferner iſt die Aufgabe der Kirche nicht bloß die Reli— 
gionsübung als Inbegriff der gemeinſamen Handlungen, 
die Gott unmittelbar zum Gegenſtande haben, ſondern 
auch das ganze Leben der Gemeinde, indem es durch 
feine Heiligung ein Dienſt und eine Verherrlichung Got— 
tes ſeyn ſoll. Als Gegenſtände der Kirchengewalt ſtel— 
len ſich demnach heraus: Lehre, Kultus, Diſciplin. 


8) z. B. Wieſe I. 52. Schnaubert §. 5. 
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Ihre vorzüglichſte Aufgabe aber, nemlich der Grund, 
auf welchem alles andere ruht, durch den alles andere 
bedingt wird, iſt die Erhaltung der reinen der 
Kirche anvertrauten Lehre und der auf ſie 
gegründeten Glaubensgemeinſchaft, welche 
nach vorigem Kapitel eben das Weſen, ja ſelbſt der Bes 
griff der Kirche iſt. 

Zu dieſer Aufgabe gehört, wenigſtens im Falle 
des äußerſten Bedürfniſſes, die Entſcheidung theo— 
logiſcher Streitigkeiten. Es iſt zwar keineswegs 
hierin der Darſtellung des Theologen Carpzov beizu— 
pflichten. In der Art, wie er Entſcheidung theologis 
ſcher Streitigkeiten durch die kompetenten Organe for— 
dert, denkt er ſich die Kirche gleich einem Gerichtshofe, 
der ſtets bereit iſt, auf angebrachte Streitigkeiten das 
Urtheil zu fällen. Solche mechaniſche, immer fertige 
Einrichtung, die Heilswahrheiten zu Tage zu bringen, 
kann der evangeliſchen Kirche um ſo weniger entſpre— 
chen, als ſie keine Unfehlbarkeit der kirchlichen Organe 
annimmt. Aber auf der andern Seite iſt es auch ge— 
wiß, daß die Kirche Entſcheidungen über Glaubens— 
ſtreitigkeiten nicht völlig entbehren kann, und daß es 
ihr nicht an der rechten Erleuchtung dafür fehlen wird, 
wenn ſie anders am rechten Orte und im rechten Sinne 
dazu ſchreitet, nemlich nicht in müßig theoretiſcher d. i. 
äußerlich orthodoxer Beſtrebung, ſondern im Gewiſſens— 
drange, wo ſie von einer Irrlehre die Heilswahrheit 
ſelbſt im Innerſten bedroht ſieht. Auch liegt die Noth— 
wendigkeit und Rechtfertigung ſolcher Entſcheidung 
nimmermehr in einem Bedürfniß und Intereſſe des 
Staates um ſeiner Ruhe willen, wie Böhmer es auf— 


» 
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faßt, ſondern im Bedürfniß und Intereſſe der Kirche, 
ſey es auch nicht, um dadurch die Wahrheit aufzufin⸗ 
den, ſo doch um die im kirchlichen Bewußtſeyn bereits 
erkannte und gereifte Wahrheit zu befeſtigen und zu 
ſichern, und in jedem Falle um die Gemeinſchaft des 
Glaubens zu erhalten, die wir als das Weſen der 
Kirche anerkennen müſſen, und die unläugbar aufhören 
müßte, wenn widerſtreitende Lehren die Kirche ſpalte— 
ten und eine Beilegung und Entſcheidung nicht ſtatt 
haben dürfte 2). Selbſt wenn man die literäriſchen 


9) „Weil aber die Chriſten nicht allein anzuſehen ſind, wie ſie 
einzeln leben, und aus Gottes erleuchtung die wahrheit er— 
kennen, ſondern wie ſie auch in einer gemeinſchaft mit ein— 
ander ſtehen, und eine äußerliche verfaſſung unter ihnen 
ſeyn muß, fo haben wir 7. zu merken, daß in ſolcher ab— 
ſicht die gantze kirche über ihre glieder eine weitere gewalt 
habe, nicht ſo wohl was ihren glauben ſelbs, als deſſen 
äußerliche zeugnüſſen und übungen angehet: da iſts alſo, 
weil die ruhe und gutes vernehmen der kirchen rathet, 
daß man in der lehr, ſonderlich nach dem etwa in ge— 
wiſſen puncten ſtreit entſtanden ſind, einig ſeyn, und 
aller zwieſpalt, als viel unter menſchen möglich iſt, verhü— 
tet werden möge, in derſelben Gewalt, daß ſie in Glau— 
bens-ſachen einen ſchluß mache, was man an— 
zunehmen habe, und wie man lehren ſolle: auch 
urtheile, welche fie der lehr nach vor ihre Glie— 
der erkennen oder nicht erkennen wolle. Wie nun 
dieſes am offenbarſten und wegen der mehrern, ſo da zu— 
ſammenkommen, am bündigſten in den Concilien geſchihet, 
ſo werden etwa daſelbs canones gemachet, wie man leh— 
ren ſolle, oder auch andere ordnungen, die das leben an— 
gehen: nicht andere Meynung hat es mit denen confessio- 
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Streitigkeiten der Theologen und in deren Folge die 
Spaltungen in den Gemeinden überſehen wollte, ſo 
zeigt ſich die Unentbehrlichkeit der Entſcheidung zu je— 
nem Zwecke dennoch thatſächlich bei der von Zeit zu 
Zeit nothwendigen Einführung neuer oder umgearbeite— 
ter Katechismen, ſonſtiger Unterrichtsbücher, Geſang— 
bücher, welche letztere ja auch immer und nothwendig 
einen beſtimmten Glauben verkünden. Wer möchte 
behaupten, daß in einem Katechismus oder in einem 
Geſangbuche die entgegengeſetzten Glaubenslehren zu— 
gleich aufgenommen werden ſollen, oder alle Divergenzen 
umgangen werden könnten, zumal wenn ſie das Be— 
wußtſeyn der Gemeinden erfüllen und vollends wenn 
es nicht mehr Divergenzen über untergeordnete Gegen— 
ſtände und über den bezeichnenden Ausdruck, ſondern 
über die Fundamentalartikel des chriſtlichen Glaubens 


nen und lübris symbolicis, welche von der Kirchen gema— 
chet werden, welche wie ſie allen gliedern eine vorſchrifft 
ſind, darinnen ſie ſehen, was ihre mutter aus 
Gottes Wort glaube, alſo ſind ſie ſonderlich ein Re— 
gel, nach welcher die lehrende lehren follen, und die Kirche 
keine andere vor ihre diener erkennen will. Da⸗ 
her werden auch alle daran verbunden ſeyn, es ſeye 
dann, daß ſie ſolche Form dem göttlichen Wort nicht gemäß 
befinden ſollten, wo ſie aber der übrigen Kirchen ihren 
zweifel, anſtoß und ſcrupel billich zu entdecken ſchul— 
dig ſind, damit man wiſſe, wie man ſie anzu— 
ſehen habe“. Auf dieſe Weiſe urtheilt ein Mann, den 
man bis jetzt nicht als Repräſentanten ſtarrer Orthodoxie 
anzuſehen pflegt — Spener „die Freiheit der Gläubigen 
u. ſ. w.“ 1. Kap. $. 12. 
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ſind, wie ſie in unſerer Zeit hervorgetreten? Hat man 
in früherer Zeit auf Entſcheidung gedrungen, wo die 
Kirche der Entſcheidung nicht bedurft, ſondern den dis 
vergirenden Richtungen Freiheit gebührt hätte, ſo fehlt 
jetzt umgekehrt die Entſcheidung, wo ſie Noth thäte. 
Denn Noth thäte es der Kirche, den ganzen Wuſt ra⸗ 
tionaliſtiſchen Unchriſtenthums und pantheiſtiſcher Falſch— 
münzerei von ſich auszuſcheiden, und dennoch hat das 
in dieſer Kriſis der Rückkehr von einer allgemeinen 
Verirrung unüberwindliche thatſächliche und moraliſche 
Schwierigkeiten. Doch wird die Zeit kommen, wo 
ſolche Ausſcheidung erfolgt, ja ſie iſt theilweiſe ſchon 
erfolgt z. B. hinſichtlich der mythiſchen Auffaſſung, die 
ſich für chriſtlich ausgiebt, und das wäre ein Beiſpiel 
wohlbegründeter und unentbehrlicher Entſcheidung theo— 
logiſcher Streitfragen, wenn anders das plan Daliegende 
noch Entſcheidung genannt werden kann. 

Desgleichen gehört zu jener Aufgabe der Kirchen— 
gewalt: die Aufſicht über die öffentliche Pre⸗ 
digt und den öffentlichen Religions unter⸗ 
richt, damit dieſe der geoffenbarten, von der Kirche 
bezeugten Lehre gemäß ſeyen. Sie kann noch weit we— 
niger in Zweifel gezogen werden, als die Entſcheidung 
neuer Streitfragen, ſie iſt die ſtändige und iſt die we— 
ſentlichſte Funktion des Kirchenregimentes, unentbehr— 
lich um die Glaubensgemeinſchaft zu erhalten. — Dies 
widerſpricht keineswegs dem evangeliſchen Principe der 
Glaubensfreiheit; denn die Kirche dringt damit keinem 
ihren Glauben auf, noch will ſie dadurch den anders 
Glaubenden aus dem Staate, in dem ſie die herrſchende 
iſt, ausſchließen oder ihm die Exiſtenz in demſelben ver— 
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kümmern; ſondern ſie fordert nur, daß die, ſo in ih— 
rem Namen lehren wollen, auch keine andere als ihre 
Lehre verkünden. Es widerſpricht ferner nicht dem 
evangeliſchen Principe des alleinigen Anſehens der h. 
Schrift, und wird dadurch nicht die menſchliche Con— 
ception dem göttlichen Worte gleich geſtellt. Denn das 
kirchliche Bekenntniß gilt nicht als Grund und Quelle 
des Glaubens, ſondern nur als Erkennungszeichen der 
Kirche und als Schranke der öffentlichen Lehre. Die 
Kirche weiſt deshalb ihre Glieder nicht darauf an, ih— 
ren Glauben dem Anſehen des kirchlichen Bekenntniſſes 
zu unterwerfen, ſondern im Gegentheil dieſes an der 
Schrift zu prüfen, ſie iſt darum, ſo weit es nicht die 
öffentliche Predigt betrifft, duldſam, Zweifel, Forſchung, 
Entwicklung gewährend. Die Kirche weiſt deshalb fer— 
ner auch die Lehrer nicht darauf an, aus ihrem Bekennt— 
niß zu ſchöpfen, ſondern nur die Schranken deſſel⸗ 
ben hinſichtlich der von ihr als weſentlich bezeugten Leh— 
ren einzuhalten. Nicht die Entfaltung des Inhalts der 
Symbole, ſondern die Entfaltung des Inhalts der Schrift 
erkennt ſie als den Weg der Fortbildung in der chriſt— 
lichen Erkenntniß. Das aber geſchieht eben um des 
Anſehens der h. Schrift ſelbſt willen, daß die Kirche 
von ihren Dienern die Lehre fordert, von der ſie weiß, 
daß fie der Inhalt der h. Schrift iſt 0). Denn es iſt 


10) Wollte die Kirche ſich bloß (formell) zu der h. Schrift als 
Buch, nicht (materiell) zu dem beſtimmten Inhalte derſel— 
ben bekennen, ſo würde ſie allerdings jenem Franzoſen 
gleichen, der auf deutſchem Boden ein Alphabet gen Him— 


mel hielt, und Gott bat, ſich ſelbſt ein Vaterunſer daraus 
Stahl's prot. Kirchenverf. 5 
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nicht minder ein evangeliſches Princip, daß die h. 
Schrift deutlich und unzweideutig ſey, und iſt dieſes, 
ſo kann und darf die Kirche, welche die Grundlehren 
der Seligkeit aus ihr geſchöpft hat, nun nicht mehr 
zweifeln, ob ſie ſich nicht darin geirrt habe, und ihre 
öffentliche Lehre von einer zukünftigen Forſchung der 
einzelnen Prediger, und deren möglichem andern, viel— 
leicht entgegengeſetztem Reſultate abhängen laſſen 1). 
Ein Abthun des kirchlichen Bekenntniſſes wegen darüber 
hinausgeſchrittener Erkenntniß des Zeitalters, wie es 
die ältern Rationaliſten unter dem Titel der „Aufklä⸗ 
rung,“ die neuern unter dem Titel der „ſpekulativen 
Theologie“ fordern (was genauer betrachtet auf Eins 
hinausläuft), widerſpricht der Grundlehre des Chriſten— 


zu machen. Wie nach Luthers Erzählung der Köhler auf 
der Prager Brücke erflärte, er glaube, was die katholiſche 
Kirche glaubt, weiter gefragt aber, was denn die Fatholis 
ſche Kirche glaube, antwortete: „ei nun eben deshalb nichts 
anderes, als was ich glaube“, woher der Name „Köhler⸗ 
8 glaube“ kommt, alſo verhält es ſich mit dem proteſtanti⸗ 
ſchen Glauben an die Schrift, ohne Annahme eines beſtimm⸗ 
ten, jetzt ſchon bekannten Inhaltes. Da man ſich bei der 
Verpflichtung „bloß auf die h. Schrift“ überdies auch noch 
das Urtheil über die Aechtheit der Theile vorbehält und 
bereits jedes Stück angefochten worden iſt, ſo iſt das eine 
Verpflichtung auf die h. Schrift unter Vorbehalt der künf— 
tigen Ermittlung, was ſie enthält, und der künftigen Unter⸗ 
ſuchung, ob es überhaupt eine h. Schrift giebt. 
11) Vortreffliches über die Verpflichtung auf die ſymboliſchen Bü⸗ 
cher findet ſich in der oben Note 3. angeführten Diſſer⸗ 
tation Höflings. 
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thums, daß Chriſtus (und nicht Kant, Hegel u. ſ. w.) 
die Wahrheit enthüllt hat, und die Kirche durch Hilfe 
des h. Geiſtes von Anfang in ihrem Beſitze iſt; denn 
darnach iſt zwar allerdings eine Fortbildung der Er— 
kenntniß und des Bekenntniſſes möglich, aber nimmer: 
mehr eine ſolche, welche mit den einmal von der Kirche 
als Fundamente des Heils erkannten und bekannten 
Lehren in Widerſpruch träte. — Läugnet man das 
Recht der Aufſicht über die öffentliche Predigt und 
macht dagegen die Lehrfreiheit zum ausſchließlichen 
Princip der proteſtantiſchen Kirche, wie das ſeit Th os 
maſius je mehr und mehr die herrſchende Anſicht ges 
worden, ſo hebt man alle Kirchengewalt und alle 
Kirche auf. Die Kirche müßte ſich dann in einer völli— 
gen Umkehrung aller natürlichen Verhältniſſe ſtatt als 
die Gemeinſchaft des Glaubens, vielmehr als eine 
Nicht gemeinſchaft des Glaubens, als eine Ge— 
ſellſchaft der Glaubens-Verſchiedenheit und 
gegenſeitigen Gewährung dieſes verſchiedenen Glaubens 
erkennen. Daß dieſe Aufſicht nicht wie ein Gericht, 
ſondern wie eine väterliche Leitung und Fürſorge, daß 
ſie nicht in Engherzigkeit und fleiſchlichem Eifer, ſondern 
mit Umſicht und Milde im Geiſte chriſtlicher Freiheit 
und Innerlichkeit geführt werden ſolle, iſt gewiß „und 
in dieſer Hinſicht war die Oppoſition Speners wohl 
gegründet; das iſt aber nur die Richtſchnur für die 
Weiſe der Ausübung dieſer Aufſicht, nicht ein Beweis— 
grund gegen ihre Rechnitz und Nothwendigkeit 
in der Kirche 19, 


12) Die Direktiven, um die Gränze zwiſchen dem, was Sache 
5 242 
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Daß die Erhaltung der wahren Lehre die erſte Auf: 
gabe des Kirchenregiments auch nach proteſtantiſchen 
Grundſätzen iſt, erhellt auf unzweifelhafte Weiſe aus 
den urkundlichen Ausſprüchen und aus zahlloſen Zeug⸗ 
niſſen. Die Bekenntniſſe bezeichnen die Kirche als die 
Gemeinſchaft der Gläubigen, in welcher das 
Evangelium recht gepredigt wird; wie iſt aber ſolche 
Gemeinſchaft, wie die rechte Predigt, wie ſonach die 
Kirche möglich bei völliger Lehrfreiheit ohne Aufrecht⸗ 
haltung der wahren gemeinſamen Lehre? Ausdrücklich 
wird in der Augsburger Konfeſſion das „über Lehre 
urtheilen“ und die „Ausſchließung der falſchen Lehrer 
als Gegenſtand des biſchöflichen Amtes bezeichnet“ ). 


des Bekenntniſſes und der Kirche oder nur Sache der Wiſ— 
ſenſchaft und der Schule iſt, desgleichen die Gränze der 
nothwendigen Aufrechthaltung des kirchlichen Bekenntniſſes 
und der nothwendigen individuellen Lehrfreiheit annähernd 
zu beſtimmen, ſind nicht Gegenſtand dieſer Abhandlung, 
welche ſich auf die Verfaſſung beſchränkt, ſondern einer Un⸗ 
terſuchung über die Bedeutung des kirchlichen Bekenntniſſes, 
und insbeſondere über das Verhältniß des menſchlichen 
Erkenntuiß- und Darſtellungsvermögens zu den ewigen 
Wahrheiten. Sie verſpare ich auf die Fortſetzung meiner 
Philoſophie des Rechts. — Was das in dieſem Augen⸗ 
blick fo vielbeſprochene Reſkript des Altenburger Konſiſto— 
riums anlangt, ſo hat dasſelbe in keinem Fall die Gränze 
der Lehrfreiheit zu enge gezogen. Dagegen die Gutachten 
der Fakultäten, ausgenommen das vortreffliche der Berli— 
ner Fakultät, geben allen Boden kirchlicher Gemeinſchaft 
auf oder beſchränken ihn (das Göttinger) auf ein ſolches 
Minimum, das nicht im Stande iſt, eine Kirche zu tragen. 
13) S. unten Note 27. 
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Eben ſo wird in der Reformationsformel von 1545 
den Biſchöfen die Aufſicht über die Lehre zur oberſten 
Pflicht gemacht 14), ferner die Exkommunikation durch 
das zu errichtende Konſiſtorium darauf geſetzt, wenn 
Jemand falſche Lehre verbreitet 15). Die Viſitation der 
Kirchen, auf welche die Reformatoren mehr Gewicht le- 
gen, als auf irgend einen andern Zweig des Kirchen— 
regiments, hatte die erklärte Abſicht, vorzüglich die 
Lehre der Geiſtlichen zu beaufſichtigen. Alle Kir⸗ 
chenordnungen ſprechen als ihren erſten Zweck die Be— 
wahrung der reinen Lehre aus, wie ſie von Gott durch 
Chriſtus geoffenbaret, und nach langer Verdunkelung in 
den Zeiten der Reformation wieder klar an's Licht ge— 
treten und in den Bekenntniſſen namentlich der Augs— 
burger Konfeſſion nieder gelegt iſt 16). Ebenſo alle 
Dogmatiker und Kirchenrechtslehrer bis auf Thomaſius, 
wie im erſten Abſchnitte gezeigt worden. 

Wie die Kirchengewalt demnach die Erhaltung der 
geoffenbarten Lehre zu ihrer erſten Aufgabe hat, ſo hat 
fie nicht minder auch rückſichtlich ihrer übrigen Aufga- 
ben die geoffenbarte Lehre zu ihrer Richtſchnur. Es 
giebt kaum eine bedeutende Verrichtung der Kirchenge— 
walt, die nicht näher oder entfernter auf dem Dogma 
beruhte, mit dem Dogma zuſammenhinge. So vor allem 


14) (episcopi) curent, ut pastores inferiores recte doceant. 
ſ. Seckend. I. c. 

15) si falsum dogma spargit, Seck. I. c. p. 534. 

16) Hier iſt kein Citat möglich; denn das findet ſich faſt in je— 
der Kirchenordnung, und in jeder an vielen Stellen aus: 
geſprochen. 
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die Einrichtung des Gottesdienſtes. Die Unter⸗ 
ſcheidung, die von den Reformatoren und den älteſten 
Dogmatikern bis auf die neuere Zeit fortbeſteht, zwi— 
ſchen Theilen der Gottesdienſtordnung, die auf gött⸗ 
lichem Gebot beruhen (3. B. der Taufe) und Theilen, 
die kein ſolch unmittelbares Gebot haben, iſt an ſich 
unläugbar. Allein die Bezeichnung der letztern als 
Indifferentien (ddıupoge) und die damit verbun⸗ 
dene Vorſtellung, daß es ganz beliebig und gleichgültig 
ſey, wie dieſelben eingerichtet würden, iſt durchaus ver⸗ 
werflich. Der Kultus iſt im Ganzen und Großen ein 
Ausfluß des innern Glaubens 17) ; feine Geſtalt im Gan⸗ 
zen kann nicht anders, als aus dem Glauben der Kirche 
hervorgehen, und muß nothwendig auch wieder auf den 
Glauben und die Geiſtesrichtung der Kirche zurück— 
wirken. Dann aber müſſen nicht bloß die einzelnen un⸗ 
mittelbar durch das Dogma vorgezeichneten Handlungen, 
ſondern die ganze Einrichtung des Gottesdienſtes im 
Einklange ſeyn mit dem Bekenntniß der Kirche. 

Ebenſo kann die Disciplin, d. i. die Geſtaltung des 
gemeinſamen chriſtlichen Wandels und die ihn bezielende 
Kirchenzucht, ihre Richtſchnur nirgend anders herneh— 
men, als aus der geoffenbarten Lehre und der gemein— 
ſamen kirchlichen Erkenntniß derſelben. Und ſo iſt es 


17) Die wahre Bedeutung des Kultus in der proteſtantiſchen 
Kirche haben ausgeführt Nitzſch „Observat. ad theol. 
pract. fel. excol.“ Bonnse 1831. und Höfling „Com- 
ment, de liturg. evangel. natura.“ Erl. 1836. „Von der 
Compoſition der chriſtlichen Gemeindegottesdienſte.“ Erl. 
1837. f 
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mehr oder weniger ſelbſt mit einem großen Theile der 
nur adminiſtrativen Thätigkeit der Kirchengewalt, z. B. 
der Anordnung über die Erforderniſſe zum Lehramte, 
der Prüfung der Bewerber, der Eintheilung der 
Sprengel u. dergl. 

Auf der andern Seite erſtreckt ſich nun aber auch 
die proteſtantiſche Kirchengewalt über keine andern Ge— 
genſtände als ſolche, die mit der geoffenbarten Lehre 
in unmittelbarer Verbindung ſtehen, oder die ſie ſelbſt 
als äußerliche Korporation angehen, und ſelbſt über 
letztere nicht mit Nothwendigkeit. Hierin iſt ihr Umfang 
und ihre Stellung von der katholiſchen Kirchengewalt 
weſentlich verſchieden. Die katholiſche Kirche, die früher 
ſchon mit mehr oder minder klarem Bewußtſeyn ſich 
den Beruf zuſchrieb, auch die äußern zeitlichen Zuſtände 
der Welt unmittelbar und kraft ihrer eignen Autorität 
und von Chriſto verliehenen höchſten Herrſchermacht 
zu geſtalten, und vielleicht zu ihrer Zeit wirklich den 
Beruf dazu hatte, unterwarf auch alle bürgerlichen Ver— 
hältniſſe ihrer Geſetzgebung und gewiſſermaſſen ihrer 
Gerichtsbarkeit, ſoweit ſie irgend von einem chriſtlichen 
Motiv berührt werden, z. B. Zinſen, Verjährung u. dgl. 
Sie geſteht ferner über ihre eigenen Verhältniſſe, als 
rechtliche Korporation, auch wenn ſie ganz äußerlicher 
und zufälliger Natur ſind, wie Patronat, Zehnten u. dgl., 
keine andere Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit als ſtatt— 
haft und erlaubt zu, denn ihre eigene. Sie hält es 
endlich für Verletzung göttlicher Ordnung, wenn die 
Glieder ihrer Hierarchie, der Klerus, als von Gott zur 
höchſten Herrſchaft auf Erden berufen, von der zweiten 
irdiſchen Macht, der weltlichen Obrigkeit, zu Gericht ge— 
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zogen werden ). Dagegen die evangeliſche Kirche 
überläßt die Durchführung der chriſtlichen Principien 
in den bürgerlichen Verhältniſſen der weltlichen Obrig— 
keit, fie ſchreibt ſich über fie keine unmittelbare Autori⸗ 
tät, daher keine unmittelbare Einwirkung zu, und hält 
nur das für ihres Berufes, mittelbar durch chriſtliche 
Bildung und Erleuchtung der Fürſten und Völker auf 
dieſelben einzuwirken. Sie kann auch jene ihre eignen 
Angelegenheiten, bei denen ſie nicht als das Erlöſung 
bringende Reich, ſondern als die irdiſche äußerer Mit- 
tel bedürftige Anſtalt intereſſirt iſt, Patronat, Zehnten, 
Kirchenvermögen, zur Anordnung und Entſcheidung der 
Obrigkeit eines chriſtlichen Staates überlaſſen, deſſen 
Schutz ſie genießt. Sie betrachtet endlich ſich ſelbſt 
und die zu ihrem Dienſt und ihrer Lenkung berufenen 
Glieder, die Geiſtlichkeit, als in allen äußern bürgerli— 
chen Verhältniſſen der weltlichen Obrigkeit und ihrem 
Gerichte untergeben, und kann eine Exemtion kaum für 
angemeſſen halten, viel weniger anſprechen ). 

Mit Unrecht aber zählt man unter dieſe Gegen» 
ſtände, welche die proteſtantiſche Kirche als weltlich 
und außer ihres Bereiches erklärt, auch die Eheſa⸗ 
chen. Die Ehe ſelbſt ſteht nicht blos ihrer Bedeutung 
nach in einer unmittelbaren Beziehung zum Kultus, 
ſondern ſie hat auch, was Hinderniſſe und Scheidung 
betrifft, an der geoffenbarten Lehre eine unmittelbare 
Norm. Sie gehört deshalb nach einer Seite unablösbar 
18) S. die neueſte päbſtliche Allokution von 1839. 

19) Luthers Schrift an den chriſtlichen Adel deutſcher Nation 

(Werke Thl. X., S. 297.) ö 
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zur Kirche und ihrer Diſciplin, mithin Anordnung und 
Entſcheidung, wenn ſie auch nach ihrer andern Seite 
ein bürgerliches Verhältniß iſt, das der Macht der welt— 
lichen Obrigkeit nicht entzogen werden kann. Der 
Staat hat daher zwar die Befugniß auch ſeinerſeits 
und nach bürgerlichen Rückſichten über Eingehung und 
Aufhebung der Ehe Geſetze zu geben, ja er kann das 
geſammte Eherecht, ſoweit es die Gerichte binden und 
im Staate aufrecht erhalten werden ſoll, blos auf ſeine 
Autorität hin verkünden. Allein er kann der Kirche 
das Recht der Feſtſetzung nicht entziehen, und muß bei 
ſeiner Geſetzgebung ſich innerhalb jener Feſtſetzung hal— 
ten, welche die von ihm anerkannte Kirche vermöge 
der geoffenbarten Lehre, alſo als dogmatiſch nothwendig 

macht 26). Es gebührt ferner der Kirche, durch ihre 


20) Das iſt für den chriſtlichen Staat nicht ſtatthaft, daß 
ſeine Geſetzgebung das Eherecht im Ganzen (nicht blos ein— 
zelne Beſtimmungen) ohne Rückſicht auf die Lehren und 
Grundſätze der Kirche je nach den Konfeſſionen von einem 
rein bürgerlichen Principe aus geſtalte. Denn ſo wie der 
Staat dieſes für die ganze Geſittung der Nation be— 
deutendſte Verhältniß nach andern Principien ordnet als 
die Kirche, ſo hat er ſich eben damit von der Kirche in 
einem der entſcheidendſten Punkte gelöſt. Geſchieht dieß, 
dann iſt es immer noch das Beſſere, es folgerichtig zu thun, 
und die Ehe als „Civilehe“ gänzlich aus allem Zuſammen⸗ 
hang mit der Kirche zu ſetzen. Das Uebelſte von allem iſt 
es, wenn die bürgerliche Geſetzgebung auf der einen Seite 
die kirchliche Trauung als weſentliches Erforderniß der 
Ehe erklart, auf der andern Seite dagegen die kirchlichen 
Grundſätze über die Möglichkeit der Ehe und Trauung nicht 
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Behörden über Beobachtung der kirchlichen Ehehinder— 
niſſe zu wachen. Es gebührt ihr endlich, über Einhal— 
tung der kirchlichen Normen bei der Eheſcheidung zu 
richten. Ganz angemeſſen entſcheiden deshalb hier kirch— 
liche oder doch gemiſchte Gerichte, und zieht der Staat, 
was keineswegs der normale und vollendete Zuſtand 
iſt, die Eheſtreitigkeiten gänzlich an ſeine weltlichen Ge— 
richte, ſo iſt wenigſtens in den Fällen, wo es ſich um 
zweifelhafte Anwendung der geoffenbarten Normen han⸗ 
delt, Zuziehung des Lehrſtands erforderlich. 

Die Reformatoren kämpften gegen die materiell 
tadelhaften Beſtimmungen des kanoniſchen Eherechts, 
ſie kämpften ferner gegen die Ausſchließlichkeit der Ge— 
walt, welche die Kirche bis dahin ſich in Eheſachen 
zugeeignet hatte, da ſie ja namentlich ſogar alle Ehegeſetze 
allein kraft ihrer Autorität promulgirte, und brachten 
dadurch thatſächlich den Begriff der „gemiſchten Sa— 
chen“ auf, der dann ſpäter in der proteſtantiſchen 
Doctrin auch dieſe feine Bezeichnung erhielt 2). Kei⸗ 


anerkennt und berückſichtigt, wie das preußiſche Landrecht; 
denn dann muß es nothwendig zur Kolliſion zwiſchen kirch— 
licher und bürgerlicher Geſetzgebung kommen, wie die jetzige 
Eheſcheidungsfrage dieß zeigt. 

21) Reinkingk lib. III. cl. 1. cap. 10. Man rechnete nun aber 
alle Gegenſtände der Konſiſtorialgerichtsbarkeit Gehnten, 
Patronat) zu dieſen gemiſchten Sachen. Hinſichtlich der 
Ehe iſt die gemiſchte Natur und der Grundſatz, daß ſich 
die weltliche Obrigkeit die Jurisdiction nicht mit Aus» 

/ ſchließung der Kirche zueignen dürfe, beſonders ausgeführt 
in einem Gutachten bei Dedekenn thesaurus consiliorum 
(ed. Gerhard) tom. III. p. 5. 
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neswegs aber erklärten ſie, wie man jetzt anzunehmen 
pflegt, die Ehe für eine ſchlechthin weltliche Sache. 
Die Stelle in den ſchmalkaldiſchen Artikeln (von der 
biſchöflichen Gewalt. Abſ. „danach iſt“), die beſonders 
zu dieſer falſchen Meinung Veranlaſſung gab, beſagt 
nur, daß die Sorge für Aufrechthaltung chriſtlichen 
Gebotes in Eheſachen und ſohin die äußere Geſetzge— 
bung und Gerichtsbarkeit eben ſo ſehr der weltlichen 
als der geiſtlichen Obrigkeit zukomme, im Gegenſatze 
zum Banne (von dem vorher gehandelt worden), der 
unter keinerlei Umſtänden von der weltlichen Obrigkeit 
geübt werden kann, ſondern von Chriſtus blos der 
Kirche aufgetragen iſt, — eine Gegenüberſtellung, die 
gerade ſo im Gutachten von 1545 wieder vorkommt. 
Deswegen wird ſofort für die Eheſachen die weltliche 
Obrigkeit zu Hilfe gerufen, nicht aber für den Bann, 
jedoch auch hiefür nur auf den Fall, „wo die Biſchöfe 
unrecht richten,“ und nur zu dem Zwecke, die „Gerichte 
anders zu beſtellen,“ nicht weltliche Gerichte an die 
Stelle zu ſetzen. Blos in dieſer Hinſicht, daß für die 
Eheſachen nicht wie für den Bann eine ausdrückliche 
und ausſchließliche göttliche Uebertragung der Gewalt 
an die Kirche ſich findet, und nicht wegen einer durch— 
gängigen Verwandtſchaft des Weſens ſtellt auch die A. 
C. (von der Biſchöfe Gewalt. Abſ. „daß aber“) Eheſa— 
chen und Zehnten in Eine Kategorie. Das aber 
läugnen damit die Reformatoren nicht, daß das Ehe— 
recht ſeine Grundlage in der geoffenbarten Lehre hat, 
und der Ausſpruch über Zuläſſigkeit ihrer Eingehung 
und Aufhebung gemäß dieſer Lehre Sache der Kirche 
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und nicht des Staates iſt, ſondern im Gegentheil das 
bekräftigen ſie ſelbſt durch die That, indem fie ebenda⸗ 
ſelbſt auf dem Grunde des Wortes Gottes die katholi— 
ſchen Ehegeſetze materiell beſtreiten z. B. das Geſetz über 
die Scheidung, was ihnen nicht zukäme, wenn die Ehe 
eine blos weltliche Sache wäre. Haben fie je in ähn⸗ 
licher Weiſe Beſtimmungen über den Zehnten u. dergl. 
beſtritten? Ebenſo wenig läugnen ſie mit jenem Aus— 
ſpruch die Angemeſſenheit der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
über Eheſachen, ſondern nur die bisher behauptete ab— 
ſolute (divino jure) Nothwendigkeit. Auch dieſe erklä— 
ren ſie im Gegentheil als eine weiſe („bono consilio“) 
Einrichtung, und theilen deshalb die Eheſachen den Kon— 
ſiſtorien zu (1545), während ſie keine andere der Sa— 
chen, die man ſpäter als gemiſchte anſah, als Konſiſto— 
rialgegenſtände bezeichnen ??). Die proteſtantiſche Kirche 
hat es denn auch im Geiſte der Reformatoren bis auf 
die neueſte Zeit ſo gehalten. Die Kirche, der Ausſpruch 
der Dogmatiker, gab die Norm für das Eherecht, und 
dieſes wurde in den Kirchenordnungen, nicht in den 
bürgerlichen Geſetzbüchern, verkündet, die Konſiſtorien 
erkannten über Eheſtreitigkeiten, und in der Doctrin 
ſtand nach dem Vorgange des Gutachtens von 1545 
der Grundſatz feſt, daß bei Eheſtreitigkeiten „ſo weit 


22) Daß auch in den Privatäußerungen Luthers richtig ver: 
ſtanden die Ehe nicht für profan erklärt wird, hat nachge⸗ 
wieſen Gerlach „kirchenrechtliche Unterſuchung der Frage: 
welches iſt die Lehre und das Recht u. ſ. w.“ (Abdruck aus 
der Zeitſchrift für Proteſtantismus und Kirche) Erl. 1839. 
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ſie das Gewiſſen berühren,“ die Zuziehung von Theolo— 
gen unerläßlich ſey “). 

Bei allem dieſem iſt es nun die Natur der Kirchen 
gewalt, daß ſie ihre Anordnungen nicht auf eine geſell— 
ſchaftliche Uebereinkunft ihrer Glieder, ſondern auf das 
höhere Anſehen der kirchlichen Inſtitution, und die Pflicht 
des Gehorſams, welche dieſe auflegt, gründet, ähnlich 
wie der Staat. Ferner der Doppelſeite der Kirche ent— 
ſprechend hat auch die Kirchengewalt zugleich einen in— 
nerlichen und äußerlichen Charakter. Sie ruht auf ei— 
nem Innerlichen, Freiwilligen, nemlich dem Glauben 
an ihre Lehre; wer dieſen nicht theilt, ſteht nicht unter 
ihr; aber auf dieſem innerlichen Grunde iſt ſie doch eine 
äußerliche Macht, ſie iſt auf Herſtellung eines gemein— 
ſamen äußern Zuſtandes gerichtet, und ſetzt ihn zuletzt 
durch äußerliche Mittel, nemlich durch Entziehung der 
Sakramente und Ausſchließung aus der Gemeinſchaft, 
durch, nur daß dieſes ſelbſt Güter ſind, die zugleich 
von innerlicher Würdigung abhängen. Eine vom In— 
nerlichen völlig gelöſte äußerliche Gewalt wie der Staat, 
der mit unwiderſtehlicher phyſiſcher Gewalt ſeine Ge— 
bote durchſetzt, hat die Kirche an ſich nicht. Sie er⸗ 
hält dieſe erſt vom Staate, wenn ſie in Verbindung 
mit ihm tritt, und immer nur in der Gränze ihrer eig— 
nen Vorbedingung, nemlich nur gegen die, fo ihr an— 
gehören wollen. Es iſt daher beides einſeitig, wenn 
man die Kirchengewalt blos als eine auffordernde, von 
freier Befolgung abhängige ſich denkt, aus der ſich nie 


23) Reinkingk, lib. IN, cl. 1. cap. 10. no. 23. und die dort 
citirten Dogmatiker. 
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ein gemeinſames objektives Produkt ergeben würde, 
oder wenn man fie im Charakter der Staatsgewalt auf- 
faßt, ſo daß ſie ſelbſt, ſey es unmittelbar oder mit 
Hilfe des Staates, die Menſchen zwänge, in ihr zu 
bleiben und auch ohne innern Glauben ihren Geboten 
zu gehorchen. Durch ihre äußere Seite als Leben ge— 
ſtaltend geräth die Kirchengewalt in wirkliche Kolliſion 
mit dem Staate; denn ſie tritt in ſein wirkliches Be— 
reich, durch ihre innere aber kommt es ihr zu, bei die— 
fer Kollifion dennoch ihre Selbſtſtändigkeit zu behaup— 
ten; denn dieſe liegt völlig außer ſeinem Bereiche. 


Drittes Kapitel. 
Subjekt der Kirchengewalt. 


Hat die Kirchengewalt die Erhaltung der geoffen— 
barten Lehre zu ihrem erſten Zwecke, und ruht ſie bei 
ihrer Ausübung überall auf der geoffenbarten Lehre, ſo 
kann ſie nicht Sache des Staates und der welt⸗ 
lichen Obrigkeit ſeyn; denn der chriſtliche Staat 
muß zwar nach dem Inhalte der geoffenbarten Lehre in 
allen ſeinen Anſtalten, ſoweit ſie eben von derſelben be— 
rührt werden, ſich richten; allein ihm iſt nicht die Of 
fenbarung gegeben und anvertraut, und ſeine Obrigkeit 
iſt nicht das beſonders berufene Gefäß ihrer Bewahrung: 
ſondern die Kirchengewalt iſt nothwendig Sache der 
Kirche. Die Kirchengewalt iſt deswegen nach prote— 
ſtantiſchem Principe nicht minder als nach katholiſchem 
eine eigne, von der des Staates durchaus geſonderte, 
und ſie iſt das nicht deshalb, weil die Kirche eine be— 
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ſondere Privatgeſellſchaft wäre, und nicht blos wegen 
der Glaubensfreiheit der Menſchen, ſondern weil die 
Kirche eine eigne Anſtalt Gottes iſt mit beſonderer gött— 
licher Vollmacht und beſonderer göttlicher Weiſung, na— 
mentlich weil ſie die Offenbarung zu ihrer Grundlage 
und zu ihrem Ziele hat. Es dürfen nach göttli— 
cher Ordnung weltliche und geiſtliche Gewalt 
nicht miteinander gemengt werden. Das iſt ein 
feſtſtehender, gar nicht in Zweifel gezogener Fundamen— 
talſatz der proteſtantiſchen Symbole, der Reformatoren 
und der ganzen ältern Doktrin ). 


24) Wie in der A. C. und den Schmalk. Art. die Gewalt hin: 
ſichtlich der Lehre, des Gottesdienſtes und der Beſtellung 
des Predigtamtes der Kirche nach göttlicher Ordnung zuge— 
ſchrieben wird, ſ. die nachfolgenden Noten 27 — 29., eben 

ſo wird die geiſtliche Gerichtsbarkeit Girchenzucht) nach 
obiger S. 75 als eine Sache bezeichnet, die nach göttlicher 
Ordnung, im Gegenſatze der Eheſachen, die nur nach 
menſchlicher Ordnung der Kirche und ihren Obern zukom— 
men. In dem Gutachten von 1545 heißt es unter ande— 
rem: Deus praecipit exerceri judicia ecclesiastica, ut 
Matth. 18. scriptum est, et I Timoth. 5, videlicet ut 
ex ecclesia ejiciantur, qui falsa docent, et rei manifes- 
torum criminum .... Haec judicia a Deo prae- 
cipi manifestum est, et fuisse in ecclesia sem- 
per ab initio mundi, nihil dubium est, quae eo qui« 
dem diligentius exercenda erant, quia -magistra- 
tus prophani non curant doctrinam, deinde 
in disciplina neligentes sunt; quia non puniunt vulga- 
res scortationes et adulteria. Deploranda est autem et 
haec calamitas ecclesiae, quod haec judicia prorsus 


ab Episcopis negliguntur, et excommunicatio ad causas 
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Aus demſelben Grunde muß aber ferner die Kir— 
chengewalt in der Kirche ſelbſt wieder vorzugsweiſe 
dem Lehrſtande zuſtehen. Damit verhält es ſich aber 
alſo: 

Es ſind nemlich die Vollmachten überhaupt, ſohin 
auch die zur Kirchengewalt, von Chriſtus zwar der Kirche 
im wahren vollen Sinn, alſo in ihrer Einheit als in— 
nerlicher und äußerlicher verliehen. Die Kirchengewalt 
hat deshalb ihren innerſten Sitz in der Geſammtgemeinde, 
dieſes Wort im bibliſchen Sinne genommen d. i. in der ö 
Geſammtheit der wirklich im h. Geiſt geeinigten Men— 
ſchen, nicht im kollegialiſtiſchen oder republikaniſchen 
Sinne d. i. der Geſammtheit der äußerlich verbunde— 
nen durch Stimmenmehrheit entſcheidenden Menſchen. 
Allein dieſe Geſammtgemeinde iſt zur Kirchengewalt doch 
nur berufen, inſofern ſie zugleich in einer ſichtbaren ge— 
gliederten Anſtalt geordnet iſt. Sie könnte ja auch ſchon 
thatſächlich die Gewalt nicht ausüben außer in beſtimm— 
ter Ordnung und Gliederung, ſelbſt die demokratiſche 
Entſcheidung durch Stimmenmehrheit wäre nicht ein 
Herrſchen jener innerlich erfüllten Gemeinde, ſondern 


proprias fori prophani indigne et impie trans- 
lata est“. (Seckend. I. III. p. 533.) Dann: „Deus po- 
testati gerenli gladium mandavit, ut externam honesta- 
tem . . . quae causae ad hoc forum vere perti- 
neant. Praeter hoc forum constituit Deus aliud 
judicium in ecclesia, quod...... punit verbo 
Dei seilicet aut separatione aut ejectione ex 
Ecclesia“, (eod. p. 534). Die Belege hinſichtlich der 
ältern Doktrin ſ. oben Abſchn. I. S. auch Luthers Werke 
(Walch) X. 294. 
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einer äußern formellen Organiſation. Das eigentliche 
nächſte Subjekt der Kirchengewalt iſt daher die organiſch 
geordnete ſichtbare Kirche, ſohin die verfaſſungsmäßigen 
Organe derſelben je nach der ihnen zukommenden Stel— 
lung. Aber dieſe ſind es ihrerſeits doch auch wieder 
nur in ihrem Zuſammenhang, ihrem innerlichen Bande 
und ihrer äußerlichen Verwachſenheit, mit den geſamm— 
ten Gläubigen, die ja auch Träger und Gefäße des 
h. Geiſtes ſind; nicht ſind ſie es in der Weiſe wie die 
Herrſcher im Staate, welche weder an ſolches geiſtiges 
Element als den Boden ihrer Gewalt noch an die übri— 
gen Glieder des Staates, als von demſelben erfüllt, 
gebunden ſind, ſondern rein auf ſich ſelbſt in eigner 
Machtfülle ſtehen. In dieſer Weiſe, nicht für ſich allein 
und gegenüber der Geſammtgemeinde, ſondern mit dieſer, 
aber nicht bloß unter den andern oder gar als Beauf— 
tragter von ihnen, ſondern an ihrer Spitze, iſt der Lehr— 
ſtand das Subjekt der Kirchengewalt, d. h. der Lehr— 
ſtand iſt es, der je nach den betreffenden Funktionen 
theils ausſchließlich die Kirchengewalt ausübt, theils 
doch die kirchlichen Akte zuerſt veranlaßt, ihren Inhalt 
vorherrſchend beſtimmt und zuletzt ſie vollzieht, auf deſſen 
Autorität hin theils ausſchließlich, theils vorherrſchend 
die kirchlichen Anordnungen ins Leben treten, und das 
alles kraft eignen, dem Lehrſtande als ſolchen zukom— 
menden Berufes und Rechtes, nicht als eine urſprüng— 
lich den Gemeinden und Kirchengliedern (im Gegenſatze 
oder der Unterſcheidung vom Lehrſtande) zuſtehende, 
und von dieſen ihm zur Ausübung überlaſſene Gewalt. 
Die Gemeinde ohne den Lehrſtand hat im normalen Zu— 


ſtande gar keine Gewalt ſo 5 dem Rechte als der 
Stahl 's prot. Kirchenverf. 5 6 
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Ausübung nach, ſondern der Lehrſtand hat ſchlechthin 
die Gewalt der Verhinderung (Veto) gegen die Ge— 
meinde. Alſo iſt der Lehrſtand mit der Ge— 
ſammtgemeinde, aber an ihrer Spitze, das 
Subjekt der Kirchengewalt ?). Iſt dieß nicht der 
Fall, ſondern der Landesfürſt Subjekt der Kirchengewalt, 
wie namentlich in der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung, 
ſo muß der Lehrſtand doch wenigſtens die Ausübung der 
Kirchengewalt ihrem Inhalte nach vorherrſchend beſtim— 
men, d. i. er muß den Anordnungen Inhalt und Ge- 
ſtalt geben, an erſter Stelle das Urtheil ſchöpfen und 
motiviren, was der h. Schrift und der kirchlichen 
Lehre entſprechend oder widerſprechend ſey. 

Dieß liegt ſchon in der Natur der Sache, da 
es ſich um eine Gewalt handelt, welche die Lehre 
zum Zwecke und die Lehre zur Richtſchnur hat. 
Denn der Lehrſtand iſt es, deſſen Leben eben der öf— 
fentlichen Verkündigung der Lehre und dem Dienſte 
der Kirche geweiht iſt, er iſt vorzugsweiſe der Träger 
des kirchlichen Bewußtſeyns und der kirchlichen Ge— 
ſinnung. Schon nach natürlichen Urſachen und Wirs 
kungen hat er durch feine Vorbildung die größere Ein— 
ſicht für die Regierung der Kirche und durch die Ver— 
knüpfung ſeiner eigenen Lebensſtellung mit dem Be— 
ſtande der Kirche vor allen die ungetheilte Sorge für 


25) Die Behauptung des Grotius de imperio summar. po- 
test. circa sacra (cap. 4.), daß die Macht des Lehrſtandes 
nur eine rathende und über die Folgen aufflärende (regi- 
men suasorium et declarativum) ſey, die keine Verbind— 
lichkeit auflege, ähnlich wie die Gewalt des Arztes über den 
Kranken, iſt ſonach unrichtig. 
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denſelben. Ihn unterſtützt aber noch für die rechte Er— 
kenntniß die beſondere Gnade, die ſich (auch nach pro— 
teſtantiſcher Annahme) mit dem Amte verknüpft. 

Der Lehrſtand hat dieſen beſonderen Beruf zur 
Kirchengewalt ferner auch nach der deutlichen An wei— 
ſung der heiligen Schrift: die Diener des gött— 
lichen Wortes ſind die Nachfolger in das von Chriſtus 
geftiftete Apoſtel- und Hirtenamt (natürlich abgeſehen 
von den rein perſönlichen Eigenſchaften und Vollmach— 
ten der Apoſtel); dieſes iſt aber nicht ein bloßes Amt 
der Predigt und Sakramente, ſondern auch ein Amt 
der Leitung und Anordnung. Das „Weide meine 
Schafe“ bezeichnet gewiß nicht bloß die Predigt, es be— 
zeichnet auch nicht bloß die Seelſorge über die Einzel— 
nen, ſondern über die Gemeinde zuſammen, mithin noths 
wendig auch die äußere gemeinſame Leitung derſelben, 
ſoweit ſie den gemeinſamen Glauben, den Gottesdienſt, 
den gemeinſamen Wandel in chriſtlicher Zucht zum 
Zwecke hat; das Kirchenregiment iſt aber nichts ande— 
res, als ſolche Leitung. Ebenſo das Gebot des Apo— 
feld: „Seyd gehorfam euren Biſchöfen,“ kann ſich nicht 
auf die auch ſchon im Worte Gottes enthaltene, geiſt— 
liche Mahnung allein beziehen, ſondern hat hauptſäch— 
lich den Sinn: den Biſchöfen in der äußern Anordnung 
und Lenkung der Kirche gehorſam zu ſeyn, und wird 
auch, wie unten erhellen wird, von den Reformatoren 
in dieſem Sinne aufgefaßt. Chriſtus hat die Vollmach— 
ten zwar der Kirche und nicht den Apoſteln getrennt 
von der Gemeinde der Gläubigen und ihr gegenüber 
ertheilt; wie ſeine Lehren, ſo auch beziehen ſich ſeine Er— 
mächtigungen auf die Geſammtheit der Gläubigen; 

6” 
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allein er hat ſie doch den Apoſteln an der Spitze der 
Kirche ertheilt. So findet ſich namentlich die Schlüſſel⸗ 
gewalt (dieſer Kern der Kirchengewalt, nemlich ihre 
reale Macht) mit denſelben Ausdrücken einmal dem 
Petrus (Matth. 16.), ein andresmal den Elfen (Joh. 20.), 
das drittemal der geſammten Gemeinde (Matth. 18.) 
verliehen — ein Beweis von der einen Seite, daß die 
Apoſtel und deren Nachfolger nicht in der Art die Kirche 
repräſentiren, wie ein König ſein Volk, und nicht wie 
dieſer ausſchließlich die Gewalt beſitzen (katholiſche un- 
ſicht); denn ſonſt wäre die Schlüſſelgewalt bloß den 
Apoſteln ertheilt worden: von der andern Seite, daß 
nicht die Gemeinde der Sitz der vollen Kirchengewalt 
iſt, und der Lehrſtand ſie nur von der Gemeinde zur 
Ausübung übertragen beſitzt (kollegialiſtiſche Anſicht); 
denn Chriſtus hat ſie den Apoſteln unmittelbar und als 
ſelbſtſtändig ihnen zukommend ertheilt. Die Apoſtel ha— 
ben auch wirklich, wie die bibliſche Erzählung das be— 
zeugt, die Kirchengewalt ausgeübt, theils perſönlich und 
allein, theils unter Mitwirkung der Gemeinde, aber in 
der oben bezeichneten Weiſe. Es findet ſich kaum ein 
Akt der Kirche, zu dem nicht ein Apoſtel aufgefordert, 
kein Beſchluß, den nicht die Apoſtel vollziehen, und wo 
die Geſammtgemeinde beſchließt, da ſind es doch die 
Apoſtel, welche das Wort führen, entſcheiden, ſo daß 
die Gemeinde ihnen nur zufällt. Niemals aber findet 
ſich in der älteſten Kirchengeſchichte eine Anordnung der 
Gemeinde unter Widerſpruch oder auch nur gegen die 
Anſicht der Apoſtel und Biſchöfe 26). f 


26) Sogar Pfaff, der Gründer des Kollegialſyſtems, erkennt 
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Der Lehrſtand hat dieſen beſondern Beruf zur 
Kirchengewalt endlich auch nach proteſtantiſchen 
Grundſätzen. Die jetzt allerdings fo tief gewurzelte 
Vorſtellung, daß die Kirche eine unterſchiedloſe 
Geſellſchaft (societas aequalis) fey, daß die Vor— 
herrſchaft des geiſtlichen Standes dem Proteſtantismus 
widerſpreche, iſt nur ein Ergebniß der antikirchlichen 
Richtung, welche in der ſpätern Zeit zur Herrſchaft 
gelangte; ſie iſt nichts weniger, als der Sinn der Re— 
formatoren und der erſten Zeiten nach ihnen. Die 
Gleichheit, welche die Reformatoren mit ſolchem Nach— 
drucke geltend machten, das allgemeine Prieſterthum, 
bezieht ſich bloß auf das Verhältniß des einzelnen Chri— 
ſten zu Gott, daß jeder für ſeine Perſon zur wahren 
Erkenntniß fähig ſey und ſich dem Ausſpruche des Kle— 
rus darin nicht blind unterwerfen müſſe und ſolle, daß 
jeder für ſeine Perſon zu gleicher Heiligung mit allen 
andern berufen ſey, der Klerus nicht als Prieſter zu 
einer beſonderen Heiligung (z. B. zum Cölibate), daß 
jeder für ſeine Perſon unmittelbar durch Chriſtus ge— 
rechtfertiget und mit Gott verſöhnt werde und nicht 
eines beſondern, Opfer darbringenden Prieſterſtandes 
oder eines zu einer beſondern Entſagung und Fürbitte 


an, daß „in der apoſtoliſchen Kirche die Kirchenrechte von 
den Lehrern und Vorſtehern verwaltet wurden“ (S. 173.), 
„daß die Lehrer die geiſtliche Gerichtsbarkeit und Admini— 
ſtration der Kirchenrechte gehabt“ und dieß die „erſte gött— 
liche Konſtitution“ geweſen ſey, er fügt nur hinzu, daß 
dieſelbe nicht als ein jus praeceptivum, ſondern nur als 
ein jus permissivum betrachtet werden müſſe (S. 174.). 
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berufenen Ordensſtandes dazu bedürfe r). Keines⸗ 
wegs aber bezieht ſich dieſe Gleichheit auf 
die äußere Ordnung und organiſche Geſtalt 
der Kirche. Hiefür behaupten die Reformatoren den 
Unterſchied der Stände und Aemter, ohne dadurch in 
Widerſpruch mit jenem allgemeinen Prieſterthum zu ge— 
rathen. Unbeſtritten iſt es, daß Predigt und Sakra— 
mente trotz des allgemeinen Prieſterthums nach prote— 
ſtantiſchem Bekenntniß nur von den ordnungsmäßig Be— 
rufenen verwaltet werden dürfen. Nicht minder wird 
aber auch der Beruf zur Kirchengewalt dem Lehrſtande 
beigelegt. Die Augsburger Konfeſſion bezeichnet die 
Aufrechthaltung der Lehre und Ausſchließung der Irr— 
lehrer als das von Gott den Biſchöfen, d. i. dem Lehr: 
ſtande übertragene Amt?s). Ferner das Aufrichten von 


27) Die ſtarken Ausdrücke Luthers in der Schrift an den 
chriſtlichen Adel deutſcher Nation über Gleichheit des Prie⸗ 
ſterſtandes und Laienſtandes haben gleichfalls keine andere 
Abſicht, als den Fatholifhen Unterſchied der perſönlichen 
Qualitat (des character indelebilis) und insbeſondere die 
Folgerung daraus, daß der Klerus der weltlichen Gerichts— 
barkeit nicht unterworfen ſey, zu bekämpfen. 


28 


„Porro secundum evangelium, seu ut loquuntur, de jure 


— 


divino, nulla juris dietio competit Episcopis, hoc est, 
his quibus est commissum ministerium verbi et sacram. 
nisi remittere peccata, item cognoscere doctrinam, et 
doctrinam ab evangelio dissentientem rejicere, et impios, 
quorum nota est impietas, excludere a communione 
Ecclesiae. sine vi humana sed verbo. Hie necessario 


de jure divino debent eis ecclesiae praestare obedien- 
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Kirchen⸗ und Gottesdienſtordnungen, ſo weit ſie nicht 
den Charakter eines Ceremonialgeſetzes annehmen, und 
alſo dem Evangelium zuwider ſind, ſchreibt ſie gleich— 
falls den Biſchöfen und Pfarrherren zu, und erklärt die 
chriſtliche Gemeinde zum Gehorſam gegen ſie verpflich— 
tet 20). Sie betrachtet alſo den Lehrſtand als Subjekt 
der Kirchengewalt im ſtrengſten Sinne des Wortes. 
Dem ſteht nicht entgegen, daß die Schmalkaldiſchen Ars 
tikel „von der Bifchöfe Gewalt“, was die Beſtellung 
des Predigtamtes anlangt, ſolches der Kirche gerade 
im Gegenſatze zu den Biſchöfen zuſprechen. Denn ſo— 
wohl aus der vorhergehenden Deduktion, daß die Ueber— 
ordnung der Biſchöfe über die Pfarrer (nicht die 
Ueberordnung des Lehrſtandes über die Gemeinden) 
keine göttliche, ſondern nur menſchliche Einrichtung ſey, 
als aus den Worten des Reſultates ſelbſt, daß die 
Pfarrer Prediger beſtellen und ordiniren ſollen 3%), 


tiam, juxta illud: Qui vos audit me audit.“ de pot. ecel. 
(Hase p. 39.). 

29) „Ad haec (nostri) respondent, quod liceat episcopis seu 
pastoribus facere ordinationes, ut res ordine gerantur 
in ecclesia. “.. „Tales ordinationes convenit eccle- 
sias propter caritatem et tranquillitatem servare . . .“ 
eod. (Hase p. 42.). 

30) „Weil aber nach göttlichem Recht kein Unterſchied iſt zwi— 
ſchen Biſchöfen und Paſtoren oder Pfarrherren, iſts ohne 
Zweifel, wenn ein Pfarrherr in ſeiner Kirchen etliche tüch— 
tige Perſonen zu Kirchenamten ordnet, daß ſolche Ordinatio 
nach göttlichen Rechten kräftig und recht iſt. Darum 
weil doch die verordneten Biſchöfe das Evangelium verfol— 
gen und tüchtige Perſonen zu ordiniren ſich weigern, hat 
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erhellt deutlich, daß unter Kirche hier nicht die aufge⸗ 
löſte Maſſe, ſondern die unter ihren Pfarrern geordne— 
ten Gemeinden, oder die Pfarrer an der Spitze der 
Gemeinden verſtanden werden. Nun wird zwar wei— 
ter gegangen, und das Recht, Prediger zu beſtellen, für 
ein unveräußerliches Recht der wahren innern Kirche, 
d. i. der im Glauben Verſammelten, und wären es ihs 
rer nur zwei, (nicht der kollegialiſtiſchen Gemeinde), er⸗ 
klärt. Allein ſolche ungeordnete Ausübung dieſes Rech— 
tes wird dennoch nur aus „Noth“ zugeſtanden, weil 
eben Predigt ſeyn muß („Befehl, das Evangelium zu 
predigen“), und unter der ausdrücklichen Parallele, 
wie auch die Abſolution aus Noth durch Laien ertheilt 
werden könne 31). Es iſt alſo damit dem Volke nur 
für den Fall der äußerſten Noth, eben wenn der ganze 
Lehrſtand abfiele, die Fähigkeit zur Beſtellung der Pre— 
diger (d. i. deren Einſetzung, Autoriſirung, wohl zu un⸗ 
terſcheiden von der Wahl der Perſonen) zugeſtanden, 
nicht aber dieſe Beſtellung durch das Volk als eine 
normale, der göttlichen Ordnung entſprechende Einrich— 
tung erklärt 22). — In dem Gutachten der Wittenber- 


eine jegliche Kirche in dieſem Fall gut Fug und Recht, ihr 
ſelbſt Kirchendiener zu beſtellen.“ 

31) Abſ. „Denn wo“ bis Abſ. „Hieraus ſiehet“. 

32) Dieſelbe Anſicht findet ſich bei Luther, „Grund und Ur- 
ſache aus d. Schrift, daß eine chriſtliche Verſ. u. ſ. w.“ 
1523. (Walch X. 1804), in ſeiner liberalſten Epoche: die 
Gemeinde ſey zu allen Zeiten berechtigt, ihren Geiſtlichen 
zu wählen, oder den ihr beſtellten zu verwerfen, den Bi— 
ſchöfen komme es zu, denſelben einzuſetzen oder zu „beſtati— 
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ger Theologen von 1545 wird gleichfalls ausgeſprochen, 
daß man dem rechtgläubigen Lehrſtand aus „göttlichem 
Befehl Gehorſam ſchuldig“ ſey, ſodann die Aufſicht 
über die Lehre, die Beſtellung des Predigtamts als 
göttlicher Auftrag der Biſchöfe (d. i. eben des Lehr— 
ſtandes insgemein) bezeichnet 23). Die nachfolgenden 
proteſtantiſchen Dogmatiker und Kirchenrechtslehrer be— 
trachten zwar den Lehrſtand nicht wie die Symbole als 
das eigentliche Subjekt der Kirchengewalt, denn ſie wä— 
ren damit in Widerſpruch mit dem Rechtszuſtande, wie 
er ſich bis dahin feſtgeſetzt hatte, gerathen; aber ſie 
ſchreiben ihm doch immer den vorzüglichſten Antheil 
an dem Kirchenregimente zu. Er hat nach ihnen das 
vorzüglichere Urtheil über die Lehre, daher die öffent— 
liche Auslegung der heiligen Schrift als einen Beſtand— 
theil feines Standesvorrechtes (potestas ordinis) , 


gen.“ So hätten es die Apoſtel und Titus und Timo— 
theus gehalten. Allein in der gegenwärtigen Noth, da die 
Biſchöfe falſcher Lehre huldigen, bedürfe es ſolcher Beſtäti⸗ 
gung nicht; denn „dieſe Zeit ſey gar ungleich den Zeiten 
der Apoſtel“ u. ſ. w. Desgleichen ſagt Luther in einer 
Predigt über die Schlüſſelgewalt: „daß alſo aller Welt 
Sünden unterworfen ſind den Apoſteln und allen Kirchen— 
dienern und im Fall der Noth allen Chriſten. (Walch 


XIII. 1192.) 
33) Seckendorf. lib. III. p. 530. nr. 29. p. 532. 533. n. 34. 
34) „„ certo tamen cum ordine donorum mensura et 


aptitudine ad judicandum (über die Lehre) inae- 
quali, ubi omnino Doctoribus ecclesiae primas 
damus.“.Danhauer. Hodos, Ph. 2. p. 156. 

„Ad hanc ordinis potestatem cum pertineat praedi- 
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und als Folge deſſen auch für alle kirchliche Einrich⸗ 
tungen zu äußerer Ordnung, namentlich die liturgiſchen, 
den vorherrſchenden Beruf >), und ſie halten ſchlechter⸗ 
dings keine Anordnung für ſtatthaft ohne Zuſtimmung 
des Lehrſtandes, gehe ſie von Fürſt oder Volk aus. 
Es wurde dieß für die Periode bis zum Schluſſe des 
17ten Jahrhunderts bereits im erſten Abſchnitte aus— 
führlich nachgewieſen. Ja die Auflehnung gegen den 
Unterſchied der kirchlichen Stände galt in der proteſtan— 
tiſchen Kirche immer als das Kennzeichen der Fanatiker 
und Sektirer. 5 

Mit dem Grundſatze, daß dem Lehrſtande der vor— 
züglichſte Antheil an der Kirchengewalt zukomme, iſt 
nun noch keine beſtimmte Geſtalt der Kirchenverfaſſung 
gegeben, indem es ja doch erſt noch darauf an— 
kommt, ob und wie im Lehrſtande ſelbſt wieder eine 
Ueber- und Unterordnung ſich bilden müſſen. Darauf 
wird erſt in der Folge zurückzukommen ſeyn. Auf kei⸗ 
nen Fall aber iſt mit dieſem Grundſatze dem Lehrſtande 
eine Unfehlbarkeit, ein prieſterliches Mittleramt, eine 


catio verbi, ideo ad eam referri quoque debet publica 
scripturae interpretatio, qua coram tota ecele- 
sia verus scripturae sensus eruitur, et ad audi- 
torum informationem “ adcommodatur.“ Gerh. loci 
loc. 24. cap. 5. sect. 1. $. 193. 

35) „Sed hae potestates“ (nemlich „regulas ad ordinem et 
decorum, item certos ritus constituendi“) ad totam 
ecclesiam pertinent; non autem ecclesiastici ordinis 
sunt propriae, en primas et praecipuas 
illius partes ministerio ecclesiastico com- 


petere facile concedamus. Gerh. eod. 
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höhere Heiligkeit zugeſchrieben, noch iſt ihm eine unbe— 
dingte Herrſchaft in der Kirche eingeräumt und die 
Mitwirkung oder Zuſtimmung der Gemeinden an ihrem 
Orte ausgeſchloſſen. Dieß erhellt ſchon aus Geſagtem, 
und wird noch deutlicher werden durch Betrachtung 
des Verhältniſſes der Kirchengewalt zur Kirche. 


viertes Kapitel. 
Verhältniß der Kirchengewalt zur Kirche. 


Die ſichtbare Kirche muß nach Inhalt des erſten 
Kap. fortwährend eine Manifeſtation der innern gei— 
ſtigen Gemeinſchaft ſeyn; das Aeußere kann ſich hier 
nie völlig vom Innern zu einer geſonderten Exiſtenz 
löſen. Die Vollmachten ſind der Kirche als innerer Ge— 
meinſchaft und äußerer Anſtalt zugleich ertheilt. Das 
unterſcheidet die Kirche weſentlich vom Staate; denn 
dieſer iſt bloß äußerliche Anſtalt, und ſeine Vollmacht 
und Gewalt ruht daher lediglich auf der äußern An- 
ſtalt und Einrichtung als ſolcher. Dadurch wird denn 
das Verhältniß der Kirchengewalt zur Kirche und den 
Kirchengliedern auch ein ganz anderes, als das der 
Staatsgewalt zum Staate und den Unterthanen iſt. 

Fürs erſte die Kirchengewalt hat ihre Baſis be— 
ſtändig an der innern Glaubensgemeinſchaft und der 
äußerlichen Beurkundung derſelben, dem kirchlichen Be— 
kenntniß. Auf dieſem beruht ihr Anſehen, ſie verliert 
es daher, ſo wie ſie ſelbſt von ihm abfällt. Die Grund— 
bekenntniſſe der Kirche ſind nicht bloß wie die Verfaſ— 
ſungsgeſetze der Staaten eine Macht neben den Inha— 
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bern der Gewalt, die ſie beſchränkt; ſondern ſie ſind 
eine Macht über ihnen, durch die ihre Qualität als 
rechtmäßige Inhaber der Kirchengewalt ſelbſt bedingt 
iſt. Ein König, der die Verfaſſung eines Reiches völ— 
lig aufhebt, hört dadurch nicht auf, rechtmäßiger Kö— 
nig dieſes Reiches zu ſeyn; allein das Oberhaupt der 
Kirche (König, Biſchof, Synode), welches das Be— 
kenntniß der Kirche völlig aufhebt, hört damit ipso jure 
auf, das Oberhaupt der Kirche zu ſeyn 36). — Die 
Kirchengewalt iſt auch dem entſprechend ihren Inhabern 
bloß als Beruf und Pflicht, nicht als ihr Recht, d. i. 
zu ihrer Befriedigung und Bethätigung ihrer Freiheit 
ertheilt, während die Staatsgewalt zwar in ihrem Um⸗ 
fang und Inhalt gleichfalls nur durch den Beruf be— 
ſtimmt iſt oder ſeyn ſoll, aber doch den Herrſchern zu- 
gleich als ihr Recht zuſteht “). 

Fürs zweite handelt die Kirchengewalt bei ſehr 
weſentlichen Gegenſtänden nicht über, ſondern mit 


36) „Verum cum aliquid contra Evangelium docent aut sta- 
tuunt, tune habent ecclesiae mandatum Dei, quod obe- 
dientiam prohibet“. Conf. Aug. VII. de potest. ec- 
elesiast. „Darum obſchon der Pabſt aus göttlichen 
Rechten den Primat hätte, ſoll man ihm dennoch 
keinen Gehorſam leiſten, weil er falſche Gottesdienſte 
und eine andere Lehre wider das Evangelium u. ſ. w.“ 
Schmalk. Art. „von der Oberkeit des Pabſtes“ Vergl. auch 
oben Note 28. dann die Apologia Confess, de num. et 
usu sacram. am Ende, endlich die letzten Sätze der A. C. 
„Quod si non potest impetrari bis — — quod perti- 
nacia sua causam schismati praebent‘, 


37) S. meine Philoſ. d. Rechts. II. Bd. 2e Abthlung. 


4. Kap. Verhältniß der Kirchengewalt zur Kirche. 98 


den Untergebenen, ſo daß die Thätigkeit für dieſelben 
von der geſammten Kirche ausgeht. Schon was die 
Verrichtung und Leitung der eigentlichen Religionshand— 
lungen betrifft, welche die Katholiken Gewalt der Weihe 
(potestas ordinis), die Proteſtanten Dienſt des göttli— 
chen Wortes (ministerium verbi divini) nennen, 
ſo erſcheint der zu dieſem Amte Berufene in einer dop— 
pelten Beziehung. Einmal iſt er der Vertreter der 
Gemeinde, ihr erſtes Glied, berufen, ihr voranzu— 
treten, für ſie zu ſprechen, thätig in ſeinem eignen und 
der Gemeinde Namen, — dieſe jedoch nicht als arith— 
metiſcher Inbegriff der Einzelnen, ſondern als Eine im 
Geiſte einige Verſammlung gedacht 3%) —; in dieſer Ei— 
genſchaft bringt er Gott das Gebet, das geiſtige Opfer, 
der Gemeinde dar, dankt, bittet, preiſt u. ſ. w. So— 
dann iſt er der Vertreter der Kirche, der über 
menſchlichem Willen beſtehenden feſten Inſtitution; ſo 
in der Mahnung zum heiligen Leben, in der Ertheilung 
des Segens, in der Vollziehung der Taufe, des Abend— 
mahls, in der Ankündigung der Sündenvergebung. Jene 
Thätigkeit geht vor ſich in Folge innerer göttlicher 
Anregung, dieſe kraft äußerer göttlicher Vollmacht. 
Jene geht daher mit von der Gemeinde aus, dagegen 
bei dieſer iſt ſie bloß empfangend. Dort iſt der Geiſt— 
liche wie der Erſtgeborne vor vielen Brüdern, hier wie 
der Vater über den Söhnen. — Aehnlich verhält es 
ſich denn auch mit dem Kirchenregimente (potestas ju— 


38) Gemeinde der Gläubigen, nicht rechtliche Gemeinde; aber 
auch nicht die geiſtige Macht ſelbſt, welche die Menſchen er— 
füllt, ſondern die Menſchen, welche von ihr erfüllt ſind. 
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risdictionis). Auch bei dieſem finden ſich jene beiden 
Beziehungen. Indem die Kirchengewalt (d. i. die un⸗ 
mittelbaren Träger und Ausüber derſelben, der berufene 
Lehrſtand oder etwa, wovon nachher zu handeln, in 
gewiſſer Weiſe der Regent mit dem Lehrſtande, oder 
auch ſelbſt eine gemiſchte Synode, die doch nicht alle 
Kirchenglieder enthalten kann) den Glauben der Kirche 
als gemeinſamen, öffentlichen ausſpricht, feſtſetzt, han— 
delt ſie nur als ein Glied, wiewohl das erſte, der 
Gemeinde im eignen Namen und im Namen der 
geſammten Gemeinde — auch hier wieder Ge— 
meinde in obiger Bedeutung genommen — legt für ſich 
ſelbſt und für dieſe das Zeugniß des gemeinſamen in— 
nern Glaubens ab, und es wäre ein bloßes Privat— 
zeugniß, kein öffentliches, kein Bekenntniß der Kirche, 
wenn dieſe nicht beipflichtete und mit befännte (assen— 
sus ecclesiae 39). So wurde es gehalten auf der er— 
ſten Verſammlung der Kirche in Jeruſalem, rückſicht— 
lich der Beſchneidung; die Apoſtel als die Verwalter 
der Kirchengewalt ſprachen aus, was ſie als göttliche 
Lehre und Gebot erkannten, aber mit ihnen bezeugten 
es die Aelteſten und die ganze Gemeinde. Ebenſo wurde 


39) Das iſt etwas anderes als die Konſequenz des Kollegialſy— 
ſtems. Nach letzterer handeln alle als gleich berechtigt in 
derſelben Weiſe, die Majorität kann den Lehrſtand und 
die Obern, als ihre dienenden Glieder, poſitiv beſtimmen, 
und hat freie Hand, das Bekenntniß zu ändern, aufzuhe— 
ben, ein anderes feſtzuſetzen, und was ſie feſtſetzt, iſt eben 
deshalb, weil die Majorität es that, das rechtlich giltige 
Vekenntniß. 
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das Bekenntniß der evangeliſchen Kirche ausgeſprochen 
von den Reformatoren und ſofort den Landesfürſten; 
es wurde aber Bekenntniß der evangeliſchen Kirche durch 
die Beipflichtung und das Mitbekenntniß der geſamm— 
ten Kirche. Nicht minder ſpäter wurde die Koncordien— 
formel auf dem Wege zum Bekenntniß der Kirche erho— 
ben, daß man zuerſt über den Entwurf das Gutachten 
von der Geiſtlichkeit aller Länder, ſodann für die letzte 
Redaktion die Unterſchrift derſelben einholte. Das Be— 
kenntniß der Kirche gründet ſich ſchlechter— 
dings nicht auf das Anſehen einer äußern 
formalen Gewalt, ſey es hierarchiſcher Oberer, 
ſey es der Stimmenmehrheit, es iſt ein Werk des 
innerlich wirkenden Geiſtes, der in den beſon— 
ders berufenen Epochen die Kirche als ein gei— 
ſtiges Ganzes zur Ablegung ſolchen Zeugniſſes antreibt. 
Darum iſt eben das Bekenntniß der Kirche nicht ein 
Geſetz, denn jedes Geſetz gründet ſich auf das An— 
ſehen einer Gewalt, ſondern es iſt ein Zeugniß. In 
dieſer Hinſicht erſcheint daher die Kirchengewalt (die 
Kirchenobern) nicht als herrſchend und gebietend, ſon— 
dern als vorantretend und leitend. — Dagegen, in— 
dem die Kirchengewalt den bereits ausgeſprochenen Glau— 
ben der Kirche aufrecht hält, den Abirrenden zurecht— 
weiſt, das Widerſprechende ausſchließt, indem ſie die 
Disciplin handhabt und dgl., da handelt ſie als Obrig— 
keit der Kirche, der äußern ſichtbaren feſten Inſtitu— 
tion über den Menſchen; ähnlich wie die Obrigkeit 
des Staates. Geſchieht jenes in Folge innerer göttli— 
cher Anregung Inſpiration), wahrer oder vermeintli— 
cher, ſo dieſes kraft äußerer göttlicher Vollmacht. Für 
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jene ſind alle berufen, für dieſe nur die beſondern Glie— 
der der äußern Anſtalt. Darum iſt hier ein Mitwirken, 
eine Selbſtthätigkeit der Gemeinden nicht erforderlich 
und meiſtens gar nicht zuläſſig oder nicht angemeſſen; 
dieſe ſind vielmehr hierin durchaus unter der Kirchen— 
gewalt, nicht mit ihr. 

Hieraus folgt, daß, wenn ein an neuer 
Glaubensartikel feſtgeſtellt, ein vorhandener abgeändert 
werden ſoll, ſey es direkt oder indirekt in ſeiner An⸗ 
wendung auf Kultus und Disciplin, die Gemeinden 
nicht ausgeſchloſſen ſeyn können, obwohl ihre Thätig⸗ 
keit dabei nicht dieſelbe ſeyn muß, ja nicht dieſelbe 
ſeyn ſoll und darf, wie die der zum Kirchenregimente 
Berufenen, inſonderheit des Lehrſtandes; daß dagegen, 
wo es ſich um die Handhabung des Kirchenregiments, 
vom Boden des beſtehenden Bekenntniſſes handelt, den 
Gemeinden eine Thätigkeit und Mitwirkung gar nicht 
oder doch nur für einzelne Gegenſtände (z. B. Kirchen— 
zucht) und in untergeordneter Weiſe zukömmt. 

Dieſer Doppelbeziehung, in welcher geiſtliches 
Amt und Kirchenregiment ſtehen, einestheils als Re 
präſentanten, Sprecher der innerlich angeregten Ge— 
meinde, andererſeits als Repräſentanten der äußerlich 
verordneten und bevollmächtigten Inſtitution, der Kir— 
che, entſpricht auch die urſprüngliche Art, ſie zu be— 
ſtellen, nemlich daß die Perſonen für die kirchlichen 
Aemter von den Untergebenen, den Gemeinden und be— 
ziehungsweiſe der untergeordneten Geiſtlichkeit, gewählt, 
aber von der höhern Autorität des beſtehenden Kirchen— 
regiments beſtätigt, für ihren Beruf geweiht und in 
ihr Amt eingeſetzt wurden, — eine Einrichtung, für 


— 


/ 
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deren Trefflichkeit die Reformatoren ſelbſt Zeugniß 
geben 40), und die von den nachfolgenden Kirchenrechts— 
lehrern auch noch als das eigentlich Rechtmäßige dar— 
geſtellt wird. 

Die katholiſche Lehre hat hierin in der neueſten 
Zeit eine gewiſſe Ueberlegenheit gewonnen, indem nem— 
lich die Parallele zwiſchen der herrſchenden proteſtan— 
tiſchen d. i. der kollegialiſtiſchen Anſicht und der ver— 
werflichen politiſchen Lehre von der Volksſouveraini— 
tät offen da liegt, ſo daß die Proteſtanten die Idee 
der Kirche als einer organiſchen Inſtitution zus 
letzt völlig eingebüßt haben, die ſie dagegen immerdar 
als ihre Grundlehre bewahrt. Allein es iſt eben ſo 
ſehr, wenn auch in anderer Weiſe, irrig und der h. 
Schrift entgegen, die Kirche bloß als eine organiſche 
Inſtitution, mithin ganz ſo wie den Staat zu behan— 
deln, ſtatt fie zugleich als die Gemeinde der Gläu⸗- 
bigen, d. i. als die Geſammtheit der wirklich im 
Glauben geeinigten Menſchen, aufzufaſſen, und die 
ganze äußere Inſtitution zugleich von dieſem tiefer lie— 
genden geiſtigen Bande beſtimmen zu laſſen. Daher er— 
ſcheint auch nach katholiſcher Lehre die Kirchengewalt 
in derſelben Stellung zur Kirche und den Kirchenglie— 
dern, wie die der Staatsgewalt zu den Unterthanen. 
Der Grundſatz, daß der Abfall vom kirchlichen (katho— 
liſchen) Bekenntniß den Inhaber der Kirchengewalt (ſey 
es ſogar der Pabſt) dieſer Gewalt verluſtig macht, iſt 


40) Schmalk. Art. von der Biſchöfe Gewalt: „Solches zeugt 
auch der gemeine Brauch u. ſ. w.“ 1 
Stahl's prot. Kirchenverf.— 74 
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ſo unvertilgbar im Weſen der Kirche begründet, daß 
auch die katholiſche Kirche ſich ihm nicht entziehen kann; 
nur iſt die Hierarchie und insbeſondere der Pabſt that— 
ſächlich wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade vor 
der Anwendung des Grundſatzes ſicher, indem bloß ihr 
das Urtheil zukömmt, was katholiſche Lehre ſey. Na⸗ 
mentlich das ſtrenge Papalſyſtem läugnet die Möglich- 
keit, daß der Pabſt der Lehre untreu werden könne, 
damit alle Anwendbarkeit jenes Grundſatzes. 

Dagegen ſehr beſtimmt zeigt ſich der Unterſchied 
von der proteſtantiſchen Lehre rückſichtlich des zweiten 
Grundſatzes, der Mitwirkung der geſammten Kirche. 
Die Kirchengewalt hat die Angehörigen der Kirche 
immer ſich gegenüber und unter ſich, gleich einer 
königlichen Gewalt, dieſe erſcheinen in keiner Be— 
ziehung als die mit handelnden, die mit bekennenden, 
ſondern nur paſſiv und unbedingt den Ausſprüchen und 
Befehlen der Hierarchie, beziehungsweiſe des Pabſtes, 
des Koncils, des Biſchofs, gehorchend. Auch die Theil— 
nahme an der Wahl der Perſonen für geiſtliche Aem— 
ter mußte nach der konſequenten Entwickelung des 
Princips, als aus einem monarchiſch verfaßten Staate, 
zuletzt gänzlich verſchwinden. Wie immer ſie aber auch 
zum Amte gelangen mögen, einmal dazu gelangt, ſind 
ſie völlig ſouverain in Ausübung desſelben gegenüber 
den Untergebenen. Sehr charakteriſtiſch bezeichnen deß— 
halb die Katholiken die Vorgeſetzten (Prälaten) ihrer 
Kirche als „Kirchenfürſten.“ 

Die Kirchengewalt iſt alſo nach proteſtantiſchem 
Grundſatze von der des Staates durchaus geſchieden; 
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ſie hat die Lehre theils zum Gegenſtande, theils zur 
Richtſchnur; ſie kömmt vorzugsweiſe dem Lehrſtande 
zu, aber ſie kann, wo ſie ſich nicht auf dem Boden des 
bereits beſtehenden Bekenntniſſes bewegt, nur unter 
Zuſtimmung der geſammten Kirche ausgeübt werden. 
Wie kömmt nun aber dennoch der Landesherr dazu, 
Subjekt der Kirchengewalt zu ſeyn? — 


Dritter Abſchnitt. 
Das Recht der Fürſten über die Kirche. 


Erstes Kapitel. 


Die Kirchenhoheit (Majeſtätsrecht) nach proteftanti: 
ſcher Lehre. 


Dadurch, daß die Kirche in ein Verhältniß zum 
Staate tritt, muß nothwendig ihre äußere Stellung 
afficirt werden, und es iſt darum gerade das Kirchen— 
regiment, welches dadurch beſonders afficirt wird. 
Denn das Kirchenregiment hat es nicht rein mit den 
ewigen Glaubenswahrheiten zu thun, wenn es gleich 
fortwährend auf dieſelben ſich gründen muß. Seine 
Anordnungen haben zugleich einen zeitlichen und äußer— 
lichen Charakter, ſie ſind zum Theil auf die gegenwär⸗ 
tigen Umſtände eingerichtet, wechſelnd mit dieſen, die 
Zweckmäßigkeit befolgend, und ſie fordern eine äußere 
Geltung, eine ſichere Erfüllung und Vollziehung, zwar 
nicht durch dieſelben Mittel und dieſelbe Wirkung auf 
den Einzelnen, wie die Anordnungen des Staates, aber 
doch mit demſelben Erfolge für das Ganze; ohne das 
iſt ein vollkommen geordneter kirchlicher Beſtand nicht 
möglich. So hat die Kirchengewalt, obwohl auf die 
ewige innere Seite der Kirche gegründet und in un— 
lösbarem Zuſammenhange mit dieſer, doch auch eine 
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zeitliche und äußere Seite, und ſie iſt inſoferne fürs 
erſte gleichartig mit der Gewalt des Staates, fürs an— 
dere tritt ſie dadurch auch in dasſelbe Bereich mit ihr, 
in die äußere Ordnung der Dinge, dieſelben Menſchen 
und zum Theil dieſelben Verhältniſſe und Gegenſtände 
beherrſchend und regelnd, ſo daß es ſelbſt vielfach zur 
Kolliſion unter beiden kommen kann und muß. Hierauf 
gründet ſich das Majeſtätsrecht des Staates 
über die Kirche im Allgemeinen, das ihm auch über 
bloß tolerirte religiöfe Gemeinſchaften zukömmt. Dieſen 
gegenüber beſteht es denn hauptſächlich in der Aufſicht 
und Verhinderung, daß ſie durch ihre Anordnungen 
nicht ſeine, die bürgerlichen, Rückſichten verletzen, und 
allenfalls in einem ſolchen äußeren Schutze, wie er jes 
der Privatgeſellſchaft, zu was immer für Zwecken, ge— 
währt wird. 

Wenn nun aber der Staat dem Glauben der Kirche 
huldigt, und die Kirche zur öffentlichen herrſchenden 
Kirche im Staate wird; dann muß ein inneres Band 
zwiſchen dem weltlichen und geiſtlichen Res 
gimente ſich bilden ). Die weltliche Obrigkeit er: 
hält nun den Beruf der Fürſorge für Glauben und 
Kirche („eura magistratus circa sacra“), dieſelben 
(auf poſitive Weiſe) zu ſchirmen und zu fördern (eigent⸗ 
liche advocatia ecclesiae). Sie wird, wie die Aelte— 
ren es ausdrücken, „Hüter beider Tafeln.“ Sie über 
nimmt demgemäß die Gewährleiſtung des kirchlichen 
1 und die 1 des eee, 


1) Vergl. meine eee des Nocte II. . II. Abtheil. 
S. 275. 519 h 
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tes. Dadurch erhält das Kirchengiment ſelbſt einen 
andern Charakter. Seine Anordnungen wirken nun 
nicht mehr bloß die kirchliche Pflicht des Gehorſams, 
deren Erfüllung auch bei den Bekennern immer mehr 
oder minder vom guten Willen abhängt, und kein ans 
deres Zwangsmittel im Hintergrunde hat, als die Aus 
ſchließung aus der kirchlichen Gemeinſchaft; ſondern ſie 
wirken nun auch eine bürgerliche Pflicht des Gehor⸗ 
ſams und lehnen ſich auf die äußere, unwiderſteh⸗ 
lich zwingende Gewalt des Staates, z. B. der 
Zwang, die Kinder taufen, ſie unterrichten und konfir⸗ 
miren zu laſſen, die Feſttage nicht öffentlich zu ent⸗ 
weihen. Dieſe bürgerliche Geltung kann ihnen aber 
nicht von der kirchlichen, ſondern nur von der weltli⸗ 
chen Obrigkeit ertheilt werden, vom Souverain des 
Staates. Da nun die Anordungen der herrſchenden 
Kirche ſämmtlich dieſe bürgerliche Geltung haben ſol— 
len und müſſen, ſo müſſen ſie auch ſämmtlich nicht bloß 
auf der kirchlichen, ſondern zugleich auch auf der welt⸗ 
lichen Sanktion und Autoriſirung beruhen, und es kann 
nunmehr keine kirchliche Anordnung allein auf die kirch⸗ 
liche Autorität hin in's Leben treten, weil dieſes das 
Band zwiſchen dem Staate und der Kirche ſtören 
würde. Der Landesfürſt erſcheint daher (in der Mo- 
narchie) inſofern, aber auch nur inſofern, als der Ein⸗ 
heitspunkt des weltlichen und geiſtlichen Regimentes, 
als die oberſte (aber immer weltliche) Autorität auch 
für kirchliche Anordnungen. Dieſe Sanktion des Für⸗ 
ſten iſt nun nicht eine kirchliche Sanktion, ſie iſt aber 
auch nicht eine ſchlechthin (abſtrakt) politiſche, ſon⸗ 
dern fie iſt ſpecifiſch eine chriſtlich politiſche Sank⸗ 
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tion, eine Sanktion des chriſtlichen Staates. Vor al— 
lem alſo erlangt die weltliche Obrigkeit, wenn die Kirche 
zur herrſchenden wird, das Recht der oberſten (for— 
malen) Sanktion in Beziehung auf das Kirchen⸗ 
regiment 2). 

Die weltliche Obrigkeit erlangt aber dadurch ferner 
auch einen inneren materiellen Einfluß auf das Kirchen⸗ 
regiment. In dem Berufe, die Kirche zu fördern, liegt 
nemlich auch die Pflicht und ſohin das Recht der Ob— 
rigkeit, den kirchlichen Anordnungen jene Sanktion zu 
verſagen, nicht blos aus bürgerlichen Rückſichten 
(allgemeines Bereich des Placet), fondern auch aus 
kirchlichen Rückſichten ſelbſt, ſowie ferner die Pflicht 
und das Recht, die Kirche zu Anordnungen im kirchli— 
chen Intereſſe zu veranlaſſen, wenn ſie ihr gleich den 
Inhalt derſelben nicht vorzeichnen kann. Dieß alles 
hängt nun aber weſentlich von den Grundſätzen der 
Konfeſſion ab. 

Die katholiſche Kirche kann keine ſolche Ausdeh— 
nung des Majeſtätsrechts, ja ſie kann folgerichtig nach 
ihren Grundſätzen gar kein Majeſtätsrecht über die 
Kirche anerkennen. Schon die oberſte formale Sank— 


2) Dieſer oberſte Einheitspunkt des Majeſtätsrechts iſt in 
der bekannten Schuleintheilung überſehen (ähnlich wie 
man ja hinſichtlich der Staatsgewalt bei der Eintheilung 
in geſetzgebende ıc. Gewalt die Souverainität gänzlich über⸗ 
ſiehtyꝛ Man könnte dieß die summa sanctio (civilis) 
nennen. Sie liegt in der That allen drei Beſtandtheilen 
des Majeſtätsrechts us reform,, inspectio und advoca - 
tia) zum Grunde. 


104 III. Abſchn. Das Recht der Fürſten über die Kirche. 


tion der kirchlichen Anordnungen kann ſie der weltlichen 
Obrigkeit nicht einräumen. Denn fie ſchreibt der Kir- 
chengewalt ja die höchſte äußerliche Autorität über die 
Chriſten zu, ſo daß die weltlichen Regenten ſelbſt ihr 
rechtlich unterworfen, rechtlich zur Befolgung ihrer 
Vorſchriften verbunden ſind, ſogar der Vorſchriften 
über das Weltliche („in temporalia regum‘‘), wie 
vielmehr über das Kirchliche. Die kirchlichen Anord⸗ 
nungen haben darnach ihre bürgerliche Geltung von 
ſelbſt; auch dieſe beruht auf dem Anſehen der Kirche. 
Vom weltlichen Regiment fordert und bedarf daher die 
Kirche ſchlechterdings nicht einer Sanktion für 
ihre Anordnungen, fondern lediglich nur des Vollzu— 
ges, des Armes („brachium seculare“), und die⸗ 
ſen Vollzug muß dasſelbe gewähren, außerdem lehnt es 
ſich gegen ſeinen rechtmäßigen Obern auf. Noch weni⸗ 
ger kann die katholiſche Kirche der weltlichen Obrigkeit 
irgend einen Einfluß, poſitiver oder negativer Art, auf 
den Inhalt der kirchlichen Anordnungen zugeſtehen, 
theils aus demſelben Grunde, weil die Kirchengewalt 
an ſich und überhaupt als die höhere, übergeordnete 
gilt, theils aus noch einem andern Grunde. Da nem⸗ 
lich der Klerus, und inſonderheit der Pabſt, das aus— 
ſchließliche Urtheil in Glaubensſachen und Unfehlbarkeit 
dieſes Urtheils beſitzt, ſo kann, bei dem untrennbaren 
Zuſammenhange aller kirchlichen Anordnungen mit dem 
Dogma, der weltlichen Obrigkeit in keiner Weiſe ein 
Urtheil über dieſelben gegenüber der Kirche zukommen. 
Es kann ihr nicht zukommen, von einer Anordnung zu 
erklären, daß ſie der göttlichen Lehre oder dem Nutzen 
der Kirche entgegen, nachdem die Kirche ſie für richtig 
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und förderlich erachtet; es kann ihr nicht zukommen, 
das Bedürfniß einer Anordnung auszuſprechen, der 
Pabſt und nicht der Kaiſer muß wiſſen, ob in irgend 
einem Punkte eine Reform und ein Koncil zum Zwecke 
derſelben nothwendig. Noch mehr! Selbſt eine Ver— 
werfung der kirchlichen Anordnungen aus bloßen bür— 
gerlichen Rückſichten (Placet) iſt darnach bei ſtrenger 
Folgerichtigkeit unſtatthaft. Denn daß die dogmatiſch 
nothwendigen Anordnungen allen bürgerlichen Rückſich— 
ten vorgehen, kann kein chriſtlicher Staat in Zweifel 
ziehen. Hat nun aber die Hierarchie das ausſchließ— 
liche und unfehlbare Urtheil in Glaubensſachen, ſo muß 
auch ihr Urtheil darüber, ob etwas Glaubensſache ſey 
und wie weit es das ſey, ob eine Anordnung aus dem 
Glauben mit Nothwendigkeit folge, ein ausſchließliches 
und unfehlbares ſeyn, und kann deßwegen kein Regent 
von irgend einer Anordnung der Kirche urtheilen, daß 
ſie bürgerlichen Rückſichten zu weichen habe. Selbſt 
ein bürgerliches Oberaufſichtsrecht der weltlichen Macht 
über die Kirche iſt alſo unſtatthaft. Im Gegentheil 
es muß vielmehr der Hierarchie, beziehungsweiſe ihrem 
Oberhaupte, ein Aufſichtsrecht, und wenn auch nicht in 
der Form, ſo doch in der Sache, ein Placet über die 
bürgerlichen Anordnungen der Fürſten zuſtehen, ob ſie 
nicht kirchliche Rückſichten verletzen, und ihnen deßhalb 
im chriſtlichen Staate die Geltung verſagt werden 
müſſe. So hat denn auch wirklich der päbſtliche Stuhl 
niemals das landesherrliche Recht des Placet 
zugeſt anden, und er nimmt wirklich ein ſolches p ä bſt—⸗ 
liches Recht der Aufſicht und Genehmigung 
über die Regentenhandlungen in Anſpruch. Es iſt dieß die 
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ſogenannte „mittelbare Gewalt über die zeit— 
lichen Angelegenheiten der Könige“ C potestas 
indirecta in temporalia regum“), welche ſelbſt die 
milderen Kurialiſten behaupten 2). Ein Regent, der 
die katholiſche Kirche von dem Zuſtande einer tolerir— 
ten zu dem der Staatskirche erhebt, bewirkt daher 


3) Mit Unrecht würde man jene vom Pabſte angeſprochene 
Stellung für eine Abſurdität oder für eine bloße Ausge— 
burt perfönlicher Herrſchſucht anſehen. Es iſt eine unend⸗ 
liche Schwierigkeit, Staat und Kirche, die ſelbſtſtändig ſeyn 
und dennoch im Einklang auf dasſelbe Objekt handeln fols 
len, in ſolcher Selbſtſtändigkeit zu erhalten. Haben ſie auch 
geſchiedene Sphären, ſo kann doch nur entweder die eine 
oder die andere Macht die oberſte Entſcheidung darüber ha— 
ben, ob in einem gegebenen ſtreitigen Falle die Grenze des 
Gebiets von der Gegenſeite überſchritten worden. Das 
landesherrliche Placet, konnte man ſagen, iſt eine potestas 
indirecta in spiritualia ecclesiae, das eben fo mißbraucht 
werden kann, wie jene päbſtliche potestas in temporalia, 
und es ift gewiß ebenſo verwerflich, die Kirche zur dienen: 
den Anſtalt des Staates, als den Staat zur dienenden Anz 
ſtalt der Kirche zu machen. Dennoch ſind die päbſtlichen 
Grundſätze hierin ſchlechterdings verwerflich. Nemlich wo 
es ſich um äußere rechtliche Geltung handelt, da muß 
zuletzt im äußerſten Punkte dennoch die Macht des Staa— 
tes die oberſte ſeyn, und die Selbſtſtändigkeit der Kirche 
bloß im paſſiven Widerſtande geſucht werden. — Wie dieſe 
Stellung der katholiſchen Kirche zum Staate aus ihrem in— 

nerſten Principe mit Nothwendigkeit hervorgeht, das habe 
ich ausführlicher darzulegen verſucht in der Zeitſchrift für 
Proteſtantismus und Kirche. Juli 1839.: „Die Konſequenz 
des Princips.“ 
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durch dieſen Akt nicht eine Vermehrung, ſondern eine 
Verminderung ſeiner Rechte. Er hat ſich damit unter 
eine höhere äußere Macht, die der Hierarchie, geſtellt. 
Zwar behält er dadurch, wenigſtens nach jener milderen 
Lehre, ſeine Selbſtſtändigkeit in beſtimmter Sphäre, 
nemlich der bürgerlichen; allein wie weit dieſe Sphäre 
reicht und namentlich, ob ſie in jedem betreffenden ein— 
zelnen Falle überſchritten, das hat nur die höhere 
Macht der Kirche zu beurtheilen. — Die Geſchichte 
beſtätigt die Richtigkeit dieſer Darſtellung. Aber wie 
die Macht des Lebens nie einſeitige Entwickelung eines 
Princips für die Dauer zuläßt, ſo wurden auch dieſe 
Konſequenzen aus dem Berufe der Kirche in der Wirk— 
lichkeit getilgt, und ſeitdem beſteht denn aber auch Wi- 
derſpruch und Streit zwiſchen dem katholiſchen Kirchen— 
oberhaupte und den Fatholifchen Landesfürſten über die 
weſentlichſten Punkte ihrer gegenſeitigen Stellung. 

Die evangeliſche Kirche dagegen behauptet für die 
weltliche Obrigkeit zwar allerdings eine moraliſche (re— 
ligiöſe) Verbindlichkeit, die Anordnungen der Kirche 
aufrecht zu halten und zu vollſtrecken; aber nicht eine 
rechtliche Verbindlichkeit, d. i. die Verbindlichkeit der— 
ſelben als einer der Kirche rechtlich unterworfenen 
Macht. Die bürgerliche Garantie und Aufrechthaltung 
des kirchlichen Zuſtandes beruht daher auf ihrer 
Sanktion als einer im äußeren rechtlichen Bereiche 
völlig freien, ſelbſtſtändigen, ja nach göttlicher Ordnung 
hierin höchſten Macht. — Ferner geſteht die evan— 
geliſche Lehre allen Chriſten ein Urtheil über den Glau— 
ben zu. Das hat nun jeder zu üben, ſoweit es ſeines 
Berufes iſt. Das einzelne Kirchenglied hat dieſes Ur— 
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theil anzuwenden für ſeine Seligkeit, die kirchlichen 
Oberen zur Feſtſtellung der öffentlichen Lehre, des öf— 
fentlichen Gottesdienſtes; ſo denn auch der evangeliſche 
Landesfürſt für ſeinen Beruf der weltlichen Herrſchaft. 
Da nun die Herrſchaft über einen chriſtlichen, einen 
evangeliſchen Staat, zugleich die Förderung der Kirche 
und die politiſche Sanktion ihrer Anordnungen um⸗ 
faßt, ſo hat er dieſes Urtheil auch anzuwenden, zwar 
nicht um ſelbſt kirchliche Anordnungen zu geben, wohl 
aber, um die von der Kirche gegebenen zu beſtätigen 
oder zu verwerfen). 

Darnach hat er fürs erſte zu urtheilen, ob eine 
kirchliche Anordnung nicht den Bedingungen des bür⸗ 
gerlichen Beſtandes entgegen ſey, der gleichfalls unter 
göttlicher Vollmacht und göttlichem Gebote ſteht, und 
ob ſie in dieſem Falle als eine religiös nothwendige 
den bürgerlichen Rückſichten vorzugehen, oder als eine 
erläßliche ihnen nachzuſtehen habe. Das ift das lan⸗ 
desherrliche Placet im weiteſten Sinne, und dieſes jetzt 
allgemein beſtehende Rechtsinſtitut iſt darum ein rein 
proteſtantiſches Inſtitut, und iſt, dem entſprechend, auch 
erſt ſeit der Reformation zur allgemeinen Geltung auch 
für die katholiſchen Staaten gekommen. — Fürs an⸗ 
dere hat der Fürſt ſelbſt darüber zu urtheilen, ob eine 
neue kirchliche Anordnung, der er die Sanktion und 
Durchführung im Staate verleihen ſoll, dem Willen 
und Worte Gottes gemäß und der Kirche zuträglich ſey, 
und im andern Falle ſich ihr zu widerſetzen. Dieſes 


4) Vergl. die Stele Melanchthons oben in ber ee J. 
2 Not. 3 citirt, dann die folg. Note 5. 
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Urtheil und dieſes Recht, — wenn ſie gleich auch 
andererſeits wieder den beſcheidenſten Gebrauch deſſelben 
fordern, — ſchreiben die proteſtantiſchen Leh— 
rer doch ausdrücklich dem evangeliſchen Für⸗ 
ſten zus), und das iſt die Baſis für das ganze 
Verhältniß desſelben zur Kirche. Damit iſt 
ferner auch die Fähigkeit des Fürſten gegeben, die Ber 
dürfniſſe und Gebrechen des kirchlichen Zuſtandes zu er— 
kennen, und das Recht, als Förderer der Kirche, von 
den kirchlichen Obern Abhülfe, obwohl dieß allerdings 
nach ihrem, nicht nach ſeinem Urtheile, zu fordern. 


5) „Praeterea interest principis, cognoscere prius de de- 
cretis Conciliorum et eorum justitia ac veritate, an- 
tequam subditis ea commendet, et in ecclesia obser- 
vanda jubeat“ Reinkingk I. III. cl. 1. cap. IV. „Qua- 
lis autem potestas Magistratui circa sacra competit, 
tales etiam partes in decidendis controversiis ei com- 
missae sunt, h. e. partes extrinsecus agendi, Quod ta- 
men non eo sensu volumus intellectum, quo Pontificii 
executionem saltem eorum, quae episcopi decreverint, 
magistratui tribuunt, ...,... Hac enim ratione vix aliae, 
quam apparitorum partes magistratui permittun- 
tur, Sed partes intelligimus &$801@51X0G , ut magistra- 
tus sit rector et moderator tanti operis auctori- 
tate conspicuus, qui explicationem et discussionem con- 
troversiae Ministerio demandet, modum tractandi 
determinet, sententiam et rationes a ministe- 
rio e scriptura allatas ponderet, sique 
ver bo Dei consentaneam deprehenderit, de- 
finiat, confirmet, publicet, defendat. Carpzov diss. de 

jure decid. ches. VIII. $. 6. Vergleiche auch die in der 
vorigen Note und Abſchn. I. Not. 3. cit. Stelle. 
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Das alſo iſt die unterſcheidende Stellung des Lanz 
desfürſten nach evangeliſcher Lehre, daß er den kirchli— 
chen Anordnungen als eine ſelbſtſtändige, von Gott bes 
ſtellte Macht die bürgerliche Sanktion ertheilt, und daß 
er dieſe Anordnungen nach eigener Einſicht zu prüfen 
hat hinſichtlich ihrer bürgerlichen und ihrer kirchlichen 
Zuläſſigkeit. Der ganze Gedanke eines Najeſtätsrechts 
gehört demnach dem Prinzipe der Reformation an, dem 
des Katholicismus iſt er entgegen. Daher ift auch das 
Majeſtätsrecht über die katholiſche Kirche, das deſſen 
ungeachtet ſich jetzt in Theorie und Praxis feſtgeſetzt 
hat, doch immer ein weit beſchränkteres, indem es dem 
Landesfürſten die Prüfung und Verwerfung kirchlicher 
Beſtimmungen bloß wegen bürgerlicher Rückſichten bei— 
legt. Durch die Ertheilung der politiſchen Sanktion 
einestheils, ſo daß ohne dieſelbe keine kirchliche Anord— 
nung erlaſſen werden kann, und andererſeits durch den 
Einfluß auf die kirchlichen Anordnungen, wiewohl nur 
in negativer und mittelbarer Weiſe, hat nun aber der 
Landesfürſt allerdings eine Art Mitregierung der 
Kirche. Das iſt eine Ausdehnung des Majeſtätsrechts, 
die im proteſtantiſchen Princip mit Nothwendigkeit be— 
gründet iſt. Sie findet ſich daher in allen proteſtanti— 
ſchen Ländern, auch wo die Landesherren blos als 
Schutzherren der Kirche anerkannt ſind ohne Kirchenre— 
giment. Sie beruht auf dem Gedanken der Selbſtſtän— 
digkeit beider Mächte, der weltlichen und der geiſtli— 
chen, und zugleich auf dem Gedanken der engen Ver— 
bindung zwiſchen der Kirche und dem chriſtlichen Staate, 
wonach das chriſtliche Volk für ſein Gemeinleben im 
Ganzen, nach weltlicher und kirchlicher Hinſicht, dennoch 
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nur Einer vereinten, zuſammenwirkenden höheren Macht 
gehorchen ſoll. 


Zweites Kapitel. 


Die Zuläſſigkeit der landesfürſtlichen Kirchengewalt 
nach proteſtantiſcher Lehre. 


Dieſes ausgedehnte Majeſtätsrecht über die Kirche 
iſt aber doch immer noch etwas ganz anderes, als die 
Kirchengewalt ſelbſt. Es iſt ein negativer mittelbarer 
Einfluß auf das Kirchenregiment, nicht die urſprüng— 
liche poſitive Führung desſelben, eine Art Mitregierung, 
nicht die Regierung der Kirche. Es ſchließt nicht aus, 
ſondern ſetzt im Gegentheil vielmehr voraus, daß eigene 
kirchliche Autoritäten beſtehen, von welchen die kirchli— 
chen Anordnungen ausgehen und ihre pofitive kirchliche 
Sanktion erhalten, und welche Macht und Fug haben, 
dieſelben ſelbſt gegen den Landesfürſten zu vertreten, 
wenn er ſeine politiſche Sanktion ohne Grund verwei— 
gert, ja im äußerſten Falle ſich im Namen der Kirche 
loszuſagen, wenn er ſie thatſächlich unterdrückt, ſtatt zu 
fördern. In der Wirklichkeit aber ſteht den evangeli— 
ſchen Landesfürſten Deutſchlands nicht ein ſolches aus— 
gedehntes Majeſtätsrecht, ſondern die Kirchengewalt 
ſelbſt zu. Allein nur jenes, nicht aber dieſe, iſt ein 
nothwendiges Ergebniß der proteſtantiſchen Principien. 
Dieſe ergab ſich vielmehr aus den äußern Umſtänden zur 
Zeit der Reformation (zum Theil wohl auch begünſtigt 
durch mißverſtandene Begriffe, wie wir unten nachwei— 
ſen werden), und nur von ihrer Statthaftigkeit, 
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nicht von ihrer Nothwendigkeit kann die Rede ſeyn. 
Die Statthaftigkeit derſelben beruht nun 
allein darauf: daß die landesherrliche Kirch eng e- 
walt in der beſchränkten Weiſe, wie ſie in den 
erſten Zeiten der proteſtantiſchen Kirche angenommen 
wurde, ſich von dem Majeſtäts rechte in jener 
Ausdehnung, wenigſtens dem Erfolge nach, nicht 
ſehr unterſcheidet, weshalb auch der Uebergang 
von dieſem zu jener nahe liegt. 

Steht es nemlich feſt, daß der evangeliſche Fürſt 
die Anordnungen der Kirchenobern veranlaſſen und daß 
er ihnen nach eigener Prüfung, ob ſie dem Worte Got— 
tes gemäß und der Kirche förderlich, die Geltung ge— 
währen oder verſagen darf, warum ſollte es dann 
nicht auch zuläſſig ſeyn, daß er die Kirchengewalt über— 
haupt von ihrer äußeren Seite, nach der ſie der Staats— 
gewalt gleichartig iſt, übernehme, wenn anders da— 
bei Fürſorge getroffen iſt, daß ſie nach ihrer in— 
nerlichen Seite, nach welcher ſie auf dem geoffenbarten 
Glauben beruht, in den Händen ihrer eigenen berufe— 
nen Diener verbleibe, und jene äußere Seite ſich nie 
von dieſer innerlichen losreißen könne? Dieß aber und 
nichts anderes iſt die Kirchengewalt, welche, wie im er— 
ſten Abſchnitte nachgewieſen wurde, die proteſtantiſche 
Kirche in den früheren Zeiten der weltlichen Obrig— 
keit zuſchrieb. Der Unterſchied dieſer, immer nur die 
äußerliche Seite umfaſſenden, Kirchengewalt von dem 
Majeſtätsrechte nach proteſtantiſchem Umfang iſt nicht 
ſo groß, daß er als förmlicher Gegenſatz erſcheinen 
könnte. Statt daß die berufenen Organe der Kirche 
aus ihrer Autorität die nordnung faſſen und erlaſſen 
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und der Fürſt nachher ihnen die äußere chriſtlich-poli— 
tiſche Sanktion, alſo negative Autoriſirung giebt: ſo iſt 
es nun umgekehrt, der Fürſt läßt ſie gleich unter ſeiner 
Autorität faſſen und erlaſſen, er autoriſirt ſie poſitiv 
zugleich politiſch und kirchlich, und die Organe der 
Kirche geben ihr vorher die innere Beſtätigung d. i. 
daß ſie mit Lehre und Geiſt der Kirche übereinſtimme, 
oder eigentlich, ſie geben ihr den Inhalt, der aber noch 
gar keine Bedeutung, auch keine kirchliche, hat vor der 
kirchlichen und politiſchen Sanktion des Fürſten. Es 
iſt dieß allerdings eine Verſetzung der urſprünglichen, 
naturgemäßen Antheile und Stellungen. Denn das 
Ratürlichere iſt es eben, daß die Kirche kirchliche Anord— 
nungen erlaſſe, der Landesherr ſie genehmige, die poli— 
tiſche Geltung hinzufüge, und nicht umgekehrt der Lan— 
desherr kirchliche Anordnungen erlaſſe, die Kirche ſie ge— 
nehmige, oder ihm nur den Inhalt an die Hand gebe. Es 
iſt das Natürlichere, daß kirchliche Anordnungen an er— 
ſter Stelle auf die Vollmacht, welche der Kirche, nicht 
die, welche dem Staate ertheilt iſt, ſich gründen. Aber 
man kann dieſe Verſetzung nicht als unftatthaft betrach— 
ten; denn das, worauf es allein dem Weſen nach an— 
kömmt, beſteht ja auch hier, nemlich daß die kirchlichen 
Anordnungen (materiell) ihren Inhalt durch diejenigen 
erhalten, welche als die vorzugsweiſen Träger des 
kirchlichen Bewußtſeyns gelten, wenn ſie auch (formell) 
unter einer andern, als der kirchlichen Autorität erlaſ— 
ſen werden. Die Kirchengewalt des Landesherrn iſt 
aber darnach auch nur inſoferne ſtatthaft, als eben jene 
innerliche Seite derſelben dem Lehrſtande gewahrt iſt. 


Eine ſelbſtſtändige, von dem Anſehen und Einfluß des 
Stahl's prof, Kirchenverf. 8 
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Lehrſtandes gelöſte Gewalt des Fürſten in Lenkung der 
Kirche iſt ſchlechterdings nicht zu begründen und nicht 
zu rechtfertigen. 

Die ältere Lehre von den drei kirchlichen Ständen 
(Fürſt, Lehrſtand, Volk) iſt demnach an ſich und nach 
der Natur der Sache wenigſtens nicht präcis. Denn 
der Landesfürſt iſt kein Stand der Kirche. Er 
hat keine eigentlich kirchliche Funktion; was er für die 
Kirche thut und vermag (die oberſte Sanktion und die 
Prüfung und Verwerfung), das thut und vermag er 
nicht als Glied und Stand der Kirche, ſondern als 
Glied (Haupt) und Stand des chriſtlichen Sta a— 
tes. Dieſe ſeine Macht gehört allerdings zum vollkom— 
menen Zuſtande der Chriſtenheit, aber ſie gehört 
nicht zur innern Vollendung der Kirche, ſondern nur 
zu ihrer vollkommenen Stellung im Staate; wie denn 
auch die Kirche drei Jahrhunderte beſtand und inner— 
lich an Geiſt und ſelbſt an Gliederung vollſtändig be— 
ſtand ohne alle Beziehung zum weltlichen Fürſten. Zwar 
kann nicht in Abrede geſtellt werden, daß der chriſtliche 
Staat, ungeachtet aller Selbſtſtändigkeit und Sonderung, 
doch auch wieder in der Kirche iſt (eben ſo wie um— 
gekehrt), daß er und die Kirche je nach ihren Beziehunz 
gen ſich gegenſeitig umſchließen, und daß deßhalb der 
chriſtliche Fürſt nicht als eine der Kirche bloß äußer— 
liche Macht, ſondern als eine Macht innerhalb der 
Kirche erſcheint; aber er iſt doch immer eine von der 
Kirche unterſchiedene Macht, nicht ein Stand und 
Glied der Kirche ſelbſt, und eben darum auch immer 
nur ein drittes, nicht das erſte Element der Kir— 
chenverfaſſung. 


n 
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Dagegen iſt dieſe Lehre von den drei Ständen die 
völlig treffende Auffaſſung der beſtehenden proteſtanti— 
ſchen Kirchenverfaſſung; denn der Regent iſt hier wirk— 
lich Subjekt der Kirchengewalt, er ertheilt den Anord— 
nungen auch die kirchliche Sanktion, alſo alle äußere 
Geltung und Autorität. Bloß auf ſeiner Autorität be— 
ruht die kirchliche Anordnung, der Lehrſtand bietet ihm 
dazu nur den Inhalt, dieſer iſt aber noch gar nichts, 
er hat noch nicht die Natur einer kirchlichen Anordnung, 
ſo lange keine Autoriſirung hinzu kommt, und dieſe 
kömmt nur vom Regenten. Die Kirche hat ſonach 
keine Exiſtenz, keine Verfaſſung, kein Organ des Kir— 
chenregiments ohne den Landesfürſten; daher iſt der 
Regent wirklich ein Stand der Kirche, ein kirchli— 
cher Stand und zwar der erſte Stand der Kirche, 
und es kann die beſtehende Verfaſſung gar nicht treffen— 
der aufgefaßt werden, als durch dieſe Lehre von den 
drei Ständen, wie fie ja im Grunde auch thatſächlich 
nur das Ergebniß dieſer Auffaſſung iſt. Jedenfalls 
aber beruht die ächte Kirchenverfaſſung nach 
proteſtantiſchem Principe darauf, daß dem 
Lehrſtande, dem Volke und dem Fürſten, je- 
dem fein eigenthümlicher und ſelbſtſtändiger 
Antheil an der Kirchengewalt zukomme, und 
nur durch ihre Uebereinſtimmung und ihr 
Zuſammenwirken die Kirche regiert werde. 
Hiemit allein iſt ſowohl die Freiheit und Selbſtſtändig— 
keit, als die Ordnung und die Stabilität geſichert. 
Dieſe organiſche Fülle iſt der Charakter der proteſtan— 
tiſchen Verfaſſungslehre gegenüber der katholiſchen, die 
alles dem Lehrſtande allein vindicirt. Der Verfall im 
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Proteſtantismus beſtand aber darin, daß man dieſe or⸗ 
ganiſche Geſtaltung aufgab, und die Wüſtheit einer 
ausſchließlichen Fürſtengewalt oder Volksgewalt für die 
Kirche anſtrebte. Denn daß nach dem Territorialſy— 
ſtem der Fürſt ohne Zuſtimmung der Kirche die Kirche 
beherrſcht, daß nach dem Kollegialſyſtem zuletzt das 
Volk (die Majorität der Kirchenglieder) ohne, ja gegen 
die Stimme des Lehrſtandes und des Fürſten entſchei— 
det, iſt offenbar. Man hat damit der katholiſchen Ein— 
ſeitigkeit ſtatt der organiſchen Fülle vielmehr auch wie— 
der nur einſeitig ein ausſchließliches Element, und zwar 
ganz unbezweifelt ein weit ſchlechteres (denn der Lehr— 
ſtand iſt das vorzüglichſte), entgegengeſtellt. — Uebrigens 
erhellt hieraus auch, wie unpaſſend es iſt, bei der jetzi— 
gen proteſtantiſchen Konſiſtorialverfaſſung von einem 
Majeſtätsrecht überhaupt und insbeſondere von einem 
landesherrlichen Placet zu reden. Wo der Landesherr 
die Kirchengewalt ſelbſt beſitzt, da abſorbirt dieſe noth— 
wendig das Majeſtätsrecht, weil letzteres ja eben nur 
in einer Beaufſichtigung und Unterſtützung der Kirchen— 
gewalt beſteht, unmöglich aber eine Gewalt ſich ſelbſt 
beaufſichtigen und unterſtützen kann. Das Placet in- 
ſonderheit ſetzt voraus, daß eine kirchliche Anordnung 
bereits vorhanden und zwar durch kirchliche Autorität 
vorhanden ſey, die nur noch der landesherrlichen, poli— 
tiſchen Beſtätigung (Sanktion) bedarf. Aber die Anord— 
nungen des Konſiſtoriums haben für ſich noch gar keine 
Autorität, auch keine kirchliche, da das Konſiſtorium 
nicht Subjekt der Kirchengewalt iſt; ſie werden felbft - 
zu kirchlichen Anordnungen, erhalten ſelbſt die kirchliche 
Autoriſirung erſt mit dem Momente, in welchem der 
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Landesfürſt ſie genehmigt. Man muß deßwegen füglich 
die proteftantifche Konſiſtorialverfaſſung nicht als eine 
Verbindung der Kirchenhoheit mit der Kirchengewalt, 
ſondern vielmehr einfach als eine Verbindung der Staats— 
gewalt mit der Kirchengewalt bezeichnen. Daß übri⸗ 
gens dem Erfolge nach (in materia) dieſe Kirchenge— 
walt von dem Majeſtätsrechte, wie die proteſtantiſche 
Kirche es auffaßt, nicht ſehr weit differiren ſoll und 
darf, das wurde eben gezeigt. Auch zeigt ſich die un— 
vertilgbar in der Natur der Sache gegründete Sonde— 
rung des Majeſtätsrechtes und der Kirchengewalt darin, 
daß ſie bei beſtimmten Veranlaſſungen ſich doch wieder 
in verſchiedenen Organen der Ausübung darſtellen, ſo 
z. B. wenn ein fürſtlicher Kommiſſär die Synoden 
beaufſichtigt oder bei der Inſtallation der Geiſtlichen 
mitwirkt. x 

Sieht man nun auf die gefchichtliche Entſtehung 
der landesherrlichen Kirchengewalt, ſo entſpricht ſie ganz 
dieſer innern Entwicklung. Vor allem legten die Re— 
formatoren den Fürſten ein Urtheil in Glaubensſachen 
bei und forderten ſie auf, nach eigener Prüfung der 
Reformation ihre Hülfe zu leihen und unter ihrer Au— 
torität (Sanktion) den kirchlichen Zuſtand nach der 
wahren Lehre herſtellen zu laſſen. Damit war das 
Majeſtätsrecht auf die oben bezeichnete Weiſe ausge— 
dehnt. Es ging aber dieſes Majeſtätsrecht von 
ſelbſt in die Kirchengewalt über, weil die 
Gründer und deßhalb die natürlichen Häupter der ge— 
reinigten Kirche, die Reformatoren, ſich ſelbſt nur dazu 
für berufen erkannten, Zeugniß der Wahrheit 
zu geben, nicht aber Kirchenobere zu ſeyn, 
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alſo in Bezug auf kirchliche Anordnungen nur ihren 
weſentlichen Inhalt anzugeben, nicht aber ſie aus— 
zuführen und kraft ihrer perſönlichen Autorität Ge 
horſam für dieſelben zu fordern; ähnlich wie die Pro— 
pheten des alten Teſtaments, die auch weder Prieſter 
noch Biſchöfe waren. So kam es, daß, nachdem die 
berufenen Oberen der bisherigen Kirche, die Biſchöfe, 
ſich der Reformation weigerten, die Landesherren kraft 
ihrer Autorität und Macht nach Anweiſung der Refor— 
matoren die Kirche einrichteten ), und daß der Lehr- 


6) Einen ſolchen Uebergang des Majeſtätsrechtes (und zwar 
insbeſondere des jus reformandi) in die Kirchengewalt 
enthielt auch namentlich die Kirchenviſitation von 
1528, die, indem ſie die Gemeinſchaft des Bekenntniſſes 
durch Ausſchließung der Anderslehrenden herſtellte, zu den 
wichtigſten Akten der Konſtituirung der proteſtantiſchen Kirche 
gehört. Die Gewalt, die neue (gereinigte) Konfeſſion ein- 
zuführen Gus reform.) , lag unbeſtreitbar in der fürſtlichen 
Staatsgewalt. Daß aber dieſe fürſtliche Einführung nicht 

— in dem bloßen Akte der Ermächtigung für die Obern und 
Organe der neu einzuführenden Kirche beſtand, ſondern 
in der eignen Aus- und Durchführung durch die fürſtlichen 
Beamten und Verordneten, das iſt nicht aus dem Maje⸗ 
ſtätsrechte abzuleiten, ſondern eine Ausübung der Kirchen 
gewalt ſelbſt, zu welcher eben, der Mangel an kirchlichen 
Obern veranlaßte. So nahm die ſtändige Regierung der 
Kirche die Form des Einführungsaktes (die Kirchengewalt 
die Form des Majeſtätsrechtes) an, und eine nothwendige 
Milderung dieſes Zuſtandes war dann die Einrichtung der 
Konſiſtorien, durch welche ein Halt gegeben wurde, damit 
nicht die Kirchengewalt, wie ſie hinſichtlich ihrer Form (Zu: 
ſtändigkeit) ein permanentes jus reformandi geworden, fo 
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ſtand der proteſtantiſchen Kirche nach dem Vorgange 
jener Gründer und Häupter für immer auf das innere 
Zeugniß, die vorhergehende Beſtätigung, beſchränkt 
wurde, die ganze Regierung und äußere Autoriſirung 
der kirchlichen Anordnungen aber an den Landesherrn 
fiel. Der Prototypus der proteſtantiſchen Kirchenver— 
faſſung iſt denn auch das Verhältniß der erſten ſächſi— 
ſchen Churfürſten zu den Wittenberger Theologen. Es 
war ein Zuſammenwirken des Fürſten und des Lehr— 
ſtandes für die Kirche. Beim Fürſten war die Gewalt 
und äußere Autorität, durch ſein Machtgebot und in 
ſeinem Namen trat jede kirchliche Anordnung ins Le— 
ben; aber der Fürſt beſchied ſich, er gab nicht nach ſei— 
ner eignen chriſtlichen Erkenntniß irgendwo Richtung 
und Geftalt, ſondern überließ das dem Lehrſtande und 
deſſen Urtheil. Auf der andern Seite vollſtreckte er 
auch nicht blind und unbedingt die Ausſprüche des letz— 
tern, ſondern verſagte ſo lange die äußere Hilfe oder 
Zulaſſung, als er noch gegründete Bedenken hatte. 
Die Kirche aber unterwarf ſich den Anordnungen nur, 
weil ſie die doppelte Autorität für ſich hatten, die 
x äußere des Landesherrn und die innere der Theologen, 
welche die Anerkennung als Vertreter der wahren Lehre 
beſaßen. 


auch hinſichtlich des Inhaltes ihrer Vornahmen ein perma— 
nentes jus reformandi d. i. ein ſtetes Neuern werde, und 
damit ſie, wenn auch dem Fürſten zukommend, doch durch 
den Lehrſtand in der Ausübung beſtimmt werde. Nach die— 
ſen beiden Hinſichten ſucht Herzog Moriz in dem Reſkript 
über Errichtung des Konſiſtoriums zu Leipzig 1543 die Ge— 
müther zu beruhigen. Seckendorf. I. III. p. 455. 


120 III. Abſchn. Das Recht der Fürften über die Kirche, 


Die Kirchengewalt der evangeliſchen Landesfürſten 
iſt demnach nichts anderes, als eine Modifikation des 
(proteſtantiſchen) Majeſtätsrechts, wonach dieſes äußer— 
lich die Stellung der Kirchengewalt bekommt und da— 
durch mittelbar wenigſtens thatſächlich auch einen größe— 
ren Einfluß, ohne aber je wirklich die Kirchengewalt 
in ihrem eigentlichen Begriff zu umfaſſen, d. i. die in⸗ 
nere Beſtimmung der kirchlichen Anordnungen. Es iſt 
die Potestas externa der ältern Doktrin. Sie iſt nach 
proteſtantiſcher Lehre ſtatthaft, eben weil ſie nur dieſes 
und nicht Kirchengewalt im vollen Sinne des Wortes 
iſt. Nach dieſer Einrichtung bleibt daher die Kirchen— 
gewalt doch immer geſchieden von der Staatsgewalt, 
wenn ſie auch von ihrer äußerlichen reellen Seite dem 
Staatsoberhaupte zuſteht. Es bleibt dabei immer aner— 
kannt, daß ſie auf eigner, von der des Staates völ— 
lig geſonderter, göttlicher Vollmacht ruht, 
daß ſie unter ganz andern beſtimmenden Normen 
ſteht, daß ſie (thatſächlich und materiell) von andern 
berufenen Subjekten — nicht bloß andern Orga⸗ 
nen im Staatsorganismus — ausgeübt werden muß. 
Ob nun aber dieſe Einrichtung der Kirche förderlich 
oder nachtheilig ſey, darauf werden wir erſt am Schluſſe 
zurückkommen. — 

Die inneren Gründe, welche die älteren Schrift— 
ſteller (Epiſkopaliſten) für die Kirchengewalt des Lan— 
desherrn anführen — die Stellung der chriſtlichen Obrig— 
keit, daß ſie Hüter beider Tafeln ſey, u. dgl. — be— 
weiſen, wenn man ſie näher unterſucht, bloß Pflicht 
und Recht zur Förderung der Kirche (advocatia 
ecclesiae), alſo nur das Majeſtätsrecht, das fie eben 
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mit der Kirchengewalt verwechſeln. Dieſe Verwechslung 
iſt zwar der Sache gerade adäquat, da die proteſtan— 
tiſche Kirchenverfaſſung, wie man ſagen könnte, ſelbſt 
auf ſolcher Verwechslung (Uebergang) beruht. Auch 
geben ſie der landesfürſtlichen Gewalt die wahre und 
allein zuläſſige Stellung zur Kirche, und das um ſo 
mehr, als ſie den Maaßſtab des Majeſtätsrechtes an ſie 
legen. Nur iſt durch ihre Gründe immer nicht, was 
ſie doch meinen und wollen, die Nothwendigkeit der 
proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung, als welche eine Kir— 
chengewalt des Landesherrn, ſey ſie auch noch ſo be— 
ſchränkt, enthält, ja nicht einmal deren Statthaftigkeit 
dargethan. — Die Territorialiſten geben eine innere 
Begründung der landesherrlichen Kirchengewalt, und 
zwar eine ſolche, nach welcher ſogar der Landesherr 
ohne Mitwirkung des Lehrſtandes die Kirche zu regie— 
ren habe, aber dieſe ihre Begründung ruht auf dem 
abſurden Gedanken, daß die Kirchengewalt kein ande— 
deres Ziel habe, als das negative, gegenſeitige Turba— 
tion zu verhüten 7). 5 Die Kollegialliſten ſind jedes 


7) Die territorialiſtiſche Lehre des Grotius (‚de imperio 
summarum potestatum circa sacra“), die bei weitem 
verſtändiger iſt, als die des Tho maſius, wurde im er— 
ſten Abſchn. übergangen, weil ſie keinen direkten Einfluß 
auf Doktrin und Praxis in der lutheriſch-evangeliſchen 
Kirche hatte, ſondern dieſe ſich durchaus an Thomaſius an— 
ſchloßen. Sie iſt folgende: Es kann nur Eine Gewalt 
(imperium) geben, die unter Gott auf Erden herrſcht, 
das Gegentheil widerſprsche dem Naturgeſetze der Einheit 
(Cap. I.); die oberſte Staatsgewalt muß daher auch über 
die Kirche herrſchen (alſo die umgekehrte Bulle „Unam 


122 III. Abſchn. Das Recht der Fürſten über die Kirche. 


inneren Grundes für die landesherrliche Kirchengewalt 
enthoben, da ſie dieſelbe im Gegentheil nach der Natur 


sanctam““). Die Kirche hat zwar unter dieſer oberſten 
Gewalt auch in ſich eine Lenkung (regimen), allein dieſe 
iſt jener Gewalt in keiner Weiſe ähnlich. Denn ſo weit 
fie den Paſtoren zuſteht, iſt fie bloß rathend (ſ. o. S. 82.), fo 
weit fie der Gemeinde zuſteht, iſt fie zwar feſtſetzend (con- 
stitutivum) , aber nur mittelſt Uebereinkunft (consensus), 
und deßhalb — weil die Uebereinkommenden nicht mehr 
Rechte ausüben können als jeder einzelne hat, geradeſo 
wie die Einzelnen — der bürgerlichen Obrigkeit ſchlechthin 
unterworfen (IV. 13.). Auch iſt der Einzelne der Gemeinde 
nicht eigentlich untergeben, da durch das äußerſte Mittel der— 
ſelben, die Exkommunikation, nicht er Rechte einbüßt, ſondern 
nur die Gemeinde nach ihrer Freiheit ſich von ihm zurück— 
zieht (IX. 9.). Der Regent hat daher die oberſte Kirchen— 
gewalt, er hat über die Lehre Norm gebend Gudiecium im- 
perativum) zu richten, Geſetze zu geben, Gerichtsbarkeit 
auszuüben (Ce. V. VIII. IX.). Er ſoll dabei die frommen 
Paſtoren zu Rathe ziehen, aber das tft nur eine Gewiſſens⸗ 
pflicht für die Ausübung ſeines Rechtes, nicht eine Bedin— 
gung feines Rechtes ſelbſt (cap. VI.). Dieſe Regenten⸗ 
herrſchaft iſt aber keine Unterdrückung der Kirche; denn 
wenn ſie in kirchlichen Dingen etwas gegen das Gebot 
Gottes vorſchreibt, ſo iſt ihr nicht zu gehorchen, eben ſo 
wie in weltlichen (II. 10), fie iſt nicht eine infallible Herrs 
ſchaft wie die päbſtliche. — — Während alſo Thomas 
ſius deßwegen dem Fürſten die Kirchengewalt zutheilt, 
weil er überhaupt keine Kirchengewalt ſtatuirt, nemlich keine 
Aufrechthaltung der Lehre, ſo Grotius, der ganz ent— 
ſchieden letztre, namentlib oberſte Entſcheidung über das 
Dogma, fordert, deßwegen, weil es nur eine höchſte Ge— 
walt geben könne. Grotius überſieht bei feinem Kai: 
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der Sache dem Landesherrn abſprechen, und ihn auf 
das Majeſtätsrecht beſchränken. Das iſt nun zwar ge— 
rade das einzige richtige Reſultat des Kollegialſyſtems, 


ſonnement: — daß die Kirchengewalt, inſoferne ſie den Be— 
ruf hat, einen Erfolg für die Gemeinſchaft herzuftellen, 
den öffentlichen Zuſtand zu geſtalten, ähnlicher Natur iſt, 
wie die des Staates, und die verſchiedene Wirkung auf das 
Individuum hiebei das untergeordnete Moment iſt, — daß 
der Kirche als ſolcher dieſer Beruf und dieſe Gewalt zu: 
kommen, nicht den Einzelnen, die miteinander paciſciren, 
deßhalb die Freiheit der Kirche nur in der ungeſtörten 
Macht der eignen Anordnung, nicht in dem paſſi— 
ven Widerſtand ihrer einzelnen Glieder gegen die An— 
ordnungen des Regenten beſtehen kann, — daß dieſe doppelte 
Gewalt wohl ein Widerſpruch im ewigen Zuftande ware, 
nicht aber im zeitlichen, wo der Menſch unter zwei Be— 
ziehungen ſteht, zweien Welten angehört, — endlich daß 
die Einheit der eigentlichen, äußern d. i. phyſiſchen Ober— 
gewalt (imperium) doch durch das Majeſtätsrecht herge— 
ſtellt wird, ohne daß deßhalb der Kirche die Selbſtſtändig— 
keit ihrer eigenthümlichen (auf innern Motiven ruhenden 
und doch äußerlich plaſtiſch wirkenden) Gewalt entzogen 
zu werden brauchte. Im Ganzen ruht auch die Lehre des 
Grotius auf der Vorſtellung, daß die ſichtbare Kirche 
nur die Addition des Willens der Einzelnen (consensus) 
ſey, und auf der völligen Trennung der unſichtbaren und 
ſichtbaren Kirche; denn ſtatuirt man letztere, ſo iſt die Frei— 
heit der unſichtbaren Kirche (Einzelfrömmigkeit) gerettet durch 
den paſſiven Widerſtand der Einzelnen, und die ſichtbare 
Kirche, gelöſt von der unſichtbaren als bloße Vertragsgeſell— 
ſchaft, hat keinen Anſpruch auf Selbſtſtandigkeit einer Ge: 
walt neben der des Staates. 
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aber doch iſt auch dieſes nicht ohne Beimiſchung von 
Irrthum. Indem nemlich das Kollegialſyſtem von dem 
Abſtraktum einer Religionsgeſellſchaft ausgeht und dies 
ſelbe als willkührliches Produkt der Menſchen betrach— 
tet, entgeht ihm gänzlich der innere Zuſammenhang bei— 
der Inſtitute, des Staates und der Kirche, in welchem 
ſie nach höherer göttlicher Ordnung ſtehen, ſowie die 
beſondere Beziehung zwiſchen Kirche und weltlicher 
Obrigkeit nach proteſtantiſchem Principe. Deß⸗ 
wegen beſchränkt es fälſchlich den evangeliſchen Landes 
herrn auch für die evangeliſche Kirche auf das allge— 
meine Majeſtätsrecht, welches ihm jeder denkbaren Kirche 
gegenüber zukommen muß. — Da indeſſen im Allgemei— 
nen die Unterſcheidung des Majeſtätsrechts von der 
Kirchengewalt unumſtößlich richtig iſt, ſo hätte das 
Kollegialſyſtem dennoch jeden Verſuch, die letztere ſelbſt 
als eine nothwendige Attribution des evangeliſchen Lan— 
desherrn darzuthun, für immer abſchneiden ſollen. Deſ— 
ſen ungeachtet wird dieſer Verſuch in neuerer Zeit wie— 
der gemacht. Dahin führt nemlich die Hegel'ſche Phi— 
loſophie, die überhaupt den Staat zum Gottesreiche 
erhebt, und deßwegen auch die Kirche nicht anders, 
denn als ein untergeordnetes Moment in demſelben be— 


trachten kann ). 


8) Die territorialiſtiſche Richtung Hegels hat einen ganz ent— 
gegengeſetzten Charakter und Motiv als die der Pietiſten 
am Anfange des vorigen Jahrhunderts. Letztere beruht 
darauf, daß man das Göttliche (Frömmigkeit) nur im In⸗ 
nern ſucht, und darum alles Aeußere der profanen Gewalt 
überläßt, dieſe dagegen darauf, daß man im Aeußerlichen, 
im Staate, gerade den Gipfel des Göttlichen findet. — 
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Obwohl dieſe Tendenz und Auffaſſung durch 
alle Werke der Schule durchgeht, ſo kömmt doch hier 
nur insbeſondere die beſtimmtere Durchführung Mar— 
heinekes in Betracht ?). Er konſtruirt philoſo— 
phiſch die Einheit von Kirche und Staat in der Art, 
daß „die Kirche nichts anderes iſt, als die innere 
Seite des Staats, der Staat nichts anderes, als die 
äußere Seite der Kirche“ 10). Dieſe Einheit müſſe ſich 
darſtellen im Fürſten als Oberhaupt für beide. Darum 
müſſe der Fürſt die Kirchengewalt beſitzen, er müſſe aber 
dieſelbe durch beſondere Kirchenbehörden ausüben, da— 
mit wieder die Unterſchiedenheit beider heraustrete; dieſe 
philoſophiſche Wahrheit ſey eben durch die Reformation 
in's Leben getreten. Marheineke betrachtet es alſo als 
philoſophiſch nothwendig, daß der Fürſt Oberhaupt der 
Kirche wie des Staates ſey 1), daß er den liturgi— 
giſchen Anordnungen nicht die chriſtlich-politiſche Sank— 
tion, ſondern die kirchliche Sanktion ſelbſt ertheile, daß 
er die kirchlichen Obern (Biſchöfe) nicht als Oberhaupt 
des chriſtlichen Staates beſtätige, ſondern ſie als Ober— 
haupt der Kirche wähle und kirchlich autoriſire 12). Der 
Fürſt iſt ihm die Einheit des weltlichen und kirchlichen 
Regimentes, nicht bloß ſoweit letzteres den äußerlich 
zwingenden Charakter der politiſchen Macht annimmt, 
ſondern durchaus und ſeinem Inhalte nach, ja er iſt 


9) Marheineke über die wahre Stelle des liturgiſchen Rech— 
tes im evangeliſchen Kirchenregimente. 1825. 

10) S. 74. a. a. O. ebenſo Marheineke, Grundlehren der 
chriſtlichen Dogmatik S. 335. (2e Aufl.). 

11) S. 50. 56. a. a. Orte. 

12) S. 92. 
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ihm nicht bloß die Einheit des weltlichen und kirchlichen 
Regimentes, ſondern geradezu des Staates und der 
Kirche. Für jene Unterſchiedenheit aber, alſo für die 
Selbſtſtändigkeit der Kirche, ſucht Marheineke keine 
weiteren Garantien, ja die Abwehrung derſelben ſcheint 
gerade das praktiſche Ziel der Schrift gegenüber Schlei— 
ermacher zu ſeyn, der ſolche Garantien, wiewohl in 
ſeinem falſchen kollegialliſtiſchen Sinne, forderte. Daß 
eine eigene oberſte Behörde für die Verwaltung der 
Kirche beſtehe, und zwar ganz in derſelben Stellung 
zum Fürſten, wie ſeine oberſte Landesbehörde (nicht 
unabhängiger) !“), und daß die Predigt und Sakra— 
mente nicht vom Landesherrn und ſeinen Civilbeamten 
verwaltet werden, dieſe beiden Thatſachen ſollen hin— 
reichen, um die Unterſchiedenheit der Kirche vom Staate 
darzuſtellen. 

Nun iſt es aber keineswegs philoſophiſch begrün— 
det, daß eine Anſtalt, die ſichtbar von Gott geſtiftet 
iſt, und eine ſolche, welche die irdiſche Geſchichte ge— 


13) „Es muß der Kirche im Staat, wie dem Staat in der 
Kirche gleich ſehr daran gelegen ſeyn, daß der Begriff und 
Inbegriff beider auch ſeine Vorſtellung habe, und nicht 
nur die Einheit beider in der Perſon des Landesherrn, fons 
dern auch die Verſchiedenheit beider auf eine würdige 
Weiſe repräſentirt werde. Es iſt nicht genug, daß die 
oberſte Behörde des Staats durch die von dem Landesherrn 
ausgehende Vollmacht Autorität habe und dadurch ſelbſt eine 
ſey, ſondern es muß dasſelbe auch mit der Kirche im 
Staat geſchehen und die oberſte Behörde der Kirche durch 
das kirchliche Oberhaupt Autorität gewinnen und hiedurch 
zugleich ſelbſt eine ſolche ſeyn.“ (S. 75.). 5 
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bildet, eine Anſtalt, deren Ziel die Ewigkeit und das 
Jenſeits iſt, und eine ſolche, deren Ziel ſich auf das 
Dieſſeits beſchränkt, eine Anſtalt, welche die Eine, all— 
gemeine iſt für die Chriſtenheit, und eine ſolche, die 
ihrer Natur nach nur national und territorial ift, mit 
einander in ſolcher Einheit ſtehen, nach welcher ſie nur 
die verſchiedenen Seiten derſelben Sache (gegenſeitig 
ihr Inneres und Aeußeres) wären, und daß ſie dem 
entſprechend die Einheit einer gemeinſamen höchſten Au— 
torität, Eines Oberhauptes, wäre es auch nur für 
ihre äußere Ordnung und Leitung — als wenn dieſe 
vom Innern völlig geſchieden werden könnte — erhal— 
ten müſſen oder ſollen. Es iſt nicht richtig, daß im 
Prinzipe der Reformation eine ſolche Einheit nothwen— 
dig ſey. Nur das innere Band zwiſchen Kirche und 
Staat, daher zwiſchen weltlicher und kirchlicher Obrig⸗ 
keit, iſt im evangeliſchen Prinzipe mit Nothwendigkeit 
begründet, und dieß iſt das Wahre in Marheinekes 
Motiven, wodurch er gerade Schleiermacher überlegen 
iſt, keineswegs aber eine Einheit, d. i. ein Zuſammen⸗ 
fallen beider Gewalten in einem Subjekte. Dieſe an— 
gebliche Einheit iſt auch nicht, was ſie doch ſeyn müßte 
und wofür ſie ſich ausgiebt, ein Ausgleichen und Ver— 
binden beider Inſtitute in irgend einem Höheren, ſon— 
dern, da der Fürſt ſeiner Natur nach nie etwas ande— 
res als Fürſt d. i. als weltliche Obrigkeit ſeyn, da er 
immer nur die „äußerliche Seite“ (den Staat), nie die 
„innerliche Seite“ (die Kirche) repräſentiren kann, ſo 
iſt ſie, namentlich bei dem Marheineke'ſchen Mangel 
aller Garantien, eben ein Aufgehen der Kirche im Staate, 
und iſt dieſe neuere, durch philoſophiſches Gewand täu— 
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ſchende Auffaſſung in ihren praktiſchen Reſultaten nichts 
anderes, als die Caeſareopapie der ältern Territoriali— 
ſten, eine Auslieferung der Kirche unter die Oberge— 
walt des Staates, und dieß iſt eben ein unabweisbares 
Poſtulat der Hegel'ſchen Vorſtellungsweiſe 1). Auch 
als wiſſenſchaftliche Auffaſſung der beſtehenden prote— 
ſtantiſchen Kirchenverfaſſung iſt die ältere Lehre von 
den drei Ständen, und daß die Obrigkeit Wächter bei- 
der Tafeln ſey, aber für die Kirche nur die äußere 
Gewalt habe, vorzuziehen, und aus ihr ergiebt ſich 
wirklich die Selbſtſtändigkeit der Kirche auf reelle Weiſe 
in der Stellung des Lehrſtandes. Marheineke hat 
aber das unbeſtreitbare Verdienſt, daß er die Unhalt— 
barkeit ſowohl des Kollegialſyſtems überhaupt, als auch 
insbeſondere jener Einſchränkung der evangeliſchen 
Fürſten auf das allgemeine Majeſtätsrecht mit Evidenz 
nachwies. 

Die Kontroverſe, welches Recht den 
Fürſten nach proteſtantiſcher Lehre gebühre, 
hat ſich bis jetzt zwiſchen den zwei Begriffen 
— a 2 | 

14) Wie ſehr Marheineke in Hegel'ſcher Weiſe ſich entkirchlicht 
und völlig in den Staat verſenkt hat, zeigt unter andern 
auch ſeine ganz eigenthümliche Beſtimmung des Begriffes 
der Sekte. „Sekte“ iſt nach allgemeinem Verſtänd— 
niſſe ein rein kirchlicher Begriff und bedeutet die falſche, 
abtrünnige Religionsgemeinſchaft gegenüber der wahren, 
allgemeinen, rechtgläubigen; Marheineke aber verſteht darun— 
ter die vom Staate verfolgte oder nur tolerirte 
Religionsgemeinſchaft im Gegenſatze zur herrſchenden Staats— 
kirche. Darnach wären z. B. die Proteſtanten in Oeſtreich 
eine Sekte, in Preußen eine Kirche. — 
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bewegt, einerſeits dem Majeſtätsrecht, wie 
es die Schule allen Landesherren über alle 
denkbaren Kirchen zuſchreibt, andrerſeits 
der Kirchenge walt. Die Wahrheit enthält 
aber ein dritter Begriff: „das proteftan: 
tiſche Majeſtätsrecht,“ wie es hier ge— 
mäß den Principien und Zeugniſſen der pro— 
teſtantiſchen Kirche feſtgeſtellt wurde. Der 
Einfluß dieſes Begriffes auch für den gege— 
benen deutſchen Rechtszuſtand wird in der 
Folge klar werden. 


Drittes Kapitel. 


Rechtsgrund und rechtliche Natur der landesfürſtli⸗ 
chen Kirchengewalt in Deutſchland. 


Da die Kirchengewalt der Landesfürſten nach pro— 
teſtantiſcher Lehre nur möglich (zuläſſig), nicht aber 
nothwendig iſt, ſo kann ihr wirklicher Beſtand und das 
Anſehen desſelben nicht anders als auf einem juridi— 
ſchen Grunde beruhen. Daraus erklärt ſich das Be— 
ſtreben von dem erſten Momente wiſſenſchaftlicher Auf— 
faſſung an bis jetzt, einen ſolchen nachzuweiſen. Nie— 
manden fällt es ein, hinſichtlich der katholiſchen Kirche 
nach einem Rechtsgrunde der biſchöflichen oder päbſtli— 
chen Kirchengewalt zu fragen, weil dieſe Gewalt eben 
in der Lehre nothwendig liegt. Daß man hinſichtlich 
der proteſtantiſchen Kirche nach einem Rechtsgrunde 
der landesfürſtlichen Kirchengewalt fragt, iſt deswegen 
ein ſicherer Beweis, daß dieſelbe keineswegs in der 


Lehre des Proteſtantismus nothwendig gegeben iſt, und 
Stahl's prot. Kirchenverf. 9 
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die älteren Schriftſteller, welche dogmatiſch die Noth- 
wendigkeit derſelben darzuthun ſuchen, ſind ſelbſt von 
einer Ahnung, daß ihre dogmatiſchen Gründe nicht aus— 
reichen, beſtimmt, indem ſie zugleich auch wieder zum 
Religionsfrieden ihre Zuflucht nehmen. 

Der rechtliche Erwerb- oder Entſtehungs- 
grund der landesherrlichen Kirchengewalt iſt nun der, 
daß fie ein integrirender Theil der urſprüng⸗ 
lichen Geſtaltung der proteſtantiſchen Kirche 
war. Eine Kirche kann als äußere, ſichtbare, Fonftis 
tuirte nicht beſtehen ohne Kirchenregiment, nun iſt dies 
ſes Kirchenregiment in der proteſtantiſchen Kirche nie 
anders als von dem Landesherrn geführt worden, mit— 
hin entſtand die proteſtantiſche Kirche, als konſtituirte 
Kirche, gleich in der Geſtalt, daß die Kirchengewalt in 
den Händen der Landesherren ſich befand. Der eigent— 
liche Grund und Urſprung ihrer Kirchengewalt iſt alſo 
die A usübung („der Beſitzſtand“). Dieſe Ausübung 
konnte aber ſchon thatſächlich nicht vor ſich gehen, und 
noch weniger rechtliche Folge haben, ohne die Anerz 
kennung der Kirche d. i. insbeſondere der 
Reformatoren, als welche kraft inneren Berufes 
die ſich bildende Kirche vertraten, oder ihrer erſten Nach— 
folger bis zur feſten Geſtaltung der Kirche. Nicht als 
ob die Kirchengewalt der Fürſten, die ja von Anbeginn 
aus eigner Kraft und vermöge eines innern Bildungs— 
triebes in den Verhältniſſen ſich feſtſetzte, eines Unter— 
werfungsaktes von Seite der Kirche oder vollends 
der Kirchenglieder bedurft hätte, und jene Anerkennung 
als ſolcher zu betrachten wäre; ſondern nur deshalb, 
weil letztere eine Beurkundung der Kirche über die Zu— 
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läſſigkeit der fürſtlichen Kirchengewalt enthält, und es 
einer ſolchen Beurkundung allerdings bedurfte. 
Denn eine bloße urſprüngliche Obergewalt, eine that— 
ſächliche Ausübung und Beſitzſtand ſind allenfalls geeig— 
net, ein Herrſcherrecht im Staate ſchlechthin auch in 
Widerſpruch mit den Geſetzen des Landes und unter 
Widerſtreben der Gehorchenden rechtlich zu begründen 
z. B. durch Eroberung, nicht aber ein Recht, die Kirche 
zu regieren; ſondern dazu gehört außerdem noch, daß 
die Ausübung der Kirchengewalt nach der Lehre der 
Kirche ſtatt haft und — ſoll anders das Recht voll— 
kommen und einwandsfrei begründet werden — daß 
fie von der Kirche ſelbſt in ihren berufenen Ver— 
tretern als ſtatthaft bekundet ſey. Dieſes aber 
vorausgeſetzt iſt der urſprüngliche Beſitz der Gewalt 
für die Kirche, eben ſo wie für den Staat, der ſtärkſte 
Rechtsgrund. — Dieß alſo iſt der rechtliche Akt und 
Grund, wodurch die Kirchengewalt an die Landesfür— 
ſten kam, und worauf die Rechtmäßigkeit derſelben der 
proteſtantiſchen Kirche ſelbſt gegenüber beruht. Durch 
den Religionsfrieden (vorbereitet im Paſſauer Vertrag) 
erhielt ſie noch die Anerkennung im Reiche; dieſe war 
zwar zunächſt ihrer Intention nach nur negativ, daß 
das Reich ſie, die beſtehende, nicht mehr bekämpfen 
wolle, nicht aber, daß es ſie über die proteſtantiſche 
Kirche ſetze, ſanktionire und garantire 5). Aber fie 


15) „Damit auch beiderſeits Religionsverwandte fo viel mehr 
in beſtändigem Frieden und guter Sicherheit gegen und 
bei einander ſitzen und bleiben mögen, fo ſoll die geistliche 
Jurisdiktion — wider der Augsburgiſchen Konfeſ— 

9 * 
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nahm von ſelbſt einen mehr poſitiven Charakter an, be— 
ſonders ſeit dem Weſtphäliſchen Frieden, mit dem das 
Reich ſich in zwei gleichberechtigte Konfeſſionen theilte 10), 
und das Reformationsrecht principiell anerkant wurde 7). 
Wenigſtens hielt von nun an das Reich durch ſeine 
Autorität und Macht die Kirchengewalt der Fürſten 
gegen ihre Unterthanen aufrecht, die Reichsgerichte er— 
kannten über Streitigkeiten, welche die Zuſtändigkeit 


ſions Religion, Glauben, Beſtellung der Miniſterien, Kir: 
chengebräuche, Ordnungen und Ceremonien, ſo ſie aufgerich— 
tet oder aufrichten möchten „bis zu endlicher Vergleichung 
der Religion nicht exercirt, gebraucht oder geübt werden, 
ſondern derſelbigen Religion, Glauben, Kirchengebräuchen, 
Ordnungen, Ceremonien und Beſtellung der Miniſterien, 
wie hievon nachfolgends ein beſonderer Artikel geſetzt, ih— 
ren Gang laſſen und kein Hinderniß oder Eintrag 
dadurch beſchehen, und alſo hierauf, wie obgemeldt, bis zu 
endlicher chriſtlicher Vergleichung der Reli— 
gion die geiſtliche Jurisdiktion ruhen, einge— 
ſtellt und ſuspendirt ſeyn und bleiben. R. A. von 
1555. §. 20. Der Weſtphäliſche Friede 1648. (J. P. O. 
art. V. §. 48.) wiederholte die Beſtimmung des Rel.-Fr.: 
„Jus dioecesanum et tota jurisdictio ecclesiastica cum 
omnibus suis speciebus coptra Aug. Conf. electores, 
principes, status, comprehensa libera imperii nobilitate, 
eorumque subditos tam inter catholicos et A. C. 
addictos, quam inter ipsos solos A. C. status usque ad 
compositionem Christianam dissidii religionis suspensa 
esto, et intra terminos territorii cujusque jus dioecesa- 
num et jurisdictio ecclesiastica se contineat.“ 
16) Art. V. . 1. 
17) eod. $. 30. 
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derſelben betrafen, auch wäre nunmehr andere Beſtel— 
lung der Kirchengewalt, z. B. ſelbſtſtändige proteſtan— 
tiſche Biſchöfe, durch die Reichsgeſetze nicht mehr mög— 
lich geweſen. Kurz von jetzt an iſt die Kirchengewalt 
der evangeliſchen Fürſten mit ein Theil der Reichsver— 
faſſung. Durch die Auflöſung des Reiches konnte die— 
ſelbe rückſichtlich der ſouverain gewordenen Fürſten nicht 
afficirt werden, da die Souverainität, welche an die 
Stelle der Landeshoheit trat, gewiß keine Minderung 
der landesherrlichen Rechte begr idete. In Folge deſſen 
iſt denn die landesfürſtliche Kirchengewalt die 
Geſtalt und rechtmäßige Verfaſſung der pro— 
teſtantiſchen Kirche in Deutſchland, und kann 
ohne Willen der Fürſten nicht aufgehoben werden; aber 
eben nur in der Weiſe, wie ſie bei der urſprünglichen 
Konſtituirung ſich findet, d. i. wie ſie damals wirk— 
lich geübt und von den Reformatoren und ih— 
ren Nachfolgern wirklich anerkannt wurden). 
Hieraus ergiebt ſich ihre rechtliche Natur. 

Fürs Erſte: 

Der Zuſtändigkeits grund der landesfürſtlichen 
Kirchengewalt, (die Autorität, kraft deren ſie geübt 
wird), iſt kein anderer, als die Landeshoheit, jetzt 


18) Denn wenn der rechtliche Entſtehungsgrund derſelben poſi— 
tiv in der urſprünglichen Ausübung und nur negativ oder 
accidentell in den Reichsgeſetzen liegt, fo muß auch fort: 
während jene Ausübung den Maaßſtab für das Innere der 
proteſtantiſchen Kirche bilden, und die Reichsgeſetze konnten 
nur die Schranken nach außen enthalten. 
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Souverainität ſelbſt 1%, nicht eine Devolution, 
eine kaiſerliche Verleihung, eine Uebertragung der Kir— 
chenglieder u. dgl. Die Vorgänge zur Zeit der Reforma— 
tion, namentlich die Anerkennung der Reformatoren, 
ſind der Rechtsgrund, aus welchem die Kirchengewalt 
an die Fürſten kam (fundamentum remotum); dage- 
gen der Rechtsgrund, kraft deſſen ſie ſeitdem ausgeübt 
wird (fundamentum proximum), iſt lediglich die Lan⸗ 
deshoheit. Gerade fo iſt der unmittelbare Grund des 
Gehorſams gegen fie lediglich die Unterthanenpflicht. 
Die proteſtantiſche Kirchengewalt, fo weit fie nach Obi 
gem den Fürſten zukommt, iſt eben in Deutſchland ein 
Beſtandtheil der Landeshoheit. Zwar iſt ſie nicht ein 


19) In Rückſicht auf die Zuſtände des Reiches müßte man ſich 
präciſer fo ausdrücken: die reichsunmittelbare weltliche Ge— 
walt (nicht die „Landeshoheit“) ſey der Zuſtändigkeits⸗ 
grund, indem auch die Reichsritterſchaft und andere, welchen 
die Landeshoheit nicht zukam, dennoch die Kirchengewalt be— 
ſitzen konnten. Damit erledigt ſich auch von ſelbſt der Ein⸗ 
wand, den man hieraus nehmen will, um darzuthun, daß 
die Landeshoheit nicht der Zuſtändigkeitsgrund der Kirchen: 
gewalt ſeyn könne. Das Weſentliche, die reichsunmittel⸗ 
bare Gewalt über die Unterthanen, ſtand auch dieſen zu, 
ohne das wären ſie für die Kirchengewalt unfähig geweſen, 
gleichwie die Mediatiſirten jetzt unfähig ſind. Was ihnen 
für den techniſchen Begriff der Landeshoheit fehlte, war 
hauptſächlich nur die Reichsſtandſchaft, und das iſt hier of— 
fenbar unweſentlich. Ich behalte aber den Ausdruck „Lan: 
deshoheit“ bei, weil a potiori fit denominatio, und weil 
die Reichsſtände es waren, welche die Anerkennung dieſer 
Gewalt errangen, und fortwährend ſie vertraten. 


3. Kap. Rechtsgr. u. rechtl. Nat. der land. Kircheng. in Deutſchl. 135 


natürlicher Beſtandtheil derſelben, d. i. nach der Natur 
der Sache und dem Begriffe der Landeshoheit zu ihr 
gehörend, ſondern ein hiſtoriſch durch jene Ereigniſſe 
mit ihr verbundener, darum immer von ihr unter- 
ſcheidbarer Beſtandtheil, inſofern ein Annexum 20); 
wohl aber iſt ſie ein juriſtiſch (nicht philoſophiſch und 
dogmatiſch) weſentlicher Beſtandtheil derſelben, d. h. 


20) „Wegen tragenden landes fürſtlichen Amts, welchem 
vermöge des Religionsfriedens im h. R. Reiche das jus 
episcopale anhängig.“ Pommer'ſche Verordn. 1605. 
Keineswegs jedoch iſt ſie ein blos accidentelles Recht der Lan— 
desfürſten, wie z. B. die Ernennung der Biſchöfe (nomi- 
natio regia) oder der Kapitularen in den päbſtlichen Mo: 
naten ſolche accidentelle Rechte mancher Landesfürſten ſind, 
indem ſie fortwährend kraft eines beſondern Titels — des 
päbſtlichen Indultes — ausgeübt werden, und in einer Art 
ausgeübt werden, wie ſie auch von einem andern Subjekte 
als dem Landesherrn, z. B. Biſchof, Kapitel, ausgeübt wer: 
den könnten. Der Uebergang der Kirchengewalt an die 
Fürſten war nicht bloßer Anfall eines in ſich (objektiv) 
ſelbſtſtändig beſtimmten Rechtes an ein gewiſſes Subjekt, 
ſondern er war eine (objektive) Veränderung und Geſtal⸗ 
tung der kirchlichen Verfaſſung; die Kirchengewalt der Für— 
ſten wird darum aus dem Titel der Landeshoheit ſelbſt 
geübt, und iſt von einer Beſchaffenheit, wie ſie es nur in 
den Händen des Landesfürſten und außerdem nirgend 
ſeyn kann. — In Beziehung auf den wirklichen Rechts— 
zuſtand (nicht in Beziehung auf die Natur der Sache und 
die proteſtantiſche Lehre) iſt die Bezeichnung Marheinekes 
treffend, daß die Kirchengewalt kein „Zweig“ der Staats— 
gewalt, wohl aber ein „weſentliches Annexum“ derſelben 
ſey. — 
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ſie iſt nach gemeinem deutſchen Rechtszuſtande dergeſtalt 
mit ihr verbunden, daß weder einem Fürſten die Kir⸗ 
chengewalt über die proteſtantiſchen Unterthanen abge— 
ſprochen werden, noch dieſelbe unter einer andern Au— 
torität, als der des Fürſten, geführt werden kann. 

Demnach ſteht die Kirchengewalt den Landesfürſten 
zu vermöge ihrer Landeshoheit (‚„‚vigore supe- 
rioritatis territorialis“) als eine landesfürſtliche 
Gewalt, nicht vermöge Devolution Cure devo- 
luto) als eine biſchöfliche Gewalt, ſo daß ihre 
Stellung dieſelbe wäre, wie die der katholiſchen 
Biſchöfe iſt oder die proteſtantiſcher Biſchöfe ſeyn 
würde 2). Darum: 


21) Die Fürſten ſind allerdings an die Stelle getreten, welche 
die Biſchöfe in der Fatholifhen Kirche einnehmen, und in 
der proteſtantiſchen nach der Anſicht der Reformatoren 
ſelbſt einnehmen ſollten, d. h. eben ſie ſind Subjekt der 
Kirchengewalt geworden. Allein dieſer Eintritt war keine 
Devolution. Denn wenn man auch darauf kein Gewicht 
legen wollte, daß Rechte nur für ihre Ausübung im ein— 
zelnen Fall, nicht aber im Ganzen und als ſolche devolvi⸗ 
ren können, ſo iſt doch die Devolution ihrem Begriffe nach 
ein Uebergang von Rechten an einen gleich Fähigen, ſo 
daß ſie dadurch auch gar nicht verändert werden. Hier 
aber fand ein Uebergang der Kirchengewalt vom geiſtlichen 
Amte an das weltliche ſtatt, das nicht die gleichen Eigen— 
ſchaften für dasſelbe beſitzt. Auch leitet ſich das Recht der 
Fürſten nicht von dem frühern der Biſchöfe ab. Wohl er: 
folgte jener Eintritt wie eine Devolution durch Verſäum⸗ 
niß der ordentlich Berufenen, allein nicht nach einer juridi— 
ſchen Regel, ſondern thatſächlich, und nicht vermittelſt des 
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1) kommt es dem Fürften nicht wie dem Biſchof 
zu, die eigentlich geiſtlichen Gegenſtände (sacra in— 
terna) als z. B. die Aufſicht über die Lehre, die litur— 
giſchen Anordnungen, die Exkommunikation u. dgl. in 
Perſon nach eignem Urtheil zu verſorgen, 

2) kann ſich die landesfürſtliche Kirchengewalt 
nicht wie die biſchöfliche über die Gränzen des Terri— 
toriums erſtrecken, 

3) dürfen auch die äußerlichen zufälligen Rechte, 
welche in der Fatholifchen Kirche an die Biſchöfe oder 
den Pabſt gekommen ſind, als z. B. die Beſetzung der 
Kapitelſtellen in den päbſtlichen Monaten, keineswegs 
um deßwillen den Fürſten als ihren Vertretern beige— 
legt werden 25), 

4) haben überhaupt die Beſtimmungen des kanoni— 
ſchen Rechts auf die fürſtliche Kirchengewalt keine 
Anwendung. 

Eben ſo wenig ſteht die Kirchengewalt den Fürſten 
zu vermöge Uebertragung (Mandat) der Kirchenglieder 
als eine Geſellſchaftsgewalt Jure delegato), fo daß er 
ſie im Namen und unter Kontrole der Kirchenglieder 
und vollends nur widerruflich ausübte. Sondern die 
Fürſten üben die Kirchengewalt ſchlechthin vermöge der 
Gewalt, die ſie als Fürſten über ihre Unterthanen ha— 
ben, und das iſt um ſo natürlicher, als dieſelbe ja ih— 


Religionsfriedens, ſondern ſchon bei Einführung der Refor— 
mation. a 

22) Eichhorn Grundfäge des Kirchenrechts. Bd. I. S. 724. 
Es beſteht kein Zuſammenhang zwiſchen der jetzigen fürſt— 
lichen und der frühern biſchöflichen Kirchengewalt. 
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rem Weſen und Inhalt nach, wie gezeigt worden, nichts 
anderes, als eine Modifikation des Majeſtätsrechts 
iſt 28). 5 

Fürs Zweite: 

Die Berechtigung und Ausübungsweiſe 
der fürſtlichen Kirchengewalt, die rechtlichen Grund— 
ſätze, nach welchen ſie geübt wird, dagegen ſind keines— 
wegs die der Landeshoheit, ſondern die eigenthümlichen 
der Kirchengewalt. So wie ſie nicht nach dem Weſen 
der Landeshoheit zu derſelben gehört, ſondern ihr nur 
durch die hiſtoriſchen Vorgänge accreſcirte, ſo auch rich— 


U 


23) Dem entſpricht auch die äußere Form der beſtehenden Ver— 
faſſung in dem Geſchäftsgange. Galte die Kirchengewalt 
als eine der Art von der Landeshoheit (objektiv) geſchiedene 
Gewalt, daß ſie der Landesfürſt in einer ganz anderen 

Qualität, denn als Landesfürſt, namentlich als Quaſibiſchof 
ausübte, ſo müßte die oberſte Kirchenbehörde unmittelbar 
an ihm ſtehen, er müßte in ſeiner Qualität als Bi— 
ſchof dem Konſiſtorium perſönlich oder durch einen 
geiſtlichen Vertreter präſidiren und fich- perſönlich von 
ihm berichten laſſen, wie er als Landesfürſt dem Miniſter— 
rathe prafidirt und ſich von den Miniſtern unmittelbar be— 
richten läßt. Aehnlich müßte es ſich verhalten, wenn er als 
Geſellſchaftsbeamter die Kirchengewalt beſaße. Allein fo iſt 
der Geſchäftsgang nicht, ſondern die oberſte Kirchenbehörde 
wird durch einen weltlichen Beamten als Vertre— 
ter des Fürſten präſidirt, und ihre Berichte gehen, wenig— 
ſtens in den meiſten Ländern, durch die oberſte weltliche 
Behörde; eine deutliche Beurkundung, daß der Fürft in fei- 
ner Qualität als Fürſt das Subjekt der Kirchenge— 
walt iſt. — 
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tet ſie ſich fortwährend nach dieſen Vorgängen, d. i. 
namentlich nach der Bedeutung und dem Umfange, in 
welchen ſie damals geübt und von der Kirche anerkannt 
wurde. Nimmt man aver dieſe Ausübung und dieſe 
Anerkennung der Kirche zum Maße, ſo iſt, wie im 
vorigen Kapitel gezeigt worden, keineswegs die Kir— 
chengewalt als ſolche und im Ganzen mit der Staatsge— 
walt konfundirt, namentlich nicht auch die Kirchenre— 
gierung ein Beſtandtheil oder Zweig der Staatsregie— 
rung geworden. Nur mit ihrem Centralpunkte, 
d. i. der oberſten (formalen) Autorität, iſt die Kirchen 
gewalt völlig und ununterſcheidbar in den des Staates 
aufgenommen, nicht aber in ihrer Entfaltung, in ihrer 
wirklichen Ausübung. Es bleiben alſo Staat und Kirche, 
Staatsregierung und Kirchenregierung, wie nach gött— 
licher Ordnung, ſo auch rechtlich geſondert. Deßhalb 
iſt der Fürſt zwar das Oberhaupt der proteſtantiſchen 
Kirche, und iſt dieſes als (qua) Staatsoberhaupt, 
aber er iſt es nicht in derſelben Weiſe, wie 
er Oberhaupt des Staates iſt; und umgekehrt die Kir— 
chengewalt, wenn ſie gleich dem Landesfürſten zuſteht 
und dieſer ſie, ſo weit ſie ihm zukommt, lediglich ver— 
möge ſeines fürſtlichen Anſehens ausübt, wird dennoch 
keineswegs als eine Seite der Staatsgewalt, 
ſondern als Kirchengewalt ausgeübt. Deß— 
wegen: » 

1) hat die fürftliche Kirchengewalt andere Vorbe— 
dingungen der Ausübung (nicht der Zuſtändigkeit) als 
die Staatsgewalt, nemlich die Vorbedingung, daß der 
Fürſt evangeliſcher Konfeſſion fey, außerdem treten we⸗ 
nigſtens Beſchränkungen der Ausübung ein, 
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2) kann der Landesfürſt die Kirchengewalt nicht 
durch dieſelben Organe ausüben, wie die Staatsgewalt 
und nicht mit derſelben Machtvollkommenheit, demſelben 
Einfluß, ſondern iſt auf jenen Antheil an derſelben be— 
ſchränkt, welchen die Reformatoren und nach ihnen die 
proteſtantiſche Lehre ihm zugeſteht („potestas ex- 
terna“), N 

3) waren die Landesherren zur Zeit des Reiches 
rückſichtlich der Ausübung der Kirchengewalt (nicht auch 
rückſichtlich ihrer Zuſtändigkeit) 2) von der Obergewalt 
des Kaiſers und Reiches völlig frei, der ſie doch rück— 
ſichtlich ihrer Landesregierung unterworfen waren, und 
ebenſo muß man jetzt umgekehrt annehmen, daß die 
deutſchen Souveraine mit der ihnen untergebenen Lanz 
deskirche nicht vereinzelt und abgeſchloſſen, wie mit ihs 
ren Staaten, ſondern Glieder der allgemeinen proteſtan— 
tiſchen reſp. evangeliſchen Kirche find, mit der bei Aus 
übung der Kirchengewalt in Gemeinſchaft zu bleiben, 
ſie wie eine ſittliche, ſo auch eine rechtliche Verpflich— 
tung haben, 

4) kommt in Ländern von ſtändiſcher Verfaſſung 
den Ständen ein Antheil an der Geſetzgebung in kirch— 
lichen Dingen nur inſoweit zu, als dieſe Ausfluß des 
Majeſtätsrechtes, alſo der Staatsgewalt, iſt; nicht 
aber inſoweit, als ſie ein Ausfluß der landesfürſtlichen 


24) Ueber die Zuſtändigkeit hatte das Reich die Geſetzgebende 
Gewalt, dieſe hatte es ja eben im Religionsfrieden u. ſ. w. 
geübt, es hatte darüber die oberaufſehende Gewalt und die 
richterliche, indem die Reichsgerichte über die Zuſtändigkeit 
erkannten. 
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Kirchengewalt iſt, z. B. liturgiſche Anordnung, es ſey 
denn, daß ihnen derſelbe durch beſondere Reverſalen 
oder Geſetze zugeſichert wäre ?), 

5) können die Rechte der fürſtlichen Kirchenge— 
walt ſich nicht wie die der Landeshoheit durch bloßen 
Gebrauch und Herkommen rechtmäßig vergrößern, ſon— 
dern müſſen immer die Gränze der urſprünglichen Aus— 
übung und Anerkennung der Reformatoren einhalten, 
und eine Ausübung, welche dieſelbe überſchreitet, ſollte 
ſie auch noch ſo lange thatſächlich beſtehen, iſt ein 
Mißbrauch (abusus), der nie ein Recht begründen 
kann. — 

Dieſe beiden Grundſätze über die rechtliche Na⸗ 
tur der fürſtlichen Kirchengewalt, wie ſie ſich aus der 
Art ihrer urſprünglichen Entſtehung und Begründung 
ergaben, werden nicht nur in ihren Folgerungen durch 
den wirklichen Rechtszuſtand beftätigt, ſondern auch 
unmittelbar an und für ſich durch die Geſetze. 

Die Reichsgeſetze ſprechen minder deutlich. Doch 
zeigt einerſeits die Aeuſſerung über das Recht in Re— 
ligionsſachen, daß es den Ständen vermöge der Lanz 
deshoheit zuſtehe 26), fo wie der gänzliche Mangel als 


25) Der Fürft, und nicht der Staat, iſt Quaſibiſchof der protes 
ſtantiſchen Kirche. Die oberſte proteſtantiſche Kirchenge— 
walt iſt ein Beſtandtheil der Souverainität, aber nicht ein 
Beſtandtheil der Staatsgewalt. Daß die Begriffe Staats: 
gewalt und Souverainität unterſchieden werden können, 


habe ich in meiner Philoſophie des Rechtes Bd. II. Abſchn. 
II. S. 40. Note gezeigt. 


26) J. P. O. art. V. F. 30. „quum ejusmodi statibus 
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ler Andeutung eines kirchlichen Rechtes der Stände, 
das ihnen aus einem andern Titel zuſtände, daß ſie 
die proteſtantiſche Kirchengewalt rein als Folge der 
Landeshoheit betrachten; und andrerſeits folgt ſowohl 
aus der bekannten Vorſtellungsweiſe der Reichsge— 
ſetze über alle Kirchengewalt, als allenfalls aus der 
Hinweiſung auf die künftige Aufhebung der fürſtli⸗ 
chen Kirchengewalt, daß ſie dieſe nicht bloß nach 


immediatis cum jure territorii et sSuperioritalis ex 
communi per totum imperium hactenus usitata praxi 
etiam jus relormandi exercitium religionis competat.... 
Wills. .. . . .. hoc idem porro quoque ab utrius que 
statibus observari, nullique statui immediato jus quod 
ipsi ratione territorii et superioritatis in negotio 
religionis competit, impediri oportere.“ Von dem, 
was hier über das jus reform. gefagt iſt, kann allerdings 
nicht auf die proteſtantiſche Kirchengewalt geſchloſſen wer— 
den, da es etwas ganz anders iſt als dieſe, und ebenſo 
auch den katholiſchen Ständen zugeſchrieben wird. Dage— 
gen unter dem allgemeinen Ausdruck jus in negotio reli- 
gionis, der dazu eine Verſchiedenheit des Rechts unter 
den verſchiedenen Ständen zuläßt, iſt wohl die proteftans 
tiſche Kirchengewalt, die man ausdrücklich zu nennen überall 
vermied, mit gemeint. Auſſerdem dient noch als Argu— 
ment art. VIII. $. 1. und art. XI. $. 12. Vergl. u. 
Abſch. IV. Note 67. Der Art. XI. beweiſt zugleich die po» 
ſitive Garantie der fürſtlichen Kirchengewalt durch das 
Reich, indem durch denſelben feſtgeſetzt wird, der König 
von Schweden habe an den Churfürſten von Branden— 
burg einen Theil Pommerns mit allen zugehörigen bonis 
et juribus secularibus et ecclesiasticis zu reſti⸗ 
tuiren. 
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ihrem Objekte, ſondern auch nach ihrer rechtlichen Na— 
tur von der Staatsgewalt unterſcheiden. 

In beiderlei Hinſicht deutlich ſprechen die Landes— 
geſetze. In den ältern Kirchenordnungen erklären die 
Fürſten durchaus, daß ſie dieſelben in Folge ihrer 
Pflicht, „als weltliche Obrigkeit“ für die Kirche 
zu ſorgen, erlaſſen, und ſie fordern durchaus den Ge— 
horſam gegen dieſelben vermöge ihrer landesherrlichen 
Gewalt über die Unterthanen 27). Sie üben demnach 


27) „Zu dem das wyr uns als eyn Chriſtliche Oberkeit 
unſeres Ampts halb vor Got ſchuldig erkennen, das 
uns zuzuſehen und zurathen gepurt, das die jrrende ſchafe 
widerum auf die rechte Ban des Evangelij und der warheit 
pracht werden . .. So haben wir auß Furſtlicher 
gnediger milter ſorgfeltigkeit nit wollen unterlaſſend; nach— 
folgend Ordenung und erclerung verfaſt und uffgerichtet u. 

ſ. w. . .. .. Bevelhen heiſſen und gepieten demnach aber: 
mal mit ganzem Ernſt, daß ein jgklicher unſere verwandt 
Landſaſſen und unterthanen, was ſtands oder weſens der 
iſt, ſolche unſere ordnungen und ſatzungen ..... alſo hal⸗ 
ten, deren ires einhalts nachkommen und geleben bey dem 
gehorſam, den ſie uns als jrem von Got geord— 
neten und furgeſetztem Erbherren Landesfür— 
ſten und ordentlicher obrigkeit ſchuldig und pflich— 
tig ſein.“ Landgrafen Philips zu Heſſen „Ordnung der 
Viſitation“ (beſonders gegen die Widertäuffer) von 1537. — 
„Dieweil wir aber als eyn Chriſtlicher Furſt, nicht 
allein für unſer ſelbſt, ſondern auch unſer lieben getreven 
unterthanen ſeligkeit (darzu wir uns auch ſchuldig erken— 
nen) ernſtlich ſorgen. — — — — — — — Zum andern 
das nicht allein den Biſchöffen ſondern auch 
den Königen und Fürſten von ampts wegen ge⸗ 
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die Kirchengewalt kraft ihrer Landeshoheit, nicht kraft 
Devolution als Vertreter der Biſchöfe nicht kraft Ueber— 
tragung der Unterthanen; es findet ſich keine Spur 
von dieſen beiden Vorſtellungen. Allein eben ſo beſtimmt 
erklären ſie, daß weltliches unb geiſtliches Regiment 
von Gott geſchieden ſey und nicht vermiſcht werden 
dürfe ?); auch häufig, daß ihre Verpflichtung der 


bürt, falſche Lehr und falſchen Gottesdienſt abzuſchaffen, 
und die rechten Lehr und Gottesdienſt anzurichten und 
handtzuhaben — — — Dieweil nun dem allem alſo, wir 
auch unſer Gewiſſen durch eynigen weitern Verzug (nemlich 
die Verzögerung des verſprochenen Koncils, mit der dieſe 
ganze Auseinanderſetzung beginnt) nicht beſchweren, noch 
unſere Unterthanen und chriſtliche Gemein in dem wahren 
Gottisdienſt ferner troſtlos ſtehen laſſen mögen, So haben 
wir mit hilff und rath Gotsfürchtiger gelerter Männer, ſo 
der heyligen Schrift und der erſten Apoſtoliſchen Kirchenge— 
brauch köndig fein, ... eine ſolche Kirchenordnung laſſen 
verfaſſen .....“ Kirchenordnung des Herrn Otthainrichen 
Pfalzgrafen bey Rhein von 1543. „Daß Gott von der 
weltlichen Obrigkeit auch der Kirchenordnung und 
des Gottesdienſtes rechten eigentlichen Verſtand und Beför— 
derung deſſelben bei deren Unterthanen fordert“. Braunſchw. 
Lüneburg 1569. 

28) Die Aeußerung, daß geiſtliche Gerichtsbarkeit nicht mit welt— 
licher vermiſcht werden dürfe, die ſich an die frühern ähn— 
lichen der Symbole und des Gutachtens von 1545 anſchließt, 
findet ſich unzähligemal in den K. O. Damit iſt wohl zu— 
nächſt noch nichts über die Kirchengewalt im Ganzen geſagt. 
Allein „Gerichtsbarkeit“ („Jurisdiktion“) umfaßt im Sinne 
der Zeit ſchon ſehr viel, und es fehlt auch nicht an Aeuſſe— 
rungen, daß die Kirchengewalt im Ganzen (namentlich auch 
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Fürſorge nur deßhalb eintrete, weil die Biſchöfe das 
Ihrige zu thun verſäumten. Sie üben demnach die 
Kirchengewalt deſſen ungeachtet als eine von der Staats— 
gewalt verſchiedene, die unter eigner göttlicher Voll— 
macht und unter eigenen Bedingungen ſteht. — Seit 
dem Religionsfrieden gebrauchen nun die Fürſten aller— 
dings den Ausdruck „biſchöfliches Recht“ (Jus episco- 
pale) und zwar mit Berufung auf dieſen Frieden, 
durch den ihnen daſſelbe mit Suſpenſion der katholiſchen 
Biſchöfe übertragen worden??). Der Ausdruck ſelbſt 


die Geſetzgebung) von der weltlichen geſchieden ſey, z. B. 
unten Abſchn. IV. C. 2. gegen das Ende die Stelle der 
Rheinpaäflz. K. O. v. 1560. 

29) Nach Bickell „über die Reform der proteſtantiſchen Kir— 
chenverfaſſung“ S. 22. kommt der Ausdruck (vielmehr nur 
die Berufung) zuerſt in der Heffifhen Ref. O. 1572. 
Kap. 3 vor. Am Anfange des 17ten Jahrh. noch vor dem 
dreißigjährigen Krieg iſt er ſchon ganz häufig. — „— — je: 
doch weil die Examination. ... allezeit der geiſtlichen Ju— 
risdiktion, die Uns in dieſen Unſern Fürſtenthümern und 
Landen durch den Paſſauiſchen Vertrag und in anno 1555 
erfolgten Augsb. R. A. zugeeignet und bekraftigt“ Heſſ. 
R. O. a. a. O. „E. Landſchaft würde berichtet ſeyn, wel— 
chergeſtalt .. die geiſtliche Jurisdiktion durch den 
anno 1555 aufgerichteten Religionsfrieden ſuſpendirt, und 
das jus episcopale und die suprema inspectio ecclesia— 
rum in doctrinalibus et ceremonialibus den Churfürſten 
und Ständen A. C. gegeben..... repetiren Smus Ihre zu: 
vor angeführte Reſolution und den dabei angezogenen Re— 
ligionsfrieden und die durch denſelben auf die Chur- und 
Fürſten und Stände A. C. und nicht auf die Unterthanen 

Stahl's prot. Kirchenverf. 10 
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bedeutet nichts anders als das Objekt, d. i. eben die 
„Kirchengewalt“ als eine von der Staatsgewalt we— 
ſentlich geſchiedene, keineswegs eine Qualität des Sub— 
jekts. Die Abſicht dabei aber iſt unverkennbar. Nem⸗ 
lich ſie wollen dadurch ihre Kirchengewalt als eine 
reichsverfaſſungsmäßige darſtellen, gleichwie die 
biſchöfliche Gewalt über die Katholiken eine reichsver— 
faſſungsmäßige war. Denn das war gewiß nicht gleich— 
giltig, ob ihre Gewalt ſich bloß auf Anerkennung der 
proteſtantiſchen Kirche oder auch auf Anerkennung des 
Reiches gründete, ob ſie ſich bloß wie früher auf den 
göttlichen Beruf der weltlichen Obrigkeit oder zu— 
gleich auf ein beſtimmtes Geſetz beziehen konnten. 
Keineswegs aber hatte dieſer Ausdruck und dieſe Be— 
rufung auf den Religionsfrieden die Abſicht, ihre Ge— 
walt mit der früheren der Biſchöfe in eine innere 
Verbindung zu bringen, oder ihnen ſelbſt eine biſchöf⸗ 
liche Qualität beizulegen. Weder über den Zu— 
ſtändigkeitsgrund ihrer Kirchengewalt so), noch über 


transferirte Jurisdiktion und höchſte Inſpektion aller Kirche 
in heilſamer Lehre und geiſtlichen Ceremonien — das jus 
superius, fo von den päbſtlichen Biſchöfen auf die Fürſten 
durch den Religionsfrieden gekommen.“ Meklenb. Reſolut. 
an die Landſtände 1607. Dieſe und die in der nachfolg. 
Note cit. Stelle entnehme ich der unten Note 32 angeführ— 
ten Schrift, wo ſich deren noch außerdem viele finden. 
30) Das Gegentheil erhellt z. B. aus Pommer'ſcher Reſolution 
1616 „und des juris episcopalis, fo ein vornehmes Stück 
der landesfürſtlichen Superiorität und Hoheit, in deſſen 
ruhigem Beſitz S. F. G. vor und nach dem Pafl- 
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den Umfang derſelben und die Bedingungen 
und Grundſätze ihrer Handhabung ſollte da— 
durch etwas geſagt, ſondern nur die unumſtöß— 
liche Begründung derſelben in den deut— 
ſchen Rechtsquellen, die Garantie des Rei— 
ches ſollte ausgedrückt werden. Die Wichtigkeit dieſer 
Begründung aber konnten nur Ideologen wie Thomas 
ſius überſehen. Dieß alſo iſt der Urſprung und der 
wahre Sinn des ſo vielfach mißverſtandenen und miß— 
deuteten Ausdruckes „biſchöfliches Recht.“ Es kann 
daher aus demſelben kein Argument dafür hergenommen 
werden, daß die Fürſten ſich die Kirchengewalt in einer 
gleichſam biſchöflichen Qualität oder vollends mit einer 
gleichen Berechtigung wie Biſchöfe zuſchrieben. Wohl 
aber kann auch er als ein Argument dafür gelten, daß 
ſie die Kirchengewalt überhaupt, und ſohin auch die ih— 
rige, nicht als einen Zweig der Staatsgewalt, ſondern 
als eine von dieſer ſtrenge geſchiedene anſahen. Das 
mochte natürlich nicht ausbleiben, daß die Fürſten, ſeit 
das Reich ihnen die Kirchengewalt garantirte, dieſelbe 
auch den Unterthanen gegenüber mit mehr Zuverſicht 
und darum mitunter wohl auch in weiterem Umfange 
ausübten. Allein eine grundſätzliche Ausdehnung 
ihrer Gewalt über die Gränze der urſprünglichen Be— 
deutung erfolgte aus dem Religionsfrieden und der 
Vorſtellung ihres biſchöflichen Rechtes nicht, ſondern 
erſt aus den ſpätern Lehren des Territorialſyſtems. 


V. u. R. Fr. unſtreitig geweſen,“ wo alſo die Landesho— 
heit als Zuſtändigkeitsgrund des jus episc. d. i. eben der 
Kirchengewalt erklärt wird. 

10 * 
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Obwohl alſo die oberſte Machtvollkommenheit im 
Staate (Landeshoheit, Souverainität) auch die oberſte 
Kirchengewalt über die Proteſtanten in ſich ſchließt, 
ſo ſind dennoch Staatsgewalt und proteſtantiſche Kir— 
chengewalt völlig verſchieden nach Objekt, Entſtehungs— 
grund (nicht Zuſtändigkeitsgrund), Erforderniſſen der 
Fähigkeit, Art der Berechtigung und Bedingungen der 
Ausübung, kurz nach allen beſtimmenden Rechts⸗ 
grun dſätzen. Man muß daher Kirchengewalt und 
Staatsgewalt immerhin ſtrenge von einander ſondern; 
nur darf man deßhalb nicht zwei verſchiedene Quali— 
täten oder Autoritäten (Perſonen) im Landesfürſten 
ſelbſt unterſcheiden, da die rechtliche Quelle (Titel, 
Grund) für beide doch nur die Eine, untheilbare, nem— 
lich die Landeshoheit oder Souverainität iſt. Für die | 
rechtliche Beurtheilung der landesfürſtlichen Kirchenge— 
walt aber iſt demnach durchaus keine Analogie zuläſſig, 
weder von der Gewalt der Biſchöfe, noch von der Ge— 
walt der ſonſtigen Landeshoheit, d. i. der Staatsgewalt, 
ſondern ſie iſt ein ganz eigenthümliches, rechtliches Ver— 
hältniß, das lediglich nach ſeinen eignen hiſtoriſchen 
Grundlagen, der urſprünglichen Ausübung derſelben und 
dem Geiſte, in welchem dieſelbe vor ſich ging, alſo den 
eigenthümlich proteſtantiſchen Principien beurtheilt wer— 
den kann. Die nähere Darlegung dieſes Rechtsver— 
hältniſſes im Einzelnen wird der Gegenſtand des näch— 
ſten Abſchnittes ſeyn. Im Allgemeinen haben wir das— 
ſelbe ſchon im vorigen Kapitel eben gemäß den prote— 
ſtantiſchen dogmatiſchen Principien als eine bloße Mo- 
difikation des Majeſtätsrechts bezeichnet. In ſtaats— 
rechtlichen Begriffen könnte man dasſelbe alſo charak— 
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teriſiren: Die Landesfürſten haben die kirchliche 
Souverainität (d. i. die oberſte, äußere Autorität 
in, nicht bloß über der Kirche), und dieſe iſt Beſtand— 
theil ihrer Souverainität überhaupt, aber ſie haben 
damit nicht auch Geſetzgebung, Regierung und 
Gericht (Bann) der Kirche, fohin die Souveraini— 
tät in ihrem bloß formalen Begriff. Die Geſetzge— 
bung, Regierung, Gerichtsbarkeit haben ſie nur, theils 
ſoweit dieſelben von der kirchlichen Souveraini— 
tät (auch in dieſem Begriff) untrennbar ſind 31), 
theils ſoweit ihnen ein Antheil daran nach der pro— 
teſtantiſchen Lehre vom Majeſtätsrechte eines 
evangeliſchen Fürſten ohnedieß zukommen muß. Die 
proteſtantiſche Kirche hat daher nicht, wie die katho— 
liſche und die ſtreng reformirte, eine von der Souve— 
rainität des Staates unter ſchiedene Souveraini— 
tät, wohl aber hat ſie eine von der Geſetzgebung des 
Staates völlig geſonderte und ſelbſtſtandige 
Geſetzgebung u. ſ. w. Dieſe Auffaſſung, die der 
Geſchichte und dem wirklichen Rechte entſpricht, iſt es 
auch, auf der die Selbſtſtändigkeit der proteſtantiſchen 
Kirche beruht. Dieſe wird nicht dadurch gewahrt, daß 
man jenen entgegegen der landesfürſtlichen Kirchenge— 
walt einen beſonderen Titel (Devolution, Uebertra— 
gung) unterlegt; ſondern daß man ihnen gemäß die— 
ſelbe auf den beſchränkten Umfang zurückführt, der ſich 
mit dem Weſen der Kirche verträgt. 


31) S. meine Philoſ. d. 25 Bd. II. Abth. 2. S. 41. bis 
Zeile 9. 
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Betrachtet man nun die drei Syſteme von ihrer 
rechtlichen, wie im vorigen Kapitel von ihrer dogmati— 
ſchen Seite, ſo iſt das Urtheil über ſie im Allgemeinen 
dieſes: das (eigentliche) Epiſkopalſyſtem irrt über den 
Entſtehungs- und den Zuſtändigkeitsgrund der landes— 
fürſtlichen Kirchengewalt, das Territorialſyſtem über 
die Art derſelben und die Grundſätze ihrer Ausübung, 
das Kollegialſyſtem über beides. Allein hier individua— 
liſiren ſich mehr die Anſichten. Unter den Begriff des 
Epiſkopalſyſtems in dieſer Hinſicht gehört nur die Lehre 
der zufälligen Konkurrenz von Stephani. Dagegen 
die übrigen Schriftſteller der ältern Periode 22), Theo— 
logen und Juriſten, namentlich Reinkingk und Carp— 
zov folgen zwar hinſichtlich der rechtlichen Entſtehung 
der fürſtlichen Kirchengewalt inſoweit der ungenauen 


32) Der neueſte Vertheidiger des Epiſkopalſyſtems: „Ueber das 
biſchöfliche Recht in der evangeliſchen Kirche in Deutſchland, 
ein beſonderer Abdruck aus dem 61. Hefte der Jahrb. der 
Preuß. Geſetzg.“ folgt wieder der Spur Stephanis und uns 
terſcheidet zwei völlig getrennte, nur äußerlich in der Per— 
fon des Fürſteu zuſammentreffende Autoritäten. Auch irrt 
er offenbar in feiner Behauptung, daß das Epiſkopal- und 
das Kollegialſyſtem bloß über den irrelevanten Punkt der 
Entſtehung der fürſtlichen Kirchengewalt divergirten, aber 
über das Weſen derſelben überein kämen. Dagegen hat 
er den wahren Grundſatz, der allein fein praftifches Ziel iſt, 
daß die Staatsgewalt und die fürſtliche Kirchengewalt nach 
proteſtantiſcher Verfaſſung immer ſtrenge geſchieden bleiben, 
auf ſehr anerkennenswerthe Weiſe geltend gemacht, und 
verdient dieſe Schrift wegen des Reichthums an Belegſtellen 
hiefür beſondere Beachtung. 
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Vorſtellung ihrer Zeit, daß ſie den Religionsfrieden als 
den Akt betrachten, durch welchen dieſelbe für die pro— 
teſtantiſche Kirche ſelbſt zuerſt rechtlich begründet wor— 
den 33); allein die rechtliche Natur der fürſtlichen Kir— 
chengewalt beurtheilen ſie in jeder Hinſicht richtig, wie aus 
obiger Darſtellung (Abſchn. I.) erhellt. Fälſchlich wird 
ihnen vorgeworfen, daß ſie das Recht des Fürſten nach 
Analogie des Biſchofes auffaſſen. Die ganze ältere 
Verfaſſungsanſicht von Melanchthon bis auf 
die Carpzove, mit Ausnahme Stephanis, 
ruht durch und durch nicht auf der Analogie 
des katholiſchen Biſchofes, ſondern auf der 
rein proteſtantiſchen Lehre von den drei 
Ständen. Die Doktrin gebrauchte allerdings wie bil— 
lig auch die geſetzlich übliche Bezeichnung „biſchöfli⸗ 
ches Recht;“ aber ſie verſtand und erklärte ſie im wah— 
ren proteſtantiſchen Sinne 3%). Uebrigens führte in die 


— 


1 


33) Völlig grundlos iſt dieſes auch nicht; denn vollſtändig rechts— 
begründet auch im Innern war die fürſtliche Kirchengewalt 
erſt durch die Anerkennung des Reiches. Fürſten und Un— 
terthanen ſelbſt mußten einen Zuſtand immerhin noch als 
rechtlich mangelhaft betrachten, ſo lange er jener Aner— 
kennung ihres rechtmäßigen Oberhauptes entbehrte. 

34) So z. B. entwickelt Carpzov, da er von der Reſtitution 
durch den Religionsfrieden handelt, zuerſt das bifchöfliche 
Recht vollſtändig nach den vier üblichen Kategorien Gura 
ordinis, jurisd. etc.) lib. 1. def. 4. Allein ſofort er: 
klärt er def. 11., daß man dieſe Gewalt eben nur aus 
hiſtoriſchem Grunde biſchöfliche nenne, indem ſie widerrecht— 
lich den Biſchöfen ſtatt der geſammten Kirche zuge— 
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ſer Periode auch die irrige theoretiſche Auffaſſung ſelbſt 
bei Stephani nie zu falſchen praktiſchen Reſultaten; 
ſie iſt im Gegentheil meiſtens nur ein falſches Mittel, 
um richtige Reſultate zu ſichern. — Erſt am Schluſſe 
dieſer Periode entſtand wieder eine Theorie von De— 
volution und biſchöflichem, ja päbſtlichem Rechte der 
Fürſten aus entgegengeſetztem Motiv und entgegenge— 
ſetzten irrigen Folgen, als bei Stephani, nemlich durch 
Stryk. Er motivirt ſeine Lehre der Reinkingk'ſchen 
Schule gegenüber durch die ungegründete Beſorgniß, 
daß das Recht der Landesherren, wenn es nicht devol— 
virt, ſondern revolvirt ſey, nicht weiter reichen möchte, 
als ſie es früher irgend einmal beſeſſen, oder als es 
der Kaiſer beſitze, der namentlich nicht dispenſiren könne, 
und daß die Immediatſtände, welche keine Landesho— 
heit beſitzen, davon ausgeſchloſſen würden. Er folgert 
aber dann weiter, daß alle die Rechte, welche Biſchof 
und Pabſt zuſtehen, als z. B. Ernennung in den Kapi⸗ 
teln u. ſ. w., eben deßhalb nun auch den Landes- 


F 


ſtanden, daß fie jetzt aber dieſer und in ihr dem Für: 
ſten als erſtem Stande derſelben in der und der Weiſe 
zukomme. Der „imaginarius episcopus“, den Böhmer 
den Aeltern Schuld giebt, iſt hierin doch wirklich nicht 
aufzufinden. Nur Stephani gebraucht mitunter ungeeignete 
Ausdrücke. Die Epiſkopaliſten behaupten wohl, daß das 
Recht der Biſchöfe, d. i. die Kirchengewalt, auf die Fürften 
übergegangen, und das kann auch niemand beſtreiten; aber 
ſie behaupten keineswegs, daß die Rechte der Biſchöfe, d. i. 
die Befugniſſe der Ausübung, auf fie übergegangen. Vergl. 
9. S. 22. 


— 
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fürſten zuſtehen müſſen 25). Während alſo Stephani. 
eine Vertretung der Biſchöfe annahm, um die Kirchen— 
gewalt des Landesfürſten zu beſchränken, nemlich ſelbſt— 
ſtändige kirchliche Behörden zu deduciren, ſo Stryk um— 
gekehrt, um ſie zu erweitern. Das war die Richtung 
ſeiner Epoche, und er iſt ein Geiſtesverwandter und 
nächſter Vorläufer des Thomaſius, wenn er auch in 
ſeiner Deduktion ihm völlig entgegengeſetzt iſt. — Die 
eigentlichen Repräſentanten des Territorialſyſtems, Th o— 
maſius und J. H. Böhmer, betrachten fälſchlich das 
Kirchenregiment als einen bloßen Zweig der Staatsre— 
gierung, daher von ſelbſt ſchon dem Begriffe nach in 
der Landeshoheit enthalten und denſelben Bedingungen 
unterworfen. Sie bedürfen darnach auch gar keiner 
Nachweiſung eines rechtlichen Erwerbs und Uebergan— 
ges derſelben an die Landesfürſten, und geben auch 
keinen ſolchen an. — Diejenigen hingegen bezeichnen 
den rechtlichen Erwerbgrund am richtigſten, welche das 
Recht des Landesfürſten auf den Beſitzſtand grün— 
den, fo namentlich Moſer 36). Nur daß fie dabei das 
andere Moment, das weſentlich dazu gehört, die An— 
erkennung der Kirche im obigen Sinne übergehen, wo— 


35) Stryk de jure papali principum evangelicorum. 1694. 
Stryk beruft ſich bei letzterer Behauptung auf einen einzi— 
gen Vorgänger de Rhetz. 5 

36) J. J. Mo ſer von der Landeshoheit im Geiſtlichen S. 809. 
Nach ihm „Briefe über das proteſtantiſche geiſtliche Recht“ 
herausg. von Fr. C. von Moſer. S. 155. Schon früher 
eine ähnliche Auffaſſung bei Textor diss. de jure episcop. 
in terris statuum protestantium, 1671. 
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nach denn die fürſtliche Gewalt ſich eben ſo auch fort— 
während durch bloßen Beſitzſtand ohne kirchliches Zeug— 
niß ihrer Statthaftigkeit, ja etwa gar allen kirchlichen 
Grundſätzen entgegen, erweitern könnte. Die gegen— 
wärtige rechtliche Natur der Kirchengewalt betrachten 
ſie zwar richtig als eine Territorialgewalt, aber ohne 
beſtimmtes Bewußtſeyn darüber, ob ſie der Staatsge— 
walt gleichartig, in derſelben Weiſe auszuüben ſey; ja 
ſie neigen ſich ſogar hierin offenbar zu der falſchen Tho— 
maſius'ſchen Anſicht, daß alles nicht ſchlechterdings Dog— 
matiſche lediglich dem Fürſten zur Anordnung zu über— 
laſſen ſey. — Die Kollegialiſten haben in Bezug auf 
den Erwerb und Uebergang dieſes andere Moment hervor— 
gehoben, nemlich die Anerkennung oder Zuſtimmung 
von Seite der Kirche, aber in einer falſchen Weiſe, 
indem ſie den Willen der Kirchenglieder zu Grund und 
Urſache aller Kirchengewalt machen. Darum ſetzen ſie 
die Entſtehung der Kirchengewalt in eine Uebertragung 
der Kirchenglieder 37), ſtatt fie bloß durch Anerkennung 
ihrer Statthaftigkeit von Seite der kompetenten Or— 
gane zu bedingen. Darum iſt ihnen nicht die Anerken— 
nung der damaligen Kirche der urſprüngliche, nun un— 
widerrufliche, Erwerbgrund der fürſtlichen Kirchenge— 


37) Folgerichtig als Kollegialiſt behauptet Pahl „das öffentliche 
Recht der luther. evang. Kirche in Deutſchland“ S. 242, 
weil dieſe Uebertragung hiſtoriſch ſich nicht nachweiſen laßt, 
daß die beſtehende Kirchengewalt nur eine „thatſachliche“ 
(d. i. rechtlofe) ſey, an deren Stelle die „rechtliche“ und 
zwar auf dem Wege ruhiger Reform ‚erft noch geſetzt wer: 
den ſolle. 
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walt, ſondern die, ſtillſchweigende, Anerkennung der 
jetzigen Kirchenglieder der fortwährende Zuſtändigkeits— 
grund derſelben. Darum endlich betrachten ſie nicht 
die damalige Anerkennung als Maaßſtab für den Um— 
fang der fürſtlichen Kirchengewalt, ſondern den Willen 
der jetzigen Mehrheit als eine höhere Macht über der— 
ſelben, befugt, fie zu kontroliren, zu richten, zu widerru— 
fen. — Die Lehre Eichhorns endlich iſt ein modifizirtes 
d. i. verbeſſertes Kollegialſyſtem. Nach ihm iſt die 
Kirche, d. i. die „Geſellſchaft“ s) das Subjekt der ge— 
ſetzgebenden Gewalt; dem Landesherrn ſteht nur die 
exekutive Gewalt in der Kirche zu 39), dieſe aber ums 
widerruflich (möge man ſie auf Uebertragung oder 
auf den faktiſchen Beſtand gründen). Hinſichtlich der 
Geſetzgebung hat der Landesfürſt nur zu verfügen, was 
der Lehrſtand als das Rechte erkannt hat, und iſt 
die Verfügung nur inſofern giltig, als die Gemeinden 
(das eigentliche Subjekt der Geſetzgebung) ihr nicht 
widerſprechen 29). Dieſe Auffaſſung kommt in ihren 
praktiſchen Reſultaten vielfach mit der hier gegebenen 
überein. An und für ſich weicht ſie darin weſentlich 
ab, theils daß ſie nicht klar ausſpricht, wem denn die 
Kirchengewalt als äußere Gewalt in ihrer Einheit oder 


38) Eichhorn Kirchenrecht 1. Bd. S. 675. 


39) „Eine wahre geſetzgebende Gewalt hat in der landesherrli— 
chen Kirchengewalt nie gelegen. — — Die entſcheidende 
Stimme bei der Geſetzgebung iſt immer bei der Kirche ſelbſt 
geblieben“. — Ebendaſelbſt S. 695. 


40) Ebendaſelbſt 693. 
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oberſten Autorität zukomme, wer alſo Subjekt derſel⸗ 
ben überhaupt und im Ganzen ſey, theils daß ſie in 
der That die Gemeinden für dieſes Subjekt hält, 
was denn zu der Folgerung führt, daß die einzelnen 
Gemeinden mit einem abſoluten Verwerfungsrechte über 
Landesherrn und Lehrſtande ſtehen. 


Vierter Abschnitt, 
Die Verfaſſung unter der Kirchenge— 
walt der Fürſten. 


Erstes Kapitel. 
Die Kon ſiſtorien. 


Die Konſiſtorien find eine Einrichtung, die ſich auf 
das Poſtulat der Reformatoren ſelbſt gründet. Es iſt 
daher zunächſt die Bedeutung derſelben zu ermitteln, in 
welcher die Reformatoren ſie ſchechthin und unbedingt 
als ein weſentliches Inſtitut der Kirche forderten, ſo⸗ 
dann die Bedeutung, welche ſie in der wirklichen Aus⸗ 
führung für die Verfaſſung der Kirche erhielten; denn 
beides iſt, wie ſich zeigen wird, nicht dasſelbe. 

Vor allem iſt im Auge zu behalten, daß die Refor— 
matoren keineswegs eine völlige Umgeſtaltung der vor— 
gefundenen Kirchenverfaſſung anſtrebten, ja daß ſie nicht 
einmal das Bild einer auf andern als den beſtehenden 
katholiſchen Grundlagen errichteten, zuſammenhängenden 
Kirchenverfaſſung in ſich trugen. Sondern ihre Abſicht 
und ihre Einſicht ging bloß auf einzelne ſchadhafte Par— 
thien der vorhandenen Verfaſſung. Als ſolche ſchad— 
hafte Parthien bezeichneten ſie den Mangel an rechter 
Beſtellung und Ueberwachung des Lehramtes wie des 
Wandels der Gemeinden, und den Mangel an Kirchen— 
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zucht. Dem erſteren abzuhelfen, forderten fie die Kir— 
chenviſitationen, dem letzteren abzuhelfen, die Er— 
richtung von Konſiſtorien. Beide Anſtalten ſtehen 
eben ſo wie ihre Zwecke unter ſich im engſten Zuſam— 
menhange ); beide Anftalten find aber durchaus nicht 
im Widerſpruche mit der Kirchengewalt der Biſchöfe, 
im Gegentheile wird dieſe von den Reformatoren hiebei 
vorausgeſetzt, beides von den Biſchöfen zunächſt gefor— 


5 Ueber das Gutachten des Pontanus hinſichtlich des Verfah— 
rens bei den Viſitationen berichtet Seckendorf (II. p. 
219.): „Proponit inter alia exemplum Johannis Electo— 
ris, qui antequam visitationem institueret, reformationis 
opus per conciones Evangelicas....... tractaverat, inde 
facilius successisse significat visitationem; fatetur tamen 
superfuisse, quae emendationem ulteriorem poscerent, 
eamque per Consistoria commodissime fieri posse 
existimat, Scribit etiam, se aliquam Consistorii formam 
praecipue in causis matrimonialibus nune Wittenbergae 
et gratis quidem sive absque salario inchoasse, valde 
probante Luthero. So heißt es auch noch in fpätern Kir: 
chenordnungen, z. B. der Magdeburgiſchen 1653 im 1. Kap. 
der Konſiſtorialordnung, die ſich unmittelbar an die Viſita⸗ 
tionsordnung anſchließt $. 2.: „Und aber zu ſolcher Dis— 
ciplin nicht allein die Visitationes der Kirchen, Schu— 
len und Hoſpitalien, wovon bisher gehandelt, ſondern auch 
die Konſiſtoria vonnöthen, als dadurch die bei Viſita— 
tionibus erkundigte Mängel und Gebrechen an Lehrern und 
Zuhörern vermittelſt einer gebührlichen und ernſten Verfaſ— 
fung der Exekution abgeſchaft werden müffen.......-. 70 
Weitläufiger findet ſich dasſelbe in der Churſächſ. K. O. von 
1580. 
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dert, und daß die Landesfürſten ſich deſſen unterziehen 
mußten, als ein Nothſtand bezeichnet ). 


2) So giebt Luther dem Churfürſten den Rath an die Biſchöfe 
zu ſchreiben: „nachdem fie bisher in den Evangeliſchen 
Sachen nichts gethan und ſeiner Ch. Gn. Land und 
Unterthanen mit Gottes Wort zu verſorgen unterlaſſen, 
daraus ſeien Ch. Gn. gezwungen, Aufruhr, Zwietracht 
und allerlei Unrath (ſo aus ungleicher Lehre entſpringet) 
zuvorzukommen, ſelbſt das Beſte, ſo ſie vermocht, als in 
der höheſten Noth, dabei zu thun. Aber auf daß ſie 
dennoch zum Ueberfluß noch ſähen, daß Ch. Gn. nichts 
ſuchete, als daß in ... Landen, zu Heil der armen See— 
len, das Evangelium und gleiche Lehre gehalten, und fried— 
lich, einträchtiglich gelebet würde: ſo wären Ch. Gn. noch 
geneigt oder begehrend, daß ſie ſelbſt, die Biſchöfe, ih— 
res Amtes wollten pflegen Timoth. 1. und in S. Ch. 
Gn. Landen fördern und helfen, ſolch Evang. zu lehren 
und Frieden zu erhalten, wie ſie vor Gott und der Welt 
ſchuldig ſind, weil ſie wollen Biſchöfe und Hirten ſeyn. 
Wo ſie aber nicht wollten, daß ſie alsdenn zu bedenken 
hätten, es könnte S. Ch. Gn. als ein weltlicher Fürſt 
ſo wenig in S. Ch. Landen leiden Zwietracht und ungleiche 
Lehre dem Evangelio zuwider, fo wenig als ſie ſelbſt in 
ihren Bisthümern leiden könnten u. ſ. w. Und ſie, die 
Biſchöfe, damit denn S. Ch. Gn. allerdings mit höch— 
ſter Noth drängen, ſelbſt drein zu ſehn, damit S. C. G. 
nicht auch vor Gott theilhaftig erfunden werden ſolcher der 
Biſchöfe Verſäumung“. (Marheinekes Reformations— 
geſch. II. 333). Desgleichen in Luthers Vorrede zum Un— 
terricht der Viſitatoren: „Denn obwohl S. Ch. Gn. 
zu lehren und geiſtlich zu regieren nicht befohlen 
iſt; ſo ſind ſie doch ſchuldig, als weltliche Obrigkeit, darob 
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Die Konſiſtorien find demgemäß nach dem urſprüng— 
lichen Gedanken der Reformatoren eine Behörde 
für die geiſtliche Gerichtsbarkeit und zwar für 
die wahrhaft geiſtliche Gerichtsbarkeit, d. i. jene, bei der 
es auf den chriſtlichen Wandel, alfo auf die Kirchen 
zucht, abgeſehen iſt. Ihnen ſolle es daher vor allem 
zukommen, den Bann (Exkommunikation) für kirch⸗ 
liche Vergehungen (Irrlehren, Gottesläſterung, Verach— 
tung des Abendmahls, Beſchimpfung der Geiſtlichen, 
öffentliche Unzucht, Ehebruch) auszuſprechen, und damit 
reihen ſie ſich unmittelbar an die Kirchenviſitationen an, 
ſodann aber auch über Eheſtreitigkeiten, da dieſe 
das Gewiſſen berühren, zu erkennen. Dagegen gehört 
es keineswegs weſentlich zum Begriffe der Konftitorien, 
wie die Reformatoren ihn auffaßten, daß fie die Be— 
hörde für die Kirchen verwaltung ſeyen, ſon— 
dern letztere ſollte den Biſchöfen verbleiben. Das iſt 
alles mit Sicherheit nachzuweiſen. In der Refor— 
mationsformel von 1545, der Hauptquelle für 
die Anſicht der Reformatoren in dieſem Stücke, 
wird im dritten Artikel die Kirchenregierung der Bi— 
ſchöfe abgehandelt, von ihnen die rechte Beſtellung des 
Predigtamtes, die Prüfungen vor der Ordination, die 
Kirchenviſitation und dgl. gefordert, alſo die ganze 
Sphäre der Verwaltung, die dann in der Ausfuͤhrung 
den Konfiftorien zuftel, nicht dieſen, ſondern den Bi— 
ſchöfen zugetheilt; ſodann wird im vierten Artikel von 
den geiſtlichen Gerichten gehandelt, für dieſen Zweck 


zu halten, daß nicht Zwietracht, Rotten und Aufruhr ſich 
unter den Unterthanen erheben u. ſ. w. (Walch X. 1910) 
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wird die Errichtung der Konſiſtorien gefordert, und nur 
rückſichtlich der beiden erwähnten Gegenſtände: Kirchen— 
bann und Eheſachen, in der Art wie eben angegeben 
worden ). Ferner in dem Gutachten des Pontanus 
1539 geſchieht des erſten Verſuches zur Errichtung eines 
Konſiſtoriums Erwähnung, den er zu Wittenberg unter 
Luthers Zuſtimmung machte, und dabei wird das Kon— 
ſiſtorium als eine Einrichtung zum Zwecke der Kirchen— 
zucht „die Viſitationen wirkſamer zu machen“ und na— 
mentlich zur Entſcheidung von Eheſachen erwähnt !). 
Die Kirchenordnung, welche 1543 in Braunſchweig ein— 
geführt wurde, behält bei Beſtinmung des Wirkungs- 
kreiſes der Superintendenten den Konſiſtorien die hö— 
here Gerichtsbarkeit vor in Beziehung auf Abſetzung 
der Geiſtlichen und Eheſachen 5). Ebenſo dringt Mo— 
ritz von Sachſen bei den Biſchöfen ſeiner Provinzen 
Meißen und Merſeburg darauf, daß ſie ihre geiſt— 
liche Gerichtsbarkeit beſonders in Eheſachen auf fromme 
und chriſtliche Weiſe und der h. Schrift gemäß durch 
Konſiſtorien ausüben laſſen ſollen “); wo nicht, 
ſo wolle er andern Prälaten unter ſeinen Unterthanen 
jene Gerichtsbarkeit übertragen. Auch in dem Reſcripte 
des Herzog Moritz über Errichtung eines Konſi— 


3) Seckendorf histor. Luther. lib. III. p. 534. 

4) Seckendorf lib. III. p. 219. die oben abgedruckte Stelle. 

5) Seckendorf lib. III. p. 449. 

6) Seckendorf lib. III. p. 455. „Jus suum..... per consi- 
storia exercerent“ alſo die Gerichtsbarkeit als Sache der 
Biſchöfe anerkannt; aber durch Konſiſtorien ſtatt der Officiale 
zu üben. a 

Stahl's prof, Kirchenverf. 11 
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ſtoriums wird inſonderheit der Bann als ihre Aufgabe 
hervorgehoben ”). 

Den Anſtoß zu dem Gedanken der Konſiſtorien 
erhielten die Reformatoren durch das Inſtitut der bi— 
ſchöflichen Officialen. Der Verfall dieſes Inſti— 
tuts ließ ſie auf Mittel ſinnen, es zu reformiren, oder 
vielmehr ein geeigneteres an die Stelle zu ſetzen. Ganz 
deutlichen Aufſchluß giebt hierüber eine Stelle der 
Schmalkaldiſchen Artikel: „denn die Officiale haben 
unleidlichen Muthwillen damit getrieben, und 
die Leute entweder aus Geiz oder anderem Muthwillen 
wohl geplagt und ohne alle vorhergehende recht⸗ 
liche Erkenntniß gebannt u. ſ. w. s). Von 1537, 
wo der Unfug der Officiale alſo geſchildert wurde, bis 
1539, wo Pontanus mit Luthers Zuſtimmung den Vers 
ſuch eines Konſiſtoriums machte, war alſo der Gedanke 
der Konſiſtorien gereift, und im Jahre 1543 galt er bei 
der neuen Glaubensparthei als Fundamentalſatz der 
Kirchenverfaſſung, wie aus der angeführten Auffors 
derung Moritzens an die Biſchöfe erhellt. Nicht ein 
bloßes Surrogat der Officiale beim Weg— 
fallen der Biſchöfe, wie man anzunehmen pflegt, ſon⸗ 
dern eine Reform derſelben ſelbſt auch unter Voraus⸗ 


7) Seckendorf, eod. 2e Spalte. 

8) „Von der Biſchöfe Gewalt.“ Abſatz „Dieß iſt“; desgleichen 
in Luthers Vorrede zum Unterricht der Viſitatoren: „End— 
lich da es nicht ärger noch tiefer konnte fallen, bliebe Jun— 
ker Official auch daheim in warmer Stuben und ſchickte 
etwa einen Schelmen oder Buben u. ſ. w. (Walch X. 
1904.) 
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ſetzung ihres Beitrittes ſollten demnach die Konſi— 
ſtorien ſeyn. Dieſe Reform beſtand aber darin: ſie ſoll— 
ten kollegialiſch entſcheiden, — einen Zuſatz von Laien— 
mitgliedern erhalten — und eine Unabhängigkeit von der 
perſönlichen Gewalt des Biſchofes behaupten?). Bei 
dieſer Reform waren die Reformatoren unläugbar ge— 
leitet von dem Vorbilde der erſten chriſtlichen Gemein— 
den und des Verfahrens, welches Chriſtus für die Aus— 
ſtoßung aus der Gemeinde anordnet 10). Deßhalb nas 
mentlich ſtellten ſie jene Forderung, daß neben den Geiſt— 
lichen eine Anzahl gottesfürchtiger Laien in dem Konſi— 5 
ſtorium ſitze, gleichſam damit es als Repräſentation der 
Gemeinde oder Kirche gelten könne. Hierin hat die 
proteſtantiſche Idee der Konſiſtorien eine nahe Vers 
wandtſchaft mit den reformirten Presbyterien; ſie unter— 
ſcheidet ſich aber von letzteren hinſichtlich der Formation 
weſentlich dadurch, daß die Konſiſtorien unter einem 
Biſchofe ſtehend gedacht wurden, daß eben deßwegen 
ihre Gerichtsbarkeit über eine ganze biſchöfliche Diöceſe 
(nachher ein landesherrliches Territorium), nicht bloß 
über eine Gemeinde ſich erſtrecken ſoll, und daß ſie 
nicht auf Vollmacht der Gemeinde beruhen. Als Diö— 
ceſanbehörde konnten ſie denn ihre weltlichen Glieder 
auch nicht aus ſchlichten Chriſten wie die reformirten 
Presbyterien, ſondern nur aus gelehrten geſchäftskun— 


9) Vergl. die oben angeführten Stellen. Auch war es eine 
Nebenabſicht, die geiſtliche Gerichtsbarkeit wohlfeiler zu ſtel— 
len, ſ. die angeführte Stelle über das Gutachten des Pon— 
tanus. 

10) ſ. o. Abſchn. II. Note 24. 
N 11* 
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digen Männern („viri honesti et docti“ 1545) er⸗ 
halten. l 
Dieß iſt der Gedanke der Konſiſtorien, wie die 
Reformatoren fie als eine nothwendige Einrichtung 
unter jeder Art von Verfaſſung und namentlich unter 
dem Fortbeſtande der biſchöflichen dachten, welche ſie, 
falſche Auffaſſung und Mißbräuche abgerechnet, für die 
naturgemäße Verfaſſung der Kirche hielten. Dieß iſt 
es daher, was ſie als den unwandelbaren Kern 
des Inſtitutes anſahen: es ſollte ein unabhängiges 
kirchliches Sittengericht ſeyn. Die Konſiſtorien mußten 
aber eine andere Stellung annehmen, im Falle die Bi⸗ 
ſchöfe ſich losſagten und die Fürſten zur Kirchengewalt 
wurden. Auch auf dieſen Fall, den ſie ja nach allen 
Umſtänden als den wahrſcheinlichern vorausſetzen muß— 
ten, hatten die Reformatoren ſchon von Anbeginn das 
Inſtitut berechnet, und ein älteres Gutachten von 
1538 11), das die unmittelbare Einführung in Sachſen 
zum Gegenſtande hat, giebt das Bild der Konſiſtorien 
unter den Fürſten, wie jenes von 1545 unter den Bi⸗ 
fhöfen. Man darf nun aber keineswegs das Gutach— 
ten von 1538, weil es das ältere iſt, für den eigentli⸗ 
chen Gedanken der Konſiſtorien, das von 1545 für eine 
Modifikation desſelben halten; ſondern vielmehr enthält 
das Gutachten von 1545 die reine Idee des Inſtituts, 


— 


11) „Bedenken der Konſiſtorij halbenn“ 1538. „von etlichen aus 
den gelertten allhier In der Schuell zu Wittenbergk ver- 
faßt.“ (Vergl. Weber ſächſ. Kirchenrecht I. 436.). Es 
iſt noch nicht gedruckt, ich citire nach dem Original-Manu⸗ 
ſkript, das ſich im Archiv zu Weimar befindet. 
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wie fie den Reformatoren auch ſchon bei den ſchmalkal— 
diſchen Artikeln vorſchwebte, das von 1538 die Ausfüh— 
rung und Akkommodation desſelben für die beſtehenden 
Verhältniſſe. 

Unter Vorausſetzung der landesfürſtlichen Kirchen— 
gewalt mußte vor allem der Wirkungskreis der 
Konſiſtorien ein andrer werden. Die Kirchenzucht 
als das Weſen des ganzen Inſtituts mußte natürlich 
bleiben 2); aber das Konſiſtorium bekam noch eine ans 
dere Aufgabe dazu. Der Fürſt nemlich konnte nicht 
wie ein Biſchof die Verwaltung der Kirche in ihren 
geiſtlichen Beziehungen ſelbſt und in Perſon beſorgen; 
darum erhielten die Konfiftorien jene Gegenſtände, die 
ſonſt Sache der Biſchöfe geweſen wären und auch als 
ſolche von den Reformatoren (1545) bezeichnet wurden: 
die Aufſicht über die Lehre, über die Ceremonien 3), 


12) Das Bedürfniß hiefür wurde im Gegentheil noch ſtärker 
empfunden, da mit der Aufhebung der katholiſchen geiſtlichen 
Gerichte eine völlige Zuchtloſigkeit einzureißen begann: „So 
nun.... auch Uebung etlicher dieſer Aempter gefallen, Anz 
ſtatt aber derſelbigen noch keine andere Beſtellung gemacht, 
iſt zu beſorgen, das des leichtlicher ergernis vürfallen, viel 
untugend und mutwille“ u. ſ. w. (1538. fol. 2.). 

13) „Erſtlich iſt uns ſolches Ampts Hoch von noten, welches nitt 
anders thue, und allein Uff dieſe kirchenſache Vleis für— 
wende, damitt die pfarrer und diener des Evangelij dem 
Heiligen göttlichen Wort gemäß und auch eintrechtigklich, 
gleichförmig leeren“ u. ſ. w. (1538. fol. 3. desgl. fol, 6.) 
„das auch gleichförmige ordentliche Ceremonien gehalden 
werden“ u. ſ. w. (weitläuftig ausgeführt von fol. 6 — 8.) 


> 
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dann die Prüfung der Kandidaten, die Inſtitution der 
Pfarrer. Aus gleichem Grunde wurde auch das Amt 
der Superintendenten errichtet, welche eines der 
wichtigſten Geſchäfte des Biſchofes, die Ueberwachung 
der Pfarrer, zu beſorgen hatten, ohne gleich dieſen Sub— 
jekt der Kirchengewalt zu ſeyn, ſondern als Werkzeuge 
der landesherrlichen Kirchengewalt ). Eben dadurch 
kam aber dieſes Geſchäft nun mit den Superintendenten 
ſelbſt unter die Konſiſtorien, während es bei biſchöf— 
lichem Kirchenregimente über oder wenigſtens neben 
ihnen beſtanden hätte. Auch die Verwaltung der äußer— 
lichen Kirchenangelegenheiten, namentlich Vermögensver— 
waltung, fiel an die Konſiſtorien 5), Endlich dienten 
fie auch als Rath der Fürſten, da dieſe nicht wie Bis 
ſchöfe auf ihr eignes Urtheil in geiſtlichen Dingen 


14) Obwohl das Amt der Superintendenten der Namensbedeu— 
tung nach dasſelbe iſt, wie das des Biſchofes, und man 
wohl auch anfangs dieß damit ausdrücken wollte, daß 
die Superintendenten die Bifchöfe erſetzen ſollten, fo be— 
ſteht doch zwiſchen dieſen beiden Aemtern in der Sache gar 
keine Aehnlichkeit, da der Biſchof Subjekt der Kirchenge— 
walt iſt, der Superintendent bloß auf hohern Befehl zu voll— 
ziehen und zu verwalten hat. Anfänglich war noch das 
Amt der Superintendenten bedeutender, indem ihnen die 
Beſtrafung der Geiſtlichen, ſelbſt deren Remotion, zuſtand; 
allein das wurde ihnen ſchon damals nur proviſoriſch einge— 
räumt bis zur Errichtung der Konſiſtorien, und fiel daher 
weg, wie dieſe eintrat. Seck. J. III. p. 449 eit. 

15) Schon im Bedenken von 1538 die Aufſicht, daß die Kirchen 
in gutem Stand erhalten bleiben (fol. 12. 13.), dann die 
Viſitation der Kaſſen (fol. 18.). 
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bauen konnten 16). Außerdem überwies man ihnen un— 
ter dem Titel der geiſtlichen Gerichtsbarkeit ſelbſt, in 
der Gewöhnung an die vorgefundenen Zuſtände, auch 
noch die Streitigkeiten über Patronat, über Kirchen— 
einkünfte, insbeſondere Zehenden, über die Rechtsver— 
hältniſſe der Kleriker (Kirchen- und Schuldiener) 17). 
Sodann wurde aber auch die Stellung der Konſi— 
ftorien und zum Theil ihre Kompoſition unter den Für- 
ſten eine andere. Die Konſiſtorien als Surrogat, d. i. 
Reform der Officiale unter den Biſchöfen, ſollten aller— 
dings auch zum Theil aus Laien beſtehen, aber dieſe 
(‚‚honesti et docti viri, deum timentes“ 1545) gal⸗ 
ten dann als Vertreter der Gemeinde; die Konſiſto— 
rien waren daher eine rein kirchliche Repräſentation, 
wie man fie insbeſondre nach Matth. 18. für die Kir— 
chenzucht paſſend hielt. Dagegen unter dem Fürſten 
galten die weltlichen Mitglieder mehr als Vertreter der 
weltlichen Obrigkeit („Politici“ im ſpäteren Ausdruck), 


16) Reſkript von Herzog Moriz ſ. o. Note 7. 

17) Churſ. K. O. 1580. S. 260. Vollſtändig find die Gegen⸗ 
ſtände der Konſiſtorialgerichtsbarkeit behandelt bei Lud o— 
vici Konſiſtorialprozeß Kap. 5 u. 6. — In neuerer Zeit 
hat man in mehreren Ländern dieſe letztgenannten Gegen— 
ſtände zum großen Theil, und meiſtens mit Recht, an die 
weltlichen Gerichte gewieſen z. B. Preußen, Bayern, Wür— 
temberg. In Sachſen beſteht in der Hauptſache noch ganz 
das ältere Verhältniß. In Churheſſen iſt bloß das perſön— 
liche forum der Kleriker vor den geiſtlichen Gerichten abge: 
ſchafft u. ſ. w. Nur für einzelne Beziehungen dürfte viel— 
leicht fortwährend wenigſtens eine Konkurrenz der kirchlichen 
Behörde angemeſſen ſeyn. 
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und die Konſiſtorien als ein gemiſchtes, theils kirchliches 
theils bürgerliches Gericht, was man dann ſpäter be— 
ſonders für Eheſachen u. dgl. paſſend hielt ). Das Ganze 
bekam einen weltlichen Präſidenten als Verordneten (Com- 
missarius) des Fürſten, und beſtand unter Autorifirung 
der weltlichen Macht. So bekam das Konſiſtorium 
einen doppelten Charakter, es ſchillert gleichſam nach 
zwei Seiten hin, indem es nach feinem innern Gedan— 
ken ein rein kirchliches Inſtitut, nach feiner Ausfüh— 
rung unter den gegebenen Umſtänden beides zugleich, 
Repräſentation der Kirche und fürſtliche Behörde, iſt. 
An eine Abhängigkeit vom Landesfürſten bei der Ver— 
waltung geiſtlicher Dinge in der Art, daß es bloß das 
Organ desſelben werden ſollte, wie Staatsbehörden, 
wurde aber dabei nicht gedacht; denn im Gegentheile 
die Sonderung der geiſtlichen Gerichtsbarkeit, welche der 
Kirche, von der weltlichen, welche den Fürſten von 
Gott verliehen ſey, war ja das Motiv des ganzen In— 
ſtituts ). Ja es wird in dem Bedenken von 1538 ſo⸗ 


18) z. B. Dedekenn thesaur. consil. III. 5. 

19) Wohl werden in den Aeußerungen der Reformatoren die 
Motive durcheinandergemengt, einerſeits, daß ein Amt nö— 
thig ſey „das nichts anderes thue,“ daß „zu Hofe der ge— 
ſchäft ſo gar viel,“ daß man der geiſtlichen Sachen „bei 
Hof nitt beauemlich abwarten kann,“ andererſeits, daß 
„von Anfang der chriſtlichen Kirchen die Kirchenſachen, 
Cheſachen, Konſcienz und gewiſſenſachen allzeit eigene 
Konſiſtoria gehabt und ihr eigen Eccleſiaſticos Konkurs 
der Heiligen Schrift gemes“ (1538. fol. 11.) Eben 
fo: Haec judicia a Deo praecipi manifestum est und 


1 
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gar in Erwägung gezogen, ob die geiſtliche Gerichtsbar— 
keit nicht vielmehr Sache des Pfarramtes und deßhalb 
dieſen zu überlaſſen ſey, wo alſo an eine Abhängigkeit 
vom Fürſten nicht gedacht werden konnte, und dieſes 
nicht der Sache nach geläugnet, ſondern nur theils deß— 
halb abgelehnt, weil die Pfarrer dadurch, mit andern 
Geſchäften überhäuft, die Schriftforſchung und Seel— 
ſorge vernachläßigen möchten, theils deßhalb, weil den 
Pfarrern die äußere Exekution fehlen würde 20). 


Obwohl demnach der Wirkungskreis der Konſiſto— 2 
rien, der ſich unter den Bifchöfen bloß auf die Kir— 
chenzucht erſtrecken ſollte, unter den Landesfürſten auf 
die ganze Kirchenverwaltung ausgedehnt wurde, ſo 
konnte er ſich doch nicht auf jene Rechte erſtrecken, 
welche nicht die ſtändige Verwaltung enthalten, ſondern 
die eigentlichen und unmittelbaren Aeußerungen der Kir— 
chengewalt ſind, als die Geſetzgebung, namentlich über 
Verfaſſung, Liturgie u. dgl., die Errichtung und Eintheis 
lung der Kirchenſprengel, die Kollation der Pfarrſtellen, 


dann quia magistratus prophani non curant et negli- 
gentes sunt etc. (1545, abgedruckt oben S. 79.). Dabei 
iſt aber auch zu bedenken, daß damals ſchon ſo lange Zeit 
die biſchöfliche Gewalt abgeſchafft war, und faktiſch der Fürſt 
(Hof) die geiſtliche Gerichtsbarkeit üben mußte, es alſo 
jetzt darauf ankam, demſelben einen Beſitz wieder abzu— 
nehmen. 


20) „Und ob jemand hier dies Bedenken hätte, daß dieſe Sa— 


chen ſollten durch die Superintendenten und Pfarrer“ u. 
ſ. w. (fol. 5.) 
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die Diſpenſationen, als welche dem Rechte der Geſetz— 
gebung korreſpondiren. Das alles konnte nicht an die 
Konſiſtorien kommen, weil dieſe eben nicht Subjekt der 
Kirchengewalt ſind, ſondern nur durch den Landesherrn 
ſelbſt ausgeübt werden. Das ſind die landesherrlichen 
Reſervatrechte ?). So wenig als die Errichtung der 
Konſiſtorien überhaupt, jo wenig beruht auch die Unter⸗ 
ſcheidung von Reſervatrechten und übertragenen Rechten 
auf der Fiktion des biſchöflichen Rechtes; ſondern ſie war 
die Folge faktiſcher Nothwendigkeit und der Natur der 
Sache, und iſt daher ſchon von Anbeginn vorhanden, 
wenn auch der Name Reſervatrechte erſt ſpäter aufs 
kam. Schon von Anbeginn übten die Landesherrn die 
jetzt ſo genannten Reſervatrechte aus, noch bevor eine 
wiſſenſchaftliche Theorie beſtand, ja noch bevor Kirchen— 
ordnungen publicirt wurden, und ſchon bei ihrer erſten 
Einführung hatten die Konſiſtorien die jetzt ſogenannten 
übertragenen Rechte (jura vicaria): die Gerichtsbar— 
keit, die ja eben der Begriff des Konſiſtoriums iſt, und 
die Verwaltung, die ihnen aus den angeführten Grün— 
den zufiel. Das Vorbild der biſchöflichen Officialate iſt 
zwar nicht ohne Einfluß geblieben für die nachherige 
detaillirtere Abgrenzung der Reſervatrechte und der den 


21) Durch dieſen Begriff iſt nur bezeichnet, daß das Konſiſto— 
rium nicht ohne den Landesfürſten, nicht aber, daß der Lanz 
desfürſt ohne irgend eine Mitwirkung anderer Organe ver— 
fügen könne. Dagegen umfaßt der entgegengeſetzte Begriff 
der „übertragenen Rechte“ Gura vicaria) viele ſolche, die 
der Fürft ſelbſt nicht ausüben dürfte, ſondern nothwendig 
übertragen muß. 
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Konſiſtorien übertragenen Rechte, und noch mehr für 
die Bezeichnung der Gegenſtände der geiſtlichen Ge— 
richtsbarkeit. Allein das eigentlich Beſtimmende war 
jenes Vorbild durchaus nicht; das erhellt ſchon daraus, 
daß ſich in den Kirchenordnungen nirgends Benennun— 
gen und techniſche Ausdrücke finden, die an dasſelbe er— 
innerten; ſodann daraus, daß die Abgrenzung der Re— 
ſervatrechte nicht genau dieſelbe iſt, indem z. B. die 
Beſtrafung der Geiſtlichen dem biſchöflichen Generalvi— 
kar nicht zukömmt, wohl aber dem landesfürſtlichen 
Konſiſtorium; endlich daraus, daß der Charakter der 
Konſiſtorialgerichtsbarkeit ein ganz anderer iſt, als der 
der Officialgerichtsbarkeit, nemlich dieſe iſt eine bloß 
ſtellvertretende (jurisdietio vicaria), jene eine ſelbſtſtän— 
dige (ordinaria). Man war ſich klar bewußt, daß man 
ein eigenthümlich proteſtantiſches Inſtitut, eine Reform 
der biſchöflichen Gerichte, geſtaltete. — 

Die darauf folgende wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
(Stephani, Reinkingk, Carpzov) ging nun aller⸗ 
dings vielfach auf die katholiſchen Rechtsquellen und Rechts 
begriffe, da dieſe allein wiſſenſchaftlich ausgebildet waren, 
zurück, und ſetzte den proteſtantiſchen Rechtszuſtand, der ſich 
ſelbſtſtändig aus eigner Wurzel gebildet hatte, mit ih— 
nen in Verbindung. Man ſuchte, wo es anging, katho— 
liſche techniſche Bezeichnungen (z. B. jurisdictio ordi- 
naria, delegata u. dgl.), man zog Parallelen mit Ta- 
tholiſchen Inſtituten (z. B. den Archidiakonen). Das 
geſchah wohl mitunter, eigentlich nur durch Stephani, 
auf unpaſſende Art. Allein in keiner Weiſe ließ man 
ſich dadurch zu praktiſchen Folgerungen hinreißen, welche 
den proteſtantiſchen Grundſätzen oder der weſentlich 
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verſchiedenen Stellung der proteſtantiſchen Konſiſtorien 
als unter einem weltlichen Oberhaupte widerſtritten. 
Im Gegentheil dieſe Verſchiedenheit erkannte man leb— 
haft und baute gerade auf ſie die wichtigſten Behaup— 
tungen. So z. B. leugnete man das Avokationsrecht 
des Fürſten, das doch der Biſchof dem Official gegen— 
über hat; man leugnete ferner die Appellation vom 
Konſiſtorium an den Fürſten, während doch vom Archi— 
diakon, mit dem man das Konſiſtorium ſeiner ſelbſtſtän— 
digen (ordinaria) Gerichtsbarkeit willen paralleliſirte, 
eine Appellation an den Biſchof Statt hat, und zwar 
leugnete man ſie aus dem Grunde, weil der Landes— 
herr eine weltliche Macht ſey. Völlig ungegründet iſt 
daher jene Anſicht, die J. H. Böhmer aufbrachte, daß 
das ganze Inſtitut der Konſiſtorien durch die Fiktion 
der biſchöflichen Qualität bei den Landesherren und in 
Folge derſelben durch die Uebertragung der katholiſchen 
Beſtimmungen über Biſchöfe und ihre Officiale beſtimmt 
worden ſey, während doch die Ausbildung desſelben in 
eine Zeit fällt, in der man von dieſer Fiktion keine 
Ahnung hatte 22). Seit Böhmer aber iſt das herrſchende 


22) Die Beweiſe Böhmers (I. 28. $. 14) find nichts als Vermuthun— 
gen; er ſetzt nemlich, gewiß irrig, voraus, daß das kuͤnſtliche Rai: 
ſonnement Stephanis nicht die Erfindung des letztern, ſon— 
dern eine überlieferte Anſicht ſey, und ſchließt daraus, daß 
die Juriſten, welche die Konſiſtorien errichten halfen, auch 
dieſelben nach biſchöflichem Muſter errichtet hätten. Wenn 
das Raiſonnement Stephanis, das ſich bei keinem ſpätern 
findet und ganz das Gepräge eigner Erfindung trägt, wirk— 
lich ſchon die früheren gehabt haben ſollten, ſo kann es 
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Anſicht geworden, und hat ſich jetzt auch bei manchen 
der andere Irrthum hinzugeſellt, als hätten die älteren 
Juriſten hiedurch dem Landesherrn eine ungebührliche 
Macht eingeräumt, während doch ihre ganze Richtung 
hiebei im Gegentheil — wie auch Böhmer ſich wohl be— 


doch nach der Natur der Sache nicht älter ſeyn, als der 
Religionsfriede, und damals war die Stellung der Konſi⸗ 
ſtorien doch im Weſentlichen ſchon beſtimmt; namentlich 
der Grundſatz, den Böhmer hauptſächlich angreift, daß die 
geiſtliche Gerichtsbarkeit von der weltlichen geſchieden ſeyn 
und der Landesfürſt deßhalb Konſiſtorien als Behörden für 
letztere nothwendig errichten müſſe, gehört ſchon dem ur— 
ſprünglichen Gedanken und der erſten Beſtellung der Kon: 
fiftorien an. Nun beſchuldigt Böhmer ſehr naiv dieſes an: 
tiproteſtantiſchen Grundſatzes die Reformatoren ſelbſt, wie 
ſie die Konſiſtorien forderten, und die erſten Fürſten, wie 
fie, durch jene irre geleitet, die Konſiſtorien einrichteten, 
kurz das wirkliche Inſtitut der Konſiſtorien, während doch 
die Konſiſtorien ihrer wahren Idee nach, die er aus ſeinem 
oder vielmehr des Thomaſius Raiſonnement ſchöpft, nichts 
anderes, als weltliche Behörden des Landesfürſten ſeyen, die 
er, wenn er nicht wollte, nicht zu errichten brauche. Wenn 
die Nachahmung und Uebertragung katholiſcher Einrichtungen 
darin beſtehen ſoll, was eigentlich Böhmers Meinung iſt, 
daß man überhaupt geſonderte kirchliche Behörden errichtete, 
dann allerdings waren die Konſiſtorien eine ſolche Nachah— 
mung und Uebertragung, und iſt nicht die Lehre der ältern 
Schriftſteller, ſondern das Inſtitut ſelbſt ein katholiſcher Irr— 
thum. Allein es iſt kein Zweifel, daß dieſe Sonderung des 
Kirchlichen vom Weltlichen eben ſo ſehr proteſtantiſch als 
katholiſch, nemlich überhaupt im Weſen der chriſtlichen 
Kirche begründet iſt. 
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wußt iſt und was er gerade tadelt — dahin geht, die 
Kirche als ein ſelbſtſtändiges Inſtitut gegenüber dem 
Landesfürſten zu erhalten. Daß die Landesfürſten zuletzt 
der That, nicht dem bloßen Namen nach, Biſchöfe der 
Kirche wurden, d. i. Regenten der Kirche für ihre in— 
neren geiſtlichen Angelegenheiten, das hat ſeinen Ur— 
ſprung eben im Territorial- und nicht im Epiſkopal⸗ 
ſyſtem. 

Allein nachdem einmal die Fürſten als das Sub⸗ 
jekt der Kirchengewalt galten, nachdem ſie die ganze 
Kirchenverwaltung, wenn auch durch das Konſiſtorium 
verſehen, doch in Abhängigkeit unter ſich hatten, ſtellten 
ſie ſich thatſächlich auch zu der geiſtlichen Gerichtsbar— 
keit in das Verhältniß der Kirchenobern. Das geſchah ins— 
beſondre dadurch, daß ſie eine Berufung vom Konſiſtorium 
an ſich geſtatteten. Dieß erfolgte vor aller Doktrin des 
proteſtantiſchen Kirchenrechts und nicht in Folge einer 
Uebertragung der Grundſätze vom Biſchof, ſondern in 
Folge ihrer thatſächlichen Kirchengewalt. Schon z. B. 
die churſächſiſche Kirchenordnung von 1580 enthält 
es 23), und es iſt überall beibehalten. Wie nun der 
Landesherr eine weltliche Autorität iſt, und mit allen 
Fiktionen zu nichts anderem gemacht werden kann, ſo 
ward dadurch auch die Konſiſtorialgerichtsbarkeit von 
ſelbſt zu einer weltlichen. In zweiter Inſtanz wurde 


23) Ja ſogar das Bedenken von 1538. fol. 16. „ſoll dieſe 
Strafe (Exkommunikation) ſtatt haben allzeit mit Vorbe— 
haltung der Appellation an den Landesfürſten und S. Ch. 
Gn. Verordnete.“ Hier allerdings mehr eine Appell. 
tanquam ab abusu. Vergl. das folg. Kap. 
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nemlich nun entweder vom Landesherrn in Perſon, fey 
es allein oder mit Zuziehung ſeines weltlichen Rathes, 
oder von dem oberſten Gerichtshof des Landes, wo ein 
Territorialgericht dritter Inſtanz beſtand, oder von einer 
auswärtigen Juriſtenfakultät, mitunter einem auswärti— 
gen Konſiſtorium, mittelſt Aktenverſendung erkannt. 
Sehr ſelten findet ſich die Einrichtung, daß auch in 
zweiter Inſtanz ein gemiſchtes Gericht, zugleich aus 
Theologen beſtehend, erkannte. Dagegen ſtritten nun 
die älteren kirchlichgeſinnten Rechtslehrer, indem dieſes 
dem oberſten Grundſatze der Kirchenverfaſſung, daß die 
geiſtliche Gerichtsbarkeit von der weltlichen geſchieden 
ſeyn folle, widerſpräche ?“). Allein die Kirchenordnun— 
gen wie die Praxis waren gegen ſie, ſo daß ſchon vor 
der entſchiedenen wiſſenſchaftlichen Erſcheinung des Ter— 
ritorialprincips die ſpäteren Praktiker, bei welchen das 
kirchliche Intereſſe minder vorherrſchte, dieſe Berufung 
anerkannten. Davon iſt nun aber eine weitere Folge 
die Möglichkeit der Avokation durch den Landesherrn. 
Dieſer widerſetzten ſich die früheren Rechtslehrer aus 
demſelben Grunde, weil nur an ein gleichartiges, nicht 
aber von einem geiſtlichen Gerichte an eine weltliche 
Autorität avocirt werden könne. Wenn aber einmal 
die Berufung an eine weltliche Autorität ſtatt hat, ſo 
iſt gar kein Grund vorhanden, die Avokation, ſoweit 
dieſe überhaupt für rechtmäßig gehalten wird, an eine 


24) S. Boehmer J. c. $. 38. wo der Gegenſatz feines territo— 
rialiſtiſchen Princips gegen das ältere in allen einzelnen 
Sätzen durchgeführt ift, und zahlreiche Schriftſteller des äl— 
tern Syſtems für jede Behauptung citirt werden. 
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ſolche auszuſchließen, und ſelbſt Carpzov, abweichend 
von dem ſtrengeren Stephani, behauptet wenigſtens 
nicht die völlige Unmöglichkeit. Endlich wurde es in 
Uebereinſtimmung damit auch Rechtens, daß der Lan⸗ 
desherr ſelbſt der Gerichtsbarkeit feines Konſiſtoriums 
nicht unterworfen ſey. Als Repräſentation der Kirche 
und rein geiſtliches Gericht zur Handhabung der Kir— 
chenzucht beſtimmt, hätte das Konſiſtorium auch über 
den Landesherrn bei Eheſachen, Bann u. dgl. feine Ge— 
richtsbarkeit ausdehnen müſſen, und das iſt auch die 
Anſicht der älteren Kirchenrechtslehrer, z. B. Carpzovs. — 
So wie aber die Fürſten ſich die Stellung gaben, daß 
das Konſiſtorium ſeine Gerichtsbarkeit von ihnen ab— 
leite, daß Berufung an ſie und ihre Gerichte Statt 
habe, kurz wie die Gerichtsbarkeit des Konſiſtoriums 
ſich verweltlichte, ſo konnte der Landesherr ihm ſo we— 
nig unterworfen ſeyn, als ſeinen weltlichen Gerichten, 
und ſtanden die Landesherren unter gar keiner krrchli— 
chen Gerichtsbarkeit, wenn ſie ſich nicht durch Kom— 
promiß ſelbſt einer ſolchen, am häufigſten der eines aus— 
wärtigen Konſiſtoriums, unterwarfen). Dieſe Ver— 
weltlichung mußte noch dadurch befördert werden, daß 
ein großer Theil der ſpäter den Konſiſtorien überwieſe— 
nen Gegenſtände wirklich nicht geiſtlicher Natur iſt, und 
daß einem bedeutenden Bereich wirklich geiſtlicher Ge— 
genſtände, nemlich den Eheſachen, in den proteſtantiſchen 
Symbolen dieſer Charakter, wiewohl nur ſcheinbar, 


— 


25) Daß die Entſcheidung eines auswärtigen Konſiſtoriums 
hierin in den meiſten Fällen paſſender iſt, als die des ein— 
heimiſchen, kann auch gar nicht geleugnet werden. 
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abgeſprochen worden war. — So haben denn die Terri— 
torialiſten in mehrern einzelnen Punkten das unbeſtreit— 
bare poſitive Recht für ſich, während ſich auf der an⸗ 
dern Seite nicht leugnen läßt, daß dieſe Stellung der 
Konſiſtorien geradezu in Widerſpruch mit der urſprüng— 
lichen Idee derſelben ſteht. Den Epiſkopaliſten ſteht 
daher immerhin das zur Seite, daß ihre in dieſer Hin— 
ſicht juriſtiſch unrichtigen Behauptungen aus einem 
treuen Feſthalten an der urſprünglichen, kirchlichen Idee 
des Inſtituts hervorgingen 26). Mit der Berufung an 
weltliche Gerichte war aber der Grund dazu gelegt, 
daß die ganze Konſiſtorialgerichtsbarkeit völlig auf— 
hören konnte, und deßwegen in der neueſten Zeit auch 
in manchen Ländern wirklich aufhörte 7). Denn kann 
in höchſter Inſtanz über dieſe Gegenſtände von einem 
weltlichen Gerichte geſprochen werden, ſo iſt die Abſicht 
und der Grund aller Konſiſtorialgerichtsbarkeit völlig 
vereitelt, und nicht abzuſehen, warum nicht gleich von 
vorne herein auch in erſter Inſtanz ein weltliches Ge— 
richt ſprechen ſollte. Die erſte Einrichtungsweiſe der 
Konſiſtorialgerichtsbarkeit, nemlich die Appellation an 
den Landesherrn oder die oberſten Landsgerichte, ent— 


26) Böhmer a. a. O. hat alſo bei mehreren der Sätze, die er 
aus dem Territorialprincip im Gegenſatz zur ältern 
Meinung folgert, unſtreitig Recht, ohne daß deßwegen die 
Richtigkeit jenes Princips und ſeiner Konſequenzen über— 
haupt angenommen werden dürfte. 

27) z. B. in Preußen und Bayern, wo man auch die Chefachen 


den weltlichen Gerichten überwies. 
Stahl's prot. Kirchenverf. 12 
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hielt alſo auch ſchon den Grund und faſt die Noth⸗ 
wendigkeit ihrer dereinſtigen Aufhebung. 

Alle Gerichtsbarkeit der Konſiſtorien iſt, wenn 
man nach den mißverſtandenen Ausſprüchen der Sym— 
bole die Eheſachen als rein weltliche Gegenſtände be— 
trachtet, zufällig, mit Ausnahme des Kirchenbannes. 
Dieſer allein iſt es, der ſeiner Natur nach die Ver⸗ 
weltlichung ausſchließt. Er kann nicht den weltlichen 
Gerichten zur Entſcheidung übertragen werden, und auch 
der Landesherr kann allenfalls ihn zu beſtätigen und 
mit weltlichen Folgen zu begleiten, nicht aber ihn zu 
verhängen Macht haben. Dagegen ſtellt ſich die Kir- 
chenverwaltung der Konſiſtorien, die ihnen mit dem des 
finitiven Uebergange der Kirchengewalt von den Bi— 
ſchöfen auf die Landesherren zufiel, nach kirchlichen und 
rechtlichen Grundſätzen als nothwendig dar. Für dieſe 
wie für die eigentlich geiſtliche Gerichtsbarkeit, nemlich 
den Kirchenbann, ſind die Epiſkopaliſten vollſtändig im 
Rechte, daß die Konſiſtorien eine rein kirchliche Be— 
hörde ſeyen, ihre Beſtellung nothwendig, und ihre Funk— 
tionen bis zu gewiſſem Grade ſelbſtſtändig. — Davon 
im nächſten Kapitel. — 

Da nunmehr die Kirchenzucht, insbeſondere der Kir— 
chenbann meiſt nicht mehr geübt wird, da in manchen, 
Ländern auch die Eheſachen den weltlichen Gerichten 
überwieſen ſind, ſo beſteht hier in der That auch nicht 
eine Spur mehr von dem, was der urſprüngliche und 
weſentliche Begriff eines Konſiſtoriums iſt. 
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Zweites Kapitel, 
Der Lehrſtan d. 


Die Stellung des Landesfürſten ſoll keine andere 
ſeyn, als daß die Lenkung der Kirche formell einzig 
von feiner Autorität als des Oberhauptes ausgehe s), 
und materiell ihm in ſeinem ſchutzherrlichen Charak— 
ter eine Theilnahme an derſelben, eine Mitregierung, 
zukomme, die er nach ſeinem eignen Urtheil als evan— 
geliſcher Chriſt ausübt. Die Lenkung ſelbſt aber ihrem 
Inhalte nach ſoll durch die berufenen Glieder der Kirche, 
d. i. vorzugsweiſe durch den Lehrſtand, beſtimmt ſeyn. 
Dieß wurde bereits nachgewieſen 29). Daß dem Lehr— 
ſtand hierin eine Selbſtſtändigkeit gegenüber dem Für— 
ſten zukömmt, verſteht ſich von ſelbſt. Der Lehrſtand 
ift aber hierbei nicht blos ein ſelbſtſtändiges Organ der 
fürſtlichen Kirchengewalt, ähnlich wie z. B. die Richter 
es hinſichtlich der fürſtlichen Staatsgewalt ſind, ſon— 
dern er iſt ein Organ der Kirche, als eines Inſtituts, 
das außer der fürſtlichen Gewalt ſteht, von dem der 
Fürſt nur eine gewiſſe Seite, die äußerlichſte, vermöge 
des Bandes zum Staate an ſich zieht. Unverkennbar 
iſt das hinſichtlich der eigentlich geiſtlichen Verrichtun— 
gen: der Predigt, Sakramente u. ſ. w. Allein es gilt 


28) Deßwegen werden vom Landesherrn und kraft ſeiner Auto— 
ritat die Synoden berufen, die Kirchenordnungen publicirt, 
det: und Faſttage angeſetzt, die Kirchendiener ernannt. 
Er ſchreibt den Konſiſtorien, den Pfarrern als ſeinen 
Willen und Befehl vor, wie es in kirchlichen Dingen zu 
halten. 

29) Insbeſondere S. 149. 
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nicht minder hinſichtlich des Antheils, welcher dem 
Lehrſtande am Kirchenregimente zukommt 3%. Wenn 
der Lehrſtand ſein Urtheil abgiebt über die Lehre und 
die Uebereinſtimmung einer Einrichtung oder Vornahme 
mit der Lehre, wenn er Irrlehrer zurechtweiſt, wenn 
er — ſey es allein oder in Verbindung mit weltlichen 
Gliedern — den Bann ausſpricht, ſo handelt er in 
dieſem allem der Sache nach nicht kraft fürſtlicher Voll— 
macht, wie der Richter kraft derſelben erkennt, ſondern 
kraft der Vollmacht, die Chriſtus der Kirche verliehen 
hat, und er handelt nicht nach einem Geſetze, das der 
Fürſt erlaſſen, wie der Richter, ſondern nach einer 
Norm, die unmittelbar von einem Höhern ſtammt, an 
deren Erlaſſung der Fürſt keinen Theil hat. Er han⸗ 
delt hierin aber auch nicht, wie ein techniſcher Sachver— 
ſtändiger, der blos berichtet oder klugen Nath ertheilt 
nach ſeinen Kunſtregeln, ſondern ſeine Ausſprüche ha— 
ben den Charakter ethiſcher Gebote, ſie fordern Ge— 
horſam, wenn fie auch nicht durch äußere Macht ers 
zwungen werden. Der Lehrſtand iſt alſo auch bezüglich 
des Kirchenregiments im allgemeinen Diener der Kirche, 


30) Wie die ältern Lehrer den Begriff der „potestas externa“ 
des Fürſten auseinanderſetzen, könnte man mitunter dafür 
halten, daß ſie durch denſelben blos die Predigt und Sakra— 
mente der fürſtlichen Kirchengewalt entziehen wollen; allein 
die Durchführung zeigt überall, daß fie ſämmtlich und be— 
ſtimmt auch bei den Funktionen des Kirchenregiments 
ſelbſt den Fürſten auf den äußern Antheil beſchränken. 
Am ſchärfſten iſt es ausgedrückt in der Abſchn. I. cit. 
Diſſertation Carpzovs. * 
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nicht Diener des Fürſten, Verordneter Chriſti, nicht 
Verordneter der weltlichen Obrigkeit; Diener und Ver— 
ordneter des Fürſten iſt er nur in der einen äußerli— 
chen Beziehung, in der eben die Kirchengewalt Sache 
des Fürſten iſt, und ſoweit er auch dem Fürſten ſchlecht— 
hin gehorchen muß; nicht aber ſoweit er einen ſelbſt— 
ſtändigen Antheil an derſelben hat, 

Der Antheil des Lehrſtandes, die Art der Mitwir⸗ 
kung iſt nun aber verſchieden, je nach der Natur der 
kirchlichen Funktion, um die es ſich handelt: 

1) Die kirchliche Geſetzgebung, nemlich Anz 
ordnungen, welche eine Feſtſtellung der Lehre enthalten, 
wie namentlich Einführung von Katechismen, Anord— 
nungen über den Gottesdienſt und tiefer greifende An— 
ordnungen über die Kirchenverfaſſung ſollen überhaupt 
nur ſelten vorkommen; ſind ſie einmal recht beſtellt, ſo 
mögen ſie auf lange Zeiträume ausreichen, oder doch 
nur geringer Nachhülfe bedürfen. Wird aber eine 
Anordnung dieſer Art getroffen, ſo erläßt ſie zwar der 
Fürſt, da er die Kirchengewalt beſitzt, kraft ſeiner und 
blos ſeiner Autorität; allein der Inhalt derſelben 
muß von Theologen ausgehen und muß die 
Billigung (Approbation) des Lehrſt andes in 
feinen zuverläſſigſten Vertretern haben. Das 
iſt die Rechtsanſicht der proteſtantiſchen Kirche und die 
wirkliche Uebung von jeher geweſen. Vergleicht man 
die Publikationspatente der Kirchenordnungen, ſo er— 
hält man aus ihnen einen entſchiedenen Eindruck folgen⸗ 
der Art. Von Anerkennung eines Rechtes der Gemein— 
den, ihre Zuſtimmung zu geben oder zu verſagen, und 
vollends durch letzteres die Anordnung ſelbſt ſchlechthin 
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zu verhindern — wie man ſich ſeit dem Kollegialſyſtem 
die kirchlichen Verhältniſſe zu denken pflegt — findet ſich 
keine Spur und keine Ahnung; im Gegentheil der Fürſt 
erläßt die Ordnung kraft ſeiner höheren Macht über 
die Gemeinden und in Folge einer Nothwendigkeit und 
Verpflichtung, den wahren gottgefälligen Kultus unter 
ihnen herzuſtellen, der er ſelbſt, um ſo mehr die Ge— 
meinden, Folge leiſten muß. Dagegen aber findet ſich 
überall die Anerkennung, daß die Kirchen- und nament⸗ 
lich die Gottesdienſtordnung der Lehre der Kirche, ins— 
beſondere der Augsburger Konfeſſion entſprechen müſſe, 
um rechtsgiltig zu ſeyn, und daß fie in dieſer Hinſicht 
von angeſehenen Theologen, die unzweifelhaft das Ver— 
trauen der Rechtgläubigkeit genießen, approbirt, endlich 
auch mit den Kirchenordnungen der andern evangeli— 
ſchen Lande im Einklang ſeyn ſolle ). Die ausdrück⸗ 


31) Die K O. von Sachſen (Leipzig 1536 wurde von Jo⸗ 
nas, Spalatinus u. ſ. w. in Vollmacht des Herzogs ver— 
faßt und publicirt. Zur K. O. von Pommern 1534 er: 
klärt der Landesfürſt, daß fie erlaſſen ift, „nach gehörtem 
Bedenken unſerer Superintendenten und vornehmen Paſto— 
res“ ſo wie mit Bewilligung der Landſtände. Zu der von 
Mecklenburg 1552, daß ſie nach Norm der Symbole, 
namentl. der A. C verfaßt ſey; zu der von Pfalz 1554, 
ſie ſey zur Abfaſſung „gottesfürchtigen und gelehrten Män— 
nern befohlen,“ und mit anderen chriſtlichen Kirchen ver— 
glichen; 1560 „mit Rath gelehrter und verſtändiger Theo— 
logen dahin entſchloſſen,“ revidiren zu laſſen, „ihr wollet 
ſolche K. O. als diejenige, fo der .... h. Schrift gemäß 
und vor dieſer Zeit mit zeitlichem Rath und Zuthun 
Gotſeliger und gelehrter Lehrer der Kirchen bedacht und 
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liche Berufung auf eine ſolche Approbation der 
Theologen findet ſich bei weitem in den meiſten. Denn, 
„Rath und Bedenken unſerer Superintendenten u. 


verfaßt iſt, gutwillig annehmen“ (fo ſpricht doch wohl nir⸗ 
gend der Fürft bei einem Staatsgeſetz!). Zu der von 
Heſſenkaſſel 1566, „mit Rath und Bedenken der da⸗ 
maligen Superintendenten;“ 1573 dieſelbe Formel; 1657 
„einigen unſerer vornehmen geiſt- und weltlichen Räthen 
und Theologen, beneden unſern Superintendenten.“ Heſ⸗ 
ſen⸗Darmſtadt 1573, „mit Superintendenten Rath und 
Bedenken:“ Braunſchweig Lüneburg 1569, daß fie 
etlichen beſonders berufenen Theologen auferlegt, der A. C. 
gemäß, den benachbarten Kirchen am ähnlichſten. C hur⸗ 
ſachſen 1580, der A. C. gemäß, und Theologen des In— 
und Auslandes befragt, um die Einigkeit der Lehre und 
auf fie gegründet die K. O. herzuſtellen. Sachſen⸗Ko⸗ 
burg 1626, vom Konſiſtorium verfaßt, und nachdem der 
„Publikation würdig“ befunden, in „Druck zu geben befoh⸗ 
len,“ mit andern Kirchenordnungen verglichen. Olden⸗ 
burg 1573, um der Einigkeit unter allen A. C. Verwand⸗ 
ten willen aus bewährten Kirchenordnungen extrahirt. 
Hohenloe und Langenburg 1577, „mit ſonderlichem 
Rath etlicher unſerer Theologen und Kirchendiener die vo⸗ 
rige alte K. O. erueuert,“ — iſt „ſolche der A. C gänzlich 
gemäß.“ Straßburg 1598, „durch unſere lieben und ge— 
treuen Kirchendiener“ ... die K. O. „von unſern Kirchen— 
dienern einhellig angeſtellt, und durch eigne aus unſerer 
Mitte (Meiſter und Rath) Verordnete durchleſen und be— 
funden, daß ſie der A. C. gemäß.“ Die erſten K. O. von 
Würtemberg und Brandenburg erwähnen nicht dieſes Bei— 
rathes der Theologen. Sie erſchienen aber gleich nach der 
Ablegung des evangeliſchen Bekenntniſſes. Die Würtemb. 
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ſ. w.“ oder andere ähnliche Ausdrücke wollen im Sinne 
jener Zeit gewiß nicht ein ſolches Verhältniß bedeuten, 
wie es heutzutage vorkömmt, daß man den Rath nur 
einzuholen verpflichtet, ſodann aber nicht weiter zu 
deſſen Befolgung gehalten ſey; ſondern es ſoll überall 
damit ausgedrückt und verbürgt werden, daß die lan⸗ 
desherrliche Anordnung im Einklang mit dem Ur- 
theile der angeſehenen Theologen ſtehe, und deßhalb 
eine ächt kirchliche ſey. Wenn der König bei der 
bürgerlichen Geſetzgebung zuvor den Staatsrath zu be— 
fragen verpflichtet iſt, ſo hat das blos den Zweck, da— 
mit er nur nach reiflicher Ueberlegung und Berathung 
handle, nicht daß das oberſte politiſche Urtheil ander— 
wärts als beim Könige geſucht werde. Deßhalb iſt 


ſtellt ſich ſelbſt nur als die Ausführung des zu Augsburg 
und Trient abgelegten Bekenntniſſes dar. 

Eine ſolche konſtante Praxis und Berufung, verbunden 

mit einer faſt zwei Jahrhunderte durch unbeſtrittenen Lehre 

der Theologen und Juriſten, wie fie oben Abſchn. I. Kap. 1. 
dargelegt wurde, iſt wohl ein hinlanglicher Beweis, daß 
hier ein feſter unumſtößlicher Rechtsſatz zu Grunde liegt. 

Daß auch von Seite des Reichs vorausgeſetzt wurde, 
die Fürſten ſeyen nicht befugt, in Kirchenſachen zu handeln 
ohne Billigung des Lehrſtandes, zeigt R. A. 1555. §. 140.2 
„ . . dazu auch jeder (Churfürſt und Fürſt) mit feinen Ge⸗ 
lehrten und Theologis ſich mittlerweil dermaſſen verfaſſen, 
und in Reitſchafft ſchicken, damit nicht allein von dem 
Wege und Maaß, dadurch die Vergleichung zu ſuchen, ge— 
rathſchlagen, ſondern auch alsbald darauf in der Hauptſach 
fo viel immer möglich fürgeſchritten, würklich und frucht⸗ 
barlich gehandelt und geſchloſſen werden möge.“ 
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hier Befragung allein hinreichend. Dagegen daß der 
Fürſt bei der kirchlichen Geſetzgebung den Lehrſtand be— 
fragen muß; das hat den Zweck, daß die Anordnung 
aus dem Geiſte der Kirche hervorgehe, als deſſen vor— 
züglichſter Träger der Lehrſtand und nicht der Fürſt 
betrachtet wird. In der Regel ſind es die „Superin— 
tendenten und vornehmſten Paſtores,“ deren Rath und 
Bedenken eingeholt wurde. Die Anſicht der ſchriftſtel— 
leriſchen Autoritäten bis Ende des 17. Jahrhunderts 
geht, wie gezeigt worden, noch weiter. Sie fordern, 
daß das Urtheil des Lehrſtandes ſchlechterdings durch 
Berufung von Synoden eingeholt werde. Hierin 
haben ſie zwar die Praxis nicht d. i. wenigſtens nicht 
durchaus für ſich, auch iſt es nach der Natur der Sache 
wohl hinreichend, wenn die Gutachten einzeln erholt 
werden ohne Verſammlung, oder wenn auch nur die an 
innerem Anſehen überwiegenden Theologen ſey es des 
In⸗ oder Auslandes (z. B. anerkannte theologiſche Fa— 
kultäten) befragt werden. Aber es iſt doch auch kaum 
zu leugnen, daß die Synode die uralte und die natur— 
gemäße Form iſt, bedeutende Anordnungen in der Kirche 
zu beſchließen, und daß man deßwegen nicht ohne trif— 
tige Beweggründe von derſelben abgehen ſollte. Die 
Feſtſtellung des Grundſatzes, daß ſolche Anordnungen 
nicht ohne Billigung der Syno den erlaſſen wer- 
den können, möchte deßhalb wohl eine angemeſſene 
Fortbildung der lutheriſchen Kirchenverfaſſung ſeyn; 
wenn anders die Anſicht dabei feſtgehalten wird, daß 
der Fürſt auch mit der Synode ſeines Landes nicht un— 
beſchränkt über die Kirche verfügen kann, ſondern die 
Gemeinſchaft mit der geſammten Kirche im Auge behal— 
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ten werden muß. In welcher Form indeſſen das Ur⸗ 
theil des Lehrſtandes eingeholt werden möge: das bleibt 
immerhin feſt, daß in ſolchen Dingen eigenmächtige 
Anordnung des Fürſten ohne Zuſtimmung 
des Lehrſtandes den kirchlichen Grundſätzen 
entgegenläuft, und daß eine ſolche Anordnung un⸗ 
ter Widerſpruch des Lehrſtandes, insbeſondere 
wenn derſelbe ſich auf das beſtehende kirchliche 
Bekenntniß und den Geiſt desſelben gründet, recht— 
lich unſtatthaft iſt. Der Lehrſtand iſt hierbei nicht 
eine Repräſentation der Kirche im üblichen Sinne, d. i. 
daß er ein den Kirchengliedern und Gemeinden. zus 
ſtehendes Recht der Approbation an ihrer Statt aus⸗ 
übte, ſondern er iſt ein beſonders berufenes Glied und 
Organ der Kirche, des Inſtitutes; er approbirt als der 
Stand, der vor allen das kompetente Urtheil über die 
Lehre hat. Deßwegen iſt es, wie eben behauptet wor— 
den, an ſich gleichgültig, in welcher Form und Zahl 
und nach welchen Kategorien der Lehrſtand befragt 
werde, genug wenn nur die Erkenntniß desſelben zu 
Tage kömmt, es handelt ſich hier nicht um Rechte der 
Menſchen, ſondern um Bewahrung der göttlichen Lehre 
und des kirchlichen Geiſtes. Deßwegen kann aber 
auch die Zuſtimmung der Gemeinden zu einer 
landesfürſtlichen Anordnung niemals die 
fehlende Approbation des Lehrſtandes er— 
ſetze n). 


32) Vgl. o. S. 82 und 115. Das Gegentheil behauptet Ei ch⸗ 
horn II, 55: „Sofern man das entſcheidende Gewicht 
auf die Zuſtimmung der Kirchengemeinden legt, ergiebt ſich 
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2) Dem Rechte der Geſetzgebung entſpricht das 
Dispenſationsrecht. Der Fürſt hat daher als 
Subjekt der Kirchengewalt dieſes, wie jenes; es muß 
aber dieſes, wie jenes ſeinem Inhalte nach durch den 
Lehrſtand beſtimmt werden. Doch äußert ſich das hier 
anders. Hier iſt durch das Urtheil des geſammten 
Lehrſtandes ein für allemal feſtgeſtellt, in welcher 
Gränze Dispenſation Statt habe; daher iſt die Gewäh— 
rung derſelben innerhalb dieſer Gränze dem fürſtlichen 
Ermeſſen anheimgeſtellt, und nur wo die Gränze ſelbſt 
zweifelhaft iſt, tritt die Verpflichtung ein, den Lehrſtand, 
ſey es das Konſiſtorium, ſey es eine theologiſche Fa— 
kultät u. dgl., zu befragen ?“). Indeſſen da nicht blos 
die durch die Lehre gegebene Gränze eingehalten, ſon— 
dern auch innerhalb derſelben ein ſolcher Gebrauch, wie 
er dem kirchlichen Geiſte entſpricht, gemacht werden 
ſoll, ſo iſt es angemeſſen, daß der Fürſt durchgehends 


von ſelbſt, daß die Mitwirkung des Lehrſtandes zu den An⸗ 
ordnungen, welche von den Kirchenobern ausgehen, 
von jener Zuſtimmung der Gemeinden getrennt gedacht, nichts 
weiter als ein Rath iſt“. Das widerſpricht offenbar der 
Behauptung in Bd. I. S. 693: „. . iſt der Inhalt jener 
(d. i. der landesherrlichen) Verfügungen nie etwas Ande— 
res geweſen, als der Ausdruck deſſen, was das Lehr: 
amt als Lehre oder angemeſſene Einrichtung anerkannt 
hat“, iſt aber in der That die Conſequenz des von Eich— 
horn doch immer feſtgehaltenen collegialiſtiſchen Principes 
vergl. o. S. 156. 5 1 

33) Wie häufig theologiſche Reſponſa in ſolchen Fällen einge: 
holt wurden, erſieht man aus Dedeken thesaurus con- 
sil. Th. III. 
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nicht allein und auf Bericht ſeiner weltlichen Behörde, 
ſondern zugleich unter Zuziehung ſeiner kirchlichen Bez 
hörde (wenn auch bei den anerkannt ſtatthaften Fällen 
nur mit berathender Stimme) die Dispenſationen er⸗ 
theile. Die Behandlungsweiſe der Dispenſationen iſt 
denn auch nach den meiſten Kirchenordnungen ſogar die, 
daß die gewöhnlichen Fälle dem Konſiſtorium über⸗ 
tragen ſind, und bei den außerordentlichen reſervirten 
das Konſiſtorium an den Landesfürſten berichtet). 

3) Die Beſetzung der Aemter, ſoweit es die 
Stellen für die Kirchenregierung, alſo die des Konſi— 
ſtoriums, angeht, iſt nothwendig Sache des Fürſten 
und zwar in der Art, wie er weltliche Aemter beſetzt, 
weil die Beſetzung der oberſten Aemter ein untrennbas 
rer Ausfluß aller höchſten Gewalt (Souverainität) 35), 


34) z. B. Wirtemb. Ehegerichtsordn. Kap. 8. $. 2. „So ſollen 
unſere Eherichter und Räth in secundo graduu 
keine Ehe vor ſich zulaſſen oder darunter diſpenſiren, es 
begebe ſich dann ein ſonderbarer casus, da große und hoch— 
wichtige Urſachen und die faſt unvermeidliche Noth obhan— 
den, alsdann mögen ſie ſelbigen Fall nach fleißiger Ermwä- 
gung aller circumstantiarum uns allerunterthänigſt hinter— 
bringen, da wir alsdann nach befindenden Dingen uns 

gnädigſt zu reſolviren gedenken.“ In Hannover werden 
die Diſpenſationen in einigen Fallen vom Konſiſtorio nur 
nach vorgängiger Kommunikation mit k. Landesregierung, 
in andern Fällen aber ohne ſolche ertheilt. (Schlegel 
Hannov. K. R. I. 110.); ähnlich in Mecklenb. Schwerin 
(Siggelkow g. 13 u. 261.) vergl. auch Wieſe. III. 
9e HS e 1 
35) Meine Philoſophie des Rechts II. 2. S. 41 u. 121. 
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alſo hier der oberſten Gewalt in der Kirche iſt. So— 
weit es dagegen die Aemter für den Kirchendienſt, alſo 
namentlich Pfarrſtellen betrifft, ſo iſt zwar der Fürſt 
vermöge feiner Kirchengewalt auch für dieſe der ordent— 
liche Verleiher (collator); allein er iſt es nicht in der 
Weiſe, wie für ſeine weltlichen Aemter oder wie in der 
katholiſchen Kirche der Biſchof. Er hat nicht das Ur— 
theil über die Fähigkeit (kanoniſchen Eigenſchaften) 
des Kandidaten, ſondern dieſes iſt Sache des Lehrſtan— 
des. Das kann gar nicht bezweifelt werden, daß der 
Fürſt dem Konſiſtorium oder Superintendenten keine 
Ordination auftragen kann, gegen ihre Ueberzeugung 
von der Würdigkeit des zu Ordinirenden; die Ordina— 
tion iſt ja aber die Vorbedingung des Amtes, ja ſie iſt 
im Grunde ſelbſt ſchon die Ertheilung des Lehramtes in 
der Kirche, nur noch nicht an einer beſtimmten Ge— 
meinde. Aber ſelbſt was die Auswahl unter den Or— 
dinirten, alſo vom Lehrſtande für fähig Erklärten, und 
die Einſetzung in der beſtimmten Gemeinde anlangt, ſo 
hat zwar der Fürſt als Subjekt der Kirchengewalt al— 
lerdings nicht die bloße Beſtätigung oder Verwerfung, 
welche im prokeſtantiſchen Majeſtätsrechte enthalten ſind, 
ſondern dieſe Auswahl und Einſetzung ſelbſt; allein nach 
dem Geiſte der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung ſoll er 
dieſelbe in der Regel nicht nach eignem Ermeſſen üben, 
ſondern der kirchlichen Behörde, der er einmal das 
Vertrauen geſchenkt, überlaſſen, damit ſie nach ihrem 
Urtheil über die fortwährende Würdigkeit und mit der 
vollen Erwägung der beſonderen kirchlichen Rückſichten 
und Verhältniſſe geübt werde. Seit dem Wegfallen 
der Biſchoͤfe wurde es bei Errichtung der Konſiſtorien 
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und Superintendenturen immer als ein Hauptzweck be⸗ 
trachtet, daß ſie für gute Beſtellung des Predigeram— 
tes ſorgen ſollen; dieß wurde alſo an erſter Stelle als 
ihr Beruf, nicht als der des Fürſten erkannt, letzterer 
ſteht nur darüber, um einzugreifen, wo die kirchliche 
Behörde ihrem Berufe nicht entſprechen oder durch Ne— 
benrückſichten geleitet werden ſollte. Ganz entſchieden 
iſt dieß die Anſicht der älteren kirchenrechtlichen Dok— 
trinen 6). Nicht minder die Beſtimmung der ältern Kirchen⸗ 


36) Quare cum ex triplici statu constet ecclesia, singulis suse 
partes in vocatione debentur, ita ut primae quidem 
debeantur statui ecclesiastico, qui de vocando- 
rum integritate vitae, sinceritate doctrinae et dex- 
teritate docendi omnium optime judicare potest. Se- 
cundae partes magistratibus. Ecclesiasticus status de- 
bet consulere de persona idonea, populus approbare, 
politicus decernere. Reinkingk l. c. el. 1. cap. 6. 
Electio et vocatio ministrorum, a qua tamen consensus 
ecclesiae neutiquam excludendus. Carpzov l. 1. 
def. 11. ordo politicus nominat, vocat, praesentat; eccle- 
siasticus examinat, ordinat, instituit, popularis 
autem libero suo suffragio approbat. eod. I. III, def. 2. — 
Haec vero vocatio nequaquam pertinet ad politica 
jura magistratus, sicut reliqua, quae vocant Regalia. 
Nam ministerium verbi pertinet ad regnum Christi. Et 
quia Christus vult, suum regnum et mundi regna cum 
suis officiis distincta esse, ideo constitutio ministerii non 
est subjicienda politicae potestati magistratus, — — — 
Quid ergo? Magistratus simplieiter excludi debet ab 
electione et vocatione ministrorum ? Magistratus quando 


est Christianus vel pius est membrum ecclesiae Dei et 
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ordnungen. Nach dieſen iſt es das Konſiſtorium, wel— 
ches die Pfarrſtellen beſetzt oder reſp. die vom Patron 
Präſentirten beſtätigt; landesherrliche Mitwirkung iſt 
in der Regel nicht erforderlich, wo ſie eintritt, iſt ſie 
wirklich mehr nur eine Beſtätigung, wie ſie ſchon das 
Majeſtätsrecht enthält, oder aber ein Ausfluß des lan— 
desherrlichen Patronates 27). Erſt feit dem Beginne des 


mandatum habet, ut non tantum privatim pro se doctri- 
nam verbi divini amet et colat. — — Atque hac ra- 
tione ad pium magistratum pertinet etiam haec cura, ut 
ministeria Ecclesiae recte constituantur et administren- 
tur. Non tamen licet Christiano et pio magistratui 
sine voluntate et consensu ministerii etre- 
liquae ecclesiae vocare et constituere ministros 
ecclesiae, et cet. Chemnit. loc. theol. loc, de ecclesia 
pag. 134. Den materiellen Einfluß des Fürſten bei Be: 
ſtellung des Predigtamtes beſchränkt demnach die ältere 
Doktrin offenbar auf das, was im Wee Majeſtats⸗ 
rechte enthalten iſt. 

37) z. B. nach der Churſächſ. K. O. 1580 iſt die Anſtellung 
der Geiſtlichen Sache theils des Konſiſtoriums, theils des 
Synodus (Moſer corp. jur. ev. I. 1119. 1121.) , letzterer 
iſt ein periodiſch verſammeltes Kollegium, beſtehend aus dem 
Präſidenten, den politiſchen Räthen, den ihnen zugeordne— 
neten Theologen und den Generalſuperintendenten, in wel— 
chem Simmenmehrheit entſcheidet (ebendaſ. S. 1299). Von 
landesherrlicher Beſtätigung iſt keine Rede. Nach der Wür— 
temb. K. O. 1660 haben die Kirchenräthe die Pfarrer zu 
verſehen (ebendaſ. II. 131). Nach der Brandenb. Konſiſt. 
Ord. 1573 hat der Superintendent mit den Aſſeſſoren des 
Konſiſtoriums die Aufnahme und Inſtitution der Pfarrer 
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achtzehnten Jahrhunderts — eine offenbare Folge des 
Territorialſyſtems — tritt hiefür der Landesherr und 
ſeine oberſte weltliche Behörde an die Stelle des Con— 
ſiſtoriums. Während ſonſt das Konſiſtorium als Aus— 
über der kirchlichen Jurisdiktion die Beſetzung verſorgte, 
der Landesherr die Genehmigung ertheilt, hat von da 
an das Konſiſtorium nur „Anträge und Vorſchläge“ zu 
machen als untergeordnete Adminiſtrativbehörde des Für— 
ſten, und dieſer, reſp. ſeine oberſte Behörde, verſorgt 
die Beſetzung s). — — Was vollends die eigentliche 


(IT. 960.). Nach der Pommer'ſchen K. O. 1690 der Cu: 
perintendent (I. 47.) ſ. auch die folg. Note. 

38) So z. B. in Hannover wurden ehedem alle Prediger vom 
Konſiſtorio ohne landesherrliche Beſtätigung ernannt und 
beſtellt, nur bei Superintendenten und Predigern in den 
Städten geſchah ſolches mit landesherrlicher Beſtätigung 
(Schlegel I. 103.). Nach Verordnung von 1679 mußten 
die Konſiſtorien landesherrl. Beſtätigung ein! olen, wo landes— 
herrliches Patronat beſtand, dagegen bei Privatpatronat gab 
es ſelbſt der Präſentation ſtatt (S. 104.). Durch Regle— 
ment von 1714 wurde beſtimmt: „Die Konſiſtorialſachen, 
ſo von ſonderbarer Importanz, ſollen, inſonderheit die Be— 
ſtellungen der Pfarrer und Superintendenten, wenn jemand 
zum Examine zuzulaſſen, und nach dem Examine der be— 
fundenen Qualifikationen nach zu beſtellen oder abzuwei— 
ſen, im Geheimen Rath vorgebracht werden (105). Nur 
Präſentationen kann das Konſiſtorium noch unmittelbar bes 
ſtätigen. — In Churheſſen überließ die K. O. 1657 die 
Annahme und Beſtätigung der Prediger den Konſiſtorien. 
Nur für beſonders wichtige Stellen war landesh. Beſtäti⸗ 
gung vorbehalten (Ledderhoſe- Pfeiffer Churheſſ. K. R. 
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körperliche Einführung in das Amt betrifft, die erſt 
unmittelbar und ſichtbar die Autoriſirung zu den geiſt⸗ 
lichen Verrichtungen in Der Gemeinde ertheilt, ſo hat 
der Fürſt, da fie ein kirchlicher Alt iſt, keinen Antheil 
an ihr und kann ihn nicht haben; dieſe geht rein von 
der Kirche und zwar vom Lehrſtande aus. Der welt— 
liche Beamte hat nur eine Mitwirkung als Vertreter 
des Majeſtäts rechts?). 


S. 20.) Seit dem 18. Jahrh. dagegen gilt es für alle 
Pfarrſtellen, daß die Konfitorien nur „V orſchläge und 
Anträge an den Landesherrn beſorgen“ (290). In Preuſ⸗ 
fen iſt die ehedem den Konſiſtorien zukommende Beſtäti⸗ 
gung aller ron der Regierung vocirten Geiſtlichen aufgeho⸗ 
ben (Bielitz Preuß. K. R. S. 36), und kommt die Aus⸗ 
übung des lande herrlichen Patronates ſo wie die Beſtäti⸗ 
gung der Präſentirten der Regierungsdepukation für Kir⸗ 
chen- und Schulſachen zu, d. i. einer Abtheilung in der Pro⸗ 
vinzialregierung, die aus einigen dazu verordneten Mitglie⸗ 
dern der Regierung mit Zuziehung von Geiſtlicten und 
Schulmännern beſteht (S. 80). In Würtemberg erhielt 
ſich die alte Einrichtung, daß das Konſiſtorium ale Kirchen⸗ 
ämter, mit Ausnahme der Pralaturen, General-Superinten⸗ 
denzen und Dekangramter beſetzte bis 1805; nach dem Or 
ganiſationsdekrete 18. Marz 1806 $. 60 ernennt der Kö— 
nig auf Vorſchläge des Konſiſtoriums und den Vortrag 
des Ministers zu allen geiſtlichen Stellen (Gaupp Recht d. 
evang. Kirche in Würtemberg J. 83 u. 86.). Nur die Ber 
fistigung der Präſentirten iſt durch Verordnung von 1817 
den Konſiſtorien wieder gegeben. 
39) Daß die Iastitutio der Pfarrer ein rein kirchlicher Akt ſey 
ſtand der ältern Doktrin fo feſt, daß man die Frage, ob 


ein (and) ftädtifher Senat dieſelbe durch Verjährung an 
Stahl's prot. Kirchenverf. 13 


4 
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4) Die kirchliche Gerichtsbarkeit, ſoweit 
eine ſolche Statt hat, z. B. bei Eheſachen, iſt ſchon 
nach ſtaatsrechtlichen Begriffen von der Perſon des 
Fürſten unabhängig, nur könnte ſie unbeſchadet dieſer 
Begriffe den weltlichen Gerichten untergeordnet ſeyn, 
und iſt dieſes zum Theil wirklich, obwohl gegen die 
innere Folgerichtigkeit 2%). Insbeſondere aber muß der 
Kirchenbann, großer und kleiner, nach kirchlichen 
Begriffen, vom Fürſten und den weltlichen Behörden 
unabhängig ſeyn. Dieſen hat Chriſtus in die Hände 
des Lehrſtandes und der Gemeinden gegeben; der Fürſt 
kann ihn nie verhängen oder anbefehlen, und er kann 
nicht einmal in ſeinem Namen verhängt werden, ſon— 
dern nur aus jener Vollmacht der Kirche ohne alle Be— 
ziehung zum Staate hervorgehen, ähnlich wie Sakra— 
mente und Ordination. Das Einzige, was dem Für— 
ſten dabei zukömmt, iſt, daß er den von der Kirche ge— 
ſprochenen Bann, wenigſtens den großen, inhibiren 
kann, das iſt nichts anderes, als die Appellatio tan- 
quam ab abusu des katholiſchen (epiſkopaliſtiſchen) Kirs 
chenrechts, und beruht auch nur darauf, daß der Bann 
in chriſtlichen Staaten auch bürgerliche Wirkungen ha— 
ben muß ). Daß der Bann rein Sache der Kirche 


ſich bringen könne, läugnete. Mevius decis. lib. III. 
decis. 134. 

40) S. vor. Kapitel. 

41) Vergl. das citirte Gutachten der Wittenberger Theologen 
von 1545: „Est autem contemtor excommunicationis 
pro facti atrocitate, et a potestate gladium gerente, 
coercendus. Nam potestas politica ecclesiam in tuenda 
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und insbeſondere Sache des Lehrſtandes ſey, ſteht in 
der ältern Doktrin ſo feſt, daß man ſich im Gegen— 
theile bemüht, nachzuweiſen, wie doch auch den beiden 
andern Ständen nicht aller Antheil an demſelben fehle 45). 

5) Die ſtändige Verwaltung der Kirche in 
ihrem geiſtlichen Bereiche als Aufſicht auf die Lehre, 
Gottesdienſt, Disciplin kann der Fürſt weder ſelbſt 
übernehmen, noch durch weltliche Behörden verſehen, 
ſondern muß ſie einer kirchlichen Behörde, vorzugsweiſe 
aus dem Lehrſtande, übertragen. Die Verwaltung in 
dem mehr äußerlichen Bereiche, Eintheilung der Spren— 
gel, Kirchenvermögen u. dgl. hängt theils mit jenem 
zuſammen, theils, wo das nicht der Fall iſt, iſt ſie zwar 
nicht aus dogmatiſchen Gründen, wohl aber aus dem 
Grunde von der Verwaltung des Staates zu ſondern 
und der kirchlichen Behörde zu übertragen, damit die 
Kirche als ein ſelbſtſtändiges Inſtitut oder Korporation 
in ihren Rechten und Intereſſen nicht verkürzt werde. 

Hierauf beruht denn auch die Organiſation des 
Lehrſtandes und die Bedeutung der aus ihm gebildeten 
Behörden: 


pia disciplina juvare debet.“ Eben fo in dem cit. Be: 
denken von 1538, Fol. 15. 16.: „Zu dem ſollt der Bann 
ein bürgerlich ſtraff mit ſich bringen, Als ſuſpenſionen ab 
officio Item Uf, ein Zeitlang abſonderung vom Radt, 
Item Verbietung ſeines Handwerks, ſeiner Nahrung“ u. ſ. w. 

42) Reinkingk I. c. cl. II. c. 2. Insbeſondere heißt es das 
ſelbſt: „Excommunicatio — — — ad horum (statuum) 
tanquam jus Episcopale . . pertinet, ne Ecclesiastici ea 
a but antur.“ 


13 * 
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1) Der Lehrſtand in den Synoden. Die 
proteſtantiſchen Synoden ſind nicht, wie die katholi— 
ſchen??) und reformirten, das Subjekt der Kirchenge— 
walt, ſondern das iſt der Fürſt, ſie ſind nicht wie jene die 
oberſte Behörde für die kirchliche Gerichtsbarkeit, ſondern 
das iſt das Konſiſtorium. Sie haben nur die Bedeu— 
tung einer approbirenden Verſammlung für die 
unter 1) bezeichneten Gegenſtände. In dieſer Eigen⸗ 
ſchaft aber können ſie möglicherweiſe erſetzt werden durch 
theologiſche Fakultäten, durch einzelne hervorragende 
Theologen, ja ſelbſt durch die Konſiſtorien. Außerdem 
haben ſie wohl auch noch die untergeordnete Aufgabe, 
die Mängel und Gebrechen des kirchlichen Zuſtandes 
oder der kirchlichen Verwaltung zur Kenntniß des Kir— 
chenregimentes zu bringen; dieſe wird aber häufiger und 
zweckmäßiger durch die Kapitels- und Provinzialſynoden, 
als durch Landes- oder vollends ökumeniſche Synoden 
verſorgt ). Daher kommt es, daß in der lutheriſch—⸗ 
evangelichen Kirche die Synoden ſo wenig ausgebildet 
ſind. Sie ſind bis jetzt kein integrirendes Glied der 
lutheriſch-evangeliſchen Kirchenverfaſſung, obwohl der 
Gedanke, auf dem ſie beruhen, allerdings ein weſent— 
licher Theil derſelben iſt. 

2) Der Lehrſtand in den Konſiſtorien. 
Für die unter 2— 5 aufgeführten Funktionen iſt der 


43) Die katholiſchen ökumeniſchen Koncilien find das oberſte 
Subjekt der Kirchengewalt, indem der Pabſt ſelbſt ein Glied 
derſelben iſt, ſelbſt nach der Auffaſſung Maitres, Wal⸗ 
ters u. ſ. w. 

44) Eichhorn K. R. S. 53 u. 60. 
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Lehrſtand, da er hiefür unmöglich in Maſſe handeln 
kann und es beſtändige Verrichtungen ſind, repräſentirt 
durch das Konſiſtorium. Dieſes müßte daher der 
Natur der Sache nach vorherrſchend aus Theologen 
beſtehen und dürften ihm nur einige weltliche, insbe— 
ſondre geſchäftskundige, Glieder beigegeben ſeyn. Die 
Anſicht, daß das Konfiftorium eben fo gut blos aus 
weltlichen Mitgliedern beſtehen könne, iſt abſurd. Wenn 
nun nach den meiſten Kirchenordnungen das Konſiſto— 
rium aus Weltlichen und Geiſtlichen zu gleichen Thei— 
len gemiſcht iſt, ſo rührt das von der urſprünglich vor— 
herrſchenden Bedeutung desſelben her, als der Behörde 
für kirchliche Gerichtsbarkeit und Kirchenzucht. Hierin 
allerdings repräſentirt es die ganze Kirche, und iſt die 
gleiche Zuſammenſetzung ganz entſprechend ). Dieſe 
Zuſammenſetzung iſt nun ſtehen geblieben, obwohl das 
Konſiſtorium zugleich in eine ganz andere Aufgabe ein— 
trat. 

Für dieſe weſentlichen Funktionen des Kirchenregi— 
ments ſind demnach die Konſiſtorien rechtlich noth— 
wendige Organe, und ein Fürſt darf die Kirche in 
dieſer Hinſicht keineswegs ohne Konſiſtorium unmittel— 
bar in Perſon oder durch ſeine Staatsbehörden regie— 
ren. Ein ausdrückliches Geſetz fehlt freilich auch hie— 
für, wie beinahe für alles, was die proteſtantiſche Kir— 
chenverfaſſung betrifft; allein die allgemeine Einrichtung 
von Konſiſtorien zu dieſem Zwecke, hervorgegangen aus 
einem eben ſo allgemeinen und entſchiedenen Bewußt— 


45) Vgl. auch meine Philoſophie des Rechts. II. 2. S. 367 ff. 
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ſeyn der Kirche über die Nothwendigkeit derſelben 46), 
das ſich in allen Ausſprüchen bis gegen Ende des 
ten Jahrhunderts dokumentirt, würde ſchon bei einem 
weltlichen Inſtitute das Anſehen des Geſetzes haben, 
wie vielmehr bei einem kirchlichen. Es kann unmöglich 
rechtlich ſtatthaft ſeyn, daß die weltliche Obrigkeit eine 
Seite der Kirchenregierung an ſich ziehe, die nach der 
Lehre und den Grundſätzen der Kirche zur erſten Stelle 
dem Lehrſtande gebührt 7). Die Form des Konſſſto⸗ 


U 


— 


46) Die ſchmalkaldiſchen Artikel deuten an, daß ſolche Beſtellung 
der geiſtlichen Gerichte eine Pflicht der Obrigkeit ſey. Das 
erſte Konſiſtorium in Churſachſen wurde in Folge deſſen 
auf Andringen der Landſtande zu Torgau errichtet 
(„Nachdem 2 durch den verordneten großen Aus— 
ſchuß der Landſchaft, ſo nächſt verſchinnen Sonntags Exaudi 
Anno 37. zu Torgau verſammlet geweſen, aus notdrin— 
genden wichtigen bewegenden Urſachen, unterthannigs An— 
ſuchen geſchehen, daß S. Ch. G. gnädiglich in Iren Landen 
vier Konſiſtorien wollten aufrichten laſſen.“ Bedenken von 
1538. Fol. 1.). Moritz fordert von den Biſchöfen Errich— 
tung der Konſiſtorien als eine durch die h. Schrift ge: 
botene Einrichtung ſ. o. Note 6. 

Ein ſehr gewichtiges Zeugniß für die Anſicht der Landes— 
fürften und der Kirche in den erſten Zeiten der Reforma— 
tion iſt das des entſchiedenſten Gegners dieſer Anſicht, nem— 
lich Bohmers J. 1. tit. 28. §. 13, wo er ſagt: ... et 


braxis praesens a primis reformationis tempo- 


* 
4 


ribus ad nostra usque tempora propagata cla- 
rissime docet, principes ab initio hac ip re timi- 
dinsegisse, nee de juribus suis satis infor- 


mati fuisse videntur, proiade hoc negotium consi- 
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riums allerdings iſt keine nothwendige, nur das Weſen 
muß bleiben; aber das Weſen iſt verletzt, wenn die 
Leitung für dieſe Gegenſtände nicht vorzugsweiſe Theo— 
logen anvertraut iſt, wie es ſeit Thomaſius die Anſicht 
iſt, daß das Konſiſtorium nicht nothwendig mit Theo— 
logen beſetzt werden müſſe; und dem Weſen iſt wenig— 
ſtens nicht vollſtändig genügt, wenn zwar Theologen, 
gleichſam zu techniſchem Gutachten, zugezogen werden, 
aber die eigentlich verwaltende Behörde eine Staatsbe— 
hörde iſt, oder wenn nicht die rechtsgelehrten Mitglie— 
der des Konſiſtoriums („Politiei“) gleichfalls die Ver— 
waltung der Kirche zu ihrem Lebensberufe haben, damit 
eine Bürgſchaft für ihre Einſicht und noch mehr für 
ihr kirchliches Intereſſe beſtehe, was allein ſie zu kirch— 
lichen Perſonen („ viri ecelesiasti“) machts). Solche 
Einrichtungen mögen für die erſte Entwickelung der pro— 
teſtantiſchen Kirchenverfaſſung oder jetzt noch für klei— 
nere Territorien, in welchen ſich alle Verwaltung pa— 
triarchaliſch zuſammendrängt, ihre Rechtfertigung ha— 
ben 49); aber für den ganzen und allgemeinen Zuſtand 
der proteſtantiſchen Kirche wären ſie eine Vorent— 


— 


storia adornandi theologis et jurisconsultis 
commiserunt, | 

48) Die Beliebigkeit der Form verleitet manche Schriftſteller 
noch kurz vor Thomaſius, das Konſiſtorium überhaupt, alſo 
auch in ſeinen weſentlichſten Charakteren für unnöthig zu 
erklären, z. B. Linck de jure episcop. p. 508. 

49) Auf das Beiſpiel von Reichsftädten, wo Senatsdeputationen 
das Konſiſtorium erſetzen, beruft ſich Stryk addit, ad 
Brunnemanni jus eccles. I. 3. cap. 1. $. 2. 
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haltung deſſen, was der Kirche von Rechts wegen ge— 
bührt. f 

Sucht man nun die Natur und Stellung der Konz 
ſiſtorien klar zu machen, fo kann vor allem nicht bes 
zweifelt werden, daß ſie fürſtliche Behörden ſind; 
denn fie ſollen theils den Fürſten berathen, theils kraft 
ſeiner Ermächtigung verwalten. In dieſer Beziehung, 
daß ihre Anordnungen auf das Anſehen weltlicher Ob⸗ 
rigkeit ſich gründen, ſind fie den Staatsbehörden 
gleich und unterscheiden ſich von den reinen Kirchen⸗ 
ämtern z. B. den Pfarrern. Dieſe politiſche Beimi- 
ſchung it die ganz un vermeldliche Folge davon, daß die 
weltliche Obrigkeit und zwar als ſolche Subjekt der 
Kirchengewalt iſt. Dagegen iſt es auf ber andern Seite 
auch gewiß, daß die Konfiftorien nicht Staats-, ſon⸗ 
dern Kirchen behörden ſind. Nemlich fürs erſte if 
die Kirche, und zwar die Kirche als eine vom Staate 
weſentlich verſchiedene Anſtalt, der Gegeaſtand ihrer 
Amtsthätigkeit. Fürs zweite find nach Obigem % 
Vollmacht, kraft weicher, und die Norm, nach der fie 
handeln, zum wejertticyften Theile vom Staat und Fürs 
ſten getrennt und unabhängig, rein in der Kirche gez 
gründet. Dadurch it auch ihre Stellung zun: Fürſten 
eine durchaus andere, als die dee welchen Behörden, 
indem ſie nicht blos wie weltliche Behörden zu Rath⸗ 
gebern und Organen der Ausführung bei ihm berufen 
find, ſondern auch zu Vertretern der Kirche ehm 
gegenüber, inſonderheit zu Vertretern des Lehr— 
ſtandes, welchem nach kirchlichem Grundſatze ſelbſt 
eine Macht in der Kirche von Gott verliehen iſt, 
die der Fürſt nicht ihm nehmen und an ſich ziehen 
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darf do). Nur ſoweit es völlig äußerliche Gegenſtände 
betrifft, ſtehen die Konſiſtorien allerdings ganz in dem 
Verhältniß, wie andere fürſtliche Begöcben; infoweit iſt 


— 


50) „Idque exercitiam jurisdietionis stetus imperiz ad se 
revocare vel caısam aliguam avocare non possunt eo 
quod jurdieia hujusmodi eccle iasdica (curiam christiani- 
ratis appellant Angli) totum presbyterium eccle- 
siae repraesentant, nec absolute ad prigeipes 
spectant, ut enciae mere saeculares.“ Gebhardus de 
pot. et reg. eccles, $. 222, vergl. auch die Selle ven 
Weber bei Böhmer l. 1. lit. 3. $. 26. Dieſe Nus⸗ 
ſp üche gehen zwar haup ächlich auf die geißliche Ger ichts— 
barkeit; allein die Aufſſcht über Leh ſe und Kultus kann 
gar nicht davon getrennt werden. Eine Veſcärigunz hiefür 
giebt auch die Eidesformel für die Kenſiſtorialaſſeßoren, 
wie fie ſich namentlich in der Churſächſ. K. O. von 158%, 
dieſem Muſterbilde der denifhen Konſiſtorlalverfaſung, fürs 
det (Moſer Corp. jur. evang. I. 1279). Wahrend nem⸗ 
lich die weltlichen Beamten (3. B. Vergbeamten ſ. Cod. 
August. I. 9%), ja meiſtens fogar die Richter z. B. die 
Reichshofrathe (Senbenb. R. A. Zuf. 3. 4. Thl. S. 79 
den Eid der Treue und des Gehorſams gegen den 
Für ſten ( „getreu, gehorſam, gewär ig“) ſchwören mußten 
(die Oberho richter zu Leinzig wurden des E des gegen 
den Fürſten um Zwecke unpartheiiſcher Nechtspflege befon⸗ 
ders entbunden Cod. Aug. II. 1279); ſo enthält jene 
Cidevfe mel nichts von dieſer Angelobung, ſondern geht 
nur auf Förderung d Ten, „was dem ſeligmachenden gött— 
lichen Wort, unjerer Kirchen chriſtlichem einhelligen Be— 
kenntniß .. .. der Erbarkeit und beſchriebenen Rechten 
gemäß, auch zu Heiligung und Ausbreitung der hohen 
Göttlichen Majeſtat Namens u. Worts“ u. ſ. w. 
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eben die Kirchengewalt mit der Staatsgewalt, wie oben 
gezeigt, gleichartig. 


Zur Beſtätigung alles deſſen, was bisher und ins— 
beſondre in dieſem Kapitel behauptet wurde, mögen 
noch zwei Dokumente dienen, in welchen ſich die be— 
treffenden Stände ſelbſt, in dem einen der Landesfürſt, 
in dem andern der Lehrſtand, über ihre Stellung zur 
Kirchengewalt erklären. 


Das erſte iſt die Vorrede des Pfalzgrafen 
Wolfgang bei Rhein zur Kirchenordnung von 
1560, welche folgende Stelle enthält: 


„Haben wir (wie wir uns denn vor Gottes ange— 
„ſicht zum höchſten pflichtig und ſchuldig erkennen) mehr 
„als einmal zu gemüth geführt, das uns als einem chriſtli— 
„chen Landesfürſten, der ja gern ein werckzeug Göttlicher 
„gnaden fein wollt, in allweg obligen und gebüren wöll, 
„darob und daran zu ſein, auch ſo vil immer müglich 
„zubefürdern, das die Kirchen dieſes Fürſtenthumbs 
„recht Chriſtlich und Gottſeligklich beſtelt, und ware, 
„reine Lere, auch der rechtſchaffen gebrauch der Hoch— 
„wirdigen Sakramenten gepflantzt, und in dieſen letzten, 
„gefehrlichen und unrhüwigen zeiten, auff die Nach⸗ 
„kommen erhalten und geerbt werde.“ 


„Denn wiewohl wir uns auß Göttlicher Schrift 
„und Chriſtlicher Regenten und Fürſten Exempel wol 
„zuberichten wiſſen, das Geiſtliche und Weltliche 
„regierung weit unterſcheiden, und einer je— 
„den ir ampt und befelh gelaſſen, und keins 
„unter das ander gemiſcht, oder gemengt wer— 
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„den fol. So wiffen wir uns aber dagegen auch deſſen 
„Chriſtlich zu erinnern, was eine jede Oberkeit, ſo dem 
„Chriſtenthumb eingeleibt ſein wil, zu aufpflantzung 
„und beförderung Gottes ehr, und zu außbreitung ſei— 
„nes heiligen Namens, zu thun und zu leiſten, zum 
„höchſten verbunden und ſchuldig iſt. Was auch Chriſt— 
„liche, Gottſelige Könige, Fürſten und Regenten, zum 
„offtermals deswegen gethan, wie ſie auch dem Geiſt— 
„lichen Regiment die hand geboten, und ſol— 
„ches zu thun, vielfeltig in der heiligen, Göttlichen, 
„Prophetiſchen und Apoſtoliſchen ſchrift, ermanet und 
„erinnert werden. 


„Dieweil wir denn deſſen gewiß ſind, wo wir die 
„Richtſchnur Göttlicher, Prophetiſcher und Apoſtoliſcher 
„ſchrifft für augen haben, und nichts anders unſern 
„Kirchen mit rath und zuthun der rechtſchaf— 
„fenen und Gottſeligen lerer fürtragen und 
„fürhalten laſſen, denn was die Göttliche ſtimme 
„in der Kirchen ſelbſt geordnet, und alſo auff diß und 
„kein ander fundament oder grundfeſt bawen. 


„So ſind wir unzweifelig verſichert, daß wir in 
„verrichtung dieſes Chriſtlichen wercks in keinen 
„frembden beruff oder vocation eingreifen 
„Das wir auch in dieſem nicht anderſt handeln oder 
„fürnemen, denn was wir vermög Göttlichs Bevelchs 
„zuhandeln und fürzunemen ſchuldig. Was wir auch 
„ohne beleidigung, verachtung und verletzung Göttlicher 
„Majeſtät, und derſelben ernſtlichen gebote zu erle— 
„digung unſres gewiſſens nicht unterlaſſen könnden.“ 


Das zweite iſt ein Gutachten der Wittenber⸗ 
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ger Theologen von 1638, welches folgende Stelle) 
enthält: | ! 

„Alſo kann auch gantz nicht probiret werden, wann 
„in unſerer reformirten Evangeliſchen Kirchen, da wir 
„das päbſcliche Joch von uns geworfen, magistratus 
„Zoliticus wolte similem tyrauuidem üben, und was 
„der gantzen Kirchen gehöret, alleine zu ſich reiſſen, die 
„iura, quae sunt totius ecelesiae, und cetera membra 
„eeclesise und fürnemlich die geiſtlichen Stan 
„des ausſchlleſſen. Nun aber iſt das jus episcopale, 
„wie der Name mit ſich bringet, jus ecclesiasticum, 
„als das ſo genennet wird, von dem, was eigentlich zu 
„der Kirchen gehöret. Denn ja alleine ecclesia ut ta- 
„lis, und nicht respublica mundara, ut ab ecelesia 
„distincta est, habet episcopos. Ueber das auch 
„alles was ad jus episcopale gehöret und dahin mo 
„tis controversiis muß gezogen, und Daraus decidiret 
„werden, ſeyn res ecclesiae: als die Biſchöffe und 
„Prediger zu erwehlen, zu vociren, zu konfir— 
„miren, auf dieſelbe fleißige Auf ſicht haben, ob fie 
„in ihrem amte fleißig oder unfleißig ſind, ob ſie Got— 
„tes Wort rein lehren und die hochwürdigen Sakra— 
„menta nach Chriſti Einſetzung recht adminiſtriren, 
„ob ſie ein gottſeliges oder ärgerliches Leben führen, 
„davon nach Gottes Wort judiciren, denen Straf— 
„würdigen Poenen diktiren, ab officio ſuspen⸗ 
„diren oder gar removiren, und andere an ihre ſtatt 
„ordnen und ſetzen. Es gehöret auch dazu die gantze 
„diseiplina ecclesiastica, welche aber nicht reipublicae 


51) Abgedruckt bei Böhmer J. 1. tit. 31. F. 43. 
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„mundanae, ſondern ecclesiae verae tertia nota ge— 
„halten wird ꝛc. Wenn nun dem alſo iſt, als iſt es 
„unmöglich, daß das jus episcopale hänge oder 
„per suam naturam hängen könne an dem jure poli- 
„tico et territorii, denn es ja gantz ein ander Recht 
„von dieſem abgefondert, aljo gar, daß es auch ohne 
„dasſelbe beſtehen könne. Ja, ſprichſtu, es iſt aber 
„unnmehro durch den Religionsfrieden alſo geordnet in 
„unſern Kirchen. Erſtlich iſt die Frage, ob dem alſo ſey, 
„es befindet ſich gleichwohl nicht weder im Paſſauiſchen 
„noch in dem Religions-Frieden, danach wenn es 
„auch gleich alſo geſchehen wäre, fragt ſich's weiter, 
„ob's recht fey? und ob es Magistratus Christianus 
„mit gutem Gewiſſen acceptiren könne und ſolle?“ 
Wenn nun auch nicht geläugnet werden kann, daß 
die Doktrin ſeit dem achtzehnten Jahrhundert eine an— 
dere geworden iſt, und dadurch auch die Praxis von 
den älteren Grundſätzen mitunter gewichen iſt, ſo kann 
doch nimmermehr zugegeben werden, daß dadurch ir— 
gendwo das Recht ſelbſt ſich verändert habe. Denn 
für's erſte beruht die neuere territorialiſtiſche Doktrin 
auf einer Vorausſetzung, die, wie gezeigt worden, un— 
haltbar, ja ſogar wahrhaft abſurd iſt. Für's zweite 
kann, wie gleichfalls gezeigt worden, im Kirchenrechte 
nicht, wie im Staatsrechte, das bloße Herkommen und 
der Beſitzſtand für ſich allein entſcheiden, ſondern die 
Lehre und das Bekenntniß der Kirche ſind hier ein un— 
verrückbarer Grund, gegen welchen keine abweichende 
Praxis Geltung erlangen kann; die neuere Doktrin 
aber iſt ein Abfall von dem Bekenntniß der Kirche, 
von der Anſicht der Reformatoren und den Grundſätzen, 
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welche die Dogmatik und das Kirchenrecht im Einklang 
mit dem kirchlichen Bekenntniſſe entwickelt hatten, eine 
ihr entſprechende Praxis wäre daher nichts mehr als 
ein widerrechtlicher Mißbrauch. Drittens endlich ſind 
nicht einmal die älteren Grundſätze wirklich je in der 
Praxis aufgehoben worden, ſie liegen ſo tief im Weſen 
der proteſtantiſchen Kirche, daß die entgegengeſetzten 
Richtungen, ſelbſt nachdem ſie die Anſicht allgemein be— 
herrſchten, doch nur im Stande waren, dieſelben zu 
trüben, ihre Durchführung zu hemmen, nicht aber ein 
anderes entgegengeſetztes Syſtem im Zuſtande der Kirche 
herzuſtellen. Es läßt ſich daher nicht einmal ein ent— 
gegengeſetzter Beſitzſtand und am allerwenigſten ein un— 
widerſprochener nachweiſen. l 


Drittes Kapitel. 
Die Gemeinden. 

In der proteſtantiſchen Kirche kann dem Lehrſtande 
nie die Stellung zukommen, wie in der katholiſchen; 
weder können ſeine Ausſprüche unbedingte Autorität 
für die übrigen Glieder der Kirche haben, noch kann 
ausſchließlich und unumſchränkt die Regierung 
der Kirche in ſeinen Händen liegen. Dem ſteht entgegen 
theils die Läugnung der Unfehlbarkeit, auf welche die 
katholiſche Kirche dieſe feine Stellung gründet, theils 
die Erkenntniß von dem Weſen der Kirche, daß ihr 
äußerlicher Beſtand eine ſtete Frucht und Offenbarung 
der inneren Glaubensgemeinſchaft ſeyn, daher in den 
weſentlichſten Dingen auf Selbſtthätigkeit, Mitwirkung, 
freier Annahme der Geſammtheit beruhen muß. 
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Vor allem iſt es daher proteſtantiſcher Grundſatz: 
die Ausfprüche des Lehrſtandes über den Glauben bin— 
den nicht den Einzelnen in ſeinem individuellen 
Glauben; er iſt weder rechtlich gebunden, dieſer 
Entſcheidung mit ſeiner Privatanſicht ſich zu unterwer— 
fen, noch beſteht ein göttliches Gebot und ſött⸗ 
liche Verpflichtung, jedem Dogma blos deßhalb, weil 
der Lehrſtand es feſtſtellt, Glauben zu ſchenken: ſon— 
dern mit ſeinem Privaturtheil iſt jeder an die eigene 
Prüfung und den höhern Maßſtab des Wortes Gottes 
gewieſen. Zwar wird der ächt evangeliſche Sinn noth— 
wendig eine demüthige Beſcheidung wirken, vermöge 
deren man ſeinem eigenen Urtheil gegenüber der Kirche 
nicht zu ſehr vertraut, doch weit mehr eine Demuth 
und Beſcheidung gegen das überlieferte Bekenntniß der 
Kirche, gegen die Einſicht beſonders erleuchteter Zeiten 
und Männer, als gegen Entſcheidungen, die über neu 
angeregte Fragen neu gegeben werden durch die Men— 
ſchen, welche eben jetzt die kirchlichen Aemter inne 
haben. 

Sodann iſt es proteſtantiſcher Grundſatz, daß auch 
von Feſtſtellung der öffentlichen Lehre und der 
Einrichtung der Kirche, die auf den Grund dieſer 
Lehre gebaut iſt, die Laien nicht völlig ausgeſchloſſen 
ſeyn können. 

Allein in dieſer Beziehung darf deßhalb keineswegs 
eine Gleichſtellung der Laien mit dem Lehrſtande gefol— 
gert werden. Eine ſolche iſt eben ſo ſehr dem Weſen 
der Kirche überhaupt, als insbeſondere den proteſtanti—⸗ 
ſchen Grundſätzen entgegen, due das oben gezeigt 
worden iſt. ; 
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Welches fol nun die Stellung der Laien d. i der 
Gemeinden hiuſichtlich der Feſtſetzung der Lehre und 
des Gottesdienſtes ſeyn, wenn fie hierin weder dem Leyr⸗ 
ſtande gleichgeſtellt, noch auch völlig ausgeſchloſſen ſeyn 
ſollen? Keine andere, old dieſe, daß dem Lehrſtande 
die Deſcſetzung ſelbſt, dem Laienſtande blos die An⸗ 
eignung oder der Wieerſpeuch zukommt. Die Kirchen⸗ 
gewalt von ihrer poktiven und ihrer plaſtiſchen Seite 
ii Sache der beſonders Beruſenen; fie haben auch 
thatſachlich allein die Fähigkeit dazu, und die Vermu⸗ 
thung iſt auf ihrer Seite, daß fie die rechte Erkennt⸗ 
nig und rechte Feſtſetzung finden werden. Dagegen iſt 
es Sache der geſammten Glieder der Kirche, da zu wi— 
derſorechen, wo Glaube und Gewiſſen verletzt oder der 
Kirchenbeſtand in feinen wahren Grundlagen erſchüttert 
wird. Die Zufiimmung zu der Feſtſetzung, die der 
Lehrſtand unter fürklicher Autorität trifft, wird nun 
aber in der Regel vorausgeſetzt, daher aus dem Still— 
ſchweigen der Gemeinden geſchloſſen. Vorherige Um— 
frage und Berzihung bei den einzelnen Gemeinden für 
jede größere kirchliche Anordnung iſt keineswegs noth— 
wendiges Erforderniß; ſie wäre auch, außerdem daß 
ſie vielleicht erſt zu Widerſpruch reizte, zum mindeſten 
ein ſchleppender Geſchäftsgang. Demnach iſt es das 
Recht der Gegen vorſtellung gegen Feſtſetzungen 
in der Lehre und Liturgie, das den Gemeinden nach 
proteſtantiſchen Geundſätzen zukommen muß. Damit fie 
dieſes Recht leichter und geordneter üben können, ſollten 
fie allerbings auch eine innere Organiſation haben, 
Laienälteſte, Vorſcauss, deren Beſcellung ſchon für aus 
dere äußere Intereſſen der Kirchengemeinde z. B. Ver⸗ 


— 
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moͤgensverwaltung nothwendig iſt; daß fie fehlen, iſt ein 
Mangel an Ausbildung in der lutheriſchen Kirche. 
Gründet ſich nun ſolche Gegenvorſtellung auf eine Ver— 
letzung des beſtehenden und verbürgten Bekenntniſſes, 
unmittelbar oder mittelbar, ſo iſt die Nichtbeachtung 
derſelben eine entſchiedene Rechtsverletzung, und kann, 
wenn es weſentliche Glaubenslehren betrifft, zuletzt die 
Gemeinden nöthigen, Gott mehr zu gehorchen als den 
Menſchen. Gründet ſie ſich auf eine Verletzung der 
überkommenen wohlbegründeten kirchlichen Sitte, ſo iſt 
deren Nichtbeachtung wenigſtens eine Unbilligkeit. 
Dieſes Recht der Gemeinden, gehört zu werden, 
und Maßregeln, die den innerſten Beſtand der Glaubens— 
gemeinſchaft alteriren, abzulehnen, iſt in den proteſtan— 
tiſchen Principien tiefbegründet, und wird auch von 
den Reformatoren entſchieden behauptet. Wenn die 
Carpzove dasſelbe ſo viel möglich zu verkümmern 
ſuchen, ſo iſt das vielleicht mit ein Zug jener Starrheit, 
durch die ſie ſich von der ältern ächten Orthodoxie un— 
terſcheiden, und die Reaktion ihrer Zeit hervorriefen. 
Dagegen ein unbedingtes Widerſpruchsrecht der Gemein— 
den bei Aenderungen in der Liturgie, wie Wieſe, 
Schleiermacher, Eichhorn es behaupten, iſt nur 
eine Konſequenz des falſchen Kollegialſyſtems 52); es 


52) S. o. S. 43. Es iſt auch von keinem der ältern Schrift— 
ſteller, auf die man ſich hierbei zu berufen pflegt, (vergl. 
Eichhorn K. R. II. 55) gelehrt worden. Dieſe, nament— 
lich Carpzov, Reinkingk, ſchreiben die liturgiſche 
Anordnung unbedingt dem Kirchenregimente zu und zwar 


unter Mitwirkung der Synoden, die nach ihrer Annahme 
Stahl 's prot. Kirchenverf. 14 
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würde alles Kirchenregiment und damit alle Einheit der 
Kirche aufheben, ſo daß ſie in lauter iſolirte abſolut 
berechtigte Gemeinden oder gar Individuen zerſfiele. 
Desgleichen eine unbedingte Unterwerfung unter die li— 
turgiſchen Anordnungen, welche nicht einmal vom Lehr⸗ 
ſtande, ſondern vom Fürſten ausgehen, wie Thoma— 
ſius und Böhmer ſie behaupten, wäre gegen alle 
kirchlichen Grundſätze. Die Gemeinden haben kein er— 
worbenes Recht Jus quaesitum) auf ihre beſtehende 
Liturgie, ſo daß ſie blos um ihres Beliebens willen ih- 
nen belaſſen werden müßte; aber ſie haben wohl ein 
eignes Glaubensurtheil, und können ſich deßhalb der 
Aenderung aus Glaubensgründen widerſetzen. Die 
Gemeinden ſind auf dieſe Weiſe durchaus nicht Sub— 
jekt der Kirchengewalt, ja ſie haben nicht einmal einen 
Antheil an ihrer eigentlichen Ausübung, ſondern ſie ha⸗ 
ben nur einen, negativen, Einfluß auf dieſelbe, ſind eine 
Schranke. Das iſt ihre naturgemäße Stellung, die ſich 


ausſchließlich oder vorherrſchend aus dem Lehrſtande be— 
ſtehen, was man denn falſchlich auf die einzelnen Gemeinden 
deutet. Selbſt Schilter instit. jur. can. I. II. tit. 1. 
$. 8, der liberalſte unter allen wie natürlich, behauptet 
doch nichts anderes: „Jus ordinandi et mutandi litur- 
giam quoad ritus accidentales est penes ecclesiam sive 
summam cujusvise cclesiae potestatem, quae totam re- 
praesentat h. e., synodum vel senatum ecclesissticum 
cum consensu ordinum provincialium“, (das find doch 
offenbar lauter gegliederte Kollegien, nicht einzelne Ge— 
meinden). Vollends Carpzov ſchließt die Gemeinden, 
das Volk, ausdrücklich aus, ſ. o. S. 15. 
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eben fo ſehr von der der Fatholifchen Gemeinde unters 
ſcheidet, als welche völlig paſſiv, wie von der der refor— 
mirten, als welche gewiſſermaſſen Subjekt der Kirchen— 
gewalt ſelbſt iſt. 1 

Dieſe Stellung der Gemeinden entſpricht auch dem 
Vorbilde der erſten Zeit der chriſtlichen Kirche. Eine 
Ausſchließung der Gemeinden von der Berathung und 
Beſchlußfaſſung in kirchlichen Dingen nach Art des jetzi— 
gen Katholicismus iſt dieſem Vorbilde durchaus entge— 
gen. Die Gemeinde giebt mit ihre Stimme ab, und 
läßt nächſt den Apoſteln und Aelteſten den andern Ge— 
meinden ihre Meinung entbieten. Aber auf der andern 
Seite iſt auch eine Gleichſtellung und Vermiſchung der 
Gemeinden mit den Aelteſten und den Apoſteln nicht zu 
finden. Nicht blos daß in allen Dingen die Apoſtel han— 
deln, ſondern auch wo die Gemeinden zugezogen wer— 
den, wie z. B. bei der Berathung zu Jeruſalem über 
Beſchneidung der Heiden, ſind es die Apoſtel, welche 
allein das Wort führen, und die zuerſt ſtimmen und be— 
ſchließen; ihnen folgen dann die Aelteſten, und endlich 
erſt wird die Gemeinde als beiſtimmend genannt. Selbſt 
dort alſo, wo als zur Zeit des Anfangs noch gar keine 
organiſche Ausbildung der Kirchenverfaſſung beſtand und 
beſtehen konnte, und wo die Kirche (wenigſtens die 
Mutterkirche) in engem Raum zuſammenlebte, waren es 
doch getrennte Ordnungen, die an der Entſcheidung und 
in verſchiedener Weiſe Theil nahmen, nicht ein ununter— 
ſchiedenes Zuſammenfließen der Individuen. | 

Eine Beſchickung der Synoden durch weltliche Mit— 
glieder iſt demnach nicht nothwendig. Sie iſt nach 
proteſtantiſchem Principe wohl angemeſſen, wie ja auch 

14 * 
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für die Konſiſtorien eine Beimiſchung von Laien gefors 
dert wurde; aber wenn ſie nicht dem Geiſt und dem 
kirchlichen Fundamente des Proteſtantismus widerſpre— 
chen ſoll, ſo müſſen die weltlichen Glieder an Zahl und 
Gewicht der Stimmen weit untergeordnet ſeyn, damit 
der plaſtiſche, geſtaltende Einfluß auf den öffentlichen 
Zuſtand der Kirche in den Händen des Lehrſtandes 
verbleibe 53). So iſt auch der wirkliche Rechtszuſtand. 
Es war ſogar nie Sitte, andere als geiſtliche Mitglie— 
der zu den Synoden zu ziehen, dagegen wurden Ein— 
wendungen der Gemeinden gegen die landesherrlichen 
Anordnungen immer zugelaſſen und Rückſicht auf Dies 

ſelben genommen ). g 

Das alſo iſt der Grundſatz der proteſtantiſchen 
Kirchenverfaſſung: 

Bei Aenderungen, welche die Lehre oder 
den Gottesdienſt betreffen, iſt der Lehrſtand 
zu befragen, bevor fie erlaſſen werden; denn 
der Lehrſtand muß materiell der Urheber der— 
ſelben ſeyn, wenn ſie auch formell der Fürſt 
erläßt, und ſie gelten innerlich durch die 
Approbation des Lehrſtandes, wie äußerlich 
durch die Promulgation des Fürſten. Das 
Volk aber, d. i. die Gemeinden, haben, nachdem 
ſie erlaſſen worden, ein Widerſpruchsrecht, 
jedoch nicht willkührlich, ſondern nur aus 
objektiven Gründen. 


53) Vergl. über das alles Abſchn. II. Kap. 3 u. 4. 
54) Mosheim Kirchenrecht der Proteſtanten S. 563. 
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Eine ähnliche Stellung, wie zu den dogmatifchen 
und liturgiſchen Feſtſetzungen, gebührt der Gemeinde 
auch für die Beſetzung des Lehramtes. Hiefür 
hat fie entweder poſitiv die Wahl der Perſon („desig— 
natio personae“ nach der Fatholifchen, „Vocation““ 
nach der proteſtantiſchen Ausdrucksweiſe), oder doch 
zum allerwenigſten negativ das Recht der Gegenvor— 
ſtellung, wenn ſie an Lehre oder Wandel des Geiſtlichen, 
der ihr vorgeſetzt werden ſoll, Anſtoß nimmt, die, wenn 
ſie ſich beſtätigt findet, ohne Rechtsverletzung nicht un— 
beachtet bleiben kann, alſo gleichfalls ein Wider— 
ſpruchsrecht aus Gründen. Dagegen die eigent— 
liche Uebertragung des Amtes, die Autoriſirung zu deſ— 
fen Ausübung („Confirmatio, Collatio“ nach der ka— 
tholiſchen, „Inſtitution, Beſtätigung“ nach der proteſtan— 
tiſchen Ausdrucksweiſe), iſt nicht Sache der Gemeinde 
und iſt es nie geweſen, ſondern Sache der Kirche und 
der an ihre Spitze berufenen Glieder, d. i. des be— 
ſtehenden Kirchenregimentes. Jene Vokation der Ge— 
meinde iſt nur der Ausdruck des perſönlichen indivi— 
duellen Vertrauens, das im ſeelſorglichen Verhältniß 
von höchſter Bedeutung iſt, nicht ertheilt ſie die Voll— 
macht zum Amte weder überhaupt noch auch in der be— 
ſtimmten Gemeinde. Dieß iſt es, was Luther als 
unveräußerliches Recht der Gemeinde anſpricht, den 
Prediger zu erwählen und zu berufen, während er 
eben ſo entſchieden dem Biſchofe das Recht zuſchreibt, 
den Erwählten zu beſtätigen. Beides aber weiche im 
Falle der Noth, da könnten die Biſchöfe Prediger 
einſetzen ohne der Gemeinden Erwählung, die Ge— 
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meinden ſich Prediger verſchaffen, ohne der Biſchöfe Be— 
ſtätigung ?“). 


55) Ueber das, wenn ſie nun gleich rechtſchaffene Biſchöfe wären, 
die das Evangelium haben wollten, und rechtſchaffene Pre— 
diger ſetzen wollten, dennoch könnten und ſollen ſie dasſelbe 
nicht thun ohne der Gemeinde Willen, Erwahlen und Be— 
rufen; ausgenommen wo es die Noth erzwänge, daß die 
Seelen nicht verdürben aus Mangel göttlichen Worts... ..... 

r Sonſt wo nicht ſolche Noth da ift, und vorhanden find, die 
Recht und Macht und Gnade haben zu lehren, ſoll kein 
Biſchof jemand einſetzen ohne der Gemeinde Wahl, Willen 
und Berufen; ſondern ſoll den Erwähleten und Berufenen 
von der Gemeinde beſtätigen RES Denn es hat weder 
Titus, noch Timotheus, noch Paulus je einen Priefter ein— 
geſetzt ohne der Gemeinde Erwählen und Berufen.. ..... 
Nun aber zu unſern Zeiten die Noth da iſt, und kein Bi— 
ſchof nicht iſt, der evangeliſche Prediger verſchaffe, gilt hie 
das Exempel von Tito und Timotheo nichts; ſondern man 
muß berufen aus der Gemeinde, Gott gebe, er werde von 
Tito beftatiget oder nicht“ Luthers Werke (Walch) X. 
1804. Vergl. oben S. 88. So unterſcheidet auch Gro- 
tius de imperio summ, pot, cap, 10. $. 2 richtig die 
verſchiedenen Momente für das Predigtamt: die Vollmacht 
(mandatum), kraft der es überhaupt beſteht, dieſe ertheile 
Gott, ſodann die Weihe (ordinatio), durch welche dieſe 
Vollmacht einer beſtimmten Perſon zugewendet werde 
(applicatio hujus facultatis ad certam personam), dieſe 
ertheile der Lehrſtand (pastores), drittens die Wahl (elec- 
to), durch welche die Perſon einer beſtimmten Gemeinde 
und beſtimmtem Orte zugetheilt werde, ſie ſey Sache der 
Gemeinde ſelbſt, könne aber auch den geiſtlichen oder welt— 
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Desgleichen gilt auch für die Kirchenzucht der— 
ſelbe Grundſatz, daß ſie vorherrſchend von dem Lehr— 
ſtande als eigentlichen Träger der Schlüſſelgewalt ge— 
handhabt werde 26), daß aber der Gemeinde eine Mit— 
wirkung zukomme. Die beſtehende Einrichtung iſt jedoch 
dem nicht völlig gemäß. Nach ihr kömmt die Verfügung 
der höhern Strafen, namentlich der Exkommunikation, 
der Landes- oder Diöceſanbehörde (Konſiſtorium) zu, 
und iſt darum Theilnahme einer Lokalgemeinde gar nicht 
möglich. Für die Verfügung geringerer Strafen, für 
Mahnung und Zurechtweiſung, wäre zwar eine Mitwir— 
kung der Gemeindeälteſten mit der beſtehenden Einrich— 
tung wohl verträglich, allein ſie hat bis jetzt kein recht— 
liches Herkommen noch Geſetz für ſich. In den Kon— 
ſiſtorien ſelbſt ſitzen zwar auch weltliche Glieder, aber 
dieſe ſind nicht ſowohl Vertreter der Geſammtkirche, als 
vielmehr der weltlichen Obrigkeit 7), Das Organ der 


lichen Obern zukommen („concluditur mutabilitas circa 
eligendi modum“), endlich viertens die Beſtätigung (eon— 
firmatio), durch welche die beſtimmte Perſon an dem be— 
ſtimmten Orte kraft offentlichen Anſehens und Schutzes ihr 
Amt verwaltet, das ſey Sache der hoͤchſten Gewalt. Nur 
dies iſt zu berichtigen, daß Grotius nicht die kirchliche Be— 
ſtätigung und Autoriſation, welche allein vom Kirchenregi— 
mente ausgehen kann, von der politiſchen Beſtätigung und 
Autoriſation unterſcheidet, was mit ſeinem ganzen Syſteme 
zuſammenhängt. Vergl. auch Eichhorn I. 759. 

56) S. o. S. 84. 

57) ., hingegen hat fie (die proteſt. Konſiſtorialeinrichtung) das 
incommodum, daß das meiſte der Kirchen, als der dritte 
Stand, ganz davon ausgeſchloſſen und alſo dieſes ein colle- 
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Kirchenzucht iſt ſonach in der proteſtantiſchen Kirche 
nicht das, wie es im Evangelium (Matth. 18) vorge⸗ 
bildet iſt, und wie es die Reformatoren, da fie Konſi⸗ 
ſtorien forderten, anſtrebten. Sie haben aus letzteren 
ſelbſt ſchon etwas anderes gemacht, als was ſie ur— 
ſprünglich im Sinne hatten. Ueber das beſtehende Recht 
indeſſen kann kein Zweifel ſeyn. Den Principien der 
Kirche aber würde vielleicht die Einrichtung mehr ent— 
ſprechen: daß dem Pfarrer allein (wie bisher) die vor— 
läufige, dem Pfarrer unter Zuſtimmung der Gemeinde 
die definitive Ausſchließung von den Sakramenten zus 
käme, daß die obere Kirchenbehörde (Konſiſtorium) über 
letztre als höhere Inſtanz entſchiede, die Strafen der 
Geiſtlichen verfügte und die Exkommunikation unter Zus 
ſtimmung der Synode oder einer beſondern kirchlichen 
Repräſentation ausſpräche ??). 


gium aus den beiden obern Ständen allein iſt, die 
den dritten Stand allein repräfentiren ſollen.“ Spener 
letzte theolog. Bedenken (2. Aufl.) I. 581. 


Wo überhaupt keine Kirchenzucht beſteht, fällt natürlich auch 
die Frage weg, durch wen ſie geübt werden ſolle. Die 
Bedeutung der Kirchenzucht und der Kirchenſtrafen iſt nicht, 
„durch Zwang oder durch Furcht vor öffentlicher Demüthi⸗ 
gung von Vergehen abzuhalten“ (Eichhorn II. 97), ſon⸗ 
dern die ſittliche Würdigung der Kirche auszudrücken (vergl. 
meine Philoſ. d. Rechts II. 281) und zuletzt die Kirche als 
religiös ſittliche Gemeinſchaft von entſchieden widerchriſtli⸗ 
cher oder unſittlicher Beimifhung zu reinigen. Darum iſt 
ſie ein eben ſo weſentliches Element der evangeliſchen als 
der katholiſchen Kirche. Eben darum iſt ſie aber auch nichts 


58 


— 
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Die Gemeinden find allerdings nach proteſtantiſchem 
Principe das Element, in welchem die Macht des h. 
Geiſtes wirkſam iſt; in ihrem Leben beſteht die Ver— 
wirklichung des Chriſtenthums, beſteht die Kirche. 
Allein ſie ſind das doch nicht als getrennt vom Lehr— 
ſtand und Kirchenregiment und dieſen gegenüber, ſon— 
dern im Gegentheil als von ihnen geleitet. Die Ge— 
meinden müſſen daher im normalen Zuſtande der Kirche 
zwar ein ſolches Recht der Aneignung, Mitwirkung, 
Widerſetzung haben; aber keineswegs das Recht der 
Kirchenregierung ſelbſt. Allein wenn Lehrſtand und 
Kirchenregiment untreu werden, und eine falſche Lehre 
an die Stelle der wahren ſetzen, dann im Falle der 
höchſten äußerſten Noth ſind die Gemeinden be— 
rufen, ſelbſt die Gewalt zu üben, ſich neue Lehrer zu 
ſetzen und ein neues Kirchenregiment zu errichten. Man 
könnte ſagen, der Lehrſtand gehe dann der Vollmachten, 
die ihm verliehen (Joh. 20), verluſtig, und es komme 
dadurch die Vollmacht, welche den Gemeinden verliehen 
(Matth. 18), zur alleinigen Geltung. Wie das zur 
Zeit der Reformation gegenüber der Hierarchie geſchah, 
mit gleichem Grunde würde es auch jetzt geſchehen, 
wenn etwa der Lehrſtand und das Kirchenregiment den 
Rationalismus und Pantheismus als öffentliche Doktrin 
aufrichteten, ſtatt der evangeliſchen Lehre, welche die 
Baſis und Wurzel aller Kirchengewalt iſt. Solcher 
Beruf der Gemeinden iſt nicht das Reſultat eines 
bloßen Raiſonnements; ſondern er iſt ein Grundſatz 


nütze, wenn fie nicht aus einem lebendigen Bewußtſeyn je— 
ner Gemeinſchaft hervorgeht. 
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der poſitiven evangeliſchen Kirchenlehre 9), und iſt 
ſelbſt nach ſtaatsrechtlichen Grundſätzen, da die Kirche 
auf ihr Bekenntniß hin recipirt iſt, wohlbegründet. 
Seit Spener iſt auch bei den kirchlich Geſinnten 
ein Streben, die Rechte der Laien und Gemeinden für 
das Kirchenregiment zu mehren. Spener hatte in dem 
Zuſtande ſeiner Zeit, in der ausſchließlichen Herrſchaft 
des Fürſten und des Lehrſtandes — ein Zuſtand, der 
zum Theil noch jetzt fortdauert — und beſonders bei 
der damaligen Geſinnung des Lehrſtandes den triftig— 
ſten Grund, dies Recht der Gemeinden auf Theilnahme 
am Kirchenregimente mit allem Nachdrucke geltend zu 
machen ). Eine Gleichſtellung aber des weltlichen 


59) S. o. S. 92. 

60) „Ich habe oft gedacht, und werde mehr und mehr darin 
beſtärkt, daß eine ſehr große und haupturſach des verderbens 
der ganzen chriſtenheit hierinne ſtecke, daß die beiden ober— 
ſtände, entweder jede allein alle geiſtliche macht zu ſich ziehet 
(wie die clerifey in dem Pabſtthum mit der Papocaesaria 
thut, bei uns aber faſt die obrigkeit mit der Caesaropapia 
zu thun anheben will) oder doch, wo es noch am beſten 
hergehen ſoll, die beide unter ſich etlichermaſſen austheilen, 
was einmal der ganzen kirchen iſt, und ja die untergebenen 
von ihren juribus nicht zu vertringen geweſen wären: 
Beſorglich auch dürfte wenig oder kein ſegen zu erwarten 
ſeyn, fo lange wir ſolche injusti detentores alienorum ju- 
rium bleiben. Ach wäre noch nur ein ziemliches theil der 
verfaſſung der erſten kirchen übrig, wie ſollten wir ſobald 
widerum ziemlich viele den erſten gleiche chriſten finden und 
ſehen, und der Herr ſein angeſicht zu uns wenden!“ Spe— 
ner a. a. O. III. 92. Voraus geht: „Wie wir vielleicht 
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Standes mit dem geiſtlichen, wie ſie ſeit dem Kollegial— 
ſyſtem als Ideal und als rechtliches Poſtulat aufge— 
ſtellt wurde, ſtrebte er nicht an, obwohl er ſich zur re— 
formirten Verfaſſungsanſicht neigt. Solche Gleichſtel— 
lung iſt in der That unorganiſch und darum unkirchlich. 
Insbeſondre iſt es auch ein Irrthum, daß man ans 
nimmt, die Kirche ſey um ſo freier und ſelbſtſtändiger, 
je mehr die Gemeinden, und in dieſen ſelbſt wieder die 
Einzelnen, Rechte erhalten gegenüber dem Lehrſtande 
und Kirchenregimente. Denn die Freiheit und Selbſt— 
ſtändigkeit der Kirche beſteht nicht darin, daß die ein- 
zelnen Glieder oder die Mehrheit derſelben 
ihren Willen erreichen, ſondern darin, daß der 
Glaube, die Einſicht und das Gewiſſen der 
Kirche unverletzt bleiben, und in den Anordnungen zur 
Herrſchaft kommen. Wo aber ſtellen Glaube, Einſicht 
und Gewiſſen im Allgemeinen und der Regel nach ſich 
reiner, klarer und zuverläſſiger dar, in dem Urtheil der 
unterſchiedloſen Maſſe, oder in dem Urtheil der beſon— 
ders für den Dienſt der Kirche Berufenen? 

Was für eine Stellung man aber auch für die 
proteſtantiſchen Gemeinden anſprechen möge, ſo wäre 
in keinem Falle jetzt überall der rechte Moment, ihren 
Einfluß bedeutend zu erhöhen. Würde den gegenwär— 
tigen Gemeinden, die in den meiſten Ländern der Mehr— 
zahl nach durch eine vom Glauben abgefallene Geiſt— 


. 


finden werden, daß, was vieles von ſolchen Dingen an— 
langt, wenig kirchen unter den chriſten ſo fein werden re— 
gieret werden als der Reformirten Franzöſiſche gemeinden 
eine lange zeit gubernirt worden.“ 
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lichkeit gebildet und erzogen worden ſind, Macht gege— 
ben, ſo würde dadurch die proteſtantiſche Kirche nur 
einem neuen Elemente der Zerſtörung, und vielleicht 
dem gefährlichſten von allen, ausgeſetzt. Die Apoſtel 
und Hirten und Lehrer ſind das Erſte, die Gemeinden 
ſind ihr Werk. Sie ſollen ſelbſtſtändig werden gegen 
ihre Lehrer, gleichwie die Kinder dereinſt ſelbſtſtändig 
werden gegen ihre Eltern; aber nur wenn ſie wirklich 
chriſtliche, evangeliſche Gemeinden ſind. Erſt wenn die 
wieder erweckte Geiſtlichkeit ſich ihre Gemeinden gebil— 
det haben wird, wenn die Gemeinden wirklich eine Ges 
meinſchaft im chriſtlichen Glauben, nicht bloß rechtlich 
konſtituirte Geſellſchaften find, erſt dann kann es er 
ſprießlich ſeyn, ihnen in reichem Maaße die Rechte zu 
ertheilen, deren die chriſtliche Gemeinde fähig iſt, und 
dann können dieſe Rechte allerdings auch ein Bollwerk 
bilden gegen künftigen Abfall und künftige Zerftörung 
des kirchlichen Beſtandes. — 


viertes Kapitel. 
Die proteſtantiſche Kirche unter katholiſchen Fürſten. 


In Folge der Hülfe, welche die proteſtantiſchen 
Fürſten der Reformation gewährten, und bei dem Man— 
gel eigner kirchlicher Autoritäten, kam es, wie bisher 
ausgeführt worden, daß die Fürſten nicht blos das ih— 
nen nach proteſtantiſchen Principien nothwendig gebüh— 
rende ausgedehntere Majeſtätsrecht über die Kirche, 
ſondern die Kirchengewalt ſelbſt erlangten. Dadurch ö 
iſt die proteſtantiſche Kirche mit ihrer ganzen Drgani- 
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ſation in den Staat verſchränkt, fie hat keinen Centrals 
punkt ihrer Gewalt, außer in der oberſten Gewalt (Lan— 
deshoheit, Souverainität) des Staates. Da nun ſpä— 
ter proteſtantiſche Fürſten zur katholiſchen Kirche zus 
rücktraten 1), da proteſtantiſche Länder von katholiſchen 
Fürſten adquirirt wurden, da zeigte ſich die Schwie— 
rigkeit. Der katholiſche Fürſt kann nach der Natur 
der Sache nicht einmal das Majeſtätsrecht Über die 
Kirche in jener proteſtantiſchen Ausdehnung haben; 
denn dieſe Ausdehnung beruht ja darauf, daß von der 
proteſtantiſchen Kirche dem Fürſten, wie jedem Kirchen— 
glied, ein ſelbſtſtändiges Urtheil über die Lehre zugeſchrie— 
ben wird 6e); wie könnte aber die proteſtautiſche Kirche 
dies auch einem ſolchen Fürſten zuſchreiben, der durch 
ſein Bekenntniß von vorn herein beweiſt, daß er das 
Urtheil über die Lehre, welches ſie als das allein wahre 
erkennt, nicht beſitzt, der, wie er im Ganzen die pro— 
teſtantiſche Lehre verwirft, fo auch unmöglich in einem 
einzelnen Falle über richtige Anwendung und Fortbil— 
dung derſelben urtheilen kann? Denn die Lehre der 
Kirche iſt nicht wie ein bürgerliches Geſetzbuch, das 
man richtig anwenden kann, auch ohne von ſeiner Ge— 
rechtigkeit überzeugt zu ſeyn, ſondern ihr richtiges Ver— 
ſtändniß und richtige Anwendung ſetzt innern Glauben 
und gläubige Forſchung voraus. Kann nun dem ka⸗ 
tholiſchen Fürſten unmöglich jenes proteſtantiſche Ma— 


61) Ein chronologiſches Verzeichniß dieſer Uebertritte vom Jahre 
1614 an ſiehe bei Pütter Entwicklung der heut. Staats⸗ 
verfaſſung II, 336. 

62) S. o. S. 108. 
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jeſtätsrecht zukommen, ſo, ſollte man denken, noch viel 
weniger die Kirchengewalt ſelbſt, die ja eine noch viel 
umfaffendere Macht enthält. Wenn die proteteſtanti— 
ſchen Dogmatiker dem Fürſten die äußere Kirchenge— 
walt in ſeiner Eigenſchaft als vornehmſtem Gliede der 
Kirche zuſchreiben, ſo folgt daraus von ſelbſt, daß er 
ſie nicht beſitzen könne, wenn er gar kein Glied der 
Kirche iſt.— — Allein auf der andern Seite mußte doch 
die proteſtantiſche Kirche auch unter den katholiſchen 
Fürſten eine oberſte Kirchengewalt haben, eine Autori— 
tät, in deren Namen die Kirche regiert wird, und wo 
ſollte dieſe anderwärts hergenommen werden, da die 
ganze Ausbildung der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung 
eben unter Vorausſetzung der fürſtlichen Kirchengewalt 
vor ſich gegangen war? Die Konſiſtorien konnten nicht 
dieſe oberſte Kirchengewalt ſeyn, ſie ſind nach ihrem 
Begriffe in der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung nur 
eine theils richterliche, theils adminiſtrative Behörde; 
die Synoden konnten es nicht ſeyn, ſie ſind in der 
proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung nur eine approbirende 
Verſammlung. Es war alſo kein Organ ausgebildet, 
das da als Subjekt der Kirchengewalt hätte gelten 
können und dürfen, und ſogar wenn man ein ſolches 
hätte bilden wollen, ſo hätte es erſt noch keine Aner— 
kennung im deutſchen Reiche gehabt, unter deſſen Ga— 
rantie auch die proteſtantiſche Kirchengewalt ſtand 6). — 


63) Der Art. V. $. 31. des J. P. O. garantirt den proteſtanti⸗ 
ſchen Unterthanen der Reichsſtände die „annexa religionis,“ 
darunter vor allem die institutio Consistoriorum, in der 
Ma ſſe, wie fie dieſelben im Entſcheidjahre geübt haben 
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Bei dieſer Lage der Sache führte eine thatſächliche, faſt 
unvermeidliche Nothwendigkeit zu der Einrichtung: Daß 
der katholiſche Fürſt die Kirchengewalt Jus 
episcopale) über die Proteſtanten behält, 
aber die Ausübung derſelben einer proteſtan— 
tiſchen Behörde ſelbſtſtändig überlaſſen muß. 

Dieſe aus faktiſcher Nothwendigkeit hervorgegan— 
gene Einrichtung fand dann auch ihre rechtliche Feſt— 
ſtellung und Anerkennung ungeachtet der widerſtreiten— 
den Anſichten und Anſprüche. Während nemlich die 
katholiſchen Reichsſtände nicht blos, ſondern auch die 
Reichsgerichte 64) den Grundſatz feſthielten, daß auch der 
katholiſche Fürſt Kirchenoberer über die Proteſtanten 
ſey, weil der weſtphäliſche Friede die fürſtliche Kirchen— 
gewalt ſchlechthin für einen Ausfluß des Territorial— 
rechts erkläre, ſo läugneten dieſes die evangeliſchen 
Reichsſtände aus dem Grunde, weil in den Reichsge— 


(quatenus illa dicto anno exercuerunt). Nun war aber 
(wie auch Moſer bezeugt) der Zuſtand im Entſcheidjahre 
nirgend der, daß die proteſtantiſchen Unterthanen die Kon— 
ſiſtorien beſtellt, und dieſe im Namen der Gemeinde die 
Kirche regiert hätten. Die Berufung auf das Beiſpiel Hol— 
lands von Seite derjenigen, welche in dieſem Falle auto— 
nomiſche Regierung der proteſtantiſchen Gemeinden anſpre— 
chen (z. B. Pfaff a. a. O. S. 464 und der dort citirte 
Böhmer), beweiſt eben, daß der deutſchen Verfaſſung 
ſolche Einrichtung fremd war. 

z. B. Reichshofrathskonkluſum 1761 in Sachen von 
Wezel Freiherr contra die Gemeinde von Mehlbach: „die— 
ſer (Evangeliſche Pfarrer) aber auch ihm (dem katholiſchen 
Freiherrn von Wezel), als deſſen geiſt- und weltli- 


6⁴ 


— 


! 
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ſetzen die katholiſche Jurisdiktion über die proteſtanti⸗ 
ſchen Länder ſuspendirt ſey, und es eben ſo ſehr gegen 
dieſe Suspenſion verſtoße, wenn ein weltlicher katho— 
liſcher Fürſt, als wenn ein Biſchof die Jurisdiktion 
habe. Dies führt eine ausdrückliche Proteſtation des 
Corpus Evangelicorum von 1725 weitwendig aus, 
und nur Schweden legte ein Separatvotum dagegen 
ein, in welchem es die Anſicht der Katholiſchen aus 
dem oben angegebenen Grunde vertritt, obwohl mit 
dem Ausdrucke des Bedauerns, daß dem nach den be— 
ſtehenden Geſetzen fo ſey, und unter weſentlichen Limi⸗ 
tationen 65). Beide Theile hatten Recht. Die Aus— 
gleichung liegt in der Unterſcheidung der Zuſtändigkeit 
und der Ausübung 66), Nur die Zuſtändigkeit der pros 
teſtantiſchen Kirchengewalt gehört nothwendig zu dem 
Rechte der Landeshoheit, nur die eigne Ausübung der— 
ſelben iſt gegen den Sinn der Suspenſton ““). Dieſe 


cher Obrigkeit und Herrſchaft, mit gebührendem 
Reſpekt begegnen ſolle,“ ſ. Moſer von der Landeshoheit 
im Geiſtlichen S. 9. 
65) „Corporis Evangelici Pro Memoria Wegen der von Fas 
tholiſchen Landesherren in Scriptis publicis ſich zugeſchrie— 
s bener Jurisdictione Ecclesiastica über ihre Evangeliſche 
Unterthanen 1725“ ſ. Schauroth Conclus. Corp. Ev. II. 
33. Schon im Jahre 1664, als Herzog Chriſtian von 
Mecklenburg katholiſch wurde, hatte Schweden ein ähnliches 
Votum (damals in Verbindung mit Gotha und Zell) den 
andern Ständen entgegen im Corpus Evangel. abgegeben. 
66) S. o. S. 139. f 
67) So faßt auch im Weſentlichen das Schwediſche Separatvo⸗ 
tum die Sache. Ein ganz entſchiedener und direkter Be— 


— 
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wahre rechtliche Ausgleichung trafen die Reverſalien, 
welche in den betreffenden proteſtantiſchen Ländern die 


weis, daß die Zuſtändigkeit der proteſtantiſchen Kirchenge— 
walt ein unzertrennlicher Anhang der Landeshoheit ſey, laßt 
ſich aus dem Weſtphäliſchen Frieden nicht führen, da dieſer 
der proteſtantiſchen Kirchengewalt gar nicht ausdrücklich Er— 
wähnung thut, ſondern von einem landesherrlichen Recht in 
Kirchenſachen im Allgemeinen, alſo für Katholiken und pro⸗ 
teſtanten, ſpricht. Hierin geht die Behauptung des Schwe— 
diſchen Votums und Struve's zu weit. Allein gewiß liegt 
das im Geiſte desſelben. Belege hiefür find: Art. V. 5. 30 
(zur Noth), wo das jus in negotio religionis (unter dem 
wohl auch die proteſtantiſche Kirchengewalt verſtanden wer⸗ 
den muß) den Ständen ratione territorii zugeſchrieben 
wird, dann Art. XI. $. 12, nach welchem die jura eccle- 
siastica als ein Annexum der Landeshoheit über Pommern 
vom Kaiſer an die Krone Schweden reſtituirt werden ſollen, 
endlich hauptfächlih Art. V. §. 31; denn durch dieſen 
iſt der Zuſtand von 1624 ſanktionirt, und damals waren 
überall die Landesfürſten als Subjekt der proteſtantiſchen 
Kirchengewalt anerkannt. Auf der andern Seite laßt ſich 
nicht blos nach Sinn und Geiſt, ſondern ſelbſt nach dem 
Buchſtaben des Weſtphäliſchen Friedens behaupten, daß der 
katholiſche Landesherr den Unterthanen, die 1624 unter pro: 
teſtantiſchen Konſiſtorien ſtanden, dieſelben nicht entziehen, 
ſie nicht mit katholiſchen Räthen beſetzen, nicht die Sachen 
avociren kann. Denn das alles ware offenbar eine Ver: 
letzung des Art. V. §. 31. Sehr richtig ſagt daher ſchon 
Struvius synt. jur. publ. für dieſen Fall: „jure meritoque 
postulant et subditi et agnati........ ut tale Consi- 
storium Evangelicum is perpetuum subsistat.... et se- 
cundum principia Evängelica nomine tamen et sub 
Stahl’ prot. Kirchenverf. 15 
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„Stände ſich von dem katholiſchen Fürſten ausſtellen 
ließen. Sie ſind überall im Weſentlichen deſſelben In— 
haltes. Außer der Zuſicherung, daß keiner andern als 
der proteſtantiſchen Konfeſſion Religionsübung, insbe— 
ſondere öffentliche Religionsübung eingeräumt werden 
ſolle, der Fürſt allein ſich ſeinen Privatgottesdienſt 
reſervirt, enthalten ſie die Feſtſetzung, daß der Fürſt 
ſich nicht in die innere Kirchenregierung einmiſchen, 
ſondern ſeine hierauf bezüglichen Rechte (Reſervat— 


auspiciis Domini territorialis Jurisdietionem Ecclesiasti- 
cam exerceat.“ Wo kein Konſiſtorium 1624 beftand, müſ— 
ſen, wie auch dort weiter ausgeführt iſt, andere Limitatio— 
nen und Garantien eintreten. — Ueberhaupt aber hat der 
Weſtph. Fr. nur den Fall im Auge, daß katholiſche Fürſten 
die proteſtantiſchen Unterthanen unter ihre katholiſche Kir— 
chengewalt (Biſchofe) oder ihr jus reformandi ziehen wollen; 
dagegen, daß dieſe die proteſtantiſche Kirchengewalt als ſolche 
zu verwalten anſprechen würden, davon hatte man damals 
noch keine Ahnung, und iſt darum an dieſen Fall nirgend 
gedacht. Deßwegen iſt hier alle Argumentation aus dem 
Weſtphäliſchen Frieden immer höchſt unſicher und ſchwan— 
kend, die Schriftſteller der einen wie der andern Meinung 
pflegen mehr aus den Beſtimmungen heraus zu folgern, als 
wirklich darin liegt. Im letzten Erfolg aber entſchied die 
Macht der Verhältniſſe und die innere Natur der Sache. 
Unter den Schriftſtellern ſind beſonders zu nennen: vor 
allen Struvii syntagma juris publici c. 23 F. 30 
p. 1257, dem das Schwediſche Separatvotum folgt, dann 
Mo ſer von der Landeshoheit im Geiſtlichen S. 9 ff. und 

r ©. 376 ff. Pfaff akadem. Reden ©. 452 ff. Struben 
Nebenſtunden III. 64. { 


6. 
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rechte) einer proteſtantiſchen Behörde (Geheimerath, . 
Konſiſtorium) zu ſelbſtſtändiger Ausübung überlaſſen 
wolle 6). Dieſe Reverſalien wurden auch vom Cor— 
pus Evangelicorum ſelbſt oder doch von ſeinen Mit— 
gliedern einzeln ſofort anerkannt und garantirt 69). 

Das Recht des katholiſchen Fürſten über die pro— 
teſtantiſche Kirche beſteht demnach: 

1) in dem allgemeinen Majeſtätsrecht 
(Schutz- und Aufſichtsrecht), das ihm nach jetzigem 
Kirchenſtaaatsrechte über jede Glaubensparthey, auch 
die Fatholifche, zuſteht, alſo hier gar nichts beſonde— 
res iſt, 

2) in dem Rechte der oberſten Kirchengewalt 
ſelbſt (jus episcopale), die ihm jedoch nur nach ihrer 


68) Die berühmteſten find die Reverſalien von Churfürſt Auguſt 
von Sachſen 1697 und 1700 (Receß mit ſeinem Vetter 
Herzog von Weiſſenfels), dann vielfach wiederholt. Lünig 
Reichsarchiv part. spec. II. 239. Cod. August. I. 347 ff.). 
Sie folgen nur ſchon vorhandenen Grundſätzen. Aehnlich 
lautet z. B. ſchon die Verſchreikung des Herzogs von Sach— 
ſen-Laueburg gegen die Stände von Hadeln 1654 (Lünig 
Collectio von der landſäſſigen Ritterſchaft I. 1342). Des 
gleichen Inhalts nach Muſter der ſachſiſchen ſind die Re— 
verſalien von Würtemberg, (Mohl Würt. Staatsrecht IT, 
499. 502) von Heſſen-Caſſel (Moſer deutſches Staats— 
archiv 1755 J. 164) und einigen kleinern Ländern. Dieſe 
Reverſalien galten aber durchaus nicht als eine beliebige 
Konceſſion des Fürſten, ſondern als das nothwendige Mittel 
zur Verwirklichung der reichsgeſetzlichen Religionsgarantien. 
69) z. B. die Würtembergiſchen ſ. Schauroth III. 833. 
70 * 
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formalen Seite zukommt, d. i. daß die Kirche in 
ſeinem Namen und kraft ſeiner Autorität regiert wird, 
wiewohl durch proteſtantiſche Behörden ohne ſeinen 
Einfluß 70). Das iſt deßwegen doch keine bloße Rede— 
weiſe, daß es im Erfolge gerade ſo viel wäre, dem 
Fürſten die Kirchengewalt abzuſprechen, als ſie ihm zu⸗ 
zuſprechen, aber ihn von der wirklichen Ausübung gänz⸗ 
lich zu entfernen. Denn in Folge deſſen kömmt dem 
katholiſchen Fürſten das wichtige Recht zu, die protes 
ſtantiſche Behörde für die Kirchenregierung zu ernennen, 
weil die Ernennung der oberſten Behörde ein untrennz 
barer Ausfluß der höchſten (ſey es auch nur formalen) 
Obergewalt iſt 77). Ferner kömmt es ihm in Folge 
deſſen zu, die Zuſtimmung zu den kirchlichen Anordnuns 
gen, ſo weit er ſie vermöge des allgemeinen Majeſtäts— 
rechtes zu ertheilen hat, nicht in der Fatholifchen (nega— 
tiven) Form des Placet, ſondern in der proteſtantiſchen 
Form der urſprünglichen und poſitiven Autoriſirung zu 
ertheilen, und wenn er das gleich rechtlicher Weiſe 
nicht zu einem Einfluß auf den Inhalt der Anordnun⸗ 
gen benützen darf, ſo hat er doch den Vortheil, daß 
faktiſch die proteſtantiſche Kirchenbehörde ſich nicht in 
der Art von ihm trennen und ihm gegenüber ſtellen 
kann, wie die katholiſche. Denn ein Biſchof kann, wo 


70) Deßwegen abſorbirt hier die Kirchengewalt nicht das Maje— 
ſtätsrecht wie beim proteſtantiſchen Fürſten (ſ. o. S. 116); 
denn letzteres gewährt dem katholiſchen Fürſten einen ma— 
teriellen Einfluß, den er nach erſterer nicht hatte. 

71) S. o. S. 149 u. 188. 
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es gilt, das Placet umgehen, und ſeine Anordnung 
wird dennoch von den Katholiken als eine Anordnung 
des Kirchenregimentes (ob eine im Staat verbindliche, 
das hängt dann von der Partheyanſicht ab) betrachtet; 
dagegen ein proteftantifches Konſiſtorium, wenn es ohne 
Ermächtigung des katholiſchen Fürſten und gegen den 
Willen desſelben eine Anordnung erließe, würde in der 
proteſtantiſchen Kirche ſelbſt hiefür nicht als die recht— 
mäßige kirchliche Autorität, daher ſolche Anordnung 
nicht einmal als Anordnung des Kirchenregimentes bez 
trachtet werden. Es müßte denn in der fpeciellen Lanz 
desverfaſſung der proteſtantiſchen Kirchenbehörde unter 
dem katholiſchen Fürſten eine der katholiſchen Kirchen— 
gewalt ähnliche Stellung zugeſtanden ſeyn. Dagegen 
kömmt dem katholiſchen Fürſten f 

, 3) nicht zu: das proteſtantiſche Majeftäts- 
recht und die innere materielle Einwirkung auf die 
Kirchenregierung, welche dieſes enthält. Er darf nicht 
wie der proteſtantiſche Fürſt mit urtheilen, mitregies 
ren, d. i. aus kirchlichen Rückſichten ſich dem Urtheil 
und der Anordnung des Lehrſtandes widerſetzen. So 
z. B. kann der katholiſche Fürſt Feſtſetzungen in der 
Lehre und Liturgie, die von der proteſtantiſchen Behörde 
ausgehen, nur aus bürgerlichen Rückſichten verwerfen, 
reſp. ihnen die Autoriſation verweigern, nicht aber aus 
innerer kirchlicher Prüfung, wie ein proteſtantiſcher Fürſt. 
Auch kann er nicht ſelbſt ſolche Anordnungen in Vor— 
ſchlag bringen, oder an den ihm Vorgeſchlagenen eine 
Abänderung (Modifikation) machen, ohne Zuſtimmung 
der proteſtantiſchen Kirchenbehörde, ja letzteres ſteht 
nach der richtigen Anſicht nicht einmal dem proteſtanti— 
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ſchen 


Fürſten zu ??). Er kann ferner die von der pro— 


teſtantiſchen Behörde zu vocirenden oder inſtituirenden 
Pfarrer aus bürgerlichen Rückſichten verwerfen, nicht 
aber die Auswahl derſelben und die kirchliche Beſtäti- 


gung 


mit beſtimmen, wie ein proteſtantiſcher Fürſt 73). 


Bei weitem größer ſtellt ſich natürlich der Unter— 


ſchied der Berechtigung zwiſchen dem katholiſchen und 
proteſtantiſchen Fürſten heraus, wenn man dem Terri— 
torialſyſtem huldigt; denn dieſes räumt dem proteſtanti— 


72) Der proteſtantiſche Fürſt iſt auch bei der Geſetzgebung 


73) 


nicht an ſein Konſiſtorium gebunden, da dieſes nur für Ge— 
richtsbarkeit und Adminiſtration die Behörde iſt. Er kann 
z. B. eine Anordnung von einer anerkannten theologiſchen 
Fakultät ausarbeiten laſſen, und ſo das Konſiſtorium dabei 
umgehen (f. o. S. 185 u. 186), allein unter dem katholiſchen 
Fürſten erlangt das Konſiſtorium oder der Geheimerath auch 
hinſichtlich der Geſetzgebung eine formelle Berechtigung, daß 
es als das eigentlich handelnde Subjekt gilt, welches deß— 
wegen nicht umgangen werden kann. 

Daß dem katholiſchen Landesherrn kein Urtheil über die 
Tüchtigkeit der proteſtantiſchen Prediger in vita et doc- 
trina zukomme, iſt ausdrücklich erklart in einem Prome- 
moria des Corp. Evang. von 1731 (Schauroth I. 500). — 
Auch der Praſident des bayr. Oberkonſiſtoriums ſprach es 
in der unten erwähnten Beſchwerde als Grundſatz des pro— 
teſtantiſchen Kirchenrechtes aus, daß die Einmiſchung der 
oberſten Staatsbehörde in die proteſtantiſche Kirchenregierung 
ſich überhaupt nicht weiter erſtrecken könne, als das landes- 
herrliche Schutz- und Aufſichtsrecht (alſo das allgemeine 
Majeftätsrecht) reicht. S. Verhandl. der Kammer der 
Reichsrathe 1831. Bd. II. S. 79. 5 
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ſchen eine ganz ungebührliche Gewalt über die Kirche 
ein, während es dem katholiſchen auch die Gränze der 
ihm wirklich zukommenden einſchränkt. So behaupten 
die Anhänger des Territorialſyſtems, wie gezeigt wor— 
den, ein proteſtantiſcher Fürſt könne nach Belieben ent— 
weder ein Konſiſtorium errichten, oder ohne das ſelbſt 
die geiſtliche Gerichtsbarkeit verſorgen, auch willkührlich 
die Sachen avociren; für den katholiſchen Fürſten je— 
doch behaupten fie die Nothwendigkeit des Konſiſto— 
riums und die Unſtatthaftigkeit der avocatio causa- 
rum!). So legen fie dem proteſtantiſchen Fürſten das 
Recht bei, Lehrentſcheidungen ohne Konkurrenz des Lehr— 
ſtandes zu geben; dagegen dem katholiſchen Fürſten fols 
ches zuzuſchreiben, erſcheint auch ihnen als Abſurdität. 
Nach der wahren proteſtantiſchen Verfaſſungslehre iſt 
der Unterſchied nicht fo grell, weil hier ſchon dem pro— 
teſtantiſchen Puten eine beſchränktere Sphäre zukommt, 
doch iſt er, wie aus Geſagtem erhellt, doch immer noch 
von großer Wichtigkeit. — — 

Die beiden bedeutendſten Länder Deutſchlands, in 
welchen die evangeliſche Kirche unter einem katholiſchen 
Fürſten ſteht, ſind jetzt Sachſen und Bayern, und 
zwar mit dem Unterſchiede, daß dort in der Geſammt— 
bevölkerung die evangeliſche, hier die katholiſche Konz 
feſſion überwiegt. In beiden gelten obige Grundſätze, 
wenn auch in verſchiedener Geſtaltung und in verſchie— 
denem Grade. 

In Sachſen beſteht für die Regierung der prote— 
ſtantiſchen Kirche ein Kirchenrath (ungefähr gleich 


74) z. B. Böhmer J. E. P. lib. J. tit. 28. §. 25 u. 46. 
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einem Oberkonſiſtorium) und das Geheimeraths— 
kollegium, zuſammengeſetzt aus Miniſtern und ge— 
heimen Räthen evangeliſcher Konfeſſion. Schon der 
Kirchenrath hat eine größere Selbſtſtändigkeit, als ſie 
jetzt anderwärts den Konſiſtorien zuzuſtehen pflegt, 
z. B. er vergiebt die Pfarrſtellen und holt dazu nur die 
Beſtätigung des Geheimen Rathes ein ). Das Ge— 
heimerathskollegium aber iſt es, welches (in Folge der 
Auguſteiſchen Reverſalien) rückſichtlich des evangeliſchen 
Kirchenregimentes die Perſon des Monarchen vertritt, 
und die Reſervatrechte ſtatt ſeiner ausübt. Ihm kömmt 
es zu: Feſttage anzuordnen, Beſtimmungen über die 
Liturgie zu geben, in causis majoribus zu diſpenſi⸗ 
ren u. ſ. w. Ja ſogar Einholung der landesherrlichen 
Genehmigung iſt demſelben nicht nöthig; es hat für 
alles das eine immerwährende generelle Vollmacht des 
Königs. Zur eignen Erlaſſung und Entſcheidung bleibt 
dem Könige nur die Ernennung der Mitglieder dieſer 
beiden oberſten Kollegien und eine Reihe genau be— 
zeichneter Gegenſtände, die faſt ſämmtlich nicht ſowohl 
der Kirchenregierung, als dem landesfürſtlichen Ober— 
aufſichtsrechte angehören, z. B. Beſtimmungen über das 
Verhältniß der Konfeffionen gegen einander, Anord— 
nungen, die für alle Konfeſſionen gleichmäßig gelten 
ſollen (z. B. allgemeine Dankfeſte), Verwilligungen aus 
Kaſſen, die der höchſteignen Diſpoſition des Regenten 
vorbehalten find u. ſ. w. 76). 


75) Weber ſäachſiches Kirchenrecht. Thl. I. S. 221. 
76) Weber ebend. S. 249. 
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In Bayern ſind die Geſetze undeutlich, indem auf 
der einen Seite ausgeſprochen iſt, „das oberſte Epiſko— 
pat und die daraus hervorgehende Leitung der prote— 
ſtantiſchen innern Kirchenangelegenheiten ſolle künftig 
durch ein ſelbſtſtändiges Oberkonſiſtorium aus— 
geübt werden, welches dem Staats-Miniſterium des 
Innern unmittelbar untergeordnet iſt ),“ auf der 
andern Seite aber beſtimmt iſt, „das Oberkonſiſtorium 
hat an genanntes Staatsminiſterium gutachtliche 
Berichte zu erſtatten, und durch dieſes die Aller— 
höchſte Entſchließung zu erholen: 

a) in allen Gegenſtänden neuer organiſcher kirch— 
licher Einrichtungen und allgemeiner Verordnun— 


77) Anhang zu Beilage II. der V. U. §. 1. Die Unterordnung 
unter das Miniſterium iſt kein Widerſpruch gegen die 
Selbſtſtändigkeit. Es kann eine Behörde für ihre Sphäre 
materiell ſelbſtſtändig, und doch einer andern im Ganzen 
höher ſtehenden formell untergeordnet ſeyn, ſo z. B. if 
das O. A. Gericht ſelbſtſtändig und doch dem Juſtizminiſte⸗ 
rium untergeordnet, die katholiſchen Biſchöfe find ſelbſtſtän— 
dig und doch dem Miniſterium des Innern, von dem ſie 
das Placet erholen, untergeordnet. Unſtatthaft iſt die In— 
terpretation des Miniſteriums von 1834, das „ſelbſtſtan— 
dig“ bedeute nicht die Unabhängigkeit, ſondern nur die 
eigene Formirung der Stelle im Gegenſatze zur frühern 
Einrichtung, nach welcher nur eine Sektion im Miniſterium 
die proteſtantiſchen Kirchenangelegenheiten leitete. Denn 
das liegt ſchon im Begriffe des Oberkonſiſtoriums, wäre 
daher der Zuſatz ein Pleonasmus. Ausdrücklich ſteht ſol— 
cher Interpretation auch die unten angeführte konigl. Erz 
klärung von 1824 entgegen. 
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gen (darunter gehören doch wohl auch die liturgi— 
ſchen und Lehrbeſtimmungen ) 0 

d) bei Diſpenſationsgebühren wegen verbotener Ver— 
wandtſchaftsgrade, 

e) über alle Anſtellungen und Beförderungen in geiſt— 
lichen Amtsſtellen, Verſetzungen, Degradationen, 
Suſpenſionen vom Amte, Penſionirungen, Entſetzun— 
gen oder Ausſchließung vom geiſtlichen Amte, 

f) bei Eintheilung der Pfarrſprengel und.. 


* * * + * + * — * 


h) über die Reſultate allgemeiner Synodal-Verſamm— 
lungen u. ſ. w. 75). 
Denn die hier aufgeführten Gegenſtände ſind außer 
einigen, die dem Majeſtätsrechte angehören, keine an— 
dern als die Reſervatrechte des proteſtantiſchen 
Fürſten. Daß aber hinſichtlich dieſer (z. B. der liturz 
giſchen Anordnung) der König, reſp das Staatsmini⸗ 
ſterium des Innern, die „Entſchließung“ gebe, die 
Kirchenbehörde nur „gutachtliche Berichte“ er— 
ſtatte, die alſo der König oder das Miniſterium befol— 
gen oder nicht befolgen und anderes anordnen könne, 
das wäre ein Widerſpruch ſowohl gegen die oben aus— 
geſprochene Selbſtſtändigkeit des Oberkonſiſtoriums, als 
gegen die Fundamentalſätze des proteſtantiſchen Kirchen— 
rechts und die unveräußerlichen Rechte der proteſtan— 
tiſchen Kirche. Die Praxis in Bayern iſt nun auch 
keine andere, als daß alle zu jenen Reſervatrechten ge- 
hörigen Anordnungen vom Oberkonſiſtorium ausgehen, 


78) Ebendaſelbſt §. 19. 
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und nur die königliche Ermächtigung beim Miniſterium 
des Innern eingeholt wird, der König dieſe, gleichwie 
das katholiſche Placet, mitunter verſagt, nie aber eine 
andere Anordnung an die Stelle der vorgeſchlagenen 
ſetzt??). Dieſe Praxis iſt beſtätigt durch eine Aller— 
höchſte Erklärung vom 28. Nov. 1824 auf eine Vor- 
ſtellung der Ansbacher Generalſynode, wo es heißt: 
. . . . „ſondern wir haben auch der proteſtantiſchen Kirche 
unſres Reiches durch unſer Edikt über die innern Kir— 
chenangelegenheiten u. ſ. w. eine ſolche Stellung ange— 
wieſen, daß ihre Selbſtſtändigkeit vollkommen 
geſichert, und kein Grund zu Beſorgniſſen für die 
Zukunft vorhanden iſt. Zu ihrer größern Beruhigung 
nehmen wir überdieß keinen Anſtand, euch die feier: 
liche Verſicherung zu ertheilen, daß wir in den 
innern Kirchen angelegenheiten der Prote— 
ſtanten ohne Mitwirkung Unſers proteſtan— 
tiſchen Oberkonſiſtoriums, welches darüber die 
Meinung der Generalſynoden nach Umſtänden einholen 
mag, niemals irgend eine Veränderung vor- 
nehmen, oder vorzunehmen geſtatten werden.“ Bei 
einer Diſſidie, die ſich zwiſchen dem Miniſterium des 
Innern und dem Oberkonſiſtorium im Jahre 1831 er: 
gab, erhob der Präſident des letztern Beſchwerde bei 
den Ständen s“); doch vor ihrer Erledigung in der be— 


79) Sie baſirt zugleich auf der in der V. U. beſtätigten Kon— 
ſiſtorialordnung von 1809. $. 15 u. 56 — 58. (Amtshand— 
buch S. 39 ff.). 8 

80) Dieſe Beſchwerde iſt übrigens (wenigſtens hinſichtlich der 
Verfaſſung unter katholiſchen Fürſten) ein Beleg für die oben 
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treffenden Kammer erfolgte ein königl. Reſkript vom 
2. Juli 1831, in welchem obige feierliche Verſicherung 
wiederholt wird. Der Unterſchied iſt immer zwiſchen 
der ſächſiſchen und bayeriſchen Kirchenverfaſſung, daß 
dort eine generelle immerwährende Ermächtigung für 
die Kirchenbehörde beſteht, hier in jedem einzelnen Fall 
wenigſtens die Vorlage an das Staatsminiſterium ers 
fordert wird; dieſer Unterſchied fließt ganz natürlich 
aus dem oben berührten verſchiedenen Verhältniſſe der 
Konfeſſionen in den beiden Ländern, und dem Umſtande, 
daß in Sachſen die oberſte proteſtantiſche Kirchenbe— 
hörde zugleich auch die oberſte Staatsbehörde iſt. | 

Die Möglichkeit der proteftantifchen Kirchengewalt 
katholiſcher Fürſten beruht darauf, daß, wo immer der 
proteſtantiſchen Kirche Religionsübung vom Staate 
garantirt iſt, vollends öffentliche, da die Landeshoheit 
oder Souverainität als ſolche eben dadurch (ſey es 
ausſchließlich oder zugleich) proteſtantiſch iſt, wenn 
gleich der Landesherr oder Souverain katholiſch iſt. 
Aus demſelben Grunde wurde es ja auch für ſtatthaft 
gehalten, daß Fatholifche Fürſten proteſtantiſche Reichs— 
ſtände blieben, d. h. ihre Stimme als evangeliſche galt, 
ja ſogar das Direktorium des Corp. Evang. führ— 
ten ). Eine gewiſſe Inkonſequenz liegt nun allerdings 


S. 200 aufgeſtellte Behauptung, daß das Konſiſtorium zu— 
gleich Repräſentation der Kirche ſey. Denn wie könnte es 
einer bloßen fürſtlichen Behörde (z. B. einer Provinzialre⸗ 
gierung) zukommen, gegen die Staatsregierung, deren bloßes 
Organ ſie iſt, bei den Ständen Beſchwerde zu erheben? 

81) Vergl. Pütter a. a. O. S. 354. 
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— das iſt nicht zu läugnen — darin, daß der katho— 
liſche Fürſt die Kirchengewalt über die Proteſtanten hat, 
wenn ſie auch noch ſo ſehr von der wirklichen Ausübung 
zurücktritt. Denn das bleibt doch immer, daß er die 
Perſonen für die oberſte Kirchenbehörde ernennt, und 
dadurch übt er mittelbar, indem er dieſe von der oder 
jener Geſinnung auswählen kann, einen ſehr entſchei— 
denden Einfluß auf den Zuftand der Kirche aus. Auf 
der andern Seite iſt auch das eine Inkonſequenz, daß 
der katholiſche Fürſt in ſeinem Namen und unter ſeiner 
poſttiven Autorität Anordnungen ergehen laſſe, die ſei— 
nem eignen Glaubensbekenntniß direkt zuwiderlaufen. 
Indeſſen einmal gleicht das Leben ſo vieles, was theo— 
retiſch inkonſequent iſt, wieder aus, die Fatholifchen 
Fürſten Deutſchlands haben ſich daran gewöhnt, die 
proteſtantiſche Kirche als eine rechtlich beſtehende und 
unverletzliche zu betrachten, der ſie Förderung nach de— 
ren eignen Principien ſchuldig ſind. Sodann iſt dieſe In— 
konſequenz eben unvermeidlich. Denn wenn die prote— 
ſtantiſche Kirche nicht allenthalben eine ſelbſtſtändige, in 
ſich geſchloſſene Organiſation analog der katholiſchen er— 
hält, ſo kann ſie auch in den Ländern unter katholiſchen 
Fürſten nicht wohl eine ſolche, abweichend von dem all— 
gemeinen Zuſtande, annehmen. Es tritt daher unter 
einem katholiſchen Fürſten nur das deutlicher hervor, 
was überhaupt und an ſich ſelbſt eine Unvollkommenheit 
der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung iſt. 
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Nachdem bis hieher die beſtehende proteſtantiſche 
Kirchenverfaſſung, d. i. die Konſiſtorialverfaſſung, darge— 
ſtellt worden, welche in ihrem wahren Sinn und Prin— 
cipien zu begreifen, die eigentliche Aufgabe dieſer 
Schrift iſt, ſo kann nun doch auch die Frage nicht 
unerörtert bleiben, ob dieſe beſtehende und rechtlich 
wohlbegründete Verfaſſung wirklich die dem Weſen der 
proteſtantiſchen Kirche und der chriſtlichen Kirche über— 
haupt entſprechende ſey, und ob ſie mit Recht und 
Grund an die Stelle der biſchöflichen Verfaſſung ge— 
treten ſey, die bis dahin beſtanden. Dieſe Frage iſt 
nach meiner Ueberzeugung verneinend zu beant— 
worten. b | 
Eine ſolche Verſchränkung von Kirche und Staat, 
nach welcher das Oberhaupt des Staates zugleich das 
Subjekt der Kirchengewalt iſt, mag für das momen— 
tane Bedürfniß wohlthätig und nothwendig geweſen 
ſeyn, vielleicht auch gegenwärtig noch ſeyn; aber als 
bleibende Inſtitution iſt ſie, wie mich bedünkt, nicht 
der rechte und normale Zuſtand. Durch ſie hat die 
Kirche in ihr ſelbſt gar keine Gewalt der Regierung 
und keine Repräſentation, ſondern erhält beides erſt 
durch den Staat. Sie bedarf des Staates und der 
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weltlichen Obrigkeit nicht blos dazu, daß ihre Anord— 
nungen anerkannt und vollſtreckt werden, ſondern ſchon 
dazu, um nur überhaupt Anordnungen zu machen. Sie 
kann ſelbſt nicht mehr handeln, ſich bewegen, ja nicht 
denken, urtheilen und ihr kirchliches Urtheil manifeſti— 
ren, außer durch ein Organ, das nicht das ihre, ſon— 
dern das des Staates iſt. Sie kann daher in recht⸗ 
licher Form nicht einmal als Kirche gegen landesherr— 
liche Anordnungen widerſprechen und remonſtriren. 
Denn das Konſiſtorium kann wohl wie eine fürftliche 
Behörde Vorſtellungen machen oder höchſtens ſeine Mit— 
wirkung verſagen; aber es kann nicht als volle und 
oberſte Repräſentation der Kirche das Urtheil derſelben 
dem Fürſten entgegen öffentlich manifeſtiren, und auch 
da, wo öffentlicher Widerſpruch ſtatt hat, wie z. B. der 
Widerſpruch der Synoden, da erſcheint er dann nur 
als Widerſpruch eines Theils der Kirche gegen die 
höchſte Kirchengewalt ſelbſt, nicht als ein Widerſpruch 
der Kirche gegen die Staatsgewalt, iſt daher immer 
von geringerem Gewichte. Es iſt dieß im wortlichen 
Sinne eine Einverleibung der Kirche in den Staat, 
nach welcher ſie, was die ganze Beherrſchung und Len— 
kung betrifft, ihr Daſeyn in ſich einzubüßen immer in 
Gefahr ſteht. Der Vorzug, den man an dieſer Ver— 
faſſung preiſt, daß fie den ſteten Konflikt weltlicher und 
geiſtlicher Macht beſeitige, iſt deßhalb nur ein ſchein— 
barer. Die Auflehnung der geiſtlichen Oberen gegen 
die weltliche Obrigkeit aus unlautern Motiven, zu der 
in ihrer ſelbſtſtändigen Macht unläugbar eine Verſuchung 
liegt, wird zwar beſeitigt, jedoch mit ihr zugleich eben 
auch alle Selbſtſtändigkeit und jede gegründete Wider— 
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ſetzung; es iſt aber eine geringe Weisheit, den Wider— 
ſtreit zweier Exiſtenzen da durch zu beſeitigen, daß 
man die eine aufhebt. Auch iſt die Wurzel jener Auf: 
lehnung, wie die Geſchichte der katholiſchen Kirche ſie 
zeigt, nicht ſowohl in der Selbſtſtändigkeit ihrer kirch— 
lichen Gewalt, als in dem mißverſtandenen Anſpruch auf 
Macht in weltlichen Dingen und in der beſonderen 
Stellung des Primates zu ſuchen. 

Dieſe Einverleibung der Kirche in den Staat führt 
aber noch zu einem andern Mißſtande, dem, daß das 
Kirchenregiment ausſchließlich Sache der Landeskirche 
iſt, und ſelbſt für die höchſten, wichtigſten und tief eins 
greifendften Veränderungen (z. B. die jetzige Unions⸗ 
frage, Eheſcheidungsfrage) die Kirche in jedem Lande 
getrennt und abgeſchnitten vom Ganzen der proteſtanti— 
ſchen reſp. evangeliſchen Kirche eingerichtet wird, die 
allgemeine Kirche dagegen aller ſichtbaren Darſtellung 
entbehrt; denn die Konſiſtorien der verſchiedenen Lan— 
deskirchen können nicht zuſammen treten, da ſie gar 
kein ſelbſtſtändiges Subjekt der Kirchenregierung ſind; 
den Zuſammentritt der evangeliſchen Fürſten wird man 
aber füglich nicht einem ökumeniſchen Koncil der evan— 
geliſchen Kirche gleich achten. 

Die Entſtehung dieſer Verfaſſung beruht auch 
durchaus nicht auf einem kirchlichen Principe, ſondern 
blos auf den äußeren Ereigniſſen und dem Nothſtande, 
daß die Biſchöfe der Reformation widerſtanden, die 
Fürſten dagegen ſie ſchützten und durchführten; und 
wenn man, nachdem ſie einmal durch die Macht der 
Ereigniſſe beſtand, hinterher einen Troſt und eine Recht— 
fertigung für dieſelbe aus kirchlichen Gründen gab, 
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gleich als wäre fie wirklich die naturgemäße und noths 
wendige Verfaſſung der proteſtantiſchen Kirche, fo 
täuſchte man ſich dabei nur in Folge gewiſſer Unklar— 
heiten oder handgreiflicher Irrthümer, die von den 
früheren Zeiten der proteſtantiſchen Kirche bis auf die 
Gegenwart ſich konſtant hindurchziehen. 

Fürs erſte nemlich behielt man zwar die Begriffe 
des katholiſchen Kirchenrechts von der doppelten Seite 
der Kirchengewalt, der Weihe und der eigentlichen Kir— 
chengewalt (potestas ordinis und potestas jurisdic— 
tionis), bei, und erkannte auch an, daß beide der Kirche 
zukommen; aber aus Mangel an Umſicht bezeichnete man 
die letztere als die Schlüſſelgewalt (potestas clavium), 
d. i. die Macht, einem Kirchenmitglied Abſolution und 
Sakramente zu verweigern, es von der Kirchengemein— 
ſchaft auszuſchließen; dagegen die Kirchenregierung, die 
Macht der Anordnung für die Gemeinſchaft, ließ man 
dabei gänzlich außer Acht. So findet es ſich ſogar 
ſchon in der Augsburger Konfeſſion. Doch berührt 
dieſe nachträglich noch die Kirchenregierung, nemlich 
Aufrechthaltung der Lehre und liturgiſches Recht. Die 
ſpätere Dogmatik und Kirchenrechtslehre hielt ſich aber 
blos an die Bezeichnung, um ſo mehr als ihr der Kir— 
chenbeſtand entſprach. So iſt denn dieſer weſentliche 
Beſtandtheil der Kirchengewalt bei ihrer Bezeichnung 
und Sicherſtellung überſehen, und es war daher ebenſo 
natürlich, daß er in der Doktrin dem landesherrlichen 
Majeſtätsrechte zuwuchs. In der That iſt aber die 
Kirchenregierung ein eben ſo weſentlicher Beſtandtheil 
der Gewalt der Kirche, als die Schlüſſelgewalt, und die 


Kirche kann und darf ſich eben fo wenig jener ent— 
Stahl's prot. Kirchenverf. 16 


242 Anhang J. 


äußern als dieſer; ja die Schlüſſelgewalt ſelbſt iſt nur 
die Begleitung der Kirchenregierung, um ſie zu ſichern, 
ihr Gehorſam zu verſchaffen, und es iſt deßhalb auch 
ein Widerſpruch, die Schlüſſelgewalt der Kirche und 
ihren eigenthümlichen Organen, dagegen die Kirchen— 
regierung der weltlichen Obrigkeit beizulegen. Denn 
jene Organe, welche die Schlüſſelgewalt wirklich haben 
und üben, ſind auch die Regenten der Kirche, und 
wem die Regierung abgeſprochen wird, dem iſt damit 
auch die Schlüſſelgewalt abgenommen, wie das letztere 
wirklich der gegenwärtige Zuftand iſt .). 

Fürs zweite, was genau damit zuſammenhängt, 
indem man der weltlichen Macht der katholiſchen Kirche 
ſich widerſetzte, verwechſelte man Dinge, die von einan— 
der ſehr verſchieden ſind; man ſah nicht blos die 
Einmiſchung in die bürgerlichen Zuſtände für weltlich 
an, ſondern auch die Verſorgung der äußeren kirchlichen 
Zuſtände, und man wollte den Dienern und Organen 
der Kirche nicht blos die Macht der Vollſtreckung, die 
Gewalt des Schwertes abſprechen, ſondern auch die 
Macht der Anordnung ſelbſt, indem das als eine Herr— 
ſchaft erſchien, die dem Diener des göttlichen Wortes 
nicht zukomme ?). Man betrachtete deßhalb fälſchlich 


1) Es iſt ähnlich, wie wenn man im Staate zwei verſchiedenen 
Subjekten dem einen die exekutive Gewalt (die Militär— 
macht), dem andern die geſetzgebende Gewalt zutheilen will. 

2) Auch hiefür iſt der erſte Keim ſchon in derſelben Stelle 
der A. K.: Haec potestas tantuın exercetur docendo seu 
praedicando verbum et porrigendo Sacramenta. Ita- 


que cum potestas ecclesiastica concedat res aeternas et 
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den Dienſt des göttlichen Wortes für ſich allein ohne 
alle Kirchengewalt ſchon als vollſtändige Nachfolge 
in das Apoſtelamt. Dadurch entzog man aber der 
Kirche ſelbſt die Macht der äußeren zeitlichen Anord— 
nung, die ſie doch als äußere, irdiſche Gemeinſchaft 
auch nicht entbehren kann, überwies alles, was nicht 
Predigt, ſondern äußere, reale Anordnung iſt, der welt— 
lichen Obrigkeit und beſchränkte die Kirche grundſätz— 
lich auf das blos ideale Daſeyn, das ſie gegenwärtig 
noch thatſächlich führt. 4 

Endlich drittens überfah man auch, wie oben 
gezeigt worden, den Unterſchied des Majeſtätsrechts 
über die Kirche von der Kirchengewalt, und weil erſte— 
res der chriſtlichen Obrigkeit zuſteht, und zwar in einem 
ausgedehntern Umfange zuſteht, als die katholiſche Kirche 
zugiebt, ſo hielt man auch letztere für Sache der welt— 
lichen Obrigkeit. In dieſer Hinſicht hat das Kollegial— 
ſyſtem eine große Bedeutung, ſo nichtig es auch in ſich 
ſelbſt iſt, daß es nemlich dieſen Unterſchied zur deutli— 
chen Erkenntniß in der proteftantifchen Kirche gebracht 
hat. Denn nun kann unmöglich mehr, wie ſonſt, die 
Vorſtellung ſich erhalten, daß die weltliche Obrigkeit 
nach der Natur der Sache die Kirche zu regieren 
habe. 


tantum exerccatur per ministerium verbi, non impedit 

polnicam administrationem u. dgl. Das Nachfolgende 

zwar theilt der Kirche die Macht der äußern Anordnung 

ſtillſchweigend wieder zu, aber die Doktrin nahm eben nur 

dieſe pragnanten Aeußerungen an. S Böhmer J. 1. li. 31 

6. 27, aber eben fo ſchon die Aeltern (Reinkingk, Carpzov). 
16 * 


* 
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Steht man nun davon ab, die weltliche Obrigkeit 
für das naturgemäße und normale Subjekt der Kirchen⸗ 
gewalt zu halten, ſo wird man auf die Wahl unter 
zwei Verfaſſungsformen geführt: der epiſkopalen 
und presbyterialens). Es iſt nemlich ſchon thats 
ſächlich eine höhere koncentrirte Macht unentbehrlich, 
um die Kirche in ihrer weitern Ausdehnung zu lenken, 
wenn dieſe anders nicht in iſolirte Lokalgemeinden zer— 
fallen ſoll. Dieſe höhere koncentrirte Macht kömmt nun 
nach jener Verfaſſungsform Einigen aus dem Lehrſtande 
(mögen ſie auch durch die Gemeinde gewählt ſeyn) als 
eine ſelbſtſtändige, bleibende, an ihrer Pers 
fon haftende zu (autokratiſch)z nach dieſer hin⸗ 
gegen wird ſie Einigen aus dem Lehr- und Laienſtande 
durch ſtets neue Wahl nur vorübergehend, auf 
beſtimmte Zeit oder zu beſtimmtem Akte, übertragen 
(pſefokratiſch) ). Damit hängt es denn zuſammen, 
daß dort nur ſolche an der Lenkung der Geſammtkirche 
Tbeil haben, welche auch außerdem einen kleinern 


3) Diefer Anſicht iſt auch Marheineke a. 4. O. Nur if 
nicht klar, was er unter Biſchöfen verſteht, ob wirkliche 
Kirchenoberen von ſelbſtſtändiger Gewalt, oder nur bloße 
Organe der fürſtlichen Kirchengewalt (königl. Superintenden— 
ten); ja das letztere ſcheint nach ſeiner ganzen Auffaſſung 
angenommen werden zu müſſen. 

4) Es wird mir vergönnt ſeyn, dieſe neuen techniſchen Aus⸗ 
drücke zu bilden, da die Bezeichnungen für die Staatsver⸗ 
faſſung (monarchiſch, ariſtokratiſch und demokratiſch) unzu⸗ 
reichend find, um das Weſen der verſchiedenen Kirchenver⸗ 
faſſungen richtig auszudrücken. 7 
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Sprengel allein und perſönlich zu leiten haben, hier 
auch ſolche, denen nur eine Theilnahme an der Leitung 
der Gemeinde und auch dieſe wieder nur vorübergehend 
zukömmt. Das autokratiſche Princip iſt das 
her das innerſte Weſen der epiſkopalen, das 
pſefokratiſche Princip das innerſte We— 
ſen der presbyterialen Verfaſſung. Eben 
damit hat aber auch die presbyteriale Ver— 
faſſung einen bloß gemeindlichen, die 
epiſkopale Verfaſſung zugleich einen kirch— 
lichen Charakters). 


5) Ich ſetze hier Gemeinde und Kirche in einem andern 
Sinne entgegen, als es wohl ſonſt z. B. von Rothe ge— 
ſchieht. Rothe verſteht nemlich unter Gemeinde die 
einzelne lokale, unter Kirche die allgemeine ge— 
ſammte Gemeinſchaft der Chriſten. Ich aber verſtehe 
unter Gemeinde die verbundenen Menſchen, unter 

Kirche die Inſtitution über den Menſchen (ſ. o. 
S. 93 ff.). Die Thätigkeit der Gemeinde iſt hiernach eine 
Thätigkeit der Menſchen gegen Gott gerichtet, die Thätig— 
keit der Kirche eine Thätigkeit in Vollmacht Gottes gegen 
die Menſchen gerichtet. Die Gemeinde iſt immer nur der 
Inbegriff der gegenwärtigen Menſchen, die Kirche iſt 
der hiſtoriſche Beſtand durch alle Zeiten. (Nur info: 
ferne iſt dieſer Gegenſatz dem obigen parallel, als der Be— 
griff der Kirche in dieſem Sinn nothwendig immer den Ge— 
danken der allgemeinen Kirche in ſich ſchließt, obwohl er 
auch bei jeder einzelnen Gemeinde nicht fehlen kann). 
Bei den Reformirten iſt nun überhaupt der gemeindliche 
Charakter vorherrſchend ausgebildet. Es iſt daher die 
presbyteriale Verfaſſung ein folgerichtiges 
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Ich halte die epiſkopale Verfaſſung für die voll 
kommen entſprechende, naturgemäße Verfaſſung der 
Kirche, ohne damit die presbyteriale für unſtatthaft 
erklären, oder derſelben ihren Werth für Zeit, Land 
und konfeſſionelle Individualität beſtreiten zu wollen. — 
Es iſt an ſich das Entſprechende für alle Anſtalten zur 
irdiſchen Lenkung der Menſchen, daß die oberſte Len— 
kung von einer in ihr ſelbſt gegründeten Macht über 
den zu Lenkenden ausgehe, nicht dieſe wieder als eine 

höhere Macht über jener ſtehen, auf welche ſie ſich 
beſtändig gründe, von der ſie beſtänd'g abhänge. Es 
iſt für den irnern Zuſtand der Kirche förderlich, daß 
irgendwo bleibende Autoritäten ſeyen, als feſte Punkte, 
Säulen, welche der Kirche in ihrem Streben und Be— 
wegen Halt und Stetigkeit geben, und nicht das fluk— 
tuirende Element der Maſſen und der ſtets wechſelnden 
Wahlbevollmächtigten den Zuſtand der Kirche allein 
beſtimme. Es iſt endlich noch förderlicher für die 
Stellung der Kirche nach außen und dem Staate gegen— 
über, daß ihre Gewalt und Repräſentation in beſtimm— 
ten Perſönlichkeiten koncentrirt, nicht an eine große 
Verſammlung wechſelnder Glieder vertheilt ſey; nur ſo 
wird ſie die nachhaltige Energie des Widerſtandes gegen 
Beeinträchtigung jeder Art, ſey es durch die Staatsge— 
walt, ſey es durch andere Konfeſſionen behaupten. 
Unter der bleibenden Autorität der Biſchöfe ſoll und 
muß dann immerhin der geſammte Lehr- und Laiens 
ſtand, jeder nach ſeiner Weiſe, zur Theilnahme und Mit— 


und nothwendiges Ergebniß des reformirten 
Princips. 
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wirkung bei Lenkung der Kirche berufen ſeyn, aber der 
Mittelpunkt derſelben müſſen die Biſchöfe ſeyn. Durch 
Gemeindegeiſt und Gemeindekraft erfüllt ſich das Leben 
der evangeliſchen Kirche, jedoch in rechter Weiſe nur 
auf einer feſten geſicherten Baſis höherer verfaſſungs— 
mäßiger Autoritäten. 

Die biſchöfliche Verfaſſung iſt auch diejenige, welche 
in natürlicher Entwicklung aus der Gründung der 
Kirche und ihrem erſten Keime, dem Verhältniß des 
Hirten und der Gemeinde, ſich entwickeln muß, auf 
ähnliche Weiſe wie das Königthum in natürlicher Ent— 
wicklung aus der Gründung der Staaten und deren 
erſtem Keime, dem Verhältniſſe der Familie und des 
Familienoberhauptes, ſich bildet. Denn das von ſelbſt 
gegebene höhere Anſehen der Lehrer und Bekehrer führt 
zu einer perſönlichen ſelbſtſtändigen Macht derſelben 
über die, ſo ihre Lehre annehmen. Sie iſt auch die ur— 
alte apoſtoliſche und wenn gleich in mancher Beziehung 
verdorbene, doch nie unterbrochene Einrichtung bis auf 
die Reformation. Die Kirche hatte niemals pſefokra— 
tiſche Verfaſſung. Die Geſammtkirche wurde zuerſt von 
den Apoſteln gelenkt, nachher von den Biſchöfen; die 
Autorität und Macht jener wie dieſer aber haftete an 
ihrer Perſon und für Lebensdauer, jene wie dieſe wa— 
ren nicht Bevollmächtigte auf eine Zeit. Die einzelnen 
Gemeinden wurden von Biſchöfen, Presbytern und 
Diakonen regiert, und auch dieſe, wenn ſie gleich von 
den Gemeinden gewählt wurden, hatten doch „vielleicht 
mit wenigen Ausnahmen) ihr Amt als ein lebensläng— 
liches, nicht wie die jetzigen Aelteſten der Presbyterial— 
verfaſſung vorübergehend. Deßhalb wenn man ſich 
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auf die urſprüngliche Verfaſſung der Kirche und auf 
die bibliſche Darſtellung ſelbſt beruft, ſo iſt es die 
epiſkopale und nicht die presbyteriale Verfaſſung, welche 
man beſtätigt findet. Mag man nun das Amt des 
Biſchofs und das des Presbyters als ſchon urſprüng— 
lich verſchiedene, oder als damals völlig gleichbe— 
deutend annehmen, mag man die Ausbildung des Epiſko— 
pates noch in die Zeiten der Apoſtel oder dicht daran 
oder etwas weiter herab ſetzen (ſehr groß kann der 
Zwiſchenraum nie angenommen werden); das ſteht im— 
mer feſt: die urſprüngliche Einrichtung der Kirche war 
nicht die, daß Männer gewählt wurden, die auf be⸗ 
ſtimmte Zeit Namens ihrer Wähler zuſammentreten und 
über die Kirche Beſchlüſſe faſſen und Geſetze geben, 
dann aber wieder ihre Gewalt niederlegen und in den 
Privatſtand zurücktreten ſollten; von ſolcher Einrichtung 
findet ſich kein Beiſpiel, ſondern alle Aemter der Kir— 
chenregierung für das Ganze und für die Theile waren 
ſtehend. Darauf aber kommt es an, wenn man ent⸗ 
ſcheiden will, welchen Grundcharakter die Urverfaſſung 
der Kirche gehabt habe, den epiſkopalen oder den 
presbyterialen ). 


6) Beſtärkt aber wird die Annahme, daß die Urverfaſſung 
epiſkopal d. i. autokratiſch geweſen, durch die neueſten hiſto⸗ 
riſchen Unterſuchungen Rothe's. Denn wenn man auch 
die Konjektur über förmliche Beſtellung des Epiſkopates 
durch die letztübrigen Apoſtel auf einer Verſammlung zu 
Jeruſalem dahingeſtellt läßt, fo ſcheint doch das mit Evi— 
denz dargethan zu ſeyn, daß das Epiſkopat unmittelbar an 
das Apoſtolat ſich anſchloß, und zwar in der Bedeutung 
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Die bifchöfliche Verfaſſung iſt endlich auch nicht 
gegen das proteſtantiſche Bekenntniß nach Wort oder 


die „Konnexität“ der Kirche zu realiſiren und zu repräſen— 
tiren. Das Letztere iſt meines Dafürhaltens der wahre 
und tiefe Grundgedanke, das Hauptverdienſt dieſes Buches. 
Wenn nun Rothe deßungeachtet wieder die Verfaſſung vor 
den Biſchöfen als „demokratiſch“ bezeichnet, oder die Kirche 
als Fonnere erſt von den Biſchöfen an datirt, fo iſt dies nur 
eine Ungenauigkeit des Ausdruckes. Denn daß die Apoſtel 
eine Autorität über allen Gemeinden waren, und kraft die— 
ſer Autorität die Einheit der Geſammtkirche erhielten und 
repräſentirten, das kann doch wohl nicht geläugnet werden 
und wird von Rothe gerade behauptet. Wendet man aber 
dagegen ein, ihre Autorität ſey mehr ein inneres Anſehen 
als eine formell rechtliche Gewalt geweſen, ſo thut das 
ſelbſt, wenn es richtig wäre, ganz und gar nichts zur Sache. 
Denn überall bildet ſich erſt allmählich die aäußerlich recht— 
liche Obergewalt aus dem innerlich thatſächlich überwiegen— 
den Anſehen. Die ganze Stellung aber, welche die Apoſtel 
einnehmen, und die in ihrem Handeln wie in ihren Brie— 
fen ſich kund giebt, iſt dem Erfolge nach die einer wenig— 
ſtens nicht geringern Autorität und Macht als der nach— 
herigen Biſchöfe. Dem ſteht auch nicht entgegen, daß die 
Apoſtel ſo häufig die Gemeinde auffordern, wo die ſpätern 
Biſchöfe ſchlechthin beſchließen. Bei der größern Erregtheit 
des innern Geiſtes in den Gemeinden und gerade bei dem 
höhern perſönlichen Anſehen der Apoſtel konnte und ſollte 
vieles der freien Einigung anheimfallen, was in dürftigern 
Zeiten und beim Mangel ſolcher perſönlich von Gott ausge— 
zeichneten Häupter durch äußere Anordnung bewirkt werden 
mußte. Das iſt die Eigenthümlichkeit der Kirche vermöge 
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Geiſt; ſondern im Gegentheil ihm allein entſprechend. 
Dasſelbe kämpft gegen die Gewalt der Biſchöfe, inſo— 
fern als ſie ſich herausnehmen, neue Gottesdienſte d. i. 
gegen die Schrift mit ceremonialgeſetzlichem Charakter 
als Bedingung der Seligkeit aufzurichten; aber ſoweit 
es nur überhaupt ein Kirchenregiment geſtattet, nemlich 
für Erhaltung reiner Lehre, Ordnung und Diſciplin, 
ſchreibt es dasſelbe niemanden anders als den Biſchöfen 
zu?). Es kämpft ferner gegen die Behauptung, daß 
die Ueberordnung der Biſchöfe über die Pfarrherren 
eine göttliche Einrichtung ſey, wornach die Kirche 
ſich auch den widerevangeliſchen Biſchöfen unterwerfen, 
oder ohne Regiment und Beſtellung des Predigtam⸗ 


ihrer Doppelnatur, der innern und äußern, daß je nach 
Zeit und Verhältniſſen die Regierung mehr durch inner— 
liche Mittel, durch die bloße Macht des Wortes, oder mehr 
durch äußerliche, die Gewalt der rechtlich ausgebildeten 
Verfaſſung, verſorgt werden kann und ſoll. Was in den 
Vorgängen jener Zeit hauptſachlich den Eindruck demokra— 
tiſcher Verfaſſung macht, das iſt jene Mitwirkung der ge— 
ſammten Kirche, die (nach Abſchnitt II. Kap. 4.) im Weſen 
der Kirche liegt, und damals, da die Kirche eben erſt ward 
und ſich geſtaltete, mehr hervortrat und nach Natur der 
Sache mehr hervortreten mußte, als in der nachfolgenden 
Epoche, nachdem ſie geworden und geſtaltet war. Dieſe 
Mitwirkung und Aneignung iſt aber ſelbſt in ihrer höchiten 
Steigerung doch nie von der Art, daß ſie das autokratiſche 
Princip der Verfaſſung ausſchloße und das pſefokratiſche 
involvirte. — 
7) S. die Stellen der A. K. oben in Abſchn. II. Note 28. 
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tes bleiben müßte s); aber es ſtreitet nicht dagegen, 
daß dieſelbe die angemeſſene kirchliche Einrichtung 
ſey. Nur hinſichtlich des Kirchenbannes wird ſie als 
eine uſurpirte bezeichnet, indem ſolcher nach göttlicher 
Verordnung allen Pfarrherren zukomme, und wird Zurück— 
ſtellung an letztere gefordert?). Allein es wird das doch 
nur im Zuſammenhange damit geſagt, daß die Biſchöfe 
den Kirchenbann „ſchändlich mißbrauchten,“ und die 
Reformatoren wollten ja doch, wie ſich ſpäter zeigt, den 
Kirchenbann den Pfarrern nicht belaſſen, ſondern den 
Konſiſtorien übertragen (1538, 1515 u. ſ. w.), die ihn 
auf Anzeige der Pfarrer verfügen; und iſt dieß auch in 
allen Kirchenordnungen fo geſchehen “). Es kann das 
her die Unterordnung (gewiſſermaſſen Ausſchließung) 
der Pfarrer auch hierin nicht als etwas abſolut Unzu— 
läſſiges gemeint ſeyn. Auch iſt ja mit der biſchöflichen 
Kirchengewalt die Anordnung eigner Behörden für 
den Kirchenbann ſehr wohl verträglich und in Ver— 
bindung mit derſelben von den Reformatoren (1545) 
beantragt worden. Die Symbole ſind alſo nirgends 


8) Schmalk. Art. von der Biſchöfe Gewalt, Abſ. „Nun 1 0 
u. folg. bis Abſ. „Bis anher.“ 
9) Ebendaſ Abſ. „Dieß iſt“ und „Weil nun.“ 

10) z. B. die Pommeriſche K. O. gibt als Motiv an: „Up dat 
overſt de Bindejlotel nicht van den Pfarrherren . .. gemis— 
brucket, unde dorch unordentlichen Prozeß odder affekte un: 
richtigkeit in Kerken entita, Sö is ... vor gut angeſeen, ... 
dat keen Paſtor ... yemand offentlick ſchall excommuniciren 
ane radt unde an des Superintendenten unde Con- 
ſiſtorii.“ 
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gegen, ſondern überall für die biſchöfliche Verfaſſung; 
dagegen findet ſich nirgends in ihnen ein Ausſpruch 
für die Presbyterialverfaſſung oder für das landes— 
herrliche Kirchenregiment. Der einzige, der auf letzteres 
gedeutet werden könnte, in den Schmalkaldiſchen Ar⸗ 
tikeln 1), bezieht ſich nur auf Eheſachen, mit dem aus— 
drücklich angegebenen Grunde, weil fie nicht nothwen— 
dig zur kirchlichen Jurisdiktion gehören; iſt alſo ſelbſt 
wieder vielmehr ein Beweis gegen dasſelbe. — Nicht 
minder gehen die Aeußerungen der Reformatoren außer 
den Symbolen auf Beibehaltung der biſchöflichen Vers 
faſſung, fo namentlich in dem Gutachten von 154519; 
und wo ſie die landesfürſtliche Kirchengewalt anrufen und 
rechtfertigen, da geſchieht es überall nur ſubſidiär, weil 
und inſoferne die Biſchöfe das eigentlich ihnen zukom— 
mende Amt nicht verwalten 3); fie rechtfertigen fie 


11) Ebend. Abſ. „Danach iſt“. 

12) Jam si praesens politia Episcoporum dissiparetur, secu- 
tura esset barbaries et infinita vastitas, quia Reges et 
Principes, qui mundana imperia tenent, occupati sunt 
aliis negotiis, et pauci Ecclesias curant, et paucio- 
res doctrinam norunt aut inquirunt. Ideo censent, ne- 
cessario praesentem politiam Episcoporum retinendam 
esse. Responsio: Nec nobis placent dissipationes poli- 
tiarum et gubernationum et valde optamus, ut Episcopi 
et collegae gubernationis Ecclesiasticae vere faciant 
suse vocationis oſſicia. Et in eo casu offerimus obe- 
dientiam nostram, videlicet si desinent esse hostes verae 
doctrinae, quam profitemur. (Seckend. III. 531). 

13) S. o. die Stellen von Luther S. 159. Note 2. Desglei⸗ 
chen von Melanchthon S. 7. Note 3 „praesertim cessan- 
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überall nur als einen Nothftand, und ſie werden ſelbſt 
hierbei mehr von der Vorſtellung des Majeſtätsrechtes, 
als der Kirchengewalt geleitet. Von der Presbyterial— 
verfaſſung aber hatten die proteſtantiſchen Reformatoren 
noch gar keine Anſchaunng; nur eine größere Theil— 
nahme der Gemeinden iſt es, die ihnen in dieſer Hin— 
ſicht als Poſtulat der Kirchenverfaſſung erſcheint, und dieſe 
iſt, wie ſchon bemerkt worden, nicht im Widerſpruch 
mit dem Grundcharakter der biſchöflichen Verfaſſung. — 

Den Unterſchied der biſchöflichen Verfaſ— 
fung von der Konſiſtorialverfaſſung, möge 
bei letzterer die Stellung der Konfiftorien zum Landes- 
fürſten auch noch ſo unabhängig ſeyn, finde ich aber 
darin: 

Daß die Biſchöfe wirklich das Subjekt der Kir— 
chengewalt ſind, daher alle ihre Anordnungen kraft ih— 
rer Autorität als Oberer der Kirche, als Hirten der 
Gemeinde ergehen, nur unter der bürgerlichen Sanktion 
des Fürſten (ſ. o. S. 108. 109), nicht aber von vorn 
herein und im Ganzen im Namen und Autorität des 
letztern, 


tibus episcopis. Dieſe Aeußerungen ſind ſchlechterdings 
nicht als eine bloße Konceſſion zu betrachten, die man den 
Katholiken gegen die eigne Ueberzeugung von den wahren 
Bedingungen der Kirchenverfaſſung gemacht hätte; in dieſem 
Falle würde Luther ſich gewiß nicht auf Bibelſtellen berufen 
haben, man hätte es auch wie ſonſt wohl erklärt, daß man 
um des Friedens willen das nachgeben wolle. Auch iſt 
obige Stelle Melanchthons aus einem rein wiſſenſchaftlichen 
Werke. N 


254 Anhang J. 


Daß die Biſchöfe über eben die Menſchen die 
Kirchengewalt und Regierung haben, welche auch ihrer 
Seelſorge, ihrer innerlichen, geiſtlichen Pflege anver— 
traut find, während die Konſiſtorialglieder meiſtens die 
Seelſorge gar nicht, oder höchſtens über eine einzelne 
Gemeinde haben, 

Daß fie dieſe Gewalt eben deßhalb perſönlich haben 
gleich der Seelſorge, nicht blos als Ikinsnhereihkigte Mit⸗ 
glieder eines Kollegiums, 

Daß dem entſprechend die Gewalt derſelben über 
ihre Untergebenen, eben ſowie das Band der geiſtlichen 
Paſtorſchaft zu ihnen, nicht aufgehoben werden kann 
ohne ihren Willen, den Fall der am auöges 
nommen 14). 

Endlich daß durch den Sew 080 der Bifchöfe 
(ökumeniſches Koncil) die geſammte Kirche in ihrer 
Einheit berathen, Beſchlüſſe faſſen und mittelſt deſſen 
die Gemeinſchaft erhalten kann. a 

Dieß iſt die Inſtitution, auf welcher nicht blos die 
Selbſtſtändigkeit der Kirche gegenüber dem Staate be— 
ruht, fondern auch die eigenthümliche Weihe der Kir— 
chengewalt, indem ſie dann ein Ausfluß und eine 
Begleiterin des eigentlich kirchlichen Dien- 
ſtes und Berufes, der göttlich geſtifteten 
Seelenpflege if. Nur wer öffentlich lehrt, hat die 
öffentliche Lehre (an erſter Stelle und geſtaltend) feſt— 
zuſetzen, nur wer die Sakramente verwaltet, hat Sakra— 
mente zu verweigern, nur wer die Seelſorge hat, kann 
kirchliche Anordnungen für die ſeiner Seelſorge Anver— 


14) C. 2. X. de transl. episc. (I. 7). 
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trauten geben; das iſt die uralte und naturgemäße Ord— 
nung der Kirche. Dadurch iſt eine Mitwirkung und ein 
Widerſpruchsrecht der Untergebenen nicht ausgeſchloſſen; 
denn es wird dur die Selbſtſtändigkeit dieſer kirchlichen 
Macht (Auto kratie), nicht ihre Unbeſchränktheit oder 
vollends ihre Unfehlbarkeit behauptet. — 

Eine Reform des Epiſkopates lag nun allerdings 
mit Nothwendigkeit im Geiſte der evangeliſchen Kirche. 
Es mußte der Grundſatz der Unfehlbarkeit aufgegeben 
werden. Es mußte der Primat in ſeine natürlichen 
Gränzen eingeſchränkt werden, was zum Theil, obwohl 
nicht vollſtändig genug, ſchon die epiſkopaliſtiſchen Be- 
wegungen vor der Reformation angeſtrebt hatten. Es 
mußte der untergeordneten Geiſtlichkeit und den Ge— 
meinden, jedem an ſeiner Stelle, die ihnen gebührende 
Selbſtſtändigkeit und Mitwirkung eingeräumt werden. 
Es mußte endlich die weltliche Macht nicht blos in ih— 
rem Bereiche von der geiſtlichen Suprematie befreit, 
ſondern auch in das ihr nach proteſtantiſchen Grund— 
ſätzen gebührende Majeſtätsrecht über die Kirche einge— 
ſetzt werden. Durch letzteres mußte dann die Kirchen— 
gewalt allerdings nothwendig zu einer landeskirch— 
lichen werden, daß ſie im Zuſammenwirken und kraft 
der doppelten Autorität des Biſchofes und des Fürſten 
geführt wird, daß ſie eben deßhalb, wie ſie auf den 
Staat ſich lehnt, ſo auch nach den politiſchen Gebieten 
ſich abgränzt 5). Deßhalb durfte keineswegs die all- 


15) Die katholiſche Kirche legt bekanntlich großes Gewicht darauf, 
daß die Abtheilung der kirchlichen Provinzen die Territorial— 
gränzen ſchlechterdings gar nicht zu berückſichtigen habe. 
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gemeine Kirche aufhören, als eine höhere Macht 
und mit einer geſicherten Repräſentation über den Lan⸗ 
deskirchen zu ſtehen. Ihre Aufgabe durfte nur nicht 
mehr die ſeyn, die Kirche zu regieren Gufſicht 
über die Lehre der Einzelnen, Dispenſation, Anordnung 
des Gottesdienſtes, Diſciplin u. ſ. w.), ſondern die, im 
Beſtande und der Fortbildung der Kirche die Gemein— 
ſchaft der Grundlagen zu erhalten ), und ihre 


\ 


16) Neuerlich ift nun gerade von proteſtantiſcher Seite, nemlich 
durch Rothe (S. 5 u. S. 100), die Behauptung auf⸗ 
geſtellt worden, die Kirche müſſe ihrem Begriffe nach, 
um ihre innerliche Einheit und Allgemeinheit zu ma— 
nifeſtiren, nothwendig auch äußerlich als geſchloſſene 
Hierarchie beſtehen, und man könne dieſer Konſequenz von 
dem Innern aufs Aeußere nur dadurch entgehen, daß man 
mit Rothe die Kirche überhaupt aufgebe, und einſehe, wie 
nur der Staat die wahre Anſtalt zur Verwirklichung des 
chriſtlichen Lebens ſey. Für alle Proteſtanten, welche das 
neue Evangelium vom Staate anzunehmen ſich nicht bewo— 
gen finden, würde darnach nichts anders übrig bleiben als ka— 
tholiſch zu werden, und wirklich in die Alternative zwiſchen 
Rothes ſemihegeliſches Staatschriſtenthum und Innocenz III. 
Hierarchie geſtellt, dürfte ein aufrichtiger Chriſt vielleicht 
nicht anſtehen, ſich unter den Schutz des letztern zu begeben. 
Indeſſen ſteht es um die proteſtantiſche Idee der Kirche 
noch keineswegs ſo ſchlecht. Es iſt erſtaunlich, welche Mühe 
ſich Rothe giebt, die einfache natürliche Auffaſſung der Kirche 
nach ihren beiden Beziehungen, der innerlichen unſichtbaren 
und der äußerlichen ſichtbaren, in Verwirrung zu bringen, 
um dadurch ſein Reſultat, von der völligen Aufhebung der 
Kirche, zu befeſtigen. Die Abſicht iſt plan, ſein Verfahren 
hierbei aber beruht auf der Hegel'ſchen Bildung. Während 
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Repräſentation durfte nicht mehr in einem oberſten 
Subjekte der Gewalt beſtehen, ſondern nur in der 


nemlich die Auffaſſung des vulgären Rationalismus ſichtbare 
und unſichtbare Kirche völlig aus einander reißt (f. o. S. 47), 
ſo führt die Konſequenz des Hegel'ſchen Syſtems zu einer 
völligen Identiſirung beider in der Art, daß die unſicht⸗ 
bare Kirche gar nicht iſt (keine Realität hat), außer inſo⸗ 
weit ſie ſich in der ſichtbaren darſtellt, ſohin nur iſt als die 
innere Idee der äußerlichen Geſtaltung. Es iſt die Art, 
wie Hegel alle Gegenſätze ausgleicht; das Band der Gläu⸗ 
bigen aber mit Gott und dadurch unter ſich, das hienieden 
niemals, ſondern erſt jenſeits offenbar werden ſoll, wo die 
ſichtbare Kirche aufgehört hat, iſt nach Hegel nur ein Wahn. 
Dieſe Lehre tilgt alſo in der That die unſichtbare Kirche, 
wie die des Thomaſius die ſichtbare. So weit geht nun 
zwar Rothe als aufrichtig chriſtlicher Theologe nicht direkt, 
er prädicirt von der innern unſichtbaren Kirche (dem Bande 
der Gläubigen mit Chriſtus), daß ſie in ihr ſelbſt Realität 
habe. Aber er gelangt zu ähnlichem Reſultate indirekt, in⸗ 
dem er von dieſer unſichtbaren Kirche poſtulirt, fie müſſe 
ſich völlig adäquat auch als äußere ſichtbare darſtellen, wos 
mit ihr ja doch wieder, ſoweit ſie ſich nicht als ſichtbare 
Kirche darſtellt, alle Realität abgeſprochen iſt. Dieſes Po⸗ 
ſtulat aber iſt es, aus welchem Rothe folgert, daß, weil von 
der unſichtbaren Kirche vollendete Einheit und Allgemein— 
heit ausgeſagt werden muß, nothwendig auch der ſichtbaren 
Kirche vollendete Einheit und Allgemeinheit in ihrer Orga⸗ 
niſation zukommen müſſe. Wenn Rothe außerdem noch 
zur Widerlegung der evangeliſchen Lehre von der unſichtba— 
ren Kirche anführt, die innere Glaubensgemeinſchaft könne 
nicht Kirche genannt werden, weil letztere ihrem Begriffe 


nach eine äußere Gemeinſchaft ſey, ſo beruht das auf eben 
Stahl's prot. Kirchenverf. 17 
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Möglichkeit organiſchen Zuſammentrittes, 
in dem Koncil der Biſchöfe, wofür allein, alſo nur für 


der falſchen Argumentation (wie im Anhang II. erhellen 
wird), durch die er überhaupt zu dem verwunderlichen Re⸗ 
ſultate gelangt, daß ſchon der Begriff der Kirche ein völlig 
undenkbarer ſey. Indem Rothe mit ächt Hegel'ſcher Feind— 
ſchaft gegen die „abſtrakte Jenſeitigkeit“ kämpft (sich nicht 
bewußt, daß dieß die Feindſchaft der irdiſch geſinnten Philo⸗ 
ſophen gegen das jenſeitige ewige Reich Gottes iſt), beach— 
tet er nicht genug, daß die Kirche ſchon hienieden zugleich 
einem jenſeitigen Reiche angehort, daß deßhalb ihr innerſtes 
Weſen und Beſchaffenheit zwar nie ohne Aeußerung und 
ohne Einfluß auf ihren äußern Zuſtand bleiben, wohl aber 
in dieſem minder vollendet, minder offenbar, ja zum Theil 
oft dem Menſchen ganz unwahrnehmbar ſeyn kann, daß 
eben deßwegen, unbeſchadet des unaufloͤslichen Zuſammen— 
hanges der innern und äußern Seite der Kirche, dennoch 
eine Verſchiedenheit beider im irdiſchen Zuſtande nicht bloß 
möglich, ſondern ſogar nothwendig iſt, und eben hierin die 
ſelbſtſtändige Realität beider, der Kirche nach ihrer unſicht⸗ 
baren und nach ihrer ſichtbaren Seite, beſteht. So denn 
auch iſt es gewiß, daß die innere Einheit und Allgemein⸗ 
heit der Kirche ſich darſtellen und wirkſam ſeyn müſſe in 
ihrem äußeren Zuſtand. Allein fürs erſte folgt daraus 
noch gar nicht, daß ſie vorzugsweiſe in der Einheit der 
Verfaſſung d. i. der Kirchengewalt und Kirchenregierung 
ſich darſtellen müſſe, ſondern Ein Gott, „Ein Glaube“ 
(recte‘ evangelium docere) „Eine Taufe“ (recte sacra- 
menta ädministrare), das iſt die nothwendige, die unent⸗ 
behrliche Darſtellung der Einheit und Allgemeinheit der 
Kirche. Verfaſſung und Gewalt ſind bei der Kirche das ſe— 
kundäre Element, wie fie umgekehrt beim Staate das pri⸗ 
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das Aeußerliche der Verbindung und Geſchäftsleitung, 
dann der Primat — abgeſehen vom höheren Range — 


märe find (f. o. S. 49). Ferner folgt daraus nicht, daß 
die allerdings auch für die Perfaſſung in gewiſſem Grade 
anzuſtrebende Einheit und Allgemeinheit eine geſchloſſene 
ruhende Einheit ſeyn müſſe, nemlich Eine Kirchengewalt, 
Eine Kirchenregierung, die alles durchdringt und beherrſcht. 
Denn die Kirche iſt hienieden nicht im Stande der Vollen⸗ 
dung, in welchem allein ſolche Einheit von ihrem Begriffe 
unzertrennlich iſt (wo aber auch derſelbe Herr, welcher ihre 
innere Einheit und Allgemeinheit iſt, zugleich ihre äußere Ein— 
heit ſeyn wird); ſondern ſie iſt in dem Stande des Stre— 
bens und Wirkens und der Bewältigung des Irdiſchen und 
dem Stande menſchlicher Unvollkommenheit, bei welchem 
im Gegentheil Einheit ſolcher Art als ankicipirt eher hin— 
derlich wirkt. Sie kann hienieden in Rückſicht auf ihre eine 
Seite, als ſammelnde Anſtalt, nicht die Geſtalt haben, 
welche nach ihrer andern Seite als die geſammelte Ge⸗ 
meinde, wohl ihr wahrer und reiner Ausdruck wäre. Darum 
iſt es eine Anforderung an die Verfaſſung der Kirche, daß 
ſie ein Band gewähre, durch welches die Kirche in jedem 
Augenblick, wo es erforderlich iſt, gemeinſam berathen, be— 
ſchließen unb anordnen kann; dagegen keine Anforderung 
an dieſelbe, daß ſie eine Centralgewalt enthalte, durch 
welche die Kirche in jedem Augenblick wirklich regiert 
werde. Die permanente Verfaſſungseinheit muß eine po— 
tentielle, nicht eine aktuelle ſeyn. Durch jenes be- 
thätigt ſich die Kirche als die Eine allgemeine Kirche, durch 
dieſes iſt fie. ein Univerſalſtaat. — Beſtätigt wird das 
durch die Geſtalt der Kirche in den erſten Zeiten. Die 
Apoſtel, dann die Biſchöfe, ordneten und lenkten die Kirche 
unter Mitwirkung der Gemeinden, jeder in feinem Epren: 
1 
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feine Bedeutung behalten hätte. Statt folder Reform 
iſt es durch das Bedrängniß von außen und den Manz 
gel an feſten Verfaſſungsprincipien und an klarer Voraus- 
ſicht der Folgen von innen zur Verzichtleiſtung auf das 
Epiſkopat gekommen. 

each allem dieſem möchte es wohl begründet ſeyn, 
daß die biſchöfliche Gewalt in dem bezeichneten Sinne 
die der chriſtlichen Kirche überhaupt und insbeſondere 
der lutheriſch-evangeliſchen Kirche nach ihrem Geiſte 
wie nach den urkundlichen Erklärungen ihres Bekennt⸗ 
niſſes entſprechende Verfaſſungsform iſt. 

Es möchte auch wohl um unſere Kirche zunächſt 
in Deutſchland beſſer ſtehen, wenn die oberſte Kirchen⸗ 
gewalt für ſie in den Händen eines geſammten deutſchen 
proteſtantiſchen reſp. evangeliſchen Epiſkopates ſich bes 
fände, das einen Damm gegen Bedrückung von außen 
gleich dem ehemaligen Corpus Eyangelicorum, aber 
zugleich auch einen Damm gegen Abfall und Zerſtörung 
von innen, und gegen das Auseinandergehen nach allen 
Seiten in Beſtrebung und Einrichtung bildete, — ein 
Werk, welches die Fürſten wohl getreulich foͤrdern, 
aber nicht für ſich allein ausrichten können. — 

Unmittelbare Herſtellung des Epiſkopates in Folge 
dieſer Erkenntniß wäre nun freilich nicht wünſchens⸗ 
und ſtrebenswerth, und der durchaus hiſtoriſchen Rich⸗ 


gel, es war keine Centralgewalt und Centralregierung vor⸗ 5 

handen; aber wo wichtige Fragen entſtanden, da kam es 

zum Zuſammentritte der ausgebreiteten und ſonſt ſelbſtſtan: 

dig wirkenden Angeſehenen und zu wechſelſeitiger Verſtän⸗ 
digung und zu gemeinfamen Beſchlüſſen. — 
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tung der proteſtantiſchen Kirche zuwider. Ohnedieß 
könnte ſie nur mit Willen der Fürſten rechtlich vor ſich 
gehen. Wohl aber wäre es ein Gewinn, wenn das— 
ſelbe in allmählicher Umwandlung aus den kirchlichen 
Verhältniſſen ſelbſt wieder erwüchſe, theils durch Pflege 
der dazu bereits vorhandenen Elemente, theils durch in⸗ 
tenſive Steigerung des kirchlichen Geiſtes, der je mehr 
und mehr zu ſelbſtſtändigem und geiſtlichem Charakter 
der Kirchengewalt führt. 


Ob es nun je zu einer ſolchen Umwandlung der 
proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung kommen werde, das 
laſſe ich dahingeſtellt; aber auch ohne alle Ausſicht auf 
einen äußern und gegenwärtigen Erfolg iſt es nöthig, 
die wahren Principien auszuſprechen, damit nicht die 
Einrichtungen, die ein Erzeugniß der Noth oder der 
unklaren Begriffe ſind, für das Vollkommene angeſehen, 
und vollends, wie das bei uns oft geſchieht, die natur⸗ 
gemäße Verfaſſung der Kirche verkannt, und als eine 
verwerfliche Hierarchie, auf katholiſchen Irrthümern bez 
ruhend, angefeindet werde. \ 


Endlich aber, wenn es ſich um Verfaffungsformen 
handelt, fo muß immer und immer wieder darauf hin— 
gewieſen werden, daß es zwar nichts weniger als 
gleichgiltig iſt, wie die Kirche verfaßt ſey, und daß die 
chriſtliche Gemeinſchaft Pflicht und Gebot hat, die, 
je nach den gegebenen Zuſtänden möglichſt wahre, 
entſprechende, förderliche Form anzuſtreben (Mens 
sana in corpore sano); daß aber doch das 
Weſen der Kirche und insbeſondere der evangeli— 
ſchen Kirche nicht die Verfaſſung iſt, als welche doch 
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immer eine zeitliche und menſchliche Einrichtung bleibt, 
ſondern der Geiſt, der die Gemeinſchaft erfüllt, und 
der Glaube, der da in Wort und That bekannt wird. 
Wie es heißt: „Salomo bauete Ihm ein Haus. Aber 
der Allerhöchſte wohnet nicht in Tempeln, die mit 
Händen gemacht ſind.“ 


Anhang II. 


Ueber Rothe's „Anfänge der Kirche“ und Vinet's 
„Freiheit der Kulte.“ 


Die proteſtantiſche Kirchenverfaſſung ruht auf der 
Erkenntniß, welche unfere Kirche beinahe zwei Jahr— 
hunderte lang feſtgehalten, daß Staat und Kirche zwei 
ganz ſelbſtſtändige Inſtitute ſind, aber dennoch in dem 
innigſten unauflöslichen Bande und in ſteter Wechſel— 
wirkung ſtehen. Iſt dieſe Erkenntniß Wahrheit, fo er 
giebt ſich von ihr aus die Möglichkeit von dreierlei Irr— 
thum: daß man die Selbſtſtändigkeit des Staates auf— 
hebt, und ihn in der Kirche aufgehen läßt — daß man 
die Selbſtſtändigkeit der Kirche aufhebt und ſie im 
Staate aufgehen läßt — daß man das Band zwiſchen 
beiden aufhebt und jedes gefondert ohne Einwirkung 
und Berührung des andern beſtehen läßt. Dieſe drei 
Irrthümer ſind die Verſuchungen, gleichſam Erbſünden, 
je der drei Konfeſſionen, der erſte it die Verſuchung 
der katholiſchen Kirche, der zweite die der lutheriſch 
evangeliſchen Kirche ſelbſt, der dritte die der reformir— 
ten Kirche. Was nun die Unterwerfung und Aufhe— 
bung des Staates unter die Kirche anlangt, ſo ſteht ſie 
außerhalb des Bodens der evangeliſchen Kirche, und iſt 
dieſe Lehre theils durch die Ereigniſſe am Ende des 
Mittelalters, theils durch die Wirkung, welche die Re— 
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formation auf ganz Europa ausübte, thatſächlich ver⸗ 
nichtet. Sie wird deßhalb auch wiſſenſchaftlich nicht 
mehr in ihrer alten Energie geltend gemacht. Dagegen 
die beiden andern Lehren gehören der evangeliſchen 
Kirche ſelbſt an, und find in neuerer Zeit auf wiſſen— 
ſchaftlichem Gebiete mit großer Gewalt hervorgetreten. 
Die Lehre von der Aufhebung der Kirche im Staate iſt, ab⸗ 
geſehen von der ältern Thomaſius'ſchen Lehre, gegenwärtig 
von Hegel und ſeiner ganzen Schule der That nach vertreten, 
wenn auch unter Beibehaltung einer ſcheinbaren Selbſt— 
ſtändigkeit der Kirche, nemlich der Entgegenſetzung der 
Kirche gegen den Staat als untergeordneten Momen— 
tes. Offen und entſchieden aber iſt das völlige Aufge— 
hen der Kirche im Staate von Rothe im erſten Buche 
ſeiner „Anfänge der chriſtlichen Kirche“ als Ziel erklärt 
worden, und die Durchführung dieſer, ſelbſt der Schule 
Hegel's paradoxen, Anſicht hat in hohem Grade die 
Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. Die Frage über die 
Trennung von Staat und Kirche wird in den reformir— 
ten Ländern des Weſtens mit aller Stärke bewegt, und 
unter den Anhängern der Trennung gilt insbeſondere 
die „Denkſchrift“ Vinet's „zu Gunſten der Freiheit 
der Kulte“ als eine Auktorität. 

Die Anſicht Rothe's ) iſt ein Erzeugniß ſpekula⸗ 
tiver Philoſophie, und zwar nicht gerade in den For— 
men, aber doch meiſtens in den Begriffen des Hegel— 
ſchen Syſtems. Sie beruht ſchon im Ganzen auf der 


1) Rothe „die Anfänge der chriſtlichen Kirche und n Ver⸗ 
faſſung.“ Wittenb. 1837. 
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Annahme, die eben auch Hegel angehört, daß der Staat 
der Inbegriff und die Vollendung des menſchlichen Le— 
bens ſey, nur mit dem Unterſchiede, daß Hegel pan— 
theiſtiſch im irdiſchen empiriſchen Staate dieſe Vollen— 
dung erkennt, den irdiſchen empiriſchen Staat deßhalb 
als das wahre Reich Gottes erklärt, welches die Re— 
ligionslehre fälſchlich, und in einer Selbſttäuſchung be— 
fangen, jenſeits, zukünftig und von anderer Art er— 
warte, — während Rothe im chriſtlichen Sinne ein 
ächtes Reich Gottes annimmt, verſchieden von dem ge— 
genwärtigen empiriſchen Staate, in welchem die irdi— 
ſchen Bedingungen ſich geändert haben und Gott in 
ſeiner Herrlichkeit offenbar wird, nichts deſto weniger 
aber das Reich Gottes doch einſtweilen ſchon im Staate 
findet, nemlich ſo, daß dieſer in allmählicher Läuterung 
und Vervollkommnung zuletzt zum Reiche Gottes wer— 
den muß. Bei ſolcher Annahme vom Staate bleibt 
ganz natürlich für die Kirche kein Raum mehr übrig. 
Die Ausführung dieſer Anſicht zerlegt ſich aber, wenn 
man ihren inneren Gedankengang enthüllt, in folgende 
Sätze: 

Das Chriſtenthum iſt ein Lebensprincip, es muß 
alſo das ganze menſchliche Leben immer mehr durch— 
dringen, und zwar, da dieſes ſeiner Natur nach ein ge— 
meinſames iſt, das menſchliche Leben als ein gemein— 
ſames. Die Vollendung deſſen, die völlige Durch- 
dringung des gemeinſamen Lebens durch das Chriſten— 
thum, iſt das Reich Gottes. Die Geſchichte iſt ein 
allmählicher Fortgang zu dieſem Ziele. 

Das menſchliche Leben, das da durchdrungen wer— 
den ſoll, beſteht nun aus zwei Gemeinſchaften, Staat 
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und Kirche. Der Staat iſt die „ſittliche Gemeinſchaft“ 
oder Gemeinſchaft „für die Totalität der ſittlichen 
Zwecke,“ die Kirche die „religiöfe Gemeinſchaft.“ Der 
Begriff des Sittlichen nun ſind „die der menſchlichen 
Natur als ſolcher immanenten Zwecke,“ der des Reli—⸗ 
giöſen „die in der bewußten Beziehung der menſchlichen 
Natur auf Gott begründeten Zwecke.“ Nun verhalten 
ſich aber das Religiöſe und Sittliche ihrer Wahrheit 
nach fo, daß das Sittliche die Aeußerung des Religis— 
ſen iſt. Nemlich das Sittliche iſt ein Handeln auf die 
Natur; es iſt aber nur fittlich, inſofern es aus der 
Beziehung „zur allgemeinen Vernunft d. i. Gott“ her⸗ 
vorgeht. Umgekehrt iſt das Religiöſe eine Beziehung 
zu Gott; aber dieſe muß ſich bethätigen, und ſo wie 
ſie ſich bethätigt, handelt ſie nach außen auf die Natur, 
iſt alſo nicht mehr das Religiöſe, ſondern das Sittliche. 
„Das Religiöſe als ſolches iſt eine leere Abſtraktion, 
konkrete Wirklichkeit hat es nur als das Sittliche.“ 
(S. 27). 

Iſt demnach der Staat die Gemeinſchaft für das 
Sittliche, und gehört alle Bethätigung der Religion in 
den Begriff des Sittlichen, ſo kann die chriſtliche Ge— 
meinſchaft, d. i. die Gemeinſchaft, welche die Bethäti— 
gung des chriſtlichen (religiöſen) Lebensprincips zur 
Aufgabe hat, lediglich der Staat und nicht die Kirche 
ſeyn. — Der Staat muß daher auch alle die Funk 
tionen, die eine Aeußerung, Bethätigung des religiöſen 
Princips ſind und jetzt der Kirche zukommen, überneh⸗ 
men, nemlich Lehre, Kultus, Diſciplin (identiſch mit 
Wiſſenſchaft, Kunſt, Erziehung), eben weil fie Aeuße⸗ 
rungen, Bethätigungen, Wirkungen auf die Natur ſind, 
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und „wo bleibt dann noch ein Raum übrig für die 
Kirche, wo auch nur ein Punkt, auf dem ſie ſich an— 
bauen könnte neben dem Staate?“ (S. 47). Die 
Kirche könnte ja auch, eben weil ſie ſich bethätigende, 
religiöſe Gemeinſchaft ſeyn müßte, gar nicht anders ſich 
äußern, als in der Sorge für „das äußere und zeitliche 
Wohl der Menſchen, mithin in einem vollkommen 
geordneten Zuſtande der menſchlichen Gemeinſchaft“ 
(S. 53). 

Nun iſt zwar nur der Staat in ſeinem wahren 
Begriff, und nicht der gegenwärtige empiriſche Staat 
berufen, das religiöſe Princip vollkommen zu bethäti⸗ 
gen, daher vollſtändig an die Stelle der Kirche zu tre— 
ten. Allein dieſer empiriſche Staat muß in allmählicher 
Entwicklung durch die eigne freie Thätigkeit der Menſch⸗ 
heit zu jenem wahrhaften, vollendeten d. i. zum Reiche 
Gottes werden. Nur die „äußern Bedingungen des 
irdiſchen Daſeyns unſeres Geſchlechtes, nur das Ver— 
hältniß der irdiſchen Natur zu ihm“ werden plötzlich 
durch die „ſchöpferiſche That Gottes“ verändert wer— 
den, nicht aber „die religiös-ſittlichen Zuſtände der 
Menſchheit.“ Die Umwandlung dieſer, daß ſie zum 
Reich Gottes werden, iſt „die eigne freie That der in 
den Proceß der Erlöſung eingegangenen Menſchheit, 
Ergebniß ihrer geſchichtlichen Entwicklung“ (S. 11). 
Deßhalb muß denn in ſolcher Entwicklung durch menfch- 
liche That allmählich immer mehr der irdiſche empiriſche 
Staat die Funktionen der Kirche auf ſich nehmen, bis 
zuletzt die Kirche auf den Punkt gebracht ſeyn wird, 
auf den ſie nach der Wahrheit kommen ſoll, nemlich 
gänzlich aufzuhören. Dieſes Ziel muß man daher bei 


* 
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allem Handeln in Staat und Kirche vor Augen haben 
und anſtreben (S. 87), und es iſt bereits die Menſch⸗ 
heit in „einer merklichen Approximation zu demſelben 
begriffen“ (S. 86), was zugleich eine Beſtätigung für 
die Wahrheit desſelben iſt. Die Weltgeſchichte iſt über⸗ 
haupt nichts Anderes als die Ausbildung des Staates. 
Endlich aber wird das Goktesreich ſelbſt eintreten, das ledig 
lich als Staat und nicht als Kirche gedacht werden muß. 

Dieſe ganze Entwicklung beruft auf drei irrigen 
Annahmen: 2; 

Die erfte ift die Bezeichnung des Staates als Ges 
meinſchaft für die Totalität der ſittlichen Zwecke. Daß 
der Staat eine Bethätigung der ſittlichen Gefinnung 
der menſchlichen Gemeinſchaft, und zwar zunächſt nur 
ihrer ſittlichen, nicht abſolut nothwendig auch ihrer res 
ligiöſen, Geſinnung iſt, das iſt richtig. Allein unrich— 
tig iſt es, daß der Staat die Totalität der ſittlichen 
Zwecke des menſchlichen Geſchlechtes begreife, daß das 
Sittliche ſich völlig in ihm verwirkliche, wie 
hier behauptet wird. Er iſt nur eine der Aeußerungen 
des Sittlichen, nemlich die Bethätigung deſſelben in ei— 
ner bleibenden Inſtitution, welche die ſittlichen Geſetze 
nicht mehr blos durch den Willen der Menſchen nach 
der Natur des Sittlichen, ſondern zugleich durch die 
mechaniſche Macht der Einrichtung erhält, er iſt nur 
die Manifeſtation des Sittlichen in der äußern Ord— 
nung (der rechtlichen Sphäre) des menſchlichen Ge— 
meinlebens ?). Dagegen die eigentliche und höchſte 


2) Vergl. Meine Philoſ. d. Rechts nach geſch. Anſicht. II. Bd. 
2. Abthl. S. 2. 7. 11. 12. 
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Sphäre ves Sittlichen beſteht in dem freien perſönli— 
chen Wollen und Handeln der Menſchen, ſowohl eins 
zeln als in Gemeinſchaft, und auf dieſe erſtreckt ſich der 
Staat gerade nicht. Während die Kirche das Religiöſe 
in ſeiner Vollſtändigkeit erſchöpft, als das Glaubensle— 
ben der Gemeinſchaft wie des Einzelnen, während ſie 
eben deßhalb auch das religiöſe Leben des Einzelnen bis 
ins Innerſte zum Gegenſtande ihrer Sorge (Seelſorge) 
macht, ſo iſt dagegen die Sittlichkeit des Einzelnen und 
ſelbſt die gemeinſame Sittlichkeit, ſoweit ſie nicht in ſte— 
henden Formen und Einrichtungen ſich verkörpert, ganz 
und gar außer der Sphäre des Staates. Eine ſolche 
Nebeneinanderſtellung, daß der Staat in derſelben 
Weiſe das Bereich des Sittlichen umfaſſe wie die Kirche 
das des Religiöſen, iſt alſo offenbar falſch und kann 
nur zu Irrthümern führen 2). Im Gegentheil die Kirche 


* 


3) Dieſe Bezeichnung des Staates iſt, wie der Verf. ſelbſt bes 
kennt, dem Syſtem Hegel's entlehnt. Nun iſt das gerade 
die Verkehrtheit dieſes Syſtems, daß es überall das Unper— 
ſönliche, die in der Einrichtung ausgeprägte Regel, höher 
ſtellt, als die Perſönlichkeit und den freien Willen. (M. 
Phil. d. R. ebendaſ. Bd. I, S. 305.) Wenn daher Hegel 
den Staat als die völlig verwirklichte Sittlichkeit bezeichnet, 
ſo verſteht er unter Sittlichkeit eben nur das in den Ein— 
richtungen ausgeprägte Vernunftgeſetz (Denkbeſtimmungen), 
das er der Moralität, (d. i. dem nach unſerer chriſtlichen 
Denkweiſe eigentlich Sittlichen, nemlich der guten Geſin— 
nung und Entſchließung der Perfönlichfeiten) als einer weit 
untergeordneten Stufe entgegenſtellt, und weil ihm die 
Moralität (eigentliche Sittlichkeit) etwas unbedeutendes iſt 
gegenüber der Vernünftigkeit der Rechtsordnung, ſo kann 
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umfaßt das eigentlich Sittliche, das, wie der Verf. 
ſelbſt behauptet, vom Religiöſen nicht geſchieden wer— 
den kann, während der Staat dieſem eigentlich Sitt— 
lichen durchaus ferne bleibt. 

Die zweite irrige Annahme, die eigentliche Baſis 
der ganzen Theorie, iſt die über das gegenſeitige Ver— 
hältniß des Sittlichen und Religiöſen und in Folge 
deſſen des Staates und der Kirche. Es iſt wieder 
ganz richtig, daß das Religiöſe und Sittliche in ihrer 
Wahrheit (d. i. Vollendung) ſich völlig durchdringen, 
und daß ſie ſelbſt in unſerem unvollkommenen Zuſtande 
nicht von einander gelöſt werden können; es iſt auch 
richtig, daß das Sittliche die der menſchlichen Natur 
ſelbſt immanenten Zwecke (die Vollkommenheit des 
menſchlichen Weſens als ſolchen), nicht die Beziehung 
zu Gott begreift. Allein unrichtig iſt es, daß das Re⸗ 
ligiöſe ſich nur im Sittlichen bethätige, daß es, ſo 
wie es ſich äußert und auf die Natur wirkt, damit 


er von ſeinem Standpunkte aus folgerichtig den Staat als 
die Totalität und den Endzweck des menſchlichen Daſeyns 
betrachten. Rothe nimmt nun die Hegel'ſche Bezeichnung 
des Staates an, ſubſtituirt aber dabei doch wieder einen 
andern Begriff des Sittlichen (nach Schleiermacher), der 
von Moralität (chriſtlichem Begriff des Sittlichen) nicht un⸗ 
terſchieden werden darf; das erhellt ſchon daraus, daß er 
das andere Glied des Religiöſen iſt. Durch ſolche Subſti— 
tuirung des ſubjektiven Begriffs der Sittlichkeit unter die 
Hegel'ſche Definition vom Staate, in der ihr Begriff objek— 
tiv und unperſönlich genommen iſt, ergiebt ſich aber eine 
völlige Unklarheit und Konfuſion. ’ 
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eben von ſelbſt zum Sittlichen werde. Das iſt jo wer 
nig wahr, als es umgekehrt wahr wäre, daß das Sitt— 
liche, wo es ſich nicht äußert oder kein äußerliches 
Objekt hat, eben damit zum Religiöſen würde. An 
und für ſich ſind beide, das Religiöſe und das Sitt— 
liche, innerlich; und in der Bethätigung, deren das 
Eine wie das Andere bedarf, ſind beide äußerlich, und 
hört deßhalb keines auf, es ſelbſt zu ſeyn. Die Prer 
digt zur Erweckung des Glaubens im Nächſten, der 
Druck und die Verbreitung von Bibeln, der gemein— 
ſame Genuß des Abendmahls, kurz alle Feier Gottes 
ſind Bethätigungen, Wirkungen nach außen, und bleiben 
doch immer religiös, nicht ſittlich; dagegen ſind der 
ſtoiſche Gleichmuth gegen äußere Einflüſſe, die Kant⸗ 
ſche abſolute Freiheit gewiß etwas Sittliches, obwohl 
ſie innerlich ſind und kein äußerliches Objekt haben. 
Ja ſogar dieſelben Handlungen auf die Natur können 
die Bethätigung des Sittlichen oder des Religiöſen 
oder im wahren Zuſtande beides zugleich ſeyn, ſo z. B. 
die geſchlechtliche Reinheit gehört dem Sittlichen an, 
inſofern die Vollkommenheit des Menſchen ſie fordert, 
und gehört dem Religiöſen au, inſofern fie auf aus— 
drücklicher göttlicher Ordnung („denn ich bin der Herr“) 
beruht. Die Kirche als religiöſe Gemeinſchaft hat da⸗ 
her nicht minder das menſchliche Leben auch in ſeinen 
äußeren Verhältniſſen zum Gegenſtande ihrer Bethäti— 
gung wie es der Staat hat, und das allerdings um 
ſo mehr, als ſie und nicht der Staat, wie vorher ge— 
zeigt, die Gemeinſchaft für das wahrhaft d. i. inner: 
lich Sittliche iſt. Nur von dieſer willkührlichen An— 
nahme aus, daß das Religiöſe als ſolches ſich nicht 


272 Anhang II. Ueber Rothe's „Anfänge der Kirche“ 


bethätigen könne, gelangt aber Rothe zu ſeinen Reſul— 
taten. Seine ganze Theorie beſteht, wenn man ſie auf 
ihren einfachſten Ausdruck zurückführt, eigentlich in dem 
Satze: Die Kirche iſt religiöſe Gemeinſchaft. Nun iſt 
aber alle Gemeinſchaft etwas äußerlich Wirkendes, ſich 
Bethätigendes, und auf der andern Seite iſt alles Re— 
ligiöſe ſich nicht bethätigend; denn wie es ſich bethä— 
tigt, hört es auf, das Religiöſe zu ſeyn. Sohin iſt 
der Begriff einer religiöſen Gemeinſchaft ein Wider— 
ſpruch in ſich ſelbſt, die Kirche alſo ſchon in ihrem Be— 
griffe ein Unding. Dieſe Argumentation verwickelt ſich 
denn dazu noch in die unlösbare Schwierigkeit, wie es 
denn möglich iſt, daß die Kirche, die ſich nach ſolcher 
Betrachtung als ein logiſch Undenkbares (ein dreiecki— 
ger Zirkel) herausſtellt, deſſenungeachtet in der Wirk— 
lichkeit achtzehn Jahrhunderte beſtehen konnte und noch 
bis auf dieſen Augenblick beſteht. Uebrigens ließe ſich 
von jener Vorausſetzung über das Verhältniß des Sitt— 
lichen und Religiöſen und dadurch des Staates und 
der Kirche gerade ſo gut die Theorie von Innocenz III. 
und Bonifaz VIII. folgern, als die Rothe's. Nemlich 
ſo wie das Religiöſe nur in dem Sittlichen ſich ver— 
wirklichen kann, eben ſo wird ja auch von Rothe be— 
hauptet, daß umgekehrt das Sittliche nicht beſtehen 
kann, außer als ein von dem Religiöſen Beſtimmtes. 
Iſt nun die Kirche die Gemeinſchaft für das Religiöſe, 
der Staat für das Sittliche, ſo folgt, daß die Kirche 
durchaus den Staat beſtimmen müſſe, damit er das, 
was er ſeyn ſoll, ſittliche Gemeinſchaft, wirklich ſey. 
Der Staat wird zwar immerhin änßerlich vollziehen 
müſſen, aber die Kirche muß nothwendig alle ſeine 
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Vollziehungen und Ausführungen vorſchreiben, ſie muß 
auch für jene Funktionen, die jetzt dem Staate ſelbſt— 
ſtändig zukommen, die Macht der oberſten Anordnung 
und Leitung an ſich ziehen, damit ſie durch das Re— 
ligiöfe beſtimmt ſeyen, und „wo bleibt dann noch ein 
Raum übrig für den Staat, wo auch nur Ein Punkt, 
auf dem er ſich anbauen könnte, neben der Kirche?“ 
Es iſt vag und nicht treffend, das Religiöſe als das 
Innerliche des Sittlichen, das Sittliche als das Aeußer— 
liche des Religiöſen zu bezeichnen. Eben fo vag und 
nicht treffend iſt die Bezeichnung, die übrigens nach 
Obigem aus jener nicht folgt, daß der Staat das 
Aeußere der Kirche, die Kirche das Innere des Staa— 
tes ſey, wie ſie in Marheineke's Darſtellungen 
herrſcht: das Religiöſe und das Sittliche, der Staat 
und die Kirche ſind ſpecifiſche Begriffe, die durch jene 
allgemeinen Kategorien von Innerlich und Aeußerlich 
ſchlechterdings nicht erſchöpfend getroffen werden. 

Man könnte alles das als bloß theoretiſche Un— 
richtigkeit unbeachtet laſſen, weil es doch nur vom 
Staate ‚in feiner Vollendung, in der er identiſch mit 
dem Reiche Gottes ſey, abgezogen ſeyn ſoll, und über 
Letzteres feſte Beſtimmungen zu gewinnen, ohnehin un— 
möglich iſt. Allein es wird praktiſch und verderblich 
eben durch jene Annahme, daß der Staat in feiner Vol— 
lendung das Reich Gottes ſey, daß er in allmählichem 
Fortſchritt ſich zum Reiche Gottes entwickeln und deß— 
halb alles, was vom Reiche Gottes gilt, eben ſo vom 
Staate nur in geringerem Grade, ja ſelbſt in ſteter 
Steigerung des Grades gelten müſſe. 


Daß nur die phyſiſchen Bedingungen des Menſchen— 
Stahl's prot. Kirchenverf. 18 
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geſchlechtes ſich plötzlich durch die ſchöpferiſche That 
Gottes ändern werden, „dagegen die ſittlichen Zuſtände 
desſelben in allmählicher Entwicklung durch menſchliches 
Handeln zum Reiche Gottes werden“, das iſt die dritte 
irrige Annahme der Rothe'ſchen Theorie. Die Aende— 
rung, die vor allem erforderlich iſt, damit das Reich 
Gottes eintrete, iſt das Aufhören der Sünde. Daß 
nicht mehr jeder Einzelne aufs Neue den zweifelhaften 
Kampf mit der Sünde zu beſtehen habe, wodurch die 
Gemeinſchaft nothwendig immer von der Sünde behaf- 
tet bleibt, das gehört unbeſtreitbar nicht zu den Aende— 
rungen der phyſiſchen Bedingungen, ſondern „der ſitt— 
lichen Zuſtände des Menſchengeſchlechtes,“ und hierin 
iſt auch nicht im Entfernteſten eine Entwicklung, ein 
Fortſchritt, eine „eigne That der in den Erlöſungsproceß 
eingegangenen Menſchheit,“ ſondern es bleibt immer daſ— 
ſelbe, bis Gott dereinſt durch ſeine ſchöpferiſche That 
plötzlich die menſchliche Natur umwandelt und einen an— 
dern Zuſtand wirkt). Gerade hierauf aber gründet 
ſich die ganze Beſchaffenheit, ja der Begriff des Staa— 
tes, und ſein Unterſchied, ja Gegenſatz zum Reiche Got— 
tes. Die Sünde wird durch die Erlöſung und Gnade 
nur im Einzelnen und eben je nachdem er ſich hingiebt, 
nicht aber im Menſchengeſchlechte allmählich überwun— 
den. Dieſe Behaftung des Geſchlechtes von der Sünde 
und alles, was in ihrem Gefolge iſt, bedingt und macht den 
Staat. Dies macht es unmöglich, daß der Staat je dem Rei⸗ 
che Gottes ſich annähere, dies iſt eine abſolute, unendliche 
und unüberſteigliche Kluft. Wenn aber hinſichtlich des 


4) Meine Phil. d. Rechts. II. Bd. 1. Abth. S. 223. 
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Eintrittes des Staates in Beruf und Stelle der Kirche 
Rothe eine bereits merkliche Approximation behauptet, 
ſo könnte man fragen, ob ſie etwa in den neuern bür— 
gerlichen Legislationen über die Ehe beſtehe, oder in 
der Gleichgültigkeit, ja zarten Schonung desſelben ge— 
gen die Unzucht? Hat der Staat hiemit die kirchliche 
Funktion der Diſciplin, hat er mit der Gleichgültig— 
keit z. B. gegen die Sonntagsfeier die kirchliche Funk— 
tion des Kultus, hat er mit der ſo vielfach geſtat— 
teten Gleichgültigkeit der Schule gegen die geoffen— 
barte Lehre die kirchliche Funktion der Lehre mehr 
als vor dem übernommen 5)? Allerdings iſt in mans 
cher Hinſicht ein Fortſchritt merklich; gewiſſe neue 
Grundſätze der Humanität und in Folge desſelben 
neu entſtandene Funktionen ſind ein Erzeugniß chriſt— 
lichen Geiſtes und chriſtlicher Geſittung, z. B. die 
Armenpflege; allein durch den Staat verſorgt ſind ſie 


5) Die Approximation, die Rothe zu bemerken glaubt, beſteht, 
wenn er ſich genauer Rechenſchaft giebt, am Ende haupt: 
ſächlich darin, daß die Philoſophie (d. i. Hegel) den Staat 
jetzt nach chriſtlichen Ideen begriffen habe. Allein iſt der 
Staat dadurch chriſtlicher geworden, daß ein Philoſoph 
chriſtliche Ideen oder vollends daß er ſeine eignen, in der 
That unchriſtlichen, Ideen, die er nur zugleich für die tie— 
fern Gedanken des Chriſtenthums ſelbſt ausgiebt, obwohl ſie 
ihm widerſprechen, in den Staat hineinträgt? Und waren 
dieſe Ideen, ſoweit fie wirklich chriſtlich find (z. B. von der 
Strafe als Ausfluß der Gerechtigkeit, von der objektiven 
Heiligkeit der Obrigkeit), nicht ſchon in den älteren Zeiten 
vorhan den? 


18 * 


* x 
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etwas ganz Anderes, als im Schooße der Kirche. Wer 
möchte z. B. ſagen, daß die polizeiliche Armenpflege ein 
Erſatz ſey für die brüderliche Handreichung in der Kirche? 
Das iſt alſo nicht ein Eintritt in die Stelle der Kirche, 
ſondern ein ſelbſtſtändiger Fortſchritt in chriſtlichen Prin— 
cipien. Die Approximation aber, welche außerdem noch 
zu bemerken wäre, iſt nichts Anderes, als theils der 
Eintritt in einige Funktionen, welche die Kirche im 
Mittelalter gegen ihre Natur verſorgte (z. B. Gerichts- 
barkeit, manche Zweige polizeilicher Fürſorge), theils 
ungebührliches Uebergreifen des Staates in das Gebiet 

der Kirche und Unterdrückung ihrer Selbſtſtändigkeit, 
die auch als ſolche empfunden wird. Das iſt aber keine 
Beſtätigung der Theorie und kein Pfand, daß es auch 
ſo fortgehen werde. In gleicher Weiſe hätte auch je— 
mand zur Zeit Innocenz III. behaupten können, daß der 
Staat aufhören, die Kirche allein übrig bleiben müſſe, 
und hätte ſich gleichfalls auf die merkliche Approxima⸗ 
tion berufen können 6). 


6) Es wären noch manche unhaltbare Vorausſetzungen zu bes 
zeichnen, allein das liegt außer den Zwecken dieſer Kritik, 
die keine Recenſion Rothe's, ſondern nur eine Sicherſtel— 
lung der lutheriſch-evangeliſchen Grundanſicht über das 
Verhältniß von Staat und Kirche ſeyn fol. Die vielen, 
einzeln betrachtet, höchſt werthvollen Gedanken des Ver— 
faſſers, die aber leider von ihm auch zu jenem falſchen Re— 
ſultate benutzt ſind, die neuen ſcharf feſtgeſtellten Begriffe 
können dann aus demſelben Grunde hier nicht gebührend 
gewürdigt werden. 
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Eine ſpekulative Darlegung des Verhältniſſes von 
Staat und Kirche iſt immer ſehr gewagt, wenn ihre 
Reſultate nicht zugleich der einfachen ſchlichten Denk— 
weiſe einleuchtend gemacht werden können. Sie hätte 
aber jedenfalls nicht von den Auf gaben der menſch— 
lichen Gemeinſchaft, ſittlicher oder religiöfer, ſondern 
von den Veranſtaltungen Gottes ausgehen müſ— 
ſen; nur auf dieſem Wege konnten Staat und Kirche 
in eine richtige Beziehung zum Reiche Gottes gebracht 
werden, das offenbar nicht eine menſchliche Aufgabe, 
ſondern eine göttliche Herrſchaft iſt. In Kürze würde 
ich die ſpekulative Darlegung alſo geben: 

Das Reich Gottes (tauſendjähriges oder doch ewiges) 
iſt gewiß die Einheit deſſen, was im Staate und in 
der Kirche Ewiges iſt. Es enthält ſowohl die äußere 
Lenkung und Verſorgung der Menſchen durch Gott, de— 

ö ren irdiſches Surrogat der Staat, als die innere 
Erfüllung derſelben durch Gott, deren irdiſcher An— 
fang die Kirche iſt. Die beiden Momente ſind im Reiche 
Gottes allerdings geeint, ſich durchdringend, aber doch 
gewiß unterſcheidbar 7), wie vielmehr ſind die beiden 

7) Auch die Gegenſtände, Bereiche werden demnach unterſcheid— 
bar bleiben, wie ſie hier geſondert ſind, z. B. der ewige Lob— 
geſang der Heiligen hat nur in der Kirche und nicht im 
Staate ein Analogon, dagegen das Gericht über die Ver— 
ſtockten hat es im Staate. Was aber ſonſt noch dem Staate 
Analoges dort fortdauern werde, die göttliche Fürſorge für 
die Kinder und Erben ſeines Reichs, die Wirkung auf die 
Schöpfung u. ſ. w., darüber mag man manches ahnen, aber 
Anſchauungen, feſte Begriffe, ſichere Annahmen ſind darüber 
nicht möglich. 
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irdiſchen Inſtitutionen unterſchieden und geſchieden! Denn 
hier ſteht der Staat lediglich unter dem Zuſtande und 
den Bedingungen der irdiſchen Natur, iſt daher ein 
bloßes Surrogat des ihm entſprechenden Momen— 
tes im Reiche Gottes, während die Kirche auf einem 
ſteten beſondern Hereinwirken der Gnade, auf einem 
unmittelbaren Bande zu Gott beruht, alſo ſchon hienie— 
den nnter dem Zuſtande und den Bedingungen der Ewig— 
keit ſteht, nicht ein bloßes Surrogat des ihr im Reiche 
Gottes entſprechenden Momentes, ſondern bereits der 
wirkliche Anfang desſelben iſt. Deßwegen iſt eine 
Paralleliſirung und Gleichſtellung von Kirche und Staat, 
als wenn ſie ſich nur nach ihren Gebieten ſchieden, und 
namentlich die Annahme eines Fortſchrittes zu Gunſten 
des Staates nicht ſtatthaft, und das von Rothe be— 
kämpfte allgemeine und unmittelbare Gefühl, daß das 
Reich Gottes der Kirche und nicht dem Staate gleichen 
werde, iſt wohlbegründet. Die Kirche wird ohne Kluft 
und Scheidewand in das Ewige eingehen; denn ſie iſt 
ſchon hienieden nach ihrer innerlichen Seite das wahre 
ewige Reich Gottes. Der Staat aber kann dieſes nim— 
mermehr. Er muß aufhören und ein Verhältniß ganz 
anderer, faſt entgegengeſetzter, Art an ſeine Stelle tre— 
ten, eben ſo wie am einzelnen Menſchen Glaube und 
Liebe ohne Kluft in die Ewigkeit eingehen werden, die 
irdiſche Erkenntniß dagegen abgethan werden, und eine 
andre an ihre Stelle treten wird. — Ein ſteter Fort— 
ſchritt des Staates in Aneignung des chriſtlichen Lebens— 
princips muß hiernach, wie Rothe ſehr richtig geltend 
machte, allerdings beſtehen, er hat dieſes Princip in— 
nerhalb der Gränze jener Grundbedingungen ſeines Zu— 


1 
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ſtandes zu bethätigen, er hat die Funktionen, die ihm 
hiernach zukommen, immer mehr nach chriſtlichen Ideen 
zu geſtalten; aber er kann und darf nie jene Grundbe— 
dingungen überſchreiten, ſeine Funktionen über dieſelben 
hinaus erweitern. Ferner gleichwie in der letzten Vol— 
lendung ſtatt Staat und Kirche nur die beiden Bezie— 
hungen des Einen Reiches Gottes beſtehen werden, fo 
müſſen ſchon hienieden Staat und Kirche in einem Bande 
ſtehen als die beiden zuſammengehörigen göttlichen An— 


ſtalten, und der Staat hat namentlich den äußern 


Schutz und die Förderung der Kirche zur Aufgabe, 
nimmermehr aber darf der Staat die Kirche abſorbiren 
und ſelbſt an ihre Stelle treten. So viel über Rothe. 

Beruht die Lehre Rothe's auf einer Vergötte— 
rung des Staates, indem er ihn der Art nach dem 


Reiche Gottes nach deſſen ganzem Umfange gleich ſtellt 


und nur dem Grade nach von demſelben unterſcheidet, 
ſo beruht die Lehre Vinet'ss), im äußerſten Gegen⸗ 
ſatze hiezu, auf einer völligen Entgöttlichung, ja 
fogar Entſittlichung des Staates. 

Der Staat iſt nach Binet eine bloß menſchliche 
Vereinigung, ſo daß, wer ſeine Geſetze verletzt, nur die 
menſchliche Geſellſchaft verletzt, und ſelbſt wenn der 
Staat das sacrilege ſtraft, hierin nur die Geſellſchaft 
die Verletzung ihrer Rechte rächt (S. 190.). Sein 
Urſprung iſt die Noth, er gründet ſich nicht auf ein 
moraliſches Gefühl (sentiment morale) wie die Kirche, 


ſondern auf äußerliches Bedürfniß (besoin) (S. 179.), 


% 


8) Memoire en fraveur de la liberte des cultes, par Alex- 
andre Vinet, A Paris 1826. 
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ſein Zweck iſt die Selbſterhaltung und ſpäter der Nutzen 
und das Wohlbehagen (bien étre) der Geſellſchaft. 
Gott vereinigt zwar auch moraliſche Vortheile mit die- 
ſer aus anderer Abſicht entſtandenen Geſellſchaft; aber 
dieſe moraliſchen Vortheile ſind nicht der Grund und 
Zweck des Staates, ſind ſeinem Weſen an ſich fremd 
und äußerlich (S. 176.). Die Obrigkeit ruht demnach 
nicht auf moraliſchen Ideen, ſondern auf den Geſetzen 
der Noth und Selbſterhaltung (187.). Zwar hat der 
Staat eine gemeinſame Moral (morale sociale) aufs 
recht zu halten, und ſie iſt Vorbedingung der Mitglied— 
ſchaft und der Rechte (S. 178.); allein dieſe Moral 
beſteht nur in den Regeln, welche aus dem Zwecke der 
Selbſterhaltung und des Nutzens folgen, ſie hat daher 
ihre Baſis in der Klugheit und Ueberlegung (prudence 
et raison) (S. 42.). Dadurch beſeitigt Vinet den Ein— 
wurf, daß, weil die Moral nicht ohne Einfluß der 
Religion beſtehen kann, auch der Staat, da er eine 
Moral aufrecht hält, ſich dem Einfluß der Religion 
nicht entziehen könne, (S. 36); aber eben damit iſt auch 
jene ſociale Moral in der That wieder aufgegeben; 
denn Regeln, die blos aus dem Geſetze der Noth und 
Zweckmäßigkeit hervorgehen, blos durch Rückſicht auf 
dieſe im Menſchen entſtehen, entbehren alles ethiſchen 
Charakters und würden ſehr unrichtig als „Moral“ 
bezeichnet. Ein ſolches Inſtitut nun, wie Vinet den 
Staat charakteriſirt, eine menſchliche Vereinigung, die 
auf ihre eigne Auktorität hin beſteht, die aus Noth 
entſtand, die für die Noth und den äußerlichen Nutzen 
beſteht, die ſchlechterdings kein wahrhaft ethiſches 
Princip in ſich enthält, hat natürlich gar keine Beziehung 
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zur Religion und Kirche; der Staat muß ſich völlig 
gleichgültig gegen dieſe verhalten, ſo lange dieſelben 
nicht die phyſiſchen Bedingungen feiner Exiſtenz (uns 
paſſend morale sociale genannt) verletzen. Von dies 
ſer Vorausſetzung über die Natur des Staates ergeben 
ſich daher allerdings ganz folgerichtig die Sätze: 
Völlige Trennung des Staates und der Kirche, ſo daß 
fie keinen Punkt miteinander gemein haben (S. 184.), 
Gleichheit der bürgerlichen und politiſchen Rechte für 
die Bekenner aller Religionen (S. 192. 193.), Unab— 
hängigkeit aller bürgerlichen Verhältniſſe von religiöſen 
Rückſichten (z. B. Civilehe) (S. 201.), Entkleidung 
des Kirchenregiments von aller politiſchen Auktorität 
und Unterſtützung u. ſ. w. (eben daſelbſt). 

Allein jene Vorausſetzung iſt eben durch und 
durch nichtig. Der Staat iſt keine bloß menſch— 
liche Geſellſchaft, er ruht auf höherer (göttlicher) 
Sanktion, ſonſt wäre auch die ganze Gewalt, die er 
über die Unterthanen übt, unbefugt ?). Er entſteht 
nicht blos durch das phyſiſche Bedürfniß, ſondern 
eben ſo ſehr vermöge eines ſittlichen Bewußtſeyns 
ſeiner Nothwendigkeit. Es iſt ein ſittliches Bewußt— 
ſeyn, daß der Obrigkeit gehorcht, daß das Recht ge— 
handhabt, daß das Verbrechen geſtraft werden müſſe, 
das alle Völker bei der Staatenbildung beherrſchte 
und ſie fortwährend beherrſcht; er entſteht nicht aus 
einer Ueberlegung der Klugheit und Rathſamkeit, 
ſondern aus einem ſittlichen Trieb, aus ſittlich gehei— 


9) Meine Philofophie d. Rechts. II. Bd. 2. Abth. S. 17. 
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ligten Banden. Der Staat iſt nicht minder eine Ber 
thätigung des ſittlich vernünftigen Willens der menſch— 
lichen Gemeinſchaft als ein Mittel für ihre Erhaltung, 
und die Geſetze zur Handhabung der Rechtsordnung, 
zur Förderung der höhern Intereſſen ſind nicht bloße 
Erfindungen für die Noth, ſondern Ausflüſſe eines 
wahrhaft ethiſchen Princips. Ihre Baſis iſt nicht die 
Klugheit und Berechnung, fondern die Weisheit nnd 
vor allem die Gerechtigkeit. Es giebt deßhalb wirklich 
eine Moral des Staates (micht blos in mißbräuchlicher 
Anwendung dieſes Wortes), und eine ſolche kann, wie 
Vinet ſelbſt zugeſteht, nicht anders als durch die reli— 
giöſe Erkenntniß beſtimmt ſeyn. So z. B. hat es nie 
ein bürgerliches Eherecht gegeben ohne Zuſammen— 
hang mit der religiöſen Erkenntniß der Nation, ih— 
rer religiöſen Würdigung der Ehe; ſo ſteht die ganze 
Volkserziehung, dieſer wichtigſte Zweig der Staatsvers 
waltung, unter dem Einfluſſe religiöſer Principien. 
Selbſt das Anſehen der Obrigkeit, die Stellung der 
Stände, die Geſetze über Eigenthum, die bürgerlichen 
Strafen hängen theils unmittelbar von der religiöſen 
Erkenntniß ab (z. B. Rechtmäßigkeit der Revolution — 
der Todesſtrafe) theils doch mittelbar, nemlich von der 
Geſittung, welche die Wirkung des religiöſen Princips 
iſt. Wie kann dann aber der Staat gleichgültig ſich 
gegen die Religion verhalten, wie kann es ihm einerlei 
ſeyn, ob die Bekenner dieſes oder jenes Glaubens an 
der Spitze der Regierung ſeine Geſetze und Einrichtun— 
gen beſtimmen, wie kann es ihm einerlei ſeyn, ob der 
religiöſe Glaube, den er als die wahre Grundlage ſeiner 
Inſtitutionen erkennt, befeſtigt, geſchützt, oder von Will— 
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kür untergraben werde? Es iſt bei jener Vorausſetzung 
überſehen, was Rothe ſehr treffend hervorhebt, daß das 
Chriſtenthum ein Lebensprincip iſt, daher wie das ganze 
Leben der Menſchheit ſo auch die politiſche Gemeinſchaft 
nothwendig durchdringen, ſich in ihren Geſetzen und 
Einrichtungen plaſtiſch bewähren muß. Es iſt überſe— 
hen, daß Staat und Kirche in der göttlichen Oekonomie 
zuſammengehören als zwei Anſtalten, die ſich ergänzen, 
aufeinanderwirken, durch die gemeinſam das menſchliche 
Geſchlecht hienieden gelenkt und ſeiner Beſtimmung ent— 
gegengeführt werden ſoll, daß ſie deßhalb auch in der 
menſchlichen Ueberlegung und Anordnung nicht getrennt 
werden dürfen. 

Dazu kommt noch eine einſeitige Auffaſſung der 
Kirche; ſie wird vorgeſtellt nicht als die ununterbro— 
chene Strömung des Geiſtes, deren Träger und Fort— 
pflanzer die Gemeinſchaft und ihre bleibende äußere 
Ordnung iſt, ſondern als eine Geſellſchaft, die ſich da 
beſtändig neu bildet durch die einzelnen Gläubigen; ſie 
wird vorgeſtellt nicht als eine ſolche, die bereits im 
ſichern Beſitze der Heilswahrheiten iſt, ſondern als, 
eine ſolche, welche dieſelben erſt aus der heiligen Schrift 
zu ermitteln hat, ſo daß das wahre Leben der Kirche 
in einer ſolchen Forſchung ihrer Glieder beſteht, die 
ſich vom Glauben der Gemeinſchaft in der ungebun— 
denſten Weiſe löſt, und daß die Bildung von Sekten, 
die unendliche Zerſplitterung in individuelle Syſteme 
der religiöſen und moraliſchen Anſicht als ein Gut und 
Zeichen des geſunden Zuſtandes der Kirche erſcheint. 
(S. 257 f.). Von ſolcher Auffaſſung aus muß man na— 
türlich allem abgeneigt ſeyn, was dazu beiträgt, in der 
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Kirche eine Stabilität, eine ungeſtörte Fortpflanzung 
des einmal im Innerſten als wahr erkannten Glaubens 
zu bewirken, ſohin insbeſondere der Garantie des kirch— 
lichen Bekenntniſſes durch den Staat. 

Der Verfaſſer huldigt einem Syſteme politiſcher 
Erkenntniß, das man in Deutſchland längſt überwun— 
den hat. Er huldigt im Weſentlichen den Begriffen 
vom Staate, die, wie ich im erſten Bande meiner 
Philoſophie des Rechts nachgewieſen, eine Folge der 
Entwicklung des rationaliſtiſchen Princips ſind. Sollte 
derſelbe aber auch den Fortſchritt der Bildung und 
Wiſſenſchaft, der insbeſondere in Deutſchland vor ſich 
gegangen, nicht anerkennen, jo kann er doch nach ſei- 
ner entſchieden chriſtlichen Geſinnung ſich nicht dem 
Worte Gottes entziehen, welches beſtimmt das Gegen— 
theil ſeiner Lehre ausſpricht. Das Wort Gottes ſagt: 
„Denn es iſt keine Obeigkeit ohne von Gott, wo aber 
Obrigkeit iſt, die iſt von Gott verordnet“ (Röm. 13); 
wie vereinigt ſich damit, daß das Gouvernement nicht 
auf moraliſchen Ideen beruht 10), daß der Staat eine 
auf eigne Auktorität beſtehende Geſellſchaft ii? Das 
Wort Gottes ſagt: „die Obrigkeit iſt Gottes Dienerin, 
eine Rächerin zur Strafe über den, der Böſes thut.“ 
Iſt nun Strafe des Böſen eine Maßregel der Noth 
und eine Erfindung der Klugheit, iſt ſie nicht vielmehr 


10) Le gouvernement, qu'on a appele le moyen de la so- 
ciete, ne repose pas sur des idées morales, il n’est 

que le representant, et, si jose le dire, l’agent de ce 
eommerce d’echange entrepris dans le but de la con- 


servation et de la defense mutuelle (177). 
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ein Akt der Gerechtigkeit? Oder ſoll das blos eine 
Anleitung, wie die Geſellſchaft für ihre Erhaltung ver⸗ 
ſtändig ſorgen könne, ſeyn, wenn das Wort Gottes 
ſagt: „Wer Blut vergießt, deſſen Blut ſoll wieder 
vergoſſen werden?“ Endlich wenn die h. Schrift ſagt: 
„Die Könige ſollen deine Pfleger, die Fürſten deine 
Säugammen ſeyn,“ wie entſpricht dem die Abwehr der 
Protektion des Staates für die Kirche, welche der 
Zweck dieſes Buches iſt? 

Vinet's Anſicht hat unbeſtreitbar ein großes und 
richtiges praktiſches Motiv, was ſich von der Rothe's 
nicht ſagen läßt. Die Freiheit der Kulte, wenn gleich 
nicht in der unendlichen Ausdehnung, ſo doch in wei— 
tem Maaße, iſt allerdings eine Anforderung zur Frei— 
heit im Staate und zum Schutz der Kirche für den 
Fall des möglichen allgemeinen Abfalls. Allein nur 
die Freiheit der Kulte als Privatkulte, welche der 
Staat duldet, die Freiheit der Bekenner, iſt eine An— 
forderung, nicht der religiöfe Indifferentismus des 
Staates ſelbſt. Wohl wenn eine Nation die Gemein 
ſchaft religiöſer Erkenntniß völlig eingebüßt oder nie 
beſeſſen hat, wenn ſie in eine Unzahl religiöſer Mei— 
nungen zerſplittert iſt, ſo daß ſich gar nicht ermitteln 
läßt, welchen Glauben die Maſſe und der Kern der 
Nation bekennt; dann iſt die Trennung von Staat 
und Kirche, wie Vinet ſie preiſt, unvermeidlich. Der 
Indifferentismus des Staates iſt dann keine Anforde— 
rung, ſondern eine Thatſache. Dieſer Zuſtand iſt aber 
weit entfernt, das Ideal des Verhältniſſes zwiſchen 
Staat und Kirche zu ſeyn, er iſt vielmehr ein Zuſtand 


großen geiſtigen Elendes der Nation im Allgemeinen, 
0 * 
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wenn auch einzelne Häuflein dabei in der Wahrheit 
ſich befinden. Desgleichen in dem Fall, wenn ein Staat 
falſcher Religion huldigt, ſo iſt es wohl für den wah— 
ren Glauben gut und wünſchenswerth, daß er auch dem 
Prinzipe der Trennung von Staat und Kirche huldigen 
möchte; aber das iſt deßhalb nicht das an ſich Gute 
und Wünſchenswerthe. Es iſt ähnlich, wie es bei dem 
einzelnen Menſchen gewiß das Rechte und Vollkom⸗ 
mene iſt, daß er folgerichtig nach ſeinen Grundſätzen 
handle; aber dennoch wenn dieſe Grundſätze ſchlecht 
(epikuräiſch, fanatiſch u. dgl.) ſind, ſo wird es gut 
und zu wünſchen ſeyn, daß er unfolgerichtig handeln 
möchte. Das Recht des wahren chriſtlichen Glaubens 
gegen ein abgefallenes Staats- und Kirchenregiment 
iſt eigentlich und in lauterer Weiſe nicht ſo zu vertre— 
ten, daß jene auf einen gebotenen Indifferentismus des 
Staates, ſondern daß fie auf ihr unantaſtbares Recht, 
die anerkannte Kirche zu ſeyn, ſich berufen. Der ge— 
ringſte Erſatz für dieſe widerrechtlich entzogene Aner— 
kennung iſt dann die Duldung. Mag man aber als 
Chriſt immerhin dem ungläubigen Staate gegenüber 
ſagen: Ihr habt kein Recht von eurem Standpunkte 
aus, da ihr keine Offenbarung, alſo keine untrügliche 
Richtſchnur annehmt, das poſitive Chriſtenthum von 
der vollſten Berechtigung neben anderen Meinungen 
auszuſchließen: ſo darf man doch als Chriſt nimmer— 
mehr zugeben, daß auch eine chriſtliche Nation von ihs 
rem Standpunkte aus, da ſie eine Offenbarung und 
untrügliche Richtſchnur annimmt, ihren Staat gleich 
gültig gegen Glauben und Kirche geſtalten könne und 
dürfe. — Steht nun im Ganzen die Anſicht Vinet's 
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hinter der Rothe's an Tiefe und Reichthum der Bil— 
dung zurück, ſo iſt doch ihr Reſultat weit minder ver— 
derblich. Dasſelbe iſt nemlich zwar ein Nachtheil für 
die Kirche und noch mehr eine Verunſtaltung für den 
Staat, ſohin ein beklagenswerther Zuſtand des chriſt— 
lichen Volkes. Allein es iſt doch nicht eine Aufhebung 
und Zerſtörung der Kirche. Die Kirche hat beſtanden 
und in der tiefſten- mächtigſten Erweckung beſtanden 
ohne Verbindung mit dem Staate, und kann immerdar 
ohne dieſelbe beſtehen, wenn es gleich die wahre Auf- 
gabe iſt, dieſe Verbindung in rechter Weiſe herzuſtellen 
und zwar noch weit mehr um des Staates als der 
Kirche willen. Aber die Kirche, ja wohl das chriſt— 
liche Leben ſelbſt können zuletzt nicht mehr beſtehen, 
wenn ſie je mehr und mehr der Herrſchaft des Staa— 
tes und der weltlichen Obrigkeit unterworfen werden. 
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